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VORBEMERKUNGEN DES AUTORS 

Die mit diesem Band vorgelegte Untersuchung beruht auf Strafverfahrensakten, denen 

wirtschaftsstrafrechtliche Ermittlungsverfahren zugrunde liegen, die bereits 1974 von den 

Staatsanwaltschaften durch Einstellung, Strafbefehlsbeantragung oder Anklage abge­

schlossen worden sind. Die Aktenauswertung wurde Im Oktober 1977 beendet. Die Aus­

wertung der Daten und die Ausarbeitung des Forschungsberichts hat sich infolge der be­

ruflichen Veränderung des Projektleiters verzögert. Was eigentlich die volle Arbeitskraft 

erfordert hätte, mußte deshalb an "Feierabenden" und Wochenenden vollendet werden. 

Dies machte den Verzicht auf die völlige Ausschöpfung aller im Projektdesign angelegten 

Fragestellungen notwendig, um in überschaubarer Frist ein verwertbares Untersuchun;JS­

e:r;i�bnis vorlegen zu können. Dies war um so dringlicher, als sich bereits durch das Drille 

Strafverfahrensänderungsgesetz 1975 Im Bereich der Staatsanwaltschaften gegenüber 

dem Untersuchungsmaterial (Abschluß der Ermittlungsverfahren 1974) nicht unerhebliche 

Verfahrens.:;.nderungen ergeben haben, die sich In dieser Untersuchung nicht (mehr) nie­

derschlagen konnten. Andererseits liegen zum Verfahrensausgang bei ''l'irtschaftsstraf­

sachen über die "Bundesweite Erfassung von Wirtschaftsstraftaten nach einheitlichen 

Gesichtspunkten" nur grobe Strukturdaten zum Ermittlungsverfahren vor, es fehlen hierzu 

vertiefende rechtstatsächllche und kriminologische Befunde, es fehlen insbesondere aber 

auch Erkenntnisse über Durchführung und Aus�ang der gerichtlichen Hauptverfahren bei 

Wirtschaftsstraftaten. Diesen Mangel behebt die vorliegende Aktenanalyse. Insofern ist 

die Untersuchung nach wie vor aktuell, auch wenn Inzwischen der Ausbau ddr :>chwer­

punktstaatsanwaltschaften für Wirtschaftsstrafsachen und der Wirtschaftsstrafkammern 

vermutlich zu einer weiteren Verbesserung der Strafverfolgung bei Wirtschaftsdelikten In 

der Bundesrepublik Deutschland geführt hat. 

Eine empirische Untersuchung vom Ausmaß der vorgelegten Aktenanalyse bedarf der 

i-,ite.rbeil und des Rates anderer sowie materieller Förderung. 

Mein Dank gilt: 

- Herrn Professor Dr. Günther Kaiser, dem es als Direktor des MPI für Strafrecht, Frei­

burg, gelungen Ist, die Justizverwaltungen für seine Idee der Untersuchung der Straf­

verfolgung bei Wirtschaftsdelikten zu gewinnen. 
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- der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Bonn, für die Finanzierung; 

- den Justizbehörden für die Überlassung der Verfahrensakten; 

- den Studentinnen, Studenten, Referendarinnen und Referendaren, die an der Ak-

tenauswertung mitgearbeitet haben; 

- Herrn Rechtsreferendar Rudolf Gläser, der die Vorbereitung der Datenauswertung in
Freiburg überwacht hat;

- Herrn York Hilger, der die Programmier- und Rechenarbeiten ausgeführt hat;

- Herrn Dr. Wulf-Dieter Gehrich, Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Braun-
schweig, der eine Vorfassung des Berichts mit zahlreichen kritischen Anmerkungen 
versehen hat, die mir sehr hilfreich waren; 

- meiner Frau, die nicht nur viel Geduld während der Zeil der Entstehung dieses Be­

richtes bewiesen hat, sondern auch tatkräftig bei Literaturbeschaffung und Zusam­
menstellung der Daten zur Deliklsslruklur und zur Strafzumessung mitgewirkt hat; 
schließlich 

- Frau Erika-Maria Steiner, die Text und Tabellen des Berichts mit großer Sorgfalt In 

einer ersten Fassung zu Papier gebracht hat 

- und Frau Trudi Wissler, die mit Mühe und Geduld die endgültige Reinschrift für den
Druck besorgt hat. 

Der Autor ist im Niedersächsischen Justizministerium �zuständig für Fragen der Straf­
verfolgung bei Wirtschaftsdelikten. Die Interpretationen und Schlußfolgerungen dieses 
Bandes geben allein die eigene Meinung des Verfassers wieder. 

Das eingearbeitete Schrifttum entspricht dem Stand vorn Dezember 1980. 

Hannover im Mai 1981 

Friedrich Helmut Berckhauer 
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Kapitel 1 

FORSCHUNGSINTERESSE UND FORSCHUNGSST AND 

1 . 1  Rechtspolitik und Wirtschaftskriminologie 

Namen wie Gerling und Glöggler oder Helaba und Herstatt werden vermutlich - wenig­
stens In den letzten Jahren - spontan mit Wirtschaftskriminalität assoziiert, einer beson­
deren Art abweichenden Verhaltens, das gewöhnlich einen geringen crime appeal be­
sitzt. Derartig spektakuläre Fälle mit Schäden, die bis in die Milliarden gehen, prägen 
nicht nur das Bild der Wirtschaftskriminalität in der breiten Öffentlichkeit 1>, sondern be­
stimmen auch die Diskussion der an der Bekämpfung dieser Deliktsart interessierten 
Fachwelt, a lso der Kriminalpolitiker 2> sowie der Stra frechtstheoretiker 3> und -praktiker
4>. Diese Blickverengung hat, wie noch zu zeigen sein wird, nicht unbeträchtliche Aus­
wirkungen auf den Gang des Gesetzgebungsverfahrens zur Reform des Strafrechts auf 
dem Gebiet der Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität gehabt. 

1 . 1 . 1  Rechlspolilische Überlegungen 

Die Vorstellung,  daß vor dem Strafgesetz doch nicht alle g leich sind, daß man die Gro­
ßen laufen läßt, die Kleinen aber hängt, ist sicherlich ein Motiv für die stärkere Befas­
sung mit Fragen der Wirtschaftskriminalität in den vergangenen 25 Jahren. Die ersten 
Forderungen von Polizeipraktikern nach einer verbesserten Verfolgung von Wirtschafts­
straftaten fielen bezeichnenderweise in die Zeit des sogenannten Wirtschaftswunders, 
also in die Zeil ab den mittleren und späten S0er Jahrer1. In einer freien Marktwirtschaft 
kann die wirtschaftliche und unternehmerische Freiheit leicht mißverstanden und miß­
braucht werden, wobei die Grenzen vom cleveren kaufmännischen Denken zum unlau­
teren Geschäftsgebaren und hin zur Kriminalität eher fließend sind. Der Begriff der 
Grenzmoral beschreibt diesen Sachverhalt recht anschaulich 6>. Eine Wirtschaftsord­
nung, die sich selbst nur ihrer eigenen Freiheit verpflichtet weiß, die sich jeder staat­
lichen Gängelung zu entziehen versucht, ist deshalb nur schwer von Auswüchsen frei­
zuhalten. Die Funktion eines sanklionsbewehrten Verhaltenskodex im Wirtschaftsleben 
müssen dann die wenigen Bestimmungen des Stra frechtes und des Nebenstrafrechtes 
erfüllen, die Bezug zum Wirtschaftsleben haben 7>. Auswüchse im Wirtschaftsleben
müssen also durch ein System reguliert werden, das eigentlich gar nicht für diese Auf­
gabe zugeschnitten ist. Hierin liegt wohl auch der Grund, daß die Verfolgung der Wirt-

1 



schaftsstraftaten schon seil jeher als äußerst schwierig gilt. So hat Terstegen bereits 
1954 beklagt, daß das Steuer-Strafrecht das "einzige Beispiel eines im stärkeren Um­
fange durchgebildeten lntelligenz-Slralrechls" biete s>. Terstegen fährt fort: "Mangels 
entsprechender Tatbestände ist auch das allgemeine Straf-Verfahren auf die Aburteilung 
dieser Intelligenzverbrechen nicht eingestellt. Das zeigt die Wehrlosigkeit gegenüber den 
wenigen im StGB normierten Intelligenzverbrechen, z.B. den Konkursverbrechen und 
dem Betruge, und gilt wesentlich dann, wenn Verbrechen dieser Art massenhaft auftre­
ten" 9 ). Bis in die Gegenwart hinein ist es nicht gelungen, Licht in die Grauzone zwi­

schen noch Erlaubtem und schon Strafbarem zu bringen, also die Tatbestandsverwirk­
lichung von der bloßen "Kantengängerarbeit" 10 > und von der Gesetzesumgehung 11 ) zu 
trennen. 

Eine derart wenig effektive Kriminalisierung der Wirtschaftsdelinquenz stößt, wie Noll 1 2) 

dargelegt hat, mit Notwendigkeit auf die Frage nach Gleichheit und Gerechtigkeit. Die 
bisher mehr vermutete als belegte Ungleichheit bei der Verfolgung von Wirtschafts­
straftaten gegenüber der klassischen Kriminalität gerät leicht in den Geruch der Klas­
senjustiz 13'. Da Wirtschaftskriminalität häufig als die eigentliche Domäne höherer so­
zialer Schichten angesehen wird 14', müßte mit einer verstärkten Ahndung dieser Taten 
mehr Rechtsgleichheit und Gerechtigkeit verwirklicht werden 15'. Ob dieses rechts­
politische Anliegen aber durch die organisatorischen und gesetzgeberischen Schritte des 
letzten Jahrzehnts tatsächlich verwirklicht wurde, ob also die von Kaiser gesehene Sor­

ge um Generalprävention 16) zu greifbaren Ergebnissen geführt hat, Ist bislang 
empirisch noch nicht untersucht worden. Der Erfolg der bisherigen Reformmaßnahmen 

wird denn auch nach dem Motto "Was ich nicht weiß, macht mich nicht heiß" eher 
positiv beurteilt 1 7'. Gegenteilige Auflassungen sind rar und dürften es schwer haben, 

sich durchzusetzen. 

Im Hinblick auf die organisatorischen Bemühungen, die Wirtschaftskriminalität in den 

Grill zu bekommen, schreiben Bender und Streck�r 18 > : 

2 

"Sollte es im Rahmen einer "wirklichen" Justizreform gelingen, ... im Rahmen der 
Strafgerichtsbarkeit den Schwerpunkt der Verfolgungsintensität von den traditio­
nellen Vermögensdelikten auf den weit sozialschüdlicheren (freilich auch we­
sentlich arbeitsaulwendigeren)Bereich zu verlagern, den man gemeinhin unter 
"Wirtschaftskriminalität" versteht, so käme auf die Justiz der Bundesrepublik 
eine Arbeitslast zu, von der wir uns heute noch kaum eine Vorstellung machen.
Der derzeit vorhandene Rechtsstab würde unter dieser Arbeitslast voraussicht­
lich zusammenbrechen. Andererseits besteht keine reale Chance, den Rechts­
stab so auszuweiten, wie es zur Bewältigung dieses Viellachen der heutigen Ar­
beitslast unter Beibehaltung des derzeitigen Organisations- und Verfahrenssy­
stems notwendig wäre". 



Dem Zweifel von Bender und Strecker an der Durchführung einer "wirklichen" Justizre­
form stehen die Zweifel von Schubarth 19 ) und Noll 20 > darin gegenüber, daß der Ge­

setzgeber eine "wirkliche" Rechtsreform habe durchführen wollen. So meint Schubarth, 

daß das Fehlen einer von ihm als erforderlich erachteten Erfolgskontrolle nach der 
Schaffung neuer Tatbestände den Satz von Noll bestätige, "daß sich der Gesetzgeber 
um die Wirksamkeit und die Wirkungen der von ihm erlassenen Gesetze nicht kümmere, 
ja daß sich die Annahme aufdränge, der Gesetzgeber wolle durch den legislativen Akt 
häufig gleichgültig um seine Wirkungen n ur sich selbst entlasten" 2 1>.

Diese !S.!:W1_ steht im diametralen Gegensatz zu der bislang einmütig geführten Diskus­

sion, die Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität erfordere den Ausbau von Polizei und 
Justiz, bedürfe aber auch der Abrundung des gesetzlichen Instrumentariums 22 >. Mit 

der Organisationsreform wurde Ende der 60 er Jahre begonnen 2 3>, die Gesetzgebungs­
maschine kam dagegen erst später und auch langsamer in Gang 24>. Stationen auf dem 
Wege zum Ersten Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität 25) sind insbeson­
dere der 49. Deutsche Juristentag 1972 , der sich in seiner strafrechtlichen Abteilung 

mit dem Thema befaßte "Welche strafrechtlichen Mittel empfehlen sich für die wirksa­
mere Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität?" 26>, und die vom Bundesminister der 

Justiz eingesetzte "Sachverständigenkommission zur Bekämpfung der Wirtschaftskri­
minalität - Reform des Wirtschaftsstrafrechts", die ihre Beratungen Ende 1972 begann
und inzwischen abgeschlossen hat 27>. Zu nennen ist ferner das Programm für die
Innere Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland vom Februar 1974 der Ständigen 
Konferenz der Innenminister und -senatoren des Bundes und der L änder 28 ), die der 
Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität ebenfalls besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
haben. 

Diese Anstrengungen in der Bundesrepublik Deutschland sind Teil einer reformatori­
schen Strö mung, die auch in anderen L ändern 29 ) zu beobachten ist. 

Der Vorwurf Schubarths, der Gesetzgeber lasse es generell an einer Erfolgskontrolle 
seiner Aktivitäten auf dem Gebiet der Wirtschaftskriminalität fehlen JO), Ist in vollem 

Umfange nicht berechtigt. Bereits 1974 haben die Justizverwaltungen des Bundes und 
der Länder eine justizinteme Statistik geschaffen, die Rechenschaft über Umfang und 
Ausgang abgeschlossener staatsanwaltschaltlicher Ermittlungsverfahren ablegt. Diese 
sogenannte "Bundesweite Erlassung von Wirtschaftsstraftaten nach einheitlichen Ge­
sichtspunkten" 31 ) wird seit ihrer Schaffung durch das Max-Planck-Institut für auslän­
disches und internationales Strafrecht, Freiburg 1. Br. , ausgewertet. Allerdings kann die 
Bundesweite Erfassung - wie noch zu zeigen sein wird - den strengen Anspruch einer 
Erfolgskontrolle nur ansatzweise erfüllen. Immerhin hat sie eine Reihe von Erkenntnissen 



erbracht, die vor ihrer Einführung nicht oder nur unzureichend zugänglich waren. Au­
ßerdem bietet sie über die Dokumentation der abgeschlossenen Ermittlungsverfahren die 
Möglichkeit, vertiefende Untersuchungen auf ihrer Grundlage durchzuführen. Die vorlie­
gende Analyse der Wirlschaflsslra !verfahren ist hierfür ein Beispiel. 

1 . 1 .2 Die Bedeutung rechtslatsächlicher und kriminologischer Forschung für Kriminal­
politik und Strafverfolgungspraxis 

Notwendigkeit und Nützlichkeit empirischer Grundlagenkenntn isse für die Kriminalpolitik 
wie auch die strafrechtliche Praxis werden in der Literatur unterschiedlich beurteilt. So 
hält beispie lsweise Zipf 32) eine fundierte kriminalpolitische Entscheidung für undenk­
bar, die nicht auf der ausreichenden Kenntnis der tatsächlichen Zusammenhänge und 
Gegebenheiten aufbauen könne. Nur ein ausreichendes empirisches Wissen ermögliche 
eine solide kriminalpolitische Entscheidung. Weiterhin meint Zipf, daß auch bei der Be­
urteilung des Funktionierens der eigenen Rechtseinrichtungen es völlig unverzichtbar 
sei, ausreichendes empirisches Wissen hierüber zu besitzen. Im Gesamtverlauf der b is­
herigen Strafrechtsreform sei es immer wieder schmerzlich deutlich geworden, wie sehr 
an vielen kriminalpolitischen Brennpunkten ausreichend abgesichertes empirisches Wis­
sen fehle 33>_ Auch Rieß 34> hat im Blick auf die Reformüberlegungen zum erstinstanz­
lichen Verfahren die Ansicht vertreten, einer gut entwickelten theoretischen rechtspoli­
tischen Diskussion siehe ein beträchtliches Defizit an rechtstatsächlichen Unlersuchun­
� gegenüber, von denen die für die Gesetzgebung unerläßlichen Aufschlüsse über 
den realen Ablauf und die Wirkungszusammenhänge des Hauptverfahrens und von Al­
ternativmodellen erwartet werden könnten. 

Obwohl diese Überlegungen naheliegen, wird der Bedarf an empirischer Grundlagen­
� verschieden eingeschätzt. So sah Kaiser Anfang der 70er Jahre 35> eine Pha­
se größerer Bereitschaft der sozialen Kontrollinstanzen für die Auf- und Übernahme 
empirischer Befunde und zog daraus den Schluß, daß der Bedarf an verfügbaren und 
verläßlichen Daten schnell wachsen werde. Demgegenüber kommt Jäger zu Ende der 
70er Jahre 36) zu der eher skeptischen Schlußfolgerung, daß trotz zunehmender gene­
reller Einsicht in die Bedeutung empirischer Erkenntnisse für die Rechtswissenschaft es 
bisher nicht gelungen sei, die Kluft zwischen Kriminologie und Strafrecht zu überbrük­
ken, Die Kriminologie habe ihre Auswirkungen auf ein praktikables System sozialer Kon­
trolle vorerst nicht deutlich machen können. Jäger geht sogar noch einen Schrill weiter: 
Im Gegenteil hätten sich Strafrechtswissenschaft und Strafrechtspraxis von empirischen 
Befunden weitgehend unbeeindruckt gezeigt oder sich Forschungsergebnissen aus 
Furcht vor möglichen Konsequenzen für das Schuldprinzip bewußt verweigert 37> .
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Kriminologische wie rechtstatsächliche Forschung stehen vor einem Dilemma, das ihre 
Grenzen deutlich macht. Tatsächlich läuft den Forschern zum Zeitpunkt des For­
schungsabschlusses die Wirklichkeit schon wieder davon. Der von Würtenberger 38 ) be­
schriebene "Durchbruch zur Wirklichkeit" ist also immer nur ein Durchbruch zu einer 

vergangenen Wirklichkeit. Es ist deshalb nicht verwunderlich, wenn Tiedemann 39 ) (al­
lerdings mehr mit Blick auf die eher theoretischen Ausführungen Opps 4o) zur Wirt­
schaftskriminalität) meinl,die Dynamik, ja Eile und Hast heutiger Strafrechlspolilik nehme 

gerade im Bereich der Wirtschaftskriminalität keine Rücksicht auf die umständlichen 
Gehversuche einer "Soziologie der Wirtschaftskriminalität". 

Diese Bemerkung Tiedemanns ist, weil zutreffend, sehr aufschlußreich. Der Gesetzgeber 

meint heute, nicht mehr die Zeil zu haben, um mit Bedacht gesetzliche Grundlagen zu 
schaffen. Vermeintliche oder tatsächliche tagespolitische Notwendigkeiten bestimmen 

immer mehr den Gang der Gesetzgebung, ohne daß Verläßliches über Voraussetzungen 

und Auswirkungen bekannt wäre. Besonders evident ist dies auf dem Gebiet der Be­
kämpfung des Terrorismus geworden, gilt aber gleichermaßen, wie Schubarth erst jüngst 
dargelegt hat, für die Wirtschaftskriminalität. 

Rechtstatsachenforschung und Kriminologie fällt die Aufgabe einer Erfolgskontrolle 41 ) 

zu. Kaiser hat dies treffend beschrieben: "Die Analyse tatsächlicher Verhältnisse kann 
deutlich machen, inwieweit das, was unter dem Zeichen der Gerechtigkeit angestrebt 
und In die Wege geleitet wurde oder wird, auch wirklich diese Funktion, Gerechtigkeit 
zu realisieren, erfül:t; und zwar unabhängig davon, wie dieses "Sollen" zuvor definiert 
ist" 42>.

In den Zusammenhang der E rfolgsmessung gehö rt auch der Gedanke der ·untersuchung 
der juristischen Praktikabilität bestimmter Rechtsinstitute, der besonders von Schöch 
und Schreiber 43> hervorgehoben wird. Eine praxisbegleitende Forschung kann deshalb 
zur Erneuerung strafrechtlicher Strategien 44) führen. 

Ferner erfüllt die empirische Forschung wenigstens in Ansätzen die eigentlich den amt­
lichen Statistiken zukommende Aufgabe, einen Überblick über das System der Kriminal­
justiz 45) zu geben. Solange es noch an der von Heinz geforderten "Rechtspflege-Ver­
laufsstatistik: fehlt 46), können empirische Untersuchungen punktuell Aufschluß über
Gestaltung und Ausgang einzelner Verfahrensarten geben. 

Empirische Forschung ist aber auch ein Mittel der Ideologiekritik. Meinungsdenken und 

Faktenwissen fallen oft auseinander. Insofern hat sich in den letzten eineinhalb Jahr-



zehnten wenig geändert, so daß Kaisers Analyse, die rechtlich verfestigte Sozialkon­
trolle stehe unter verbreitetem Manipulations- und Willkürverdacht 47>, auch heute noch 
zutrifft. Speziell das Kriminalrecht wird gern als Instrument der Herrschaft über die 
Unterklasse und damit weithin als suspekt angesehen: Die privilegierende Behandlung 
von Wirtschaftsstraftätern durch Gesetzgebung und Rechtsprechung biete sich gerade­
zu als ein Musterbeispiel eines Falles von Klassenjustiz an 48 >.

Da über die Sanktionierung von Wirtschaftsstraftätern repräsentatives, empirisch abge­
sichertes Wissen bislang nicht vorliegt, ist es voreilig, wenn nicht gar wissenschaftlich 
unredlich, Einzelbefunde, auch wenn sie zutreffen mögen, für die Gesamtheit aller Fälle 
der Wirtschaftskriminalität zu verallgemeinern. 

Im Ergebnis kann auch für die Wirtschaftskriminalität als Aufgabe kriminologischer und 

rechtstatsächlicher Forschung im Dienste der Rechtspolitik gelten, was Rieß als allge­
meines Postulat herausgearbeitet hat 49 > : "Eine die Ergebnisse der noch fortzuführen­
den wissenschaftlichen Diskussion verarbeitenoe gesetzliche Lösung des gesamten 
Problemkreises muß einerseits die Kapazitätsgrenzen des Strafrechtssystems im Auge 
behalten, andererseits nach klaren und justitiablen Kriterien für die Selektion suchen 
und dabei schichtenspezifische Selektionsmechanismen und willkürliches Handeln mög­
lichst ausschliessen". 

Diese Forderungen stimmen inhaltlich mit Kaisers 5o> Überlegungen zu einem For-
schungskonzept überein, das das System der sozialen Kontrolle unter verschiedenen 

Gesichtspunkten aufwickeln und darstellen will. Kaiser schrieb zu Beginn der Forschun­

gen am Freiburger Max-Planck-Institut 1971: "Wir erwarten von unseren Untersuchun­

gen einen Beitrag zur Handhabung der privaten und staatlichen VerbrechensKontrolle, 
und zwar auf dem Hintergrund von Verbrechensangst, Dunkelfeldkriminalität, Anzeige­
freudigkeit und Anzeigeerstattung. ferner hoffen wir, zu den empirischen Gehalten von 
Gleichheit und Individualisierung, zur Kriminalitätsstruktur und Kriminalstatistik sowie zu 

der als kriminell in Betracht kommenden Population genauere Aussagen treffen zu kön­
nen" 51>.

Die hier vorgelegte Untersuchung zur Strafverfolgung bei Wirtschaftsdelikten in der 
Bundesrepublik Deutschland ist ein Glied in der von Kaiser angekündigten Forschungs­

kette. 

C, 



1 . 1 .3 Wirtschaftskriminologischer Forschungsstand in der Bundesrepublik Deutschland 

Die Literatur zu Fragen der Verhütung und Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität ist 

heute kaum noch überschaubar 52 >. Diese Fülle von über 1.000 Titeln könnte leicht zu 
dem Schluß verleiten, daß man sich hier auf bereits gut erforschtem Gebiet bewegt. Da­

bei würde man allerdings verkennen, daß ein Großteil dieser Literatur wirtschaftsstraf­
rechtlicher Natur ist und der Hauptanteil sich in der unsystematischen Akkumulation 
wirtschaftskriminalistischer Erfahrungen erschöpft. Wirtschaftskriminologische Arbeiten 
sind dagegen sehr selten. Systematische und fundierte empirische Erkenntnisse über 
Begriff, Erscheinungsform, Struktur, Ausmaß und Bedeutung der Wirtschaftskriminalität 

liegen trotz zahlreicher Vermutungen in dieser Richtung erst vereinzelt vor. Eine allum­
fassende empirische Analyse der Wirtschaftskriminalität steht bis heute noch aus. 

Wie auf anderen kriminologischen Gebieten sind die ersten empirischen Untersuchungen 

von Doktoranden durchgeführt worden. In diesem Zusammenhang sind zu nennen 

H. Frese, 1 956, Wirtschaftskriminalität 

W. Ullrich, 1961 , Konkursdelikte 

D.-G. Dressler, 1962 , Warenfälschung und Betrug 

U. Neubauer, 1963, Konkursdelikte 

R. Sievers, 1963, Bestechung 

F. -A. Skrotzki, 1963, Konkursdelikte 

T. Schad, 1965, Versicherungsbetrug 

P. Schmidt, 1965, Trügerische Reklame 

K. Landry, 1966, §§ 32 4, 326 StGB und § 11 LMG 

H. Meyer, 1967, Weingesetz 

W. Körner, 1 968, Gasölbetriebsbeihilfe - Subventionskriminalität 

H. Hammer!, 1970 , Bankrottdelikte 

H. Thelen, 1970 , Konkursdelikte 

G. Besenthal, 1971 , Mietwucher

f:i.-J. Neuhäuser, 1973, Bilanzdelikte 

B. Rimann, 1973, Wirtschaftskriminalität 

R. Nippo!dt, 1974, Umgehungshandlungen 
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J. Restemeier, 19 75, Wirtschaftsbetrug

R. Arold, 19 75, Einstellung zur Wirtschallskriminalitiit

P.J. Henssen, 19 76, Weinkriminalität. 

In diesen Arbeiten stehen kriminalphänomen�logische und -ätiologische Fragen im Mit­
telpunkt des Interesses. Aspekte der sozialen Kontrolle dieser Delikte werden In aller 
Regel eher beiläufig erwähnt.Insbesondere finden Verfahrenseinstellungen durch Staats­
anwaltschaften und Gerichte wenn überhaupt, dann Im allgemeinen nur Im Zusammen­
hang mit der Dunkelzifferproblemalik Erwähnung. 

Neben der Arbeit Strümpels (1966) 53> über Steuermoral und Steuerwiderstand der 
deutschen Selbständigen sind insbesondere folgende empirische Untersuchungen her­

vorzuheben: 

Günter Sieben, Manfred-Jürgen Matschke und Hans-Jürgen Neuhäuser: Bilanzde­
likte, Wiesbaden 19 74 (BKA-Forschungsreihe Bd. 1); 

Klaus Tiedemann: Subventionskriminalität in der Bundesrepublik. Erscheinungsfor­
men, Ursachen, Folgerungen. Reinbek 19 74; 

Ulrich Sieber: Computerkriminalität und Strafrecht. Köln u.a. 19 77. 

Karl-Heinz Mönch: Steuerkriminalität und Sanklionswahrscheinlichkeit. Frankfurt/M. 

19 78. 

Die Untersuchung von Sieben, Matschke und Neuhäuser über Bilanzdelikte "verfolgt das 
Ziel, für die kriminalpolizeiliche und staatsanwallschaflliche Ermittlungsarbeit Anhalts­

punkte darüber zu erlangen, wo die derzeitigen Hauptansatzpunkte der Wirtschaflskri­
minellen bei Fälschungen und Verschleierungen im Bilanzbereich liegen, wobei sich der 
Untersuchungsgegenstand auf die Bereiche der Betrugs- und Insolvenzdelikte be­

schränkte" (S. 12). 
Die Autoren haben insgesamt 34 Fälle insbesondere zum Beteiligungsbetrug (6) zum 
Geldkreditbetrug (23), zum Beteiligungs- und Geldkreditbetrug (2) ·und zum Warenkre­
ditbetrug (3) untersucht. Aufgrund der Analyse beschreiben die Autoren Bedingungs­
konstellationen für Bilanzdelikte und geben Hinweise für deren Aufklärung. 

" 
Die Untersuchung Tiedemanns zur Subventionskriminalität stellt die Erscheinungsformen 

der Subventionsdelinquenz dar und erörtert die aus ihrer bisherigen strafrechtlichen 
Bekämpfung zu .:;iehenden Folgerungen, insbesondere auf dem Gebiet des materiellen 
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Strafrechts (vgl. S. 1 1 ). Der Autor hat zu diesem Zweck annähernd 850 Akten der 
Strafjustiz sowie umfangreiches Zusatzmaterial der Wirtschaftsaufsichtsbehörden und 
privatwirtschaftlicher Stellen ausgewertet. Die Untersuchung wurde zunächst als Gut­
achten dem Bundesminister der Justiz 1 970 erstattet. Die 1 974 vorgelegte Veröffent­
lichung enthält demgegenüber nur noch 70 Falldarstellungen. Breiten Raum nehmen die 
strafrechtliche Würdigung und die aus ihr gezogenen Folgerungen ein. 

Umfang, Erscheinungsformen und Sozialschädlichkeit der "Computerkriminalität" wird in 
der Untersuchung von Sieber anhand von 37 aus mehreren Ländern zusammengetrage­
nen Fällen aus der Praxis nachgegangen. 

Die Untersuchung von Mönch teilt den Ausgangspunkt der drei soeben genannten Un­
tersuchungen zwar ebenfalls; sie widmet sich aber neben der Ermitt lung der Erschei­
nungsformen der registrierten Steuerkriminalität und dem Vergleich zwischen Steuerkri­
minalität und "klassischer Kriminalität" auch der Darstellung des Kriminalisierungspro­
zesses bei Steuerstraftaten (vgl. S. 26). Unter dem Gesichtspunkt der sozialen Kontrolle 
geht die Arbeit u.a. von den Annahmen aus, daß die allgemeinen Steuergesetze höhere 
soziale Schichten begünstigen, daß das Steuerstrafrecht aufgrund seiner Kompliziertheit 
kriminalitätsfördernd wirke und daß der Abschreckungseffekt von Geldstrafen bei den 
sozial angepaßten Steuerhinterz iehern geringer als der von Freiheitsstra fen sei, zudem 
würden Angeklagte mit höherem sozialen Status von den Gerichten privilegiert. 

Für die leichte und mittlere Wirtschaftskriminalität gibt die Freiburger Untersuchung von 
Blankenburg/Sessar /Steffen über "Die Staatsanwaltschaft im Prozeß strafrechtlicher 
Sozialkontrolle" eine Fülle von Hinweisen, obwohl Wirtschaftsdelikte nicht im Mittelpunkt 
jener Untersuchung standen. 

1 . 1 .4  Mögliche wirtschaftskriminologische Forschungsfragen 

Der Überblick über die bisherigen wirtschaftskriminologischen Untersuchungen läßt zwei 
g, undsätzliche Forschungsrichtungen erkennen, die man schlagwortartig als den ätiolo­
gischen Ansatz und den systemorientierten Ansatz benennen kann. 

Der mehr ätiologisch orientierte Ansatz verfolgte das Ziel, Strafverfolgung und Slrafge­
setzgebung bei ausgewählten Wirtschaftsdelikten durch Erkundung der Entstehungszu­
sammenhänge des wirtschaftsdevianten Verhaltens zu verbessern. Hierbei wird das 
Schwergewicht auf Delikte gelegt, von denen angenommen wird, daß sie in der Praxis 
der Staatsanwa ltschaften und Gerichte Schwierigkeiten in tatsächlicher Hinsicht (Be-
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weislage) und/oder rechtlicher Hinsicht (Grenze zur Nichtstrafbarkeit) bereiten. Derarti­
ge Untersuchungen, die sich den außerordentlichen und den Grenzfällen zuwenden, 

sind unter wirtschaftsstrafrechtlichen, rechtsdogmatischen und rechtstheoretischen Ge­
sichtspunkten besonders bedeutsam und verdienstvoll. 

System- und prozeßorientierte Ansätze dagegen, wie der hier verfolgte, sind zwar In 
einem weiteren Sinne ebenfalls rechtstheoretisch bedeutsam, weil sie versuchen, die 
Verwirklichung von Gerechtigkeit empirisch zu überprüfen. Ihr eigentlicher Wert !iegt 
aber eher darin, daß sie sich bemühen, das Alltägliche, sozusagen Normale der Straf­
verfolgung wiederzugeben. Verfahrensbegleitende Ansätze sind insoweit auch ein 
rechtspolitisches Mittel der Kontrolle kriminalpolitischer Entscheidungen. Erst repräsen­
tative Untersuchungen können schlüssig darlegen, ob quantitative Probleme der Straf­
verfolgung gegeben sind und, wo sie vorliegen. Insofern tragen derartige Untersuchun­

gen krimlnalpolitische Entscheidungen darüber, wie und wo die Strafverfolgung zu ver­
bessern Ist. 

Es erscheint nämlich untersuchungswüroig und -bedürftig, ob die Strafverfolgung des­
wegen mehr Not leidet, weil einige extreme, aber sehr seltene Fälle wegen Gesetzes­
lücken zu keiner Strafverfolgung führen, oder aber weil bei der Strafverfolgung organi­
sationsbedingte oder rechtlich vorgegebene Unterschiede zutage treten, die mit der Ge­
rechtigkeit nicht zu vereinbaren sind. 

Für einen am Verfahrensgang orientierten Forschungsansatz ergeben sich die zu unter­

suchendtln Fragestellungen quasi von selbst. Gegenstände einer solchen Studie sind: 

- der Verfahrensgegenstand Lmd die Betroffenen (Tatverdächtige und Opfer) 
- die Verfahrensinitiierung 

- die Ausgestaltung, der Gang und das Ergebnis des staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungsverfahrens, insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Verfahrensbetei­
ligten und der Erledigungsstrategien 

- die Durchführung und das Ergebnis des Hauptverfahrens einschließlich der Art und 
des Ausmaßes der Strafzumessung 

- die Verfahrensdauer. 

1 .2 Bisheriger Erkenntnisstand: Wirtschaftskriminalität und Staatsanwaltschaft 

Als Dokumentation abgeschlossener staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsverfahren gibt 
die Bundesweite Erfassung 54> nur einen begrenzten Überblick über den Gegenstand 
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und den Ausgang von Wirtschaftsstrafverfahren. Ihr Schwergewicht liegt stärker auf der 
Beschreibung der Verfahrensgegenstände, Schlüsse zu den spezifischen Gründen für 

Anklagen und Einstellungen bei verschiedenen Wirtschaftsdelikten läßt sie nur in gerin­

gem Umfang zu. 

Insgesamt läßt sich folgender Hauptbefund erkennen: Mit zunehmender Größe des Ver­
fahrensgegenstandes, der sich aus der Zahl der Beschuldigten, der Zahl der Einzelfälle 
und der Höhe des Gesamtschadens ergibt, wächst die Wahrscheinlichkeit einer Ankla­
geerhebung. Dies folgt aus der besonderen Beweissituation, die ein umfangreicher Ver­
fahrensgegenstand mit sich bringt. 

Die Bundesweite Erfassung läßt aber ohne Hinzuziehung weiterer Daten nicht erkennen, 

welche Bedeutung der Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschalten bei der Ver­
folgung von Wirtschaftsstraftaten zukommt. Es war deshalb erforderlich, die Bundeswei­

te Erlassung insoweit durch Erhebung von Organisationsdaten der Staatsanwaltschaften 
(Geschäftsverteilungspläne) zu ergänzen. Hieraus ergaben sich unter den Gesichts­
punkten der Konzentration und Spezialisierung zwei Fragestellungen, denen vor Durch­
führung der Gesamtuntersuchung zur Strafverfolgung bei Wirtschaftsdelikten nachge-

55) gangen wurde : 

- Welchen Einfluß haben die Konzentration wirtschaftsstrafrechtlicher Ermittlungs­

verfahren auf ausgewählte Staatsanwaltschaften und das Ausmaß ihrer Spezia­

lisierung auf den Ausgang der Ermittlungsverfahren? 

- Welche Bedeutung kommt der innerbehördlichen Organisationsstruktur der Staats­
anwaltschaften bei der Erledigung von wirtschaftsstrafrechtlichen Ermittlungsver­
fahren zu? 

In einem sachlich engen Zusammenhang stand hiermit eine weitere Fragestellung: 

- Treten Lücken und Unebenheiten des materiellen Strafrechts im staatsanwalt­

schaltlichen Ermittlungsverfahren zutage? 

Die Antworten auf diese Fragen werden hier in dem Umfang dargelegt, der für die Ge­
samtschau zur Behandlung der Wirtschaftskriminalität im Strafprozeß bedeutsam ist. 

1 .2.1 Auswertung der Geschäftsverteilu11gspläne 

Für die Untersuchung der Organisationsaspekte der Bundesweiten Erfassung wurden 
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Geschäftsverteilungspläne der Staatsanwaltschaften ausgewertet. Die Leiter der 9.3 
bundesdeutschen Staatsanwaltschaften wurden unter Hinweis auf die: Auswertung der 
Daten der Bundesweiten Erfassung für 1974 um Überlassung eines Geschäftsvertei­
lungsplanes gebeten. 

Einige Staatsanwaltschaften haben entweder aus prinzipiellen Erwägungen oder weil sie 
keinen Zusammenhang mit der Auswertung der Bundesweiten Erfassung zu erkennen 
vermochten, von einer Übersendung der Geschäftsverteilungspläne abgesehen. Die zu­
nächst nicht allzu günstige Rücklaufquote konnte nach einem zweiten Anschreiben und 
dank der Interventionen eines Landesjustizministeriums und eines Generalstaatsanwalts 
auf 80 % (74 von 9.3 Geschäftsverteilungsplänen) erhöht werden. Einige Staatsanwalt­
schaften übersandten nur Auszüge aus ihren Geschäftsverteilungsplänen. Diese Auszü­
ge konnten teils gar nicht oder nur für bestimmte Fragestellungen ausgewertet werden. 
Andererseits überließen auch Staatsanwaltschaften Material, die nicht an der Bundes­
weiten Erfassung beteiligt waren. Diese Pläne rtiußten in dem hier betrachteten Zusam­
menhang unberücksichtigt bleiben. 

Für die Gesamtauswertung standen Geschäftsverteilungspläne von 52 Staatsanwalt­
schaften zur Verfügung, die 1 974 zur Bundesweiten Erfassung Material geliefert hatten. 
Damit werden 80 % der Staatsanwaltschaften des Erfassungsjahrgangs 1 974 berück­
sichtigt. 

1 .2.2 Die Organisation der Staatsanwaltschaften bei der Strafverfolgung von Wirt­
schaftsdelikten: Konzentration und Spezialisierung 

1.2.2 . 1  Die Rolle der Staatsanwaltschaft als Instanz der strafrechtlichen Sozialkontrolle 

Nach § 1 60 StPO obliegt es der Staatsanwaltschaft im Rahmen de_s Legalitätsprinzips, 
alle Sachverhalte zu erforschen, die Anlaß geben können, öffentliche Klage zu erheben 
56>. Die deshalb gemeinhin als Anklagebehörde bezeichnete Staatsanwaltschaft ist in 
Wirklichkeit eher eine Einstellungsbehörde 57> .  Ihre Hauptaufgabe besteht nämlich darin, 
die ihr (von Polizei und dritter Seite) zugehenden Anzeigesachen auf Anklagefähigkeit 
und -würdigkeit hin zu untersuchen. Damit kommt der Staatsanwaltschaft nicht nur die 
Rechtskontrolle gegenüber der Tätigkeit der Polizei zu, wenn historisch gesehen dies 
auch der wichtigste Grund der Einführung der Staatsanwa ltschaft gewesen sein mag: Im 
Wege der Gewaltenteilung sollte die Staatsanwaltschaft (Justizressort) die Machtüber­
fülle der Polizei (Innenressort) beschneiden 55> . 

Dieses Motiv spielt de facto heute jedoch eine untergeordnete Rolle 59>. Neben der 
Rechtskontrolle zum Schutz der Bürger liegt d ie Bedeutung der Staatsanwaltschaft vor 
allem in ihrer Funktion a ls Filter, der e ine Überbelastung der Gerichte mit  Strafsachen 
vermeiden soll 60>. Diese Mittlerstellung zwischen Polizei und Gerichten und ihre Selek-
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tlonsfunklion ist allerdings bei verschiedenen Deliktsgruppen unterschiedlich ausgestal­
tet. Die Besonderheit liegt vor allem in dem Anteil an den Eigenermittlungen der Staats­
anwaltschaft begründet. Bei Kapital-, Staatsschutz- und Wirtschaftsdelikten ist das 
Leitbild von der Staatsanwaltschaft als Herrin des Vorverfahrens weitaus stärker ver­
wirklicht 6 1) als bei der übrigen Kriminalität, bei der der Ermittlungsschwerpunkt 62) und 
damit die Gestaltung des Verfahrensgegenstandes bei den Polizeibehörden l iegt 63). � 
der Wirtschaftskriminalität ist die Staatsanwaltschaft im wahrsten Sinne des Wortes Her­
rin des Vorverfahrens, was auch von polizeilicher Seite 64) nicht bestritten wird. ;;::­
gilt allerdings auch nur bei den schwereren Erscheinungsformen. 

Die Kontrolle der Bereiche Lebensmittel- und Gewerberecht sind nach wie vor eine 
Domäne der Polizei, insbesondere der Wirtschaftskontrolldienste. Auch die Steuer- und 
Zolldelikte bilden in gewisser Weise eine Ausnahme, wei l  hier Steuer- und Zollfahn­
dungsstellen häufiger als die Staatsanwaltschaften die Möglichkeit des ersten Zugriffs 
haben. Dies ergibt sich aus der Regelung der Abgabenordnung. Im übrigen haben die 
Finanzbehörden eine besondere Sachkunde bei der Verfo lgung dieser Delikte entwik­
kelt. 

Forderungen nach einer Reorganisation der Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität wur­
den zunächst hauptsächlich von der Polizei erhoben. Inzwischen haben aber vor a llem 
die Staatsanwaltschaften der politischen Konjunktur 65) folgend, eine Organisationsre­
form durchgesetzt. 

1.2.2.2 Die Organisationsreform: Einführung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften 

Die Möglichkeiten der Verfolgung von Wirtschaftsdelikten wurden vor der Organisations­
� im großen und ganzen offensichtlich als unerträglich empfunden. Unzureichende 
Spezialisierung und mangelhafte sachliche Ausstattung waren dafür verantwortlich, daß 
die Staatsanwaltschaften selb.st meinten, auf keinem anderen Gebiet der Kriminalitäts­
bekämpfung gegenüber dem Anwachsen der Stra ftaten derart stark ins Hintertreffen 
geraten zu sein, wie im Bereich der Bekämpfung von Wirtschaftsdelikten 66>. Nach 
Sander 67\erfügten die Staatsanwälte selbst bei recht einfachen Fachfragen n icht über 
genügend einschlägige Sachkenntnisse. Gegenbeispiele - wie etwa die Ausstattung der 
Staatsanwaltschaft Stuttgart im Jahre 1957 mit sechs Sachbearbeitern für Wirtschafts­
delikte in einer Sonderabteilung 68) - scheinen eher rühmliche Ausnahmen geblieben zu 
sein. 

Die Effektivität der Verfolgung von Wirtschaltsdelikten vor Einführung der Schwerpunkt-
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staatsanwaltschaften galt in der Praxis als sehr unbefriedigend 69 >, n icht zulc,tzt wegen 
der mangelhaften personellen und technischen Voraussetzungen der Staatsanwaltschaf­
ten 7o>. Deshalb sollte die Reform Waffengleichheit 7 1 )  gegenüber den Tätern herbei­
führen, indem "schlagkräftige Organisationen" 72> eine stärkere Aktivität der Staats­
anwaltschaft gegenüber Polizei und Sachverständigen und eine größere Intensität der 
Verfolgung bewirken sollten 73>. 
Durch eine intensivere 74>, gründlichere 75> und schnellere Aufklärung 76) sollte eine 
Verkürzung der Ermittlungsdauer 77) bei gleichzeitig guter Aufklärungsquote 78 ), also 
eine "wirksame Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität" 79 ) erreicht werden. 

Besonderheiten bei der Strafverfolgung von Wirtschaftsdelikten - so wurde bald erkannt 

- erforderten eine Spezialisierung der Behörden. Da es aber nicht möglich war, alle 93 
Staatsanwaltschaften der Bundesrepublik Deutschland gleichermaßen mit Sondersach­
bearbeitern auszustatten, griff man auf den Gedanken der Einrichtung zentraler Straf­

verfolgungsstellen zurück. Derartige zentrale Dienststellen zur Bekämpfung ausgewähl­
ter Wirtschaftsdelikte entstanden im Zusammenhang mit den Bewirtschaftungsmaßnah­
men vor und nach dem II. Weltkrieg, als es galt, knappe Wirtschaftsgüter vor miß­
bräuchlichen Zugriffen zu bewahren. Zu nennen sind 80 >: 

Reichszentrale zur Bekämpfung von Korruption beim Reichskriminalpolizeiamt ( 1938 
bis 1945); 
Zentralstelle für Korruptionsbekämpfung beim Generalstaatsanwalt in München 
( 1947); 
Sonderbeauftragter für Korruptionsbekämpfung in Schleswig-Holstein ( 1947); 
Staatskommissar zur Bekämpfung von Korruption und Mißwirtschaft in Nordrhein­
Westfalen ( 1947 bis 1950 ). 

Schon die Reichszentrale zur Bekämpfung von Korruption vereinigte die Vorzüge der 
Spezialisierung und der Zentralisation 8 1) oder Konzentration miteinander. Dies gilt auch 
für die Essener Zentralstelle von Strafverfahren wegen Betrügereien und Bestechungen 
bei Kohlelieferungen, die in der Zeit der Kohleverknappung in den 50 er Jahren bei der 
Staatsanwaltschaft in Essen mit dem Zuständigkeitsbereich für das ganze L and Nord­
rhein-Westfalen eingerichtet wurde 8 2). 

Ausgewählte, besonders schwierige Wirtschaftsstrafverfahren konzentrierte83>man (seit 

1968 ) zunächst in Nordrhein-Westfalen 84) bei sogenannten Schwerpunktstaatsanwalt­

schaflen. Bei diesen Staatsanwaltschaften wurden Wirtschaftsabteilungen mit besonders 

geeigneten tatkräftigen Dezernenten 85) geschaffen, die praktisch ausschließlich mit 
der Verfolgung von Wirtschaftsdelikten befaßt sind. Nach Meinung von Praktikern sollen 

diese Wirtschaftsdezernenten "jedenfalls in der Mehrzal der Fälle ohne sachverständige 

Beratung in die Lage versetzt werden, Wirtschaftsstraftaten nachdrücklich und sachge­
mäß zu verfolgen und mit einem wohlaufbereiteten Beweismaterial, das eine angemes-
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sene Veurteilung erwarten läßt, zur Anklage bringen" 86 >. 

Inzwischen sind in allen Bundesländern bei ausgewählten Staatsanwaltschaften Wirt­

schaftsabteilungen eingerichtet worden 8 7> . Auch in den Bundesländern Berlin, Bremen, 
Hamburg und Saarland, die jeweils nur eine Staatsanwaltschaft haben, wurde durch 
eine innerbehördliche Organisationsreform die Verfolgung von Wirtschaftsdelikten auf 

Wirtschaftsabteilungen konzentriert 88). 

Die Konzentration muß sich aus organisatorischen Gründen auf die typischen Fälle der 
schwereren Wirtschaftskriminalität beschränken. Deshalb sind trotz der Einrichtung der 
Schwerpunktabteilungen die übrigen Staatsanwaltschaften weiterhin für die Verfolgung 
von Wirtschaftsdelikten zuständig. Tatsächlich bea rbeiten sie - wie die Zahlen der Bun­
desweiten Erfassung im Vergleich zur Rechtspflegestatistik mittelbar erkennen lassen -
den größeren Teil der Wirtschaftsdelikte, wenn auch nur den kleineren Teil der schwe­
reren Wirtschaftskriminalität. 

Die Zuständigkeit der Schwerpunktstaatsanwaltschaften ergibt sich aus der Regelung 
der §§ 74c Abs • .3, 14.3 Abs. 1 GVG. Danach haben die Schwerpunktstaatsanwaltschaf­
ten wegen der in § 74c Abs. 1 Ziffer 1 -6 GVG genannten Straftaten Ermittlungsverfah­
ren durchzuführen. Die Zuständigkeit erstreckt sich in der Regel auf bestimmte Landge­
richts- oder Oberlandesgerichtsbezirke. Neben dieser allgemeinen Zuweisungsregelung 
sind Einzelzuweisungen nach § 145 GVG durch den zuständigen Generalstaatsanwalt 
(oder für Sachen aus einem anderen OLG-Bezirk: die zuständigen Generalstaatsanwäl­
te) möglich. 

Als Nachteile der Systematik einer allgemeinen Zuweisung nennt Römer 89): Die De­
zernenten der Schwerpunktstaatsanwaltschaften werden in kürzester Zeit mit Verfahren 
anderer Staatsanwaltschaften "zugeschüttet"; Verfahren werden "verschoben", aber 
nicht bearbeitet; die nichtspezialisierten Staatsanwaltschaften erwerben keine oder nur 
geringe Erfahrungen in der Bearbeitung von Wirtschaftsstrafsachen; es entstehen Lük­
ken im Ermittlungsnetz, die das Gesamtkonzept gefährden. Andererseits soll der Wir­
kungsgrad der Staatsanwaltschaften nach Meinung von Sieben u. a. dadurch beein­
trächtigt werden, daß unter Umständen mehrere Entscheidungsinstanzen zu durchlaufen 
sind, die prüfen, ob ein Verfahren an eine Schwerpunktstaatsanwaltschaft weitergeleitet 
werden soll. Diese Stellen seien aber oft nicht genügend qualifiziert, eine optimale 
Entscheidung zu treffen 90). 

Trotz dieser Bedenken hat sich das System der allgemeinen Zuweisung (§§ 74c, 14.3 

GVG) gegenüber dem Prinzip der Einzelzuweisung (§ 145 GVG) durchgesetzt. 
Unproblematisch ist dies ohnehin in den Bundesländern Saarland, Berlin, Bremen und 
Hamburg, weil dort die Zuständigkeitsbereiche der jeweils einzigen Staatsanwaltschaft 
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Je Bundesland identisch sind mit dem (einzigen) Generalstaatsanwalt. 

Aber auch in anderen Bundesländern, wie z.B. Baden-Württemberg 9 1 ), Niedersa chsen 
92) und Rheinland-Pfalz 93) sind die Staatsanwaltschaft en mit Wirtschaftsabtei lungen 

allgemein zuständig für bestimmte Bezirke ("Schwerpunktsbezirke"). 

E inige Sch werpu,1ktstaatsanwaltschaften bearb eiten die wirtschaftsstrafrechliche "Ba­

gatellkriminalität" aus dem eigenen (LG-) Bezirk mit (sog. Mischsystem), bei anderen 

sind hierfür die Buchstabendezernate (oder - bei  größeren B ehörden - auch besondere 

Spezia ldezernenten) zuständig (sog. Trennsystem). Die Vortei le des Mischsystems be­

stehen in  der  Auflockerung des  Arbeitsstoffes bei  besseren Ausgleichsmöglichkeiten; 

von Nachteil kann das System sein, wenn große Sachen zurückgestellt werden. 

1 .2 .2.3  Die Organisationseinheiten bei den Staatsa nwaltschaften 

Der hierarch ische Aufbau der Staatsanwaltschaften erfordert eine Benennung der Funk­

tionseinheilen und -träger, die a llerdings nicht bundeseinheill ich ist 94)_ Regelmäßig 

sind in den Abteilungen (z.B. "Zentralstellen für Wirtschaftsstrafsa chen", "Schwerpunkt­

abtei lungen" u.ä. benannt) mehrere Dezernate 95) zusammengefa ßt. Urn Verw echslun­

gen  zwischen Dezernaten und  Referaten und Dezern enten und Referenten (insbeson­

dere Wirtschaftsdezernenten und -referenten) zu vermeiden, wird dem überwiegenden 

Sprachgebrauch gefolgt. Danach sind Dezernenten die Staatsanwälte, während als 

(Wirlschafts-)Referenten die zur Unterstützung der Dezernenten eingesetzten Diplom­

kaufleute, Bank kaufleute,  Diplom-Volkswirte usw. bezeichnet werden. Bei  einer Reih e  

v o n  Staatsanwaltschaften werden a u c h  Buchprüfer (Buchhalter) b eschäftigt. 

Die Durchsicht der Geschäftsverteilungspläne der Staatsanwaltschaften läßt eine un­

t erschiedlich intensive Befassung der Dezern enten mit wirtschaftsdeliklischen 96)E rmitl­

lungsaufgaben erkennen. 

Zunächst gibt es Dezernenten, die ausschließlich wirtschaft l iche Materien bearbeiten, 

ohne notwendigerweise in einer Wirtschaftsabtei lung tätig zu sein. Diese können als 

Wirtschaftsdezernenten bezeichnet werden. Neben die Wirtschaftsdezern enten treten 

weiterhin noch Wirtschaftssonderdezernenten, die sich nicht im Aufgabenbereich, 

sondern nur in ihrer ausdrücklichen Bezeichnung im Geschäftsverteilungsplan als Spe­

zialisten bzw. in ihrer Einbindung in Wirtschaftsabtei lungen von den Wirtschaftsdezer­

nenten unterscheiden, 

Eine Unterscheidung nach Sondera usbildung und sonst iger b esonderer Qualif izieru n g  ist 

aufgrund der Geschäftsverteilungspläne nicht möglich. 
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Eine Analyse der Geschäftsverteilungspläne der Staatsanwaltschaften ergibt einen 
Überblick über die Streuung wirtschaftsdeliktischer Materien über die einzelnen Staats­
anwaltschaften. Entsprechend einem Anteil von durchschnittlich 22 % der Dezernate, 
die überhaupt mit Wirtschaftskriminalität befaßt sind, an allen untersuchten Staatsan­
waltschaften lassen sich etwa folgende Konzentrationsgruppen 97) festlegen: 

Anteil an allen Dezernaten 

"gering": 
"durchschnittlich": 
"hoch": 

0 % -15 %; 

16 % - 29 %; 
30 % und mehr. 

Ais Streuungsmaß gibt der Anteil die innerbehördliche Konzentration von Wirtschafts­
strafsachen auf die Sachbearbeiter wieder: Ein geringer Anteil entspricht damit einer 
hohen innerbehördlichen Konzentration. Allerdings besitzen diese Kennziffern nur einen 

eingeschränkten Aussagewert 98 >. 

Das Verhältnis der Zahl der Wirtschaftsdezernenten zu der Zahl aller Dezernenten ergibt 
einen Anhaltspunkt für den Grad der Spezialisierung einer Staatsanwaltschaft. Je mehr 
Staatsanwälte im Verhältnis zu sämtlichen Sachbearbeitern ausschließlich mit Wirt­
schaftssachen befaßt sind, desto spezialisierter ist die Staatsanwaltschaft. Gemäß dem 

durcnschnittlichen Anteil von 11 % Wirtschaftsdezernenten werden die Grenzen folgen­
dermaßen bestimmt 99 > : 

Anteil an allen Dezernaten: 

"gering": 

"durchschnitt lieh": 
"hoch": 

0 % - 5 %; 
6 % - 15 %; 

16 % und mehr. 

Dieselbe Überlegung gilt in noch verstärktem Maße für die Wirtschaftssonderdezernen­
ten: Hier sind die Grenzen (Durchschnitt 10 %) 100 >: 

Anteil an allen Dezernaten: 

"gering": 

"durchschnittlich ": 
"hoch": 

0 o/o - 4 %; 
5 % - 1 4  %; 
15 % und mehr. 
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Schließlich fallen bei der Durchsicht der Geschäftsverteilungspläne noch unterschiedli­
che Staatsanwaltschaftsgrößen auf. 

. . . . 101) 
In Anlehnung an die E1nte1Jung der Freiburger Staatsanwaltschaftsuntersuchung las-

sen sich die Größen in vier Klassen einteilen 10 2>: 

kleine StA: bis 15 Dezernate, 
mittlere StA: 16 - 25 Dezernate, 

große StA: 26 - 100 Dezernate, 

sehr große StA: mehr als 100 Dezernate. 

Schwerpunktstaatsanwaltschaften sind in der Regel (88 %) große und sehr große Be­
hörden. Umgekehrt sind kleine Staatanwaltschaften so gut wie nie Schwerpunktstaats­
anwaltschaften 103> 

1 .2.2.4 Die rechtlichen Voraussetzungen der Konzentration und Spezialisierung 

Gerichtsverfassungsrecht und Strafverfahrensrecht, die die konkreten Grundlagen für 
das Verfahrensrecht sind, stecken das Tätigkeitsfeld und den Zuständigkeitsbereich des 
Wirtschaftsstaatsanwaltes ab. Konkretisierungen hierzu enthalten ferner die Richtlinien 
für das Strafverfahren und das B ußgeldverfahren (RiStBV), die vom Bund und den 
einzelnen Bundesländern im Verfügungswege erlassen werden und für die Staatsanwalt­
schaften verbindlich sind. 

Das Gerichtsverfassungsgesetz erwähnt Wirtschaftsstrafsachen (wenn auch nur in um­
schriebener Form) allein in § 74c. Darin werden die Landesregierungen ermächtigt, zur 
sachdienlichen Förderung oder schnelleren Erledigung von Verfahren durch Rechtsver­
ordnung einem Landgericht für die Bezirke mehrerer Landgerichte ganz oder teilweise 
Strafsachen zuzuweisen, in denen bei näher bestimmten Straftaten, zu deren Beurtei­
lung Spezialkenntnisse auf dem Gebiet des Wirtschaftslebens nötig sind, die Große 
Strafkammer zuständig ist. 
Diese gerichtsorganisatorische Vorschrift hat wegen der Ausrichtung der Staatsanwalt­
schaft an den gerichtlichen Zuständigkeilsregelungen zu einer weitgehenden analogen 
Anwendung bei der Zuweisung der Geschäfte an die Schwerpunktabteilungen bei den 
Staatsanwaltschaften der Länder geführt. 

Die Strafprozeßordnung nimmt bei der Regelung von Zuständigkeitsbestimmungen in 

Wirtschaftsstrafsachen lediglich Bezug auf § 7 4c GVG. Der Begriff der Wirtschaftsstraf­
sache ist der Strafprozeßordnung selbst fremd, 
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Die Richt linien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren enthalten in ihrem be­
sonderen Teil eine Beschreibung gebotener Maßnahmen zur Verfolgung von Wirtschafts­

delikten. 

1.2.2.5 Die tatsächliche Konzentration und Spezialisierung bei den Staatsanwaltschaf­
ten 

Die Landesjustizverwaltungen haben zu Schwerpunktstaatsanwaltschaften grundsätz­
lich große und sehr große Behö rden bestimmt. Nur ausnahmsweise wurden auch kleine­
re Staatsanwaltschaften schwerpunktmäßig mit der Verfolgung der Wirtschaftskriminali­
tät betraut. Dies ist die Grundlage der Konzentration der Verfolgung schwererer Wirt­
schaftsdelikte. Bei den nach formalen Gesichtspunkten, nämlich ihrer Bezeichnung als 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften oder dergleichen als spezialisiert ausgewiesenen 
Behörden wurden 1974 vier Fünftel der in der Bundesweiten Erfassung enthaltenen 
wirtschaftsstrafrechtlichen Ermittlungsverfahren erledigt 104>. Noch grö ßer ist die Kon­
zentration der Wirtschaftsstrafverfahren auf große und sehr große Staatsanwaltschaften; 
aof sie entfallen 9 /10 105>. Das ergibt sich aus der Beschränkung der Bundesweiten 
Erfassung der Hauptsache nach auf Strafkammer- und Schö ffensachen, in manchen 
Bundesländern auch aus der Beschränkung der Erfassung auf Schwerpunktstaatsan­
waltschaften. 

Der Konzentration im eben dargelegten Sinn entspricht eine innerbehördliche Konzen­
tration von Wirtschaftsstrafverfahren auf spezialisierte Abteilungen und Dezernate. Bei 
den allgemeinen Behörden sind Zuständigkeiten für Wirtschaftsdelikte im weiteren Sin­
ne bei 3/5 aller Abteilungen vorgesehen 10 6> , während dies bei den spezialisierten 

Staatsanwaltschaften nur bei 2/5 aller Abteilungen der Fall ist 107>. Noch deutlicher 
wird diese innerbehördliche Konzentration bei den Staatsanwaltschaftsgrö ßen. Die klei­
nen Staatsanwaltschaften haben Zusttndigkeiten für Wirtschaftsdelikte im weiteren Sin­
ne auf 89 % der Abteilungen verteilt 108). Diese Streuung verringert sich mit zuneh­
mender Größe der Staatsanwaltschaften, mit 36 % wird bei den sehr großen Staatsan­
waltschaften die grö ßte innerbehördliche Konzentration erreicht 109 >. 

Bemißt man die innerbehördliche Konzentration nicht an der Verteilung von Wirtschafts­
strafsachen auf verschiedene Abteilungen, sondern auf Dezernenten, so zeigt sich, daß 

diese Strafsachen bei den Schwerpunktstaatsanwaltschaften rund dreimal stärker 
konzentriert sind als bei den allgemeinen Staatsanwaltschaften 110 >. Noch deutlicher ist 

der Konzentrationszuwachs mit zunehmender Grö ße der Organisation: Bei den kleinen 
Staatsanwaltschaften sind 2/3 aller Dezernenten mit Wirtschaftsdelikten in irgendeiner 
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Form befaßt,  wäh rend es bei den sehr großen Staatsanwaltschaften nur  noch 1 1  % sind,  

h 1 .. ß . t 1 1 1 ) so daß die innerbehördliche Konzentration h ier sec sma gro er ,s 

Demzufolge gehen formelle (Art der Staatsanwaltschaft) und personelle (Art der Dezer­

nenten) Spezialisierung mit der innerbeh ördlichen Konzentration von Wirtschaftsstrafsa­
chen pa rallel einh er. 

Begreif! man die an Sachgebieten abzulesende Differenziertheit der sraatsanwaltschaft­

l ichen Geschäftsverteilungspläne als ein materielles Spezia lisier:.mgsk riler:um, so zeigt 

sich , daß mit zunehmender formel ler Spezialisierung und Organisationsgröße die struk­

turelle Spez ialisierung der Beh örden wächst 1 1 2). Mil z unehmender formeller Speziali­

sierung und Behörden größe werden in den Geschäftsvertei lungsplänen n icht  nur mehr 

verschiedenart ige wirtschaftsdeliklische Sa ch gebiete zur B earb eitung vorgesehen, v iel­

mehr ergeben sich auch qualitat ive Verschiebungen hin zur schwereren Wirtschaftskri­

minalität: Der Anteil des wirtschaftsdeliktischen Bagatellbereiches, gemessen am Anteil 

der für lebensmitlelrech !liche Verstö ße und Umweltsch utzverstöße zuständigen Dezer­

nate, verringert sich deutlich mit zunehmender formeller Spezialisierung und wachsen­

der Organisationsgröße. Lebensmittel- und Umweltschutzsachen entfallen bei den a ll­

gemeinen Staatsanwaltschaften auf 1 1  % der Dezernate, bei den Schwerpunktstaals­

anwaltschaft en nur auf 5 % 1 1 3), bei den kleinen Staatsanwaltschaften auf rund 20 % 
und bei den sehr großen Staatsanwallschaf!.:n dagegen nur  auf  2 % 1 1 4>. 
Die Geschäftsverteilungspläne erweisen sich somit als materielle Indikatoren für die for­

male Spezialisierung,  wie sie in der Bezeichnung der Staatsanwaltschaft als Schwer­

punktbeh örde zum A usdruck kommt. 

Die Zuweisung unterschiedlicher wirt schaflsdeliklischer Sachgebiete auf die einzelnen 

Dezernate läßt zwischen den Arten und Größen der  Staatsanwaltschaften keine nen­

nenswerte Unterschiede erkennen. Im Rahmen der unterschiedlichen sachlichen Diffe­

renzierung der Geschäftsvert eilungspläne werden so gut  wie immer g leiche oder doch 

verwandle Materien den Dezernaten z ur B earbeitung z ugewiesen 1 1 5>. 
Nur der Anteil der Dezernate, in denen ein einziges wirlschaftsdeliklisches Sachgebiet 

zu bearbeiten ist, erweist sich a!s ein differenzierendes Spezia lisierungsmerkmal. Mil 

wachsender formeller Spezialisierung un d zunehmender Organisationsgröße vergrößert 

sich auch der Anteil der Dezernate mit einem einzigen zu bearbeitenden Sachgebiet. 

Dies gilt insbesonders für die Merkmale der personellen Spezialisierung , wie sie in den 

Bezeichnungen der Staatsanwälte als Wirtschaftsdezernenten und Wirtschaftssonderde­

zernenten zum A usdruck kommt 1 1 6). Auch unter diesem Gesichtspunkt wird die . for­

mel le Spezia lisierung mit materiellem Gehalt e rfü ll t .  
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1 ,2.2.6 Das materielle Recht als Voraussetzung der staatsanwaltschaftlichen Verfol­
gung von Wirtschaftsdelikten 

Materielles Strafrecht und organisatorische Voraussetzungen stecken den äußeren Rah­

men ab, innerhalb dessen sich die Strafverfolgung bewegen kann. Wie das materielle 
Strafrecht verwirklicht wird, hängt zwar auch von formellen (Strafprozeßrecht u.ä.) und 
informellen Anwendungsregeln (Alltagstheorien 117), second code 118 )) ab, es bestimmt 
aber zunächst einmal, was verfolgbar sein soll. Dies tut es freilich zuweilen eher vage. 
Die umfangreiche Kommentarliteratur ist Beleg dafür. Zudem ist die Strafrechtsordnung 
so weitreichend, daß leicht der Überblick über ihren Umfang verloren gehen kann 119 >. 
Angesichts einer Zahl von mehr als 200 allein von Bundesgesetzen zur Bekämpfung der 
Wirtschaftsdelinquenz 1 20 > ist dies nicht verwunderlich. Zwar betreffen eine Reihe 
dieser Gesetze entweder nur Ordnungswidrigkeiten oder neben Straftaten auch Ord­
nungswidrigkeiten. Der tatsächliche Umfang des Regelungssystems wird aber noch 
größer, wenn man die Unzahl von Verordnungen, die in bezug auf diese Gesetze erlas­
sen wurden, in Betracht zieht. So enthält beispielsweise das Zuständigkeitssachregister 
des Gewerbeaußendienstes Berlin 1 21 )  etwa 1 20 Materien (von der Anlioxydantienver­
ordnung bis zur Zweckentfremdungsverbotverordnung). 

Die Hauptgebiete, vor allem im Bereich der Staatsanwaltschaften sind (in alphabetischer 
Reihenfolge, nicht der tatsächlichen Bedeutung nach): Arbeitsschutz und Arbeitsver­
mittlung, Bank-, Börsen- und Gesellschaftsrecht, Gesundheits- und Verbraucherschutz, 
Gewerberechtssachen, handels- und devisenrechlliche Vorschriften, Konkursstrafsa­
chen, Steuer-, Zoll- und Monopolstrafsachen, Sozialversicherungssachen, Umwelt­
schutzsachen, Urheber- und Erfinderrechtssachen sowie Wettbewerbsstrafsachen. Fer­

ner sind die Verletzung kriminalrechtlich bewehrter Ordnungsvorschriften zu nennen, die 
sich einer näheren Zuweisung zu bestimmten Sachgebieten entziehen, Schließlich kom­
men eine Reihe sonstiger nur schwer kategorisierbarer wirtschaftsdeliktischer Tatbe­
stände in Betracht 1 22) 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik und die Rechtspflegestatistik spiegeln in erster Linie den 
Definitionsprozeß wider, der ein bestimmtes Handeln als strafbares Handeln festlegt. 
Sehr deutlich wird der Definitionscharakter bei der Sonderstatistik der Bundesweiten 
Erfassung, die sozusagen zwischen einer "Eingangsbeurteilung" nach überprüften 
Tatbeständen und einer Art "Ausgangsbeurteilung" nach schließlich angeklagten Tatbe­
ständen unterscheidet. Die "Ausgangsbeurteilung" selbst ist aber in den Fällen der 
Anklage nur vorläufig und kann von den Gerichten als nachfolgenden Definitionsinstan­
zen umdefiniert werden. 
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Innerhalb des Definitionsprozesses gibt das materielle Recht die Rahmenbedingungen für 
die Strafverfolgung ab, während das Strafprozeßrechl und die personelle und sächliche 
Infrastruktur der Ausfüllung dieses Rahmens dient. Es ist anzunehmen, daß ver­
schiedene Organisationsstrukturen für die Handlungskapazitäten von unterschiedlichem 

Einfluß auf die Erledigung von Strafverfahren sind. Dies gilt sowohl für die Merkmale "Art 
und Größe der Staatsanwaltschaft" als auch für die innerbehördliche Konzentration und 
Spezialisierung. 

Ferner ist angesichts der häufig beklagten mangelhaften Praktikabilität 123) der wirl­
schaflsstrafrechllichen Normen zu vermuten, daß die Fassung der gesetzlichen Vor­
schriften selbst schon Einfluß auf den Ausgang des Definitionsprozesses 124) haben. 

Für die Struktur der den Staatsanwaltschaften bekanntgewordenen Wirlschaftskriminali­
fil muß zunächst Art und Häufigkeit der tatsächlich vorgekommenen Wirtschaftsdelikte 
maßgeblich sein. Den Staatsanwaltschaften wird aber nur ein durch verschiedene so­
ziale Kontrollträger ausgewähltes Deliklsmalerial bekannt. Aufgrund des L egalilälsprin­

zips ist die Staatsanwaltschaft nicht in der L age, die ihr zugegangenen Verfahrensstoffe 
weiter In dem Sinne zu seiegieren, daß sie einzelne Verfahren von einer Bearbeitung 
vö llig ausschließt. Gleichwohl erlauben die Durchbrechunqen des Leqalitälsprinzie_s, den 
Arbeitsanfall durch Einstellungen des Verfahrens in vollem Umfange oder auch durch 
Teileinstellung zu steuern 125>. Darüberhinaus sieht den Staatsanwälten ein � 
breiter Beurteilungsspielraum bei der rechtlichen Subsumption des an sie herange­
tragenen Sachverhaltes zu. Dieser Beurteilungsspielraum wird durch das materielle 
Recht vorgegeben, seine Ausfüllung kann jedoch nur durch innerbehö rdliche Maßnah­
men, wie Vorlagen an den Vorgesetzten gewährleistet werden 126>. Nur im Falle der 

Anklage ergibt sich eine weitere externe Subsumplionskonlrolle durch die Gerichte. 
Diese Voraussetzungen legen die Vermutung nahe, die Staatsanwaltschaften selbst 
kö nnten im Wege unterschiedlicher rechtlicher Subsumption die Struktur der ausgewie­

senen Wirtschaftskriminalität beeinflussen. 

Tatsächlich wird bei den verschiedenen Staatsanwaltschaftsarten und -größen der lat­
bestandliche Umfang der Verfahren nicht nur in quantitativ unterschiedlicher Weise de­
finiert, sondern auch in qualitativer Weise, und zwar in der Art, daß je Staatsanwalt­
schaft verschieden häufig die angezeigten Sachverhalte unter unterschiedlich viele 
Tatbestände subsumiert werden. Dabei zeigt sich1 daß mit zunehmender formeller Spe­

zialisierung und Größe der Behördenorganisation die Tatbestandsstruktur differenzierter 

� 
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Da dieser Befund schwerlich al lein mit einer unterschie dlich en tatsächlichen Delikts­

struktur erklärt werden kann, liegt die Verm utung nahe, das Bild der tatbestandlich q ua­

lifizierten Wirtschaftskrimina lität könnte durch organisatorische Bedingungen be i  den  

Staatsanwaltschaften beeinflußt sein 1 27' . In der Tat zeigt sich auch eine große Über­

einst immung zwischen den den Staatsanwälten zur Verfü gung stehenden Subsumtions­

vorgaben in den Geschäftsverteilungsplänen sowie den al lgemein z ugängl ichen Geset­

zessammlungen und dem Bild, das sich aus der tatb estandl ichen Würdigung der von den 

Staatsanwälten behandelten Delikte ergibt. Insbesondere die Staatsanwälte der nicht­

spezialisierten B ehörden halten sich eng an die vorgegebenen Subsumtionshinweise in 

den Geschäftsverte ilungsplänen und in den Gesetzessammlungen. Die größere Speziali­

sierun g und damit auch umfassendere Erfahrung der Wirtschaftsdezernenten bei  den 

Schwerpunktstaatsanwaltschaften fi.ihrt dagegen z u  einer größeren Flexib ilität, obwohl 

- und das verdient b esondere Hervorhebung - die Geschäftsverte ilungspläne der  

Schwerpunktstaatsanwa ltschaften von vornherein weitaus differe nzierter  sind a ls  d ie  

der nichtspezialisierten B eh örden. 

1 .2 .2 .7  Das materielle Strafrecht und der Verfahrensa usgang 

Für den Ausga n g  des Verfahrens sind aber n icht nur die soeben dargelegten strukture l­

len Bedingungen der B eh ördenorganisation von Be lang,  sondern a uch  das materielle 

Strafrecht 1 28'. Als besonders b edeutsam erweist sich in diesem Zusammenhang die 

Fassung des objektiven Tatb esta ndes der stra frechtlicher:, Normen. Enthalten diese 

ausfüllungsbedürftige, n ormative Tatbestan dselemente 1 29l, so stoßen die Staatsanwäl­

te auf größere Subsumtionsschwierigkeiten als bei Tatbeständen, die derartige Tatbe­

standselemente nicht enthalten 1 30>. Demgegenüber tr itt  die Fassung des subjektiven 

Tatbestandes 1 3 1 )  in dem Sinne a ls weniger bedeutungsvoll z urück 1 3 2l, als das Erfor­

dernis einer bestimmten subjektiven Q ua lif izierung die Anklagehäufigkeit nur geringfügig 

beeinträcht igt t33l. 

Diese Befunde stel len keinen Widerspruch zu der von manchen Pra ktikern 1 34) hervor­

gehobenen Schwierigke it des Nachweises des subjektiven Tatbestandes dar, we il sich 

der subjektive Tatbestand auf den objektiven z u  b eziehen hat. Demzufolge ist natürlich 

auch der Nachweis der  subjektiven Tatseite hinsichtl ich normativer Tatbe­

standsmerkmale sch w ieriger z u  führen a l s  der  für n icht ausfül lungsbedürft ig e Tatbe­

standselemente. 

Bemerkenswert unterschiedlich sind die Anklagehäufigkeiten be i  gleichen Tatbestands­

fassungen für die Staatsanwattschaftsarten und -größen. Auch bei der Bewältigung des 
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materiellen Strafrechts setzen sich die strukturellen Bedingungen der Strafv erfolgung in 

dem Sinne durch,  da ß die weniger arbeitsbelasteten Staatsanwaltschaften größere 

Anklagehäufigkeiten aufweisen. In dieselb e Richtung gehen die Befunde für die inner­

beh örd liche Konzentration. Bei  gleichem Tatbestandsmuster ist die Anklagehäufigk eit 

der Staatsanwaltschaften mit hoher behördlicher Konzentration geringer a ls derienigen 
mit niedrigerer Konzentrat ion. 

1 .2.2.8 Die Verfahrenserledigung im Zusammenhang mit den staatsanwaltschaftlichen 

Organisationsmerkmalen 

Die Annahme, mit z un ehmender Spezialisierung der Staatsanwaltschaft en müsse sich 

auch die Erfolgsquote, gemessen an einer ste igen den Ankla gehäufigkeit, vergrößern, 

erweist sich als nicht realistisch 135'. Mit zunehmender formeller Spezialisierung der 

Staatsanwaltschaften als auch mit wachsender Größe der Organisation verringern sich 

die Anklageguoten 1 3 6'. Auch mit zunehmender innerbehördlicher Konz entration von 

Wirtschaftsstrafverfahren auf ausgewählte Dezernenten steigt die Anklagehäufigkeit 

nicht in dem erwarteten Sinne. Die Staatsanwaltschaften mit einer geringen innerbe­

h örd lichen Konzentration weisen nämlich höhere Anklagequoten auf a ls d ie  Staatsan­

wa ltschaften mit einer durchschnitt l ichen innerbehördlichen Konzentration. Immerhin 

liegen die Ankla gehäufigkeiten bei hoher innerbehörd licher Konzentration um einiges 

über denen der Staatsanwa ltschaften mit geringer und durchschnitt l icher innerb eh örd­

licher Konzentration. 

Für diesen Befund bieten sich zwei Erklärungen an: Die Erfolgsquote b ei den Staatsan­

waltschaften mit hoher innerb ehördlicher Konzentration ist deshalb größer a ls bei den 

anderen Behörden, weil bei ihnen besonders spezia lisierte und erfahrene Dezernenten 

tätig sind. ferner l iegen bei  den Staatsanwaltschaften mit gerin ger innerbehördlicher 

Konzentration die Anklagehäufigkeiten deshalb verhältnismäßig hoch, weil es sich e in­

mal  um einfache Fälle (insbesondere Steuer- und Zollsachen) handeln könnte, zum an­

deren aber  auch deshalb, we i l  bei diesen Staatsanwaltschaften die Arbeitsbelastuns 

geringer ist , so daß deren Dezern enten sich den Verfahren insgesamt mit mehr Nach­

druck als die Dezern enten anderer Staatsanwaltschaften widmen können. Tendenziell 

ergibt sich nämlich eine Verringerung der Anklagehäufigkeit bei  zunehmender Arbeits­

belastung der Staatsanwaltschaft. Diese Tendenz ist vermutlich nur deshalb nicht a us­

geprägter, weil sie durch die hohen Anklagehäufigkeiten der spezia lisierten und erfah­

renen Dezernenten der Schwerpunktstaatsanwaltschaften,  d ie aber ihrerseits sehr  stark 

arbeitsbelastet sind ,  wieder wettgemacht werden. 

Die Befunde z u  den Einstellungen der Ermittlungsverfahren in vollem Umfa nge und z u  
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den Teileinstellungen zeigen, daß die Staatanwaltschaften verschiedenartige Erledi­

gungsstrategien verfolgen. Wohl im Zusammenhang mit der unterschiedlichen Arbeits­
belastung je Staatsanwaltschaftsart und -größe zeigt sich eine Zunahme der Einstel­
lungsgründe wegen Geringfügigkeit und Nebensächlichkeit (§§ 153 ff. u. 154 II. StPO) 
mit wachsender Spezialisierung und Behördengröße. Daraus ist zu schließen, daß die 
besonders belasteten Staatsanwaltschaften die auf sie zukommende Arbeitsfülle mit den 
Mitteln der Strafprozeßordnung verringern, um den verbleibenden Verfahrensstoff besser 
bewältigen zu können 137>. 
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54) Vgl. ausführlich B erckhauer, F.H.: Forschungsbericht über die Bundesweite Erfas­
sung von Wirtschaftsstraftaten nach einheitlichen Gesichtspunkten im Jahre 1 974, 
Freiburg 1 976; ders. u. Rada, H .D.: Forschungsbericht über die Bundesweite Erfas­
sung von Wirtschaftsstraftaten nach P.inheitlichen Gesichtspunkten im Jahre 1 975, 
Freiburg 1977. 

55) Berckhauer, F.H.: Wirtschaftskriminalität und Staatsanwaltschaft. Eine Untersu­
chung materiellrechtlicher und organisationsspezifischer Bedingungen für die Straf­
verfolgung von Wirtschaftsdelikten, Freiburg 1 977. 

56) Zur Aufgabenstellung der Staatsanwaltschaft im Ausland vgl. Jescheck, H.-H.: Die 
Stellung der Staatsanwaltschaft im ausländischen Recht. Maschinenschrift l iches 
Manuskript, Freiburg 1957 (Betr.: Ital ien, Frankreich, Spanien, Österreich, Schweiz 
und Schweden); Weigend, T.: Anklagepflicht und Ermessen. Die Stellung des 
Staatsanwalts zwischen Legalitäts- und Opportunitätsprinzips nach deutschem und 
amerikanischem Recht, Freiburg 1 977. 

57) Nach empirischen Untersuchungen (vgl. Blankenburg, E., Sessar, K., Steffen, W.: 
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Die Schichtverteilung der (Eigentums- und Vermögens-)Kriminalität: Eine Willkür der 
Instanzen?, in: KrimJ 7 ( 1 975), S. 36-47, S. 37) beträgt die Einstellungsquote i:n 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren bei Eigentums- und Verm ögensde lik­
ten 73 %. Dieser Wert kommt recht nahe an die Schätzung von Kohlhaas, M.: Die 
Stellung der Staatsanwaltschaft als Teil der rechtsprechen den Gewalt. Stra frecht, 
Strafverfahren , Kriminologie Bd. 2 ,  Neuwied 1 963, S. 1 9, der die Einste llungsq uote 
für al le anhängig gewordenen Fälle auf rund 80 % beziffert. Vgl. al lgemein noch 
Kerbel, P.: Zur Stellung, Organisation und Tätigkeit der Staatsanwaltschaft. Jur. 
Diss. Frankfurt 1974,  S. 71 f. 

Die Selektion ist überall dort groß, wo entweder das Legalitätsprinzip durchbrochen 
ist oder das Opportunitätsprinzip gi l t.  So beklagt schon von Mayr, G.: Statistik und 
Gesellschaftslehre, 3. B d.,  Moralstatistik mit  Einschluß der Kriminalstatistik (Sozial­
statistik 1. Teil), Tübingen 1 9 1 7 ,  S. 703 die "neuzeitl iche Abschwächung des staats­
anwa ltschaftl ichen Verfo lgungseifers", die er anhand französischer kriminalstatisti­
scher Daten belegt: Für die Unterdrückung eingeleiteter Verfolgungen durch die 
Staatsanwaltschaft seien einige Zahlensymptome in den Ausweisen über die Ein­
stel lun g en vor allem "wegen Geringfügigkeit", sodann aber weiter auch "mangels 
Tatbestandes" und "wegen unbekannten Täters" gegeben (a.a.O., s. 703). Außer­
dem bemerkt von Mayr zu R echt, "auch da, wo formell das Legalitätsprinzip waltet, 
kann doch der Verfolgungseifer von Staatsanwaltschaft und Polizei durch posit ive 
Anordnungen, insbesondere für die minderbedeutsamen oder überhaupt zweife lhaf­
ten Verfehlungsfälle, gesteigert oder gemindert und damit die Verfehlerziffer erh öht  
oder herabgesetzt werden" (a.a.O., S. 682). 
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64) Färber, E.: a.a.O. (FN 62), S. 277. 

65) Brammer, J. : Die Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften zur Bekämp­
fung der Wirtschaftskriminalität in Schleswig-Holstein, in: Innenminister Schleswig­
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Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität. Schlußbericht der Arbeitstagung für lei­
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richtung, a.a. O. (FN 65), S. 81 sowie Sieben, G., Matschke, M.J. ,  Neuhäuser, 
H. -J. :  Bilanzdelikte, BKA-Forschungsreihe Bd. 1 ,  Wiesbaden 1 974, S. 9 1 ,  die den 
unzureichenden Stand der Ausbildung der Dezernenten beklagen. 
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Wirtschaftsdelikte (einschließlich der Korruption). Arbeitstagung im Bundeskriminal­
amt Wiesbaden vom 8 .  April bis 13. April 19 57 über Bekämpfung der Wirtschaftsde­
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69) Römer, J. : a.a. O. (FN 66), S. 62 . 
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71) Römer, J.: a.a.O. (FN 66), S. 392 .  

72) Sander, H.: a.a.O. (FN 67), s. 392. 

73) Brammer, J.: Die Einrichtung, a.a. O. (FN 65), S. 90 f.; vgl. auch Müller, R.: Die 
Probleme der Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei im Wirt­
schaftsstrafverfahren, in: Die Polizei 61 (1970), S. 341 -346, S. 342 . 

74) Vgl. die AV von Schleswig-Holstein, zitiert bei Brammer, J.: Die Einrichtung, a.a.O. 
(FN 65), S. 84. 

75) Römer, J.: a.a.o. (FN 66), s. 72. 

76) Sander, H.: a.a.O. (FN 67), S. 392 .  

77) Römer, J.: a.a.O. (FN 66), S. 72 und Sander, H.: a.a.O. (FN 67), S. 392 .  

78) Römer, J.: a.a.O. (FN 66), s. 75 und Franzheim, H.: Probleme der Wirtschaftskri­
minalität aus der Sicht des Staatsanwalts, in: Tiedemann, K. (Hrsg.): Die Verbre­
chen in der Wirtschaft , Karlsruhe 1972 , S. 111 -126, S. 112. 

79) Römer, J.: a.a.O. (FN 66), S. 97; vgl. auch noch Müller, R.: Probleme der Zu­
sammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei in Wirtschaftsstrafverfah­
ren, in: Die Polizei 61 (1970), S. 341 -346, S. 341 , der 1970 die bei der Verfol­
gung der Wirtschafts- und Steuerkriminalität auftretenden ungeheuren Schwie­
rigkeiten prinzipiell für behebbar ansah. Vgl. für die USA beispielsweise Finn, P., 
Hoffman, A.R • .  : Exemplary projecls. Proseculion of economic crime, Washington 

1976, S. 83, die als ein spezifisches Ziel die Erhöhung der Verurteilungsrate be­
trachten. 

80) � Erfahrungen aus der Tätigkeit zentraler Dienststellen, in: BKA (Hrsg.): 
Wirtschaftsdelikte (einschließlich Korruption). Arbeitstagung im Bundeskriminalamt 
Wiesbaden über die Bekämpfung der Wirtschaftsdelikte einschließlich der Korrup­
tion, Wiesbaden 19 57, S. 181. 

81) � a.a.O. (FN 80), S. 182 .  

82) Römer, J.: a.a.O. (FN 66), S. 68. 

83) Zum Zusammenhang zwischen dem Begriff der Wirtschaftskriminalität und der Art 
und Weise der Konzentration vgl. Brammer, J. : Die Einrichtung ,  a.a.O. (FN 65) ,  S. 

79 , wonach in Schleswig-Holstein beide Fragestellungen losgelöst voneinander 
gesehen wurden. Nach Ansicht Brammers setzt eine klare organisatorische Fas­
sung, die Zuständigkeitsstreitigkeiten vermeide, die Erarbeitung eines praktikab­
len Katalogs voraus, der jedem Sachbearbeiter sage, er habe es mit einer Wirt-
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schaftsstraltat zu tun. Hierfür reicht nach Meinung Brarnrners eine al lgemein 
gehaltene Definition der Wirtschaftskriminalität oder Wirtschaftsstrafsache nicht 
aus. 

84) Durch R undverfü gung vorn 30.3 . 1 968; vgl. Velde, H.:B earb eitung von Wirtschafts­
strafsachen durch Staatsanwaltschaft und Kriminalpolizei, in: Kriminalistik 25 
( 1 97 1 ) , s. 1 80 - 1 82, s. 1 80. 

85) Vgl. R ömer, J.: a.a.O. (FN 66), S. 7 1 .  

86) Brammer, J.: Die Einrichtung, a.a.O. (FN 65), S .  8 8 .  Z u r  Ausbildung der Wirt­
schaftsdezernenten vgl. Brarnmer, J.: Stand  der Organisat ion,  a.a.O. (FN 66), S. 
7 f. 

87) Zur Sit uation in Niedersachsen vgl. neuestens Schwind, H.-D., Gehrich, W.: 
a.a.O. (FN 1 ). 

88) Die 1 974 erschienene Arbeit von Kerbel, P.: a.a.O. (FN 57), trägt der Organisa­
tionsreform erstaunlicherweise noch nicht R echnun g. 

89) R ömer, J.:  a.a.O. (FN 66), S. 70. Z ur Fra g e  der R eformbedürftigkeit der Zustän­
dig keitsregelung vgl .  Katholnigg, O.: B edürfen die gesetzlichen Grundla gen für d ie  
B i ldung von Schw erpunktstaatsanwaltschaften der Verb esserung? Tagungsb erich­
te der Sachverständigenkornmission Bd. XV.,  Bonn 1 979, Anla ge 6. Kath oln igg 
bejahte diese Frage,  sah sie aber zum Zeitpunkt der Erörterung (Juni 1 978) schon 
als erledigt an.  

90)  Sieben, G.  u.a. :  a.a.O. (FN 67), S. 92. 

9 1 )  AV des JM vom 29.3. 1 973 (7.036 - IV/82). 

92) AV des Niedersächsischen MJ vorn 28.7. 1 97 1 ,  NdsRpll, S. 1 82 ,  ferner neuestens 
Schwind, H.,D. u.a . :  a.a.O. (FN 1 ). 

93) AV des JM vorn 26. 1 . 1 97 1 ,  JBI S. 4 1 .  

94) Festgestellt wurden die Begriffe: Geschäftsaufgabe ,  Sachgebiet, D ezernat, Abtei­
lun g ,  R eferat, Erhebun gseinheit. 

95) Zu  linden sind auch Bezeichnungen wie Sonderdezernent, Spezialsachbearbeiter, 
Sonderreferent für Wettbewerbs-, Wirtschafts- und Devisensa chen,  Kontaktrefe­
rent zur Schw erpunktstaatsanwaltschaft. 

96) Der B eg riff des Wirtschaftsdelikts wird h ier sehr weit verstanden. 

97) Berckhauer, F.H.: Wirtschaftskriminalität und Staatsanwa ltschaft ,  a.a.O. (FN 5 5) ,  
S. 1 28 ( i m  folgenden "Diss." zitiert). 

98) So fallen z.B. sowohl ein D ezernent mit einer wirtschaftsdeliktischen Materie ne­
ben anderen zu bearb eitenden Sachgebieten a ls auch e in  Wirtschaftssonderde­
zernent unter jeweils 1 0. Dezern enten in die Gruppe mit dem "geringen Anteil". 
Dies bedeutet zwar formell jeweils eine h oh e  Konzentration der Wirtschaftskrimi­
nalität auf einen Dezern enten,  ist jedoch inhaltl ich nicht vergleichbar. Weiterhin ist 
zu bedenken, daß ein geringer Anteil bei diesem Merkmal nicht nur  eine h ohe in­
nerbehördliche Konzentration bedeuten kann: Je mehr nämlich der Wert g ege n  
Nul l  geht,  desto weniger wird Wirtschaftskriminalität a uch  a l s  Aufgabengebiet 
vorgesehen. 
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100) Berckhauer, F. H. : Diss. S. 129. 

10 1) Blankenburg, E. , Sessar, K. , Steffen, W. : Die Staatsanwaltschaft im Prozeß straf­
rechtlicher Sozialkontrolle, Berlin 1978 , S. 35. 

102) Berckhauer, F. H. : Diss. S. 130. 

10 3) Vgl. im einzelnen Berckhauer, F. H. : Diss. S. 158 und dort Tab. 27. 

10 4) Berckhauer, F,H. :  Diss. S. 158 1. und dort Tab. 28 . Vgl. zum Problem noch Römer, 
J. : Bestehen Möglichkeiten, eine bundeseinheitliche Zuständigkeitsbeschreibung 
für die mit der Bearbeitung von Wirtschaftsstrafsachen beauftragten Staatsanwälte 
einzuführen? In: BMJ (Hrsg.): Tagungsberichte der Sachverständigenkommission, 
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105) �. : Diss. S. 158 1. und dort Tab. 28. 

106) �. : Diss. s. 160 f. 

107) �: Diss. S. 160 f. 

108) �: Diss. S, 161, 

109) �. : Diss. S. 161. 

110) �. : Diss. S. 162 1. und dort Tab, 31. 
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112) Vgl. im einzelnen Berckhauer, F. H. : Diss. S, 167-182 und dort Tab. 36-44. 

113) �.: Diss. S. 169 . 

114) �: Diss. s. 170 . 

115) �: Diss. S. 175 ff. 

116) �: Diss. s. 180 ff. 

117) Sack, F. : Art, Selektion, Selektionsmechanismen, in: Kaiser, G. u.a. (Hrsg.): 
Kleines Kriminologisches Wörterbuch, Freiburg 1974, S. 30 1 nennt als Alltagstheo­
rien "Begründungen, Rechtfertigung, Vorstellungen, Vermutungen über Ursachen 
und Erscheinungsformen von Kriminalität und Delinquenz und deren Täter". 

118) Vgl. Macnaughton-Smith, P.: The Second Code, Toward (or Away from) an Empi­
rie Theory of Crime and Delinquency, in: Journal of Research in Crime and Delin­
quency 1968 , S. 189 -197. 

119) So � a.a.O. (FN 66), S. 10 3; "Zur Diskussion um die Normenflut" vgl. einer­
seits Vogels, H.-J. gleichnamigen Beitrag In: JZ 1979 , S. 32 1-325 ("Recht und 
Rechtsetzung sind schon unter dem Aspekt der Informationsvermittlung ein Men­
genproblem. Das geschriebene Recht dient primär der Übermittlung von Weisun­
gen und anderen Informationen des Gesetzgebers an den Rechtsunterworfenen. 
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Unter diesem Aspekt verliert das Recht seinen Sinn und verfehlt seinen Zweck, 
wenn es schon als Information nicht mehr ankommt",  a.a.O., S. 323) sowie 
Schwind, H.-D.: Kriminalprävention in Niedersachsen, in: Schwind, H.-D., Berck­
hauer, F. , Steinhilper, G. (Hrsg.): Präventive Kriminalpolitik. Heidelberg 1980 , S. 

53 1-556, s. 53 1 11. 

120) Berckhauer, F.H.: Die Bundesgesetze zur Bekämpfung der Wirtschaftsdelin­
quenz, in: der kriminalist 8 ( 197 6), S. 122 - 125, S. 170 - 17 1. 

12 1) Diese Information verdanke ich Herrn Harry Strauß, Gewerbeaußendienst Berlin. 

122) Näher dazu Berckhauer, F.H.: Wirtschaftskriminalität und Staatsanwaltschaft, 
a. a.O. (FN 1), S. 154. 

123) Vgl. Baumann, J.: Über die notwendigen Veränderungen im Bereich des Vermö­
gensschutzes, in: JZ 197 2 , S. 1 -6, S. 2 .  ("Die zunehmende Schaffung von Son­
derabteilungen und Sonderdezernaten für Wirtschaftsvergehen, die bessere Aus­
bildung, auch im ökonomischen Bereich, trägt bereits einige Frucht. Sehr viel 
Frucht wird aber kaum zu erwarten sein - und das hängt mit dem m a t e r i e 1 -
1 e n Recht zusammen. Die Tatbestände, auf die hin zu ermitteln ist, sind nur all­
zu häufig verschwommen, mit zuviel subjektiven Tatbestandsmerkmalen beladen. 
Die Hauptschwierigkeit besteht darin, hier eine neue und b e s s e r e V e r t y­
p u n g d e s z u p ö n a I i s i e r e n d e n V e r h a I t e n s vorzunehmen 

... ".) Vgl. ferner Franzheim, H.: a.a.O. (FN 77), S. 12 1 ,  der die Formulierung 
leicht verständlicher Tatbestände fordert , die das verbotene Unrecht genau be­
schreiben; Grasse, R.: Wirtschaftskriminalität - Bedeutung und Aspekte, in: 
Schimmelpleng Review Nr. 9 ( 197 2), S. 33-36, S, 36 zu den Schwierigkeiten des 
Betrugstatbestandes; ferner Kolz: a.a.O. (FN 66), s. 1 10 ,  wonach unbestimmte 
Rechtsbegriffe die exakte Gesetzesanwendung in der Praxis nur erschweren; so­
wie Peters„ K.: Die strafrechtsgestallende Kraft des Strafprozesses. Antrittsvorle­
sung an der Universität Tübingen, gehalten am 1 1. Juni 1963, Recht und Staat 
276/277 , Tübingen 1963 ("Soll der Strafprozeß eindrucksvoll und wirk sam gestal­
tet werden, so bedarf es der Konzentration, der Praktikabilität und der Vereinfa­
chung des materiellen Strafrechts"., s. 22 und "Die Straftatbestände sollten so­
wohl um der Rechtssicherheit als auch um der Rechtsanwendbarkeit willen mög­
lichst klar sein. So sehr wertende und subjektive Tatbestandsmerkmale unent­
behrlich sind - sie können sogar bewußt zur Begrenzung des Tatbestandes ein­
gebaut sein (beim Betrug die Absicht der rechtswidrigen Bereicherung, bei der 
Fahrerflucht die Flucht) - so kann eine Häufung subjektiver und wertender Um­
stände einen Tatbestand geradezu unanwendbar machen. Ein Musterbeispiel da­
für ist der Wucher"); ebenso �: Beschleunigung des Strafverfahrens und die 
Grenzen der Verfahrensbeschleunigung, in: Strafprozeß und Reform ,  Demokratie 
und Rechtsstaat, hrsg. v. Rudolf Wassermann u.a. Bd. 45, Neuwied und Darm­
stadt 1979 , S. 82 - 1 12 ,  S. 84 und FN 12 , S. 109 ; schließlich Tiedemann, K.: Zur 
Reform der Vermögens- und Wirlscha!tsstraftatbestände, in: ZRP 1970 , S. 256-

26 1 ,  S. 258 (" ••• materielles Recht und Prozeßrecht beeinflussen sich im Straf­
recht besonders intensiv: Tatbestand und Einzelelemente der materiellrechllichen 
Strafnormen bestimmen insbesondere das gesamte prozessuale Beweisrecht, so 
daß komplizierte und vor allem subjektiv gefaßte Straftatbestände gleichsam 
automatisch zu prozessualen Schwierigkeiten führen".) und � Erscheinungs­
formen der Wirtschaftskriminalität und Möglichkeiten ihrer strafrechtlichen Be­
kämpfung, in: ZStW 88 ( 1976), S. 23 1 -260 , S. 254 1. (für Betrug, Untreue und 
Wucher). Vgl. auch R ömer, J.: a.a.O (FN 66), s. 64; Kohlhaas, M.: a.a.O. (FN 

57), s. 85. 
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124)  Nach Sessar, K.: Der zweifelhafte Aussagewert der Polizeil ichen Kriminalstatistik 
bei den versuchten Tötungen, in: Kriminalistik 1 979, S. 1 67- 1 7 1 ,  S. 1 67 führen 
deliktsspezifische juristische Abgrenz ungsschwierigkeiten "bei der Polizei in der 
Regel zur Höherbewertung der Kriminalität ••• ".  

125) Vgl.  Blankenburg, E. :  Die Staatsanwaltschaft im System der Strafv erfolgung, in: 
ZRP 1978, S. 263-268, spricht hier von "organisierter Selektivität" (S. 266) und 
fährt fort (S.  267): "Die Merkmale staatsanwa ltschaft licher Tätigkeit • • •  ze igen, 
daß die organisatorische Funktion der Staatsanwaltschaft im gesamten Stra fver­
folg ungsprozeß die der S e I e k t i o n ist. Die Staatsanwaltschaft sortiert alles, 
was an Kriminalität amtlich registriert wird, zunächst nach Ankla gefäh igkeit (ge­
mäß der Beweislage), sodann nach Anklagewürdigkeit (gemäß der Schwere des 
Delikts). Sie selektiert damit für die justizförmige Bearb eitung und sortiert die von 
der Justiz vorgesehenen Verfahrensarten gemäß der Schwere der Delikte". Nach 
Fra nzheim, H.:  a.a.O. (FN 77), müssen die Wirtschaftsabteilungen der Staatsan­
waltschaften wegen Arbeitsüberlastung trotz der guten Organisation Schwer­
punkt e  ihrer Arbeit bilden. Nach Jeutter, F.: Sinn und Grenzen des Legalitätsprin­
zips im Strafverfahren,  Diss. Jur. München 1 976 spielt die Arbeitsüberlast ung der  
Strafverfolgungsorgane be i  der  Selektion e ine  Rolle, S. 1 73. Es se i  b ei der mas­
senhaften Kriminalität heute und auf absehbare Zeil nicht möglich, dem Grund­
satz des Verfolgungszwanges gerecht zu werden. Die Strafverfolgungsorgane 
seien von daher gezwungen auszuwäh len. Jeutter, S. 32, meint, das Opportuni­
tätsprinzip könne in der Praxis dazu führen,  von unbequemen Strafverfolgungen 
im Wege der Ermessensausübung abzusehen. "Dort, wo die Stra fverfolg ungsbe­
h örden in der oben beschriebenen Weise überfordert sind, werden sie ih r Heil in 
der einfachsten Lösung suchen. Die einfachste Lösung besteht immer in einem 
Absehen von Strafverfolgung". Schließlich kommt auch Sessar, K.: a.a.O. (FN 
1 2 4),  S. 169, zu dem Ergebnis, daß kleine, wenig belastete Poliz eibehörden eher 
ein schwereres Delikt bei der Verfolgung annehmen als die großen, stärker 
b elasteten Polizeibehörden. 

1 26) Vgl. zum Problem der B indung des Staatsanwalts an b ehördeninterne R echtsauf­
fassungen K leinknecht, Th.: Strafprozeßordnung, 34. Aufl. München 1 979, 1 1  vor 
§ 1 4 1  GVG und § 1 46 GVG, Rdnrn. 6 und 7. 

1 27) Vgl. im einzelnen Berckhauer, F.H.: a.a.O. (FN 1), S. 1 9 1  ff. 

1 28) Vgl. im einzelnen Berckhauer, F.H.: Wirtschaftskriminalität und Staatsanwalt­
schaft , a.a.O. (FN 1), S, 203 ff. 

1 29)  Als konkretisierungsbedürftige Tatbestandsmerkmale werden klassifiziert: 

rechtzeitig (§ 392 II AO a.F.); übermäßig (§ 240 1 1 KO a.F.); erh eblich, ord­
nungsmäßig (§ 240 1 2 KO); rechtswidriger Vermögensvorteil (§ 263 1 StGB); Ge­
walt,  Drohung mit einem empfindlichen Übel, Vermögen, Nachteil (§ 253 1 StGB); 
anvertrauen (§ 246 1 StGB); Treuverhältnis, Wahrn ehmung fremder Vermögensin­
teressen (§ 266 1 StGB); Gewalt. Drohung mit einem empfindlichen Übel (§ 240 1 
StGB); Zwa n gslage,  Leichtsinn, Unerfahrenheit, ausbeuten, auffäll iges Mißver­
hältnis (§ 202 f I StGB a. F .) , wirtschaftliche Not (§ 302 1 II 1 StGB a.F.), ge­
werbsmäßig (§ 302 1 I I  2 StGB a.F.J; besonders günstiges Angebot, zur  Irrefüh­
rung geeignete Angaben (§ 4 1 UWG). 
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Z ur Rechtsfigur des unbestimmten Begriffs vg l .  z .B.  schon Baumann, J.: Grenzen 
der individualen Gerechtigkeit im Strafrecht, in: Summum lus Summa lniuria, Tü­
b ingen 1 963, S. 1 1 7- 1 44,  insb. S. 1 25 ff.; ferner Frisch, W.: Revisionsrechlliche 
Probleme der Strafzumessung. Eine Untersuchung über die Struktur und Revisibi­
lität des richterlichen E rmessens bei der Strafzumessung, Köln u.a. 1 97 1 ,S. 1 2 9  f. 



("Schon bestimmte Begriffe, wie 'Vorsatz' ,  'Fahrlässigkeit ' ,  'Dunkelheit ' ,  'Anfang 
der Ausführun g '  usw., geben bei  der Entscheidung des Einzelfalls oft zu Zweifeln 
Anlaß,  weil mehrere Lösungen 'vertretbar' erscheinen. Auch der  bei der Anwen­
dun g normativer Begriffe, wie der ' guten Sitten '  oder der 'Unzucht' meist not­
wendige Regress auf die h errschenden Wertvorstellungen oder die Anschauungen 
bestimmter Bevölkerungskreise führt häuf ig  z u  keiner eindeutigen Antwort. Erst 
recht lassen die 'reinen Wertbegriff e '  (in der Terminologie Schröders), also etwa 
die ' erhebliche Einstellung ' ,  das 'zu schnelle Fahre n '  oder das 'auffällige 
Mißverhältnis',  im Einzelfall neben dem B ereich der 'positiven und der negativen 
Gewißheit ' noch Platz für eine 'Sphäre des möglichen Zweifels', in der keine 
Entscheidung von vornherein als falsch b ezeichnet w erden kann". (m.w. N.). Vgl. 
ferner von Hippel, R.: Gefahrurteile und Prognoseentscheidungen in der Straf­
rechtspraxis, Berlin 1 972, S. 1 3, der der Frage nachgeht, welches Ausmaß an 
Unbestimmtheit "notwendig" und "erträglich" ist. 

1 30) Zur Einstellun gshäufigkeit bei verschiedenen Tatbeständen schon Ritter, K.-L.: 
Der praktisch e Gang der Strafrechtspflege, B onn 1960, S. 39. 

1 3 1 )  Vgl. dazu al lgemein Jäger, H.:  Subjektive Verbre chensmerkmale als Gegenstand 
psychologischer Wahrheitsfindung, in:  MschrKrim 1978, S. 297-3 1 3, S. 299 f. 
sowie zur "inneren Tatseite im Strafprozeß" � P., Lautmann, R.:  Die forensi­
sche Kommunikationssituation - soziologische Probleme, in:  Wassermann,  R. u.a. 
(Hrsg.): Demokratie und R echtsstaat Bd. 4 1 ,  Neuwied 1979, S. 4 1 -67, S. 46. 

1 32) So sch on Dahs, H. : a.a.O. (FN 59): "Es hat sich gezeigt, daß ... mit den über­
kommenen Tatbeständen des Betrugs und der Untreue im Wirtschaftsleben nicht 
alle Verhaltensweisen zu erfassen sind, die im R echtskreis eines a nderen Scha­
den verursachen. Insbesondere der Nachweis des objektiven Schadenseintritts 
und des auf den Schadenseintritt bezogenen Vorsatzes macht in der Praxis größ­
te Schwierigkeiten". 

1 33) Das mag mit der Natur der subjektiven Tatbesta ndsmerkmale als unbestimmbaren 
(im Gegensatz zu den sogenannten unbestimmten) Rechtsbegriffen zusammen­
hän gen, die nach Sch umann, K.F. :  Ungleichheiten in der Strafverfolgung, in:  
Recht und Politik 1 974, S. 1 19 - 1 29 "zwar dogmatisch präzise definiert s ind,  sich 
aber nur durch Mutmaßungen, nicht aber durch empirische In forma tionssamm­
lung bestätigen lassen". Hierzu zählt  Schumann auch beispielsweise d ie Rechts­
figur der Fahrlässigkeit. 

Zur Bestätigung der Ergebnisse durch die Aktenanalyse (bei  Zugrundelegun g 
eines anderen Ansatzes) vgl. unten Kap. 4. 

134) Vgl. z.B. Rüster, W.: Wirtschaftskriminalität - Krebsgeschwür unserer Gesell­
schaft. Ein Beitrag zum 49. Juristentag, in: JR 1 972, S. 3 1 6- 3 1 9, S. 3 1 7  und 
Berk, W. : Probleme bei der Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität, in: Schim­
melpfeng Review Nr.  9 ( 1972), s. 27-32, wonach die subjektive Beweisführung 
(beim Betrug) die Ermittlungsbehörden vor Probleme stelle, die kaum zu lösen 
seien (S. 20). 

1 35) Vgl. im einzelnen Berckhauer, F.H.: a.a.o. (FN 1), S. 195 ff. 

1 36) Vgl. aber die "Erfolgsquote"  bezogen auf das gesamte Verfahren,  unten Kap. 
5.3.6. 

1 37) Vgl. Dahs, H.: a.a.O. (FN 59), S. 1540, wonach in der Praxis der § 154 StPO 
häufig sch on extensiv angewendet wird. 
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Kapitel 2 

AKTENUNTERSUCHUNG: METHODE, AKTENAUSWAHL UND 
STICHPROBENKONTROLLE 

2. 1 Aktenanalyse als Untersuchungsmethode 

Die Frage, welche Methode zur Untersuchung von Wirtschaftsstrafverfahren in ihrer 
Gänze angewendet werden können, ist rasch beantwortet. Da eine (teilnehmende) Be­
obachtung teilweise gar nicht möglich ist oder nur Teileinblicke gewähren würde, bleibt 
nur die Aktenuntersuchung als Mittel der Wahl. 

1) Die Einwände gegen ein solches Vorgehen sind bekannt 
Fragwürdig erscheinen: 

- Oualtität, Abbildungsgenauigkeit und Verläßlichkeit der Daten, 

- die Selektivität sowohl bei der Informationsaufnahme als auch bei der -wiedergabe 
- und damit die Aussagekraft der Information überhaupt. 

Gleichwohl kann man mit Stellen davon ausgehen, daß Akten eine Realität eigener Art 
sind, also eine Konstrukt ion der Wirklichkeit enthalten 2>, die mit Fortschreiten der Zeit, 
d. h. bei größer werdendem Abstand zum Anlaß des Verfahrens, immer stärker an die 
Stelle der 'wirklichen' Wirklichkeit treten. 

Außerdem sind Zweck und Ziel von Strafverfahrensakten J) vor allem in der Vorberei­
tung, der Begründung und der Legitimation von Entscheidungen zu sehen, nicht jedoch 
so sehr in einer aktuellen, unmittelbaren Wiedergabe von Ereignissen oder der Protokol­
lierung des Entscheidungsablaufs. 
Kritisch betrachtet werden kann die Aktenanalyse als Untersuchungsinstrument vor allem 
dann, wenn sie expl izit zur Abklärung der Frage beitragen soll, welche Bedeutung 
Tatverdächtigenvariablen im Verfahren zukommt. Diese Merkmale sind teilweise nicht, 
teilweise weniger zuverfäßig aus den Akten zu entnehmen - im Gegensatz zu Variablen 
wie etwa Schadenshöhe, Tatmehrheit oder Deliktsdauer. Dies läßt aber auch - worauf 
ebenfalls Steifen schon hingewiesen hat 4> - den Schluß zu auf die (geringe) Ent­
scheidungsrelevanz von Persönlichkeitsvariablen. 
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2.2 Auswahl der Strafverfahrensakten 

Der Zugang zur registrierten schwereren Wirtschaftskriminalität ist nur über die Unterla­

gen der Bundesweiten Erfassung von Vvirtschaftsstraftaten nach einheitl ichen Gesichts­

pun kten möglich. Eine Erfassung über die bei  den Staatsanwa ltschaften geführten Js­

Register ist nicht bei allen Staatsanwa ltschaften zu bewerkstell igen, da Wirtschaftssa­

chen in der Regel  nicht als solche im Js-Register a usgewiesen werden. Außerdem kön­

nen auf diese Weise bereits abgeschlossene Ermittlungsverfahren ohne Schwierigkeiten 

für die Untersuchung gezogen werden. 

Die Bundesweite Erfassung weist die Gegenstände der staatsanwallschafll ichen Ermitt­

lungsverfahren nur nach strafrechtl ichen Gesichtspunkten aus. Demgegenüber lassen 

sich kriminologische oder kriminalistische Klassifizierungen bei den einzelnen Delikten 

nicht erkenn en. So werden beispielsweise die verschiedenen Betrugsarten Kreditbetrug, 

Stoßbetrug und Subventionsbetrug allein unter dem gemeinsa me n  Gesichtspunkt der 

strafrechtlichen Subsumption unter § 263 StGB erfaßt und a usgewiesen. 

Oft können wirtschaftsdeliktische Sachverhalte nicht mit einer einzigen Strafvorschrift 

allein erfaßt und wiedergegeben werden. In diesen Fällen ist die Heranziehung mehrerer 

Straftatbestände notwendig, um den Unrechtsgehalt der Tat bzw. der Taten wiederge­

ben zu können (z. B. §§ 263, 266, 246 StGB). Demzufolge wurden 1 974 bei den 2.893 

Ermittlungsverfahren der Bundesweiten Erfassung insgesamt a uch 8.242 Straftatbestände 

angegeben. 

Schließlich ist zu beachten, daß der § 263 StGB (Betrug) häufig als Auffang- oder Be­

gleittatbestand zur rechtlichen Würdigung eines Sachverhaltes herangezogen wird, ohne 

daß damit ein spezifisches Delikt umschrieben werden könnte. 

Diese Ausgangsbefunde mußten bei der Auswah l  der Verfahren für die Aktenuntersu­

chung berücksichtigt werden. Tabelle 2. 1 weist die wichtigsten Sachgebiete der Bun­

desweiten E rfassung 1 9741 gemessen an den überprüften Tatbeständen,. a us. 

Nach der Tatbestandshäufigkeit ergibt sich folgendes Bild: 

Im Vordergrund stehen Betrug, Steuerhinterziehung, Konkursdelikte und Untreue. Es fol­

gen Urkundendelikte, Unterschlagungen, Verstöße gegen das Gesetz gegen den unlau­

teren Wettbewerb, Wucher  und Diebstahl. 

Läßt man einmal die für das Erscheinungsbild der Wirtschaftskriminalität nicht typischen 

Diebstähle, Unterschla gungen und Urkundendelikte, die Wirtschaftsstraftaten a ls Beg leit­

und Folgekriminalität ermöglichen oder sie verdecken sollen, beiseite, so bleiben noch 

40 



Tabelle 2 .  1 Stichprobenbildung Teil 1 

a )  D i e  in den Ermittlungsverfahren der Bundeswe i ten Erfassuna 1 9 7 4  
überprüften Ta tbe stände 

b )  Fe inanalyse der häuf igsten Delik te und De l ik tsgruppen 

a) Bundeswe i te Erfassung 1 9 74 

Straftaten nach dem/der/den überprüfte 
Tatbestände 

1 .  Strafgesetzbuch in den 
Fällen des § 74 c I ,  

abs . 

5 GVG a.F.  235 

davcn: 

Betrug (§ 263 StGB) 

Untreue (§ 266 StGB) 

Diebstahl (§§ 242-244 
StGB) 

Unterschlagung 
(§ 246 StGB) 

Hehlerei ( §  259 a .F .  
StGB) 

WUcher ( §§ 302 a-f a.F.  
StGB) 

Vorteilsgewährung 
(§ 333 StGB) 

2 .  Konkursordnung insg. 

3. GmbH-Gesetz 

1 479 

440 

1 1 7 

269 

74 

140  

1 6  

571 

298 

4. G.gg.d. unlaut. Wettbewerb 187 

5 . F inanzrronopol -, Steuer-
und Zollrecht insg . 1 68 1  

davon: 

Steuerhinterziehung 
(§ 392 AO a .F . )  

6 .  Urkundendelikte 

38 , 1

/

� : 

22 ,2  

6 ,6  

1 ,8 

4 , 0  

14 . 

1 ,  1 � -

2 ,  1 6 • 

0 , 2  

8 , 6  8 · 

r7

. 

4 , 5  

2 ,8

7

9 .  

1 0 .  

25, 3  

1 1 .  

9 ,8  

1 2 .  

b )  häu fiaste Del ikte/ 
De l ik tsgruppen 

§ 263 StGB allein 408 

§ 266 StGB allein 36 

§ 266 StGB u .  sonstige , 50 
aber ohne : § 302 f StGB, 
KO, J'.ü,533 IIVO, 225 AFG, 
84 GmbHG, 1428 RVO, 4 UWG 

§ 302 f. a .F .  StGB allein 1 03 
u. sonstige , aber ohne: 
392 AO, 523 RVO, 225AFG 
1428 PVO, KO, 84 GmbHG , 
4 Ul-.13 

Konkursordnung allein 1 5 1  

KO und § 8 4  GmbHG u .  son-
stige , aber dme: 302 StGB, 
392 AO, 533 PVO, 225 Af'C', 
1428 PVO, 4 UWG 

§ 4 m-,i:; allein 40 

§ 4 UI-/G u .  sonstige , aber 5 7 
dme : 302 f StGB, KO, 392 
A.0:--533, 1 428 RVO, 225 AFG, 
84 GnbHG 

§ 392 AO a .F. allein 1 39 

§ 392 AO a.F.  u .  sonstige, 360 
aber dme : 302 f StGB, 533 
1 428 PVO, 225 AFG, 4 UI\\S 

§ 533 PVO u .  sonstige, aber 52 
dme : 225 AFG, 1 428 RVO, KO, 
a,r-GmbHG, 4 UWG 

§ 533 RVO mit § 392 AO 64 

650 

3 1 3  

69 

4 , 7  

1 , 0  
1 3 .  § 533 RVO mit KO 

7 .  sonstige Gesetze 

insgesamt 6656 1 00 insgesamt dme Ziffer 4 .  1 486 
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übrig: Betrug, Untreue,  Wucher, Konkursdelikte, Verstöße gegen das Gesetz gegen den 

unlauteren Wettbewerb und Steuerhinterziehungen. 

Unter den sonstigen Gesetzen fallen, was aus der Bundesweiten Erfassung selbst nicht 

deut lich wird, noch mengenmäßig Beitragsvorenthaltungen nach der Reichsversiche­

rungsordnung ins Gewicht. Dieses Delikt ist zwar a ls Wirtschaftsstraftal nicht sonderlich 

interessant. Seine Häufigkeit sprach aber für die Einbeziehung in die Aktenanalyse. 

Im rechten Teil der Tabelle 2. 1 ist eine Feinanalyse der häufigsten Delikte bzw. Delikls­

gruppen wiedergegeb en, die auch die Kombination verschiedener Tatbestände berück­

sichtigt. 

Um zu einigermaßen eindeutigen Abgrenzungen zu  gelangen, wurden b ei den einzelnen 

Deliktsgruppen bestimmte Tatbestandskombinationen nicht zugelassen. So wurden b ei­

spielsweise bei § 266 StGB alle Kombinationen dieser Vorschrift zugelassen mit Ausnah­

me derjenigen mit folgenden Tatbeständen: § 302 f StGB, § 392 AO (a. F.), § 533 RVO, § 

225 Arbeitsförderungsgesetz, § 84 GmbHG, § 1 428 RVO und § 4 UWG sowie den Straf­

vorschriften der Konkursordnung. Ebenso wurde - wie aus der Tabelle ersichtlich - bei  

den übrigen Delikten bzw. Deliklsgruppen verfahren. Auf diese Art  und Weise kamen 

insgesamt 1 .589 Verfahren (von ursprünglich insgesamt 2.893 der Bun desweiten Erfas-

sung 1 974) zusammen. 

Wegen der beschränkten Finanzmittel erschien die Untersuch ung der knapp 1 .600 Akten 

nicht mög lich, da für die Codierung einer Akte mit einem Arbeitsaufwa n d  von 5-6 Hilfs­

kr.::.ftstur,den zu rechn en war, wie ein Pretest ergab. Mil den zur Verfügung stehen den 

Förderungsmitteln konnten lediglich etwa 450-550 A kten ausgewertet und codiert wer­

den. 

Deshalb mußte eine B eschränkung der Sloffülle vorgenommen werden. Drei Lösungen 

boten sich an: 

1) Auswahl  von 5 Deliklsgruppen mit je 100 A kten; 

2) Verringerun_g der Aktenzahl  je  Deliklsgruppe auf etwa 70 Akten; 

3)  Kompromiß beider Alternativen. 

Zu Alternative 1: Die Erhebung einer möglichst großen Zahl von Akten je  Deliktsgruppe 

erschien an sich wünschenswert, wei l  zunächst mit einer bestimmten Ausfa llquote von 

Akten selbst und innerhalb der Akten wieder mit bestimmten Informationslücken zu  ein­

zelnen Merkmalen zu  rechnen war. Auf der anderen Seite war klar, daß sich bei einer 

B egrenz ung der Deliklsgruppen auf nur  5 das Spektrum der bekanntlich sehr komplexen 

und umfangreichen Wirtschaftskriminalität unangemessen verringerte, zumal die Wirt­

schaftskriminalität ohnehin nur exemplarisch untersucht werden konnte. 

Zu Alternative 2: Gegen eine Verringerung der Aktenzah l  auf 70 je Deliklsgruppe sprach 



vor allem der zu erwartende Informationsverlust, der eine sinnvolle Auswertung in Frage 
stellen konnte. Für diese Alternative sprach freilich, daß das Spektrum der Wirtschafts­

kriminalität etwas weiter geworden wäre. 
Zu Alternative 3: Als Kompromißlösung wurde ein Mittelweg gesucht, der das Spektrum 
nicht so sehr verengte und die Datengrundlage nicht allzu sehr verringerte. In die Unter­
suchung sollten deshalb 6 Deliktsgruppen mit jeweils 80 Akten einbezogen werden. 

Die Wahl der drillen Lösung machte die Streichung einer der Deliktsgruppen notwendig. 

Nicht gestrichen werden durften: Betrug, Untreue, Konkursdelikte und Steuerhinterzie­
hung, weil es sich offensichtlich um den Kernbestand der Wirtschaftskriminalität handelt. 
Es standen also nur noch Mietwucher, Vorenthaltung von Beitragsteilen nach der RVO 
und strafbare Werbung zur Debatte. 
Für die Einbeziehung der strafbaren Werbung sprach die Typizität des Delikts für die 
Wirtschaftskriminalität , nämlich die unlautere Schaffung einer günstigen Wettbewerbspo­
sition im Bereich des Handels. Dasselbe gilt - vor allem für den Bereich der Warenher­
stellung - für die Vorenthaltung von Beitragsteilen. Außerdem handelt es sich hier insbe­
sondere um weniger schwere Straftaten, die eine andere Ahndung als die schwerere 
Wirtschaftskriminalität erwarten ließen (häufige Einstellungen wegen Geringfügigkeit). 
Demzufolge blieb nur der Mietwucher übrig. Seine Nichtberücksichtigung wiegt umso 
leichter, als es sich bei diesem Delikt häufig nicht un:'. ein Wirtschaftsdelikt, sondern um 
ein schlichtes Bereicherungsdelikt Privater handelt. Außerdem folgt die soziale Kontrolle 
dieses Delikts sehr stereotypen Mustern, zumal der Opferbereich - wie der Pretest ergab 
- sehr homogen ist. Schließlich stand dieses Delikt nach der Verabschiedung des Ersten 
Gesetzes zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität nicht mehr im rechtspolitischen In­
teresse. 

Für die konkrete Auswahl der Akten der 6 Deliktsgruppen gab es zwei Möglichkeiten: 

1) nach Staatsanwaltschaften geschichtete Stichprobe; 
2) Zufallsstichprobe aus dem Gesamtmaterial. 

Zu Alternative 1 :  Eine nach Staatsanwaltschaften geschichtete Stichprobe wäre unter 
dem forschungsökonomischen Gesichtspunkt vorteilhaft gewesen, weil dann bei Be­
schränkung der Untersuchung auf wenige Staatsanwaltschaften der Organisationsauf­
wand geringer geblieben wäre, Allerdings wäre dann weder eine repräsentative Akten­
auswahl noch eine repräsentative Auswahl von Staatsanwaltschaften zu erwarten. Er­

stere nicht, weil sich die Verfahren sehr unterschiedlich auf die Staatsanwaltscl1aflen 
verteilen, ietztere nicht, weil bestenfalls eine systematische Kombination von Organisa-
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tionskriterien wie Art der Staatsanwaltschaft (nicht spezia lisierte Staatsanwaltschaft oder 

Schwerpun ktstaatsanwaltschafl) oder Größe der Behörde z u  erreichen wäre. 

Zu  Alternat ive 2: Die Zufallsstichprobe aus dem Ges:.imtmaterial gibt allen Verfahren 

innerhalb einer ausgewählten Deliktsgruppe die gleiche Chance, in die Untersuchung 

einbezogen zu werden, gewährleistet a lso Repräsentativität für das Material der Bun­

desweiten Erfassung. Zudem führt dieses Verfahren zu einer größeren Einbeziehung 

verschiedener Staatsanwaltschaften, was die Analyse organisationssoziologischer Frage­

stellungen a ls  möglich erscheinen ließ. 

Die Bildung der Stichprobe aufgrund der getroffenen Schichtung ergibt sich aus Tabelle 

2.2: 

Von den insgesamt 408 Betrugsverfahren ohne a ndere Tatbestände wurde beispielsweise 

jedes fünfte (ohne die Verfahren Nr. 401 -408) für die Stichprob e  gezogen. Entsprechend 

wurde bei den übrigen Deliktsgruppen verfahren. Soweit die Deliktsgruppen ohnehin nur 

schwach besetzt waren, wurde keine Stichprob e  gezogen, sondern die Gesamtheit total 

ausgeschöpft. 

Auf diese Art und Weise wurden insgesamt 480 Wirtschaftsstrafverfahren in einer ge­

schichteten Zufallsstichprobe ausgewählt. Die gewählte Zufallsauswahl legte über die 

bekannten staatsanwa ltschaltl ichen Aktenzeichen zugleich die Staatsanwaltschaften 

fest, von denen Akten zur Auswertung anzufordern waren. 

2.3 Der Eingang der Strafverfahrensakten 

Von den insgesamt 480 erbetenen Strafverfahrensakten gingen insgesamt 407 Akten zur  

Auswertung ein. D ie  Ausfallquote beträgt demnach 1 5,2 %. 

Tabelle 2.3 gibt die Gründe der Aktenausfälle wieder. Erwartungsgemäß steht der Grund 

des noch nicht abgeschlossenen Verfahrens an erster Stel le (37 %). Ein weiterer großer 

Teil der Akten wurde im Vollstreckungsverfahren oder zur Überwa chung von Bewäh­

run gsentscheidungen benötigt (23,3 %). Weitere 1 2,3 % der Akten waren bei anderen 

Verfahren zugezogen und standen innerhalb des Auswertungszeitraums nicht z ur Ver­

fügung. 5 Akten (6,9 %) konnten aus anderen Gründen nicht übersandt werden; bei den 

letzten 15 Akten (20,6 %) wurden keine Gründe seitens der Staatsanwaltschaften 

angegeben. 

Die Ausfallquoten sind - wie sich aus Tabel le 2.2 ergibt - von Deliktsgruppe z u  Delikts­

gruppe unterschiedlich. 
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Tabelle 2.2 Stichprobenbildung Teil II 

Häufigkeit in gezcgen Häufigkeiten in Ausfälle Häufigkeit in der 
Deliktsgruppe der BWE 1 974 der Aktenstich- N Aktenanalyse 

N probe 
N ; 1 00 % (%)  

263 StGB jedes 5 .  1 2  
(ohne andere 408 Verfahren 80 ( 1 5 ,0 )  68 
Tatbestände) (dme die 

letzten 8) 

266 StGB 
(ohne andere 36 total ohne 80 26 64 Tatbestände) die letzten 6 266 StGB (32,5)  
(mit anderen total 
Tatbeständen) 

392 AO jedes 3 .  
(ohne andere 1 39 bzw. 4 .  40 
Tatbestände) Verfahren so 1 2  68 
392 AO jedes 9 .  ( 1 5 ,0) (mit anderen 360 40 
Tatbeständen) Verfahren 

jedes 4 .  3 
(ohne andere 1 51 Verfahren 37 (8,  1 )  34 

Tatbestände) 

KO u .a .  jedes 2 .  8 (mit anderen 1 1 3  Verfahren 53 35  
Tatbeständen) ' ohne die ( !8 ,6 )  

letzten 3 

4 UWG 
( ohne andere 40 total 40  9 7 1  
Tatbestände 80 ( 1 1 , 3 )  4 UWG 
(mit anderen die ersten 

Tatbeständen) 5 von je 7 40 
Verfahren 

533 RVO 1 6  total 1 6  1 
(mit KO) ( 6 , 3) 
533 RVO 64 jedes 5 .  1 2  2 
(mit 392 AO) Verfahren 80 ( 1 6 ,  7) 67 533 RVO 
(mit anderen 52 total 52 1 0  
Tatbeständen) ( 1 9 , 2) 

insgesamt 1486 480 73 407 
( 1 5 ,2 )  
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Tabelle 2.3 Aktenausfälle In der Untersuchung 

Grund des Aus fal l s  abs . 

Verfahren noch n icht abgeschlossen 27 

Akten werden im Vol l s treckung sverfahren 1 7  oder zur Bewährungsüberwachung benötigt 

Akten bei  anderen Verfahren zuge zogen 9 

Akten nicht verfügbar 5 

ohne Angabe 1 5  

insge samt 73  

2.4 Datenvergleich zwischen der Aktenuntersuchung und der Bundesweiten 

Erfassung 19 74 

% 

3 7 , 0  

2 3 , 3  

1 2 , 3  

6 , 9  

2 0 , 6  

1 0 0 

2. 4.1 Die Übereinstimmung zwischen den Ausgangsdaten und der geschichteten Stich­
probe 

Zur Feststellung der Repräsentativität der geschichteten Stichprobe für das Gesamtma­
terial der Bundesweiten Erfassung stehen einige Parameter zur Verfügung. Es handelt 
sich hierbei um die Zahl der Beschuldigten, die Dauer des Ermittlungsverfahrens, die 
Zahl der Einzelfälle, die Zahl der Geschädigten, die Höhe des Gesamtschadens, die Höhe 
des angeklagten Schadens und die Art der Verfahrensbeendi�,mg. Die Befunde ergeben 
sich im einzelnen aus den Tabellen 2.4 bis 2. 7. 

Keine Übereinstimmung ist aufgrund der gewählten Methode "geschichtete Stichprobe" 
hinsichtlich der Tatbestandsstruktur zur erwarten. 
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Bei der Zahl der B eschuldigten ergibt sich für die Stichprobe eine sehr geringfügige Ver­

schiebung hin zu mittelgroßen Verfa hren mit drei bis fünf Beschuldigten (BWE 1 9 74 = 1 0  

% ;  Stichprobe = 1 2  %). B e i  der B undesweiten Erfassung entfallen a u f  jedes Verfahren 

1,75 Besch uldigte, bei der St ichprobe 1 ,92. 

Bei der Dauer der Ermit tlungsverfahren ergibt  s ich in der Stichprobe eine le ichte Ver­

sch iebung hin zu län geren Verfa hren (Dauer mehr als 2 Jahre :  BWE 1 974 = 18 %, St ich­

probe = 1 9  %). 

Bei der Zahl der Einz elfälle ergibt sich für die Stichprobe eine Versch iebung hin zu Ver­

fahren mit wenigen ( 1 - 1 0) Einzelfällen. Obwohl die Ptozentzahlen für die einzelnen 

Klassen nur sehr geringfügig voneinander abweichen, ergibt sich ein erheblicher Unter­

schied bei den Durchschnittszahlen der Einzelfälle je Verfahren (BWE 1 974 = 18 Einzel­

fälle je  Verfahren; Stichprobe = 1 1). 

Demgegenüber ergibt sich bei der Zahl der Geschädigten bei  der St ichprobe eine Ver­

schiebung hin zu Verfahren mit über 100 Geschädigten, so daß bei der Bundesweiten 

Erfassung 1 974 im Durchschnitt bei j edem Verfa hren rund 36 Geschädigte gezählt wur­

den, während es bei der Stichprobe 1 1 8 sind. 

In demselben Sinne ergibt sich bei der Höhe des Gesamtschadens eine Verschiebung bei 

der St ichprobe hin zu Verfahren über 1 00.000 DM Gesamtschaden. Im Durchschnitt ent­

fallen auf ein Verfahre n  der Bundesweiten Erfassung 477.000 DM, da gegen bei  der 

Stichprobe auf jedes Verfahren 658.000 DM Scha den. 

Für den Verfahrensausgang ergeben sich hinsichtlich der Anteile der Angeklagten an a l­

len Beschuldigten nur geringe Unterschiede. Bei dem Ausgangsmateria l wurden 43,7 % 

der Beschuldigten angeklagt, bei  der Stichprobe sind es 4 1 ,  1 %.  

Entsprechend den Ergebnissen zum Verfahrensausgang zeigen sich bei  der Höhe  des 

angeklagten Schadens geringe Prozentwertdifferenzen bei  den einzelnen Klassen, die 

al lerdings nicht vermuten lassen, daß die durchschnitt l ichen Schadenssummen je Ver­

fahren verhältnismäßig unterschiedlich sind: Im Ausgan gsmaterial entfallen nämlich auf 

jedes Verfahren im Durchschnit t  275.000 DM und in der Stichprobe nur  200.000 DM. 

Auch hier ist ein deliktsspezifischer Einfluß z u  vermuten. lnsbesondeie dürften Verfahren 

wegen strafbarer Werbung und Vorenthaltung von Beitragsteilen na ch der Reichs­

versicherungsordnung mit  geringen Schadenssummen zu Buche schlagen. 
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Tabelle 2 .4 

Merkmal 

Zahl der Beschul-
d1�ten ins[. (ml 
1 Besch. 
2 Besch . 
3 - 5 Besch. 
6 - 10 Besch.  
über 10 Besch. 
k . A .  

Zahl der Einzel-
f'älle lnS!!,. (ml 
1 EF 
2 - 10 EF 
11 - 50 ER 
51 - 100 EF 
über 100 EF 
k . A .  

Dauer der Ermitt-
lungsverfahren 

bis 6 Monate 
über 6 M. b. 1 J . 
über 1 J. b .  2 J. 
mehr als 2 Jahre 
k . A .  

Vergleich von Bundesweiter Erfassung und Aktenanalyse - Zahl der Beschuldigten und Einzelfälle 

sowie Dauer der Ermlltlun.9.sverfahren 

untersuchte Akten 
Ausgangsdaten geschichtete nach Bundeswei- nach Ausfälle Stichprobe ter Erfassung Aktenanalyse 

N = 2 . 89 3  N = 480 N = 407 N = 407 N = 73  

abs .  % abs .  % abs .  % abs . % abs .  % 

5 . 065  923  722  739 191  
( 1 , 7 5 )  ( 1 , 9 2 )  ( 1 ,  7 7 )  ( 1 , 82 )  ( 2 , 6 2 )  
1 . 9 4 1  6 7  318 66 277 68  277  68  4 1  56 

517 18 84 18 71 17 70 17 13 18 
302 10 57 12  48 12 46 1 1  9 12  

52 2 9 2 4 1 8 2 5 7 
30 1 7 1 4 1 4 1 3 4 
5 1  2 5 1 3 1 - - 2 3 

5 1 .  1 65  5 .  242  4 . 4 1 5  4 ,309 827 
( 18 )  ( 11 )  ( 11 )  ( 1 1 )  ( 1 1 )  

1 .  213  42  204 4 3  182  4 4  369 50 22  30  
1 . 088 38 186 39 149 37 300 41 37 51  

316  1 1  40  8 3 2  8 56 8 8 1 1  
80 3 1 9  4 16  4 7 1 3 4 
61  2 1 1  2 10 2 7 1 1 1 

135 5 2 5  5 2 3  6 0 0 2 3 

1 . 275 44 224 46 195 48 278 38 29 40 

522 18  70 1 5  73 · 1 8  126 1 7  7 10 

533 19 78 16 58 14 147 20 20 27 

522 18  89 19  73  18 335 25 16 22 

41 1 9 2 8 2 1 1 ro 
--t 
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Tabelle 2.5 Vergleich von Bundesweiter Erfassung und Aktenanalyse - R�e�htsfor�men und Branchen der 

schädigenden Unternehmen 

untersuchte Akten 
geschichtete nach Bundesw . nach 

Ausgqngsdaten Stichprobe Erfassung Aktenanalyse 
N 289"3 N - 480 N - 407 N - 407 

Merkmal abs . 96 abs .  % abs . ¾ abs . 96 
Rechtsform des 
Unternehmens 

Einzelfirma 1 045 35 82 17 73 1 8  1 33 33 

offene Handelsges . 75 3 1 3  3 1 1  3 1 2  3 

Kommanditges .  324 1 1  52 1 1  44 1 1  68 1 7  
&darunter) :  

mbH & Co KG ( 1 51+) ( 5 )  ( 32) ( 7 )  ( 27) ( 7 )  ( 4o ) ( 1 0 )  

GmbH 5 17  19  1 32 28 1 1 4  28 1 1 4  28 

Sonstige 226 8 1 3  3 1 1  3 80 20 

k . A .  734 25 1 88 39 1 54 38 38 9 

Branche des Unter-
nehmens 
Bank- u. Kreditw . 92 3 1 5  2 1 2  3 9 2 

Bau- Immobil . 587 1 9  89 1 9  74 1 8  85 21 

Handel 679 22 1 1 3  24 93 23 1 29 32 

Warenherstellung 230 7 72 1 5  64 1 6  35 9 
Sonstige 1 037 33 103  2 1  90  22  1 1 2  28 
k , A .  529 1 7  88 1 8  74 1 8  37 9 

Ausfälle 

N = 73 
abs . 96 

9 1 2  

2 3 

8 1 1  

( 5 )  ( 7 ) 

1 8  25 

2 3 

311 47 

3 4 

1 5  21 

20 27 

8 1 1  

1 3  1 8  

1 4  1 9  



Tabelle 2.6 

Merkmal 

Vergleich von Bundesweiter Erfassung und Aktenanalyse - Zahl der Geschädlgteri�ct Höhe 

des Gesamtschadens 

untersuchte Akten 
geschichtete nach Bundesw.  nach 

Ausgangsdaten Stichprobe Er:fassung Aktenanalyse 
N = 2893 N = 480 N = 407 N = 407 

abs . % abs . % abs . % abs . % 
Zahl der Geschädig-

Ausfälle 

N = 73 

abs . % 

ten insgesamt 1 03 333 56 794 39 377 10 392 1 7  41 7 
(m)  ( 36 ) ( 1 1 8)  ( 97)  (26)  (239) 

1 Gesch . 1 222 42 189 39 16 1  40 � 28 38 
2 - 10 Gesch . 633 22 88 18 71 1 7  .n 1 7  23 .c: 

1 1  - 50 Gesch. 343 1 2  50 1 0  43 1 1  C) 
7 1 0  .µ .,-1 .c: Q) 

51 - 1 00 Gesch. 95 3 1 6  3 1 6  4 C) rl 0 0 •rl bO 
10 1- 1000 Gesch. 87 3 22 5 1 7  4 A � 5 7 Q) 

1 6  
> 

über 1 000 Gesch. 1 8 2 5 1 3 4 
k . A .  497 1 7  1 07 22 94 23 271 1 3  1 8  

Höhe des Gesamt- 1 , 38 Mrd DM 3 16  Mio DM 275 Mio DM 1 1 2  Mio DM 41 Mio DM schadens 
( :: )  ( 477T) ( 658T) ( 676T) (275T) ( 562T) 

bis 1 0 , 000 DM 661 23 92 1 9  82 20 202 27 1 0  1 4  
über 1 0T - 1 00T DM 807 28 1 37 2 9 1 1 5  20 198 27 22 30 
über 1 00T- 500T DM 597 21  1 08 23 86 21 86 12  22 30 
über 500T- 1 Mio DM 1 20 4 22 5 1 4  3 38 5 8 1 1  
über 1 Mio-5 Mio DM 1 32 5 25 5 1 9  5 19  3 6 8 
über 5 Mio DM 38 1 6 1 4 1 0 0 2 3 
k . A .  537 1 9  90 1 9  137 21 196 27 3 4 0 "' 



V, ..... 

Tabelle 2. 7 Vergleich von Bundesweiler Erfassung und Aktenanalyse - Verfahrenserledigung: Zahl der Angeklagten 
und angeklagten Einzelfälle und Höhe des angeklagten Schadens 

untersuchte Akten 

Ausgangsdaten e;eschichtete nach Bunde swei- nach Ausfälle S t ichprobe ter Erfassung Aktenanalyse 
N = 1 . 4 52 N = 2 3 4  N = 1 7 9  N = 1 7 9  N = 55  

Merkmal abs .  % abs .  % abs .  % abs .  % abs .  % 

Zahl der An�ekla�-
ten 2 . 2 1 3  4 4  3 7 9  4 1  26 7  3 7  270 36 112 59 

Zahl der anfeKla�-
ten r1nze 1r �i:e 
� 1 5 . 4 8 2  30 2 . 083 11 0 1 . 608 37 1 . 524- 35 4 7 5  5 7  

Höhe de s an�eKla�-
ten �chaaens ins�. 400 Mio DM 4 7  Mio DM 24 Mio DM 36 Mio DM 23 Mio DM 

( m )  ( 275 T l  ( 200 T )  ( 1 34  T )  ( 201 T )  ( 315  T )  
DM 

b i s  10 . 000 383  26  55 2 4  4 4  2 5  55 1 2  1 1  20  
Jber  10T - 100  T 513  35 85 36 67 37  75 16  1 8  3 3  
Uber 100 T - 500 T 280 1 9  4 2  1 8  27 15 4-3 9 15  27 

jber 500 T - 1 Mio 56 4 1 3  6 8 4 12  3 5 9 
'lber 1 Mio 68 5 10 4 5 3 5 1 5 9 
k . A . 152  1 0  29  1 2  28  1 6  279 59 1 2 



Demnach gibt die geschichtete Stichprobe al les in a llem betrac htet ein relativ gutes Ab­

bi ld der Ausgangsda ten der Bun desweiten Erfassung ab, das naturgemäß deliktsspezi­

fisch beeinflußt wird. Dies ist bei  der Frage der Verallgemeinerungsfähigk eit der Befunde 

der Untersuchung zu b erücksichtigen. 

2.4.2 Der Vergleich der Daten der Aktenanalyse (N = 407) mit den Daten der Bundes­

weiten Erfassung (N = 407) 

Wie bereits dargeleg t ,  wa r es nicht mögl ich, a lle in die St ichprobe einbezogenen Verfah­

rensak ten auszuwerten. Um die Bedeutsamkeit der Aktenausfälle (N = 73) abschätzen 

zu können, ist es notwendig, zuvor festzustel len, inwieweit die Daten nach der Bun­

desweiten Erfassung mit denen nach der Aktenanalyse übereinstimmen. 

Diese Frage ist nicht leicht zu beantworten, denn der Vergleich zwischen den beiden 

Gesamtheilen ist bei verschiedenen Merkmalen nicht unproblematisch. Dies hat seinen 

Grund darin, da ß die Bundesweite Erfassung a ls Erhebungseinheit das Verfahren als sol­

ches (auch wenn es sich gegen mehrere Beschuldigte richtet) nimmt, während die Ak­

tenanalyse von den einzelnen Besch uldigten ausgeht. Dieser Ansatz erschien wegen der  

Unterschiedl ichkeit des Verfahrensausgangs bei  mehreren Beschuldigten a ls vorzugswür­

dig. 

Im Hinblick auf diese Ausgangslage sind Unterschiede zu erwarten,  wenn sich ein Ver­

fahren gegen zwei und mehr Tatbeteil igte richtet,  und zwar  für die Zah l  der Einzelfälle, 

die Höhe des S-:ha dens, die Zahl der Geschädigten und die Dauer des Ermittlungsverfah­

rens. 

Die Zahl der Beschuldigten ist nach den Ergebnissen der Aktenanalyse um 1 7  größer a ls 

nach der Bundesweiten ErfassuPg. Die Unterschiede ergeben sich im Bereich der Ver­
fahren mit sechs bis zehn Beschuldigten. Der Grund für diese unterschiedlichen Zahlen 

dürfte darin l iegen, daß der Status "Besch uldigter" a uch eine Definitionsfrage ist. Bei 

umfangreichen Verfahren ist n icht immer recht k lar, ob ein Verfa hrensbetei l igter so in das 

Geschehen verwickelt war, daß man ihn als Beschuldigten anzusehen hat. innerhalb der  

Aktenanalyse wurde ein Verfahrensbeteil igter dann als Beschuldigter gezählt, wenn er 

verantwortlich vernommen worden ist und/oder bei diesem Betei l igten eine Ver­

fahrenseinstellung verfügt worden war. 

Unter Berücksicht igung dieses Umstandes besteht eine sehr h ohe Übereinstim mung zwi­

schen den Akt en und den Erhebungsbogen. 

Bei der Dauer der Ermitt lungsverfahren ergeben sich erhebliche Abweichungen, vor a l-
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lern in der Zuordnung zu den Klassen Ermittlungsdauer bis sechs Monate bzw. Ermill­
lungsdauer über zwei Jahre, die zum Teil deliklsspezifisch zu erklären ist: In der Akten­
analyse kommt den Steuerstrafverfahren (mit kurzer Ermittlungsdauer) eine geringere 
quantitative Bedeutung zu als in der Bundesweiten Erfassung. Umgekehrt ist der Anteil 
der langjährigen Konkursverfahren in der Aktenanalyse größer als in der Bundesweiten 

Erfassung. 

Bei der Zahl der Einzelfälle ergeben sich erhebliche Unterschiede, die aber schon auf 
den verschiedenen Erfassungsweisen beruhen können. Hinzu kommt bei mehreren Ein­
zelakten die Möglichkeit, entweder Tatmehrheit (mehrere Einzelfälle) oder Fortselzungs­
zusammenhang (ein Einzelfall) in den Erhebungsbogen der Bundesweiten Erfassung zu 
vermerken. 

Erhebliche Unterschiede treten bei der Zahl der Geschädigten auf. Bei der Auswertung 
der Akten hat sich gezeigt, daß die Feststellung der Zahl der Geschädigten häufig gar 
nicht und bei vielen Verfahren nur schätzungsweise möglich ist. Vor ähnlichen Problemen 
dürften auch die ermillelnden Staatsanwälte gestanden haben. Der Unterschied zwi­
schen rund 10. 000 Geschädigten nach der Aktenanalyse und rund 39.000 nach der 
Bundesweiten Erfassung dürfte einmal auf der g_rößeren Nähe der Staatsanwälte zum 
tatsächlichen Geschehen beruhen, zum anderen aber auch darauf, daß die Staatsan­
wälte bei ihren Schätzungen zu großzügig verfahren sind. 
Dieser Unterschied ist um so bemerkenswerter, als bei der Bundesweiten Erfassung die 
Zahl der Geschädigten innerhalb eines Verfahrens erhoben wird, während bei der Akten­
analyse jeweils Erhebungseinheit ein Beschuldigter war. Demzufolge enthält die ohnehin 
schon kleinere Zahl von 1 0. 000 Geschädigten mit Sicherheit noch Doppel- und Mehr­
fachzählungen. 

Nach dem Ergebnis zur Zahl der Geschädigten ist es kaum verwunderlich, daß die � 
des Gesamtschadens ebenfalls weil unter den von den Staatsanwaltschaften mitgeteilten 
Schadenssummen liegt. Hier ergeben sich dieselben Probleme wie bei der exakten 
Erfassung der Geschädigten. 

Im Hinblick auf den Verfahrensausgang zeigt sich, daß die Zahl der Angeklagten nach 
den Daten der Erhebungsbogen und der Aktenanalyse unterschiedlich ist (BWE = 267 
Angeklagte, Aktenanalyse = 270 Angeklagte). Insoweit können sich Definitionsprobleme 

im Hinblick auf Strafbefehlsanträge ergeben, weil Strafbefehlsanträge nicht von allen 
Staatsanwaltschaften zur Bundesweiten Erfassung gemeldet wurden. 
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Bemerkenswerterweise fallen bei der Höhe des angeklagten Schadens weitaus größere 

Schadenssummen in der Aktenanalyse an als nach den Ergebnissen der Bundesweiten 

Erfassung zu erwarten gewesen wäre (36 Mio.  DM gegenüber 24 Mio. DM). 

Im Ergebnis liefert die Bundesweite Erfassung im Hinblick auf prozeßproduzierte Daten 

wie die Zahl der Beschuldigten, der Angeklagten und der Einzelfälle, aber mit Ausnahme 

der Verfahrensdauer (Bundesweite Erfassung:  Dauer des gesamten Ermittlungsverfa hrens 

gegen alle Beschuldigte; Aktenanalyse: Dauer des Ermittlungsverfa�rens gegen jeden 

einzelnen Beschuldigten) ein z uverlässiges Abbild der "Aktenwirklichkeit". 

Demgegenüber werde n ·  vorprozessuale Daten wie die Zah l der Geschädigten und die 

Höhe des Schadens allenfalls annäherungsweise erfaßt. Dieser Umstand dürfte dadurch 

erklärt werden können, daß die genauen Werte dieser Daten nicht von prozessualer Be­

deutung sind und deshalb a uch nicht in vollem Umfange ermittelt werden. 

2.4.3 Der Vergleich zwischen den Daten der geschichteten Stichprobe (N = 480) 

und den nicht ausgewerteten Akten (N = 73) 

Wie bereits dargelegt ist die Feststellung, daß zwischen den Akten und den auf ihrer 

Grundlage von den Staatsanwa ltschaften angefertigten Erhebungsbogen eine recht gute 

Übereinstim mung besteht, für die Beurteilung der Repräsentativität der aus.9ewert eten 

Akten (N = 407) für die gesamte geschichtete Stichprobe (N = 480) von großer Bedeu­

tung. Erst auf  der Grundlage dieser Ergebnisse läßt sich feststellen, inwieweit die Ausfälle 

(N = 73) zu einer Verzerrung der Gesamtergebnisse führen. 

Bei der Zahl der Beschuldigten fällt auf, daß Verfahren mit sechs und mehr B esch uldig­

ten in der Aktenanalyse unterrepräsentiert sind. Diese Verfahren machen bei den Ausfäl­

len 1 1  % aus, während sie in der geschichteten Stichprobe nur mit 3 % vertreten sind. 

Bei der Da uer der Ermittlungsverfahren läßt sich erkennen, daß Verfahren mit einer Er­

mittlungsdauer über einem Jahr in der Aktenana lyse unterrepräsentiert sind. Innerhalb 

der Stichprobe machten diese Verfahren 35 % aus, während bei den Ausfällen auf sie 49 

% entfallen. Diese Ausfälle beruhen dara uf, daß Verfa hren mit langwierigen staatsan­

waltschaftlichen Ermittlungen auch durch die Gerichte nicht k urzfristig abzuwickeln wa­

ren und deshalb bei Abschluß der Aktenuntersuchung ( 1 .  November 1 9 77) nicht verfüg­

bar waren. Ferner kann angenommen werden, da ß bei den langwierigen und umfang­

reichen Verfahren die Akten von Gerichten und Staatsanwaltschaften noch nicht ent­

behrt w erden konnten (Verfahren noch nicht abgeschlossen; Zuziehung a ls Beiakten; 

Bewährungsaufsicht). 

54 



Die Größenordnungen der Verfahrensgegenstände, gemessen an der Zahl der Einzelfa lle, 

sind bei geringfügigen Abweichungen durchaus vergleichbar. 

Bei der Zahl der Geschädigten ist zahlenmäßig ein nicht unerheblicher Unterschied fest­
zustel len. Nach den Unterlagen der Bundesweiten Erfassung müßten bei den Ausfälleri je 

Verfahren mit rund 2 39 Geschädigten gerechnet werden, während es bei der Stichprobe 
nur 1 1 8 sind. Im Hinblick auf die grobe Unzuverlässigkeit dieses Parameters ist dem 

Umstand aber keine größere Bedeutung beizumessen. Gleichwohl dürfte es richtig sein, 
daß gerade Verfahren mit hohen Geschädigtenzahlen eher aus der Untersuchung her­
ausgefallen sind als Verfahren mit geringen Geschädigtenzahlen. 

Deutliche Unterschiede ergeben sich beim Verfahrensausgang. Obwohl nur 1 5  % der 
Verfahren für die Untersuchung ausgefallen sind, konnten die Akten von 30 % aller An­
geklagten ( 1 12 von 379) nicht untersucht werden. Hier wirkt s ich derselbe Umstand aus, 
der schon im Zusammenhang mit der Dauer der Ermittlungsverfahren genannt wurde. Die 
besonders lang andauernden und mit Anklage abgeschlossenen staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahren dauerten auch bei den Gerichten so lange, daß es nicht möglich 
war, ihren Abschluß für die Auswertung abzuwarten. 

Entsprechend den zum Verfahrensausgang Gesagten ist die Höhe des angeklagten 
�dens bei den für die Untersuchung ausgefallenen Verfahren im Durchschnitt weitaus 
höher 0 1 5. 000 DM je Verfahren) als bei der Stichprobe (2 00. 000 DM je Verfahren). 

� Der Rücklauf von nur 85 % aller angeforderten Verfahrensakten bringt eine ge­
wisse Überrepräsentierung leichterer Verfahren mit sich. Da die Ausfälle gerade im Be­
reich der gerichtlichen Erledigung zu Buche schlagen, ist bei der Interpretation dieser 
Daten entsprechend vorsichtig zu verfahren. 

2. 5 Zur Repräsentativität der Aktenuntersuchung für die "Wirtschaftskriminalität" 

Die abstrakte Bestimmung des Begriffs "Wirtschaftskriminalität" ist zwar umstritten S), in 
konkreto besteht aber weitgehende Einigkeit darüber, welche Delikte mit dem Begriff 

gemeint sind. Insbesondere im Blick auf wirtschaftsdeliktische Ordnungswidrigkeiten und 
leichtere Formen der Verstöße gegen (neben-)strafrechtliche wirtschaftlich bedeutsame 
Normen läßt sich leicht erkennen, daß die Aktenuntersuchung aus dem Gesamtspektrum 
der Wirtschaftskriminalität bzw. Wirtschaftsdelinquenz nur einen kleinen Bruchteil 

berücksichtigt (vom Dunkelfeld selbstredend ganz abgesehen). 
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Die ob en (2.2) dargelegte Zusammenstel lung des Unt ersuchun gsmaterials schließt eine 

Repräsentativität für die gesamte Bundesweite E rfa ssung von vornherein aus. Als prob­

lematisch erscheint ferner die Kombination von stichprobenförmig gezogenem Da tenma­

terial für einzelne Deliktsgruppen mit - wegen ihrer geringen Fallzahlen - total ausge­

sch öpften Deliktsgruppen. Die Zusammenlegung von Stichproben und Grundgesamthei­

ten verbietet die Anwendung statistischer Prüfverfa hren, wie  etwa die Überprüfung von 

Signifika nzen, weil Teilmengen des Datenmaterials eben nicht zufällig ausgewählt 

worden sind. Mithin kann auch nicht geprüft werden, ob z.B. bei  Kreuztabellierungen 

auftretende Unterschiede zufä llig oder überz ufäll ig s ind. 

Gleichwohl wurden zur  Feststel lung etwaiger "Zusammenhänge" zwischen verschiede­

nen Variablen der Untersuchung nicht nur Prozentwertdifferenzen berücksichtigt, son­
dern (an sich unz ulässigerweise) Chiquadrat-Tests und Kontingenzkoeffizienten nach 

Cramer 6) berechnet. 

Um die Bedeutsamkeit des Datenmaterials für Aussagen zur "Wirtschaftskriminalität" zu 

verdeutlichen, werden im jeweil igen Sachzusammenhang insbesondere die den Frage­

stellun gen zugrundeliegenden Deliktsgruppen dargestellt. Denselben Zweck verfolgt 

auch die verhältnismäßig breite Darstel lung des Ausgangsmaterials, des Untersuchungs­

gutes und der Aktena usfälle in diesem Kapitel. 

2.6 Das E rheb ungsinst rument der Aktenanalyse 

Der Erhebungsbogen erfaßte auf 50 Seiten rund 700 verschiedene Informationen zum 

Gegenstand der Verfahren, zu den Beteil igten und dem Verfah rensausgang. E in ige der  

vorgesehenen Variablen erbra chten keine oder  für e ine  Auswertung nicht ausreichende 

Dat en. 

Erfaßt wurden: 
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- zu den Tatverdächtigen: Geschlecht, Nationalität, Alter, Familienstand,  Ausbildung, 

Beruf, Einkommen und Vermögen, a mtsbekannte Verhaltensauffäl l igkeiten, Stellung 

des Tatverdächtigen im Untern ehmen sowie dessen Rechtsform und Branche, 

Übersch uldungen und Höhe der Verbindlichkeiten; 

- zur Verfahren siniti ierung: die zuerst Kenntnis nehme n de/erlangende Person oder  

Inst itution, d ie  Ar t  der Kenntn iserlangung und der Informationsfluß; 

- die Art des Verfahrensbeginns (Polizei, Staatsanwa ltschaft, Finanzbehörden, Ge­

richte); 

- die rechtliche und kriminolog ische Qualifizierung der Tat zu Beginn des Verfahrens 

(und ihren Umfang); 



- zur Opfersituation: Zahl und Art der Opfer, Art und Geschlecht individueller 
Opfer, deren Ausbildung und Beruf, Stellung des Opfers im Verfahren; die 
Täter-Opfer-Beziehung; die Schadenshöhe; 

- Ermittlungsdauer nach Eingang bei der Staatsanwaltschaft; 

- AR-Verfahren bei Konkursdelikten; 

- staatsanwaltschaltliche Ermittlungen, insbesondere Rückverfügungen und Er-
mittlungsersuchen, Auskunftsersuchen, Ersuchen um Rechts- und Amtshilfe; 
einzelne Ermittlungshandlungen; Hinzuziehung von Sachverständigen; Ermitt­
lungspersonal bei den Staatsanwaltschaften; 

- anderweitige Verfahren gegen den Tatverdächtigen; 

- Verteidigung und deren Tätigwerden im Ermittlungsverfahren; 

- Untersuchungshaft; 

- Verfahrenserledigung durch die Staatsanwaltschaft: Einstellungen nach Grün-
den und Umfang; Anklagen; Schlußanhörung; 

- Strafbefehlsbeantragungen; 

- Anträge auf Verfahrenserö:fnungen; 

-· die rechtliche und kriminologische Qualifizierung der angeklagten und einge-
stellten Verfahrensteile; 

- gerichtliche Voruntersuchung; 

- Klageerzwingungsverfahren; 

- Zwischenverfahren und (Nicht-)Eröffnung des Hauptverfahrens; 

- Hauptverhandlung: Dauer, Verfahrensbeteiligte, Nachtragsanklagen, Ände-
rungen des rechtlichen Gesichtspunktes, Vernehmungen, Anträge der Staats­
anwaltschaft und der Verteidiger; 

- Entscheidung 1. Instanz: Einstellungen, Freisprüche, Verurteilungen nach Um­
fang und Höhe; 

- Rechtsmittelverfahren; 

- Strafvollstreckung. 
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Anmerk ungen 

1) Vgl. im einzelnen die kritische Darstel lung bei Steffen, W. : Grenzen und Möglichkei­
ten der Verwendung  von Strafakten als Grundlage kriminologischer Forschung. Me­
thodische Prob leme und Anwendungsbeispiele. In: Mül ler, P.J. (Hrsg. ) :  Die Analyse 
prozeßproduzierter Daten. Stuttgart 1 977, S. 89- 1 08,  S. 89. Vgl. ferner Eikenberg, 
H.: Voraussetzungen und Schwierigkeiten der empirischen Forsch ung richterlicher 
Entscheidungsgrun dlagen. In: Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheorie. 
Band 1.  Bielefeld 1 9 70,  S. 36 1 -379. 

2) Vgl. Steffen, W. : a.a.O., S. 9 1 .  

3) Steffen, W.: a.a.O., S .  90. 

4) Steffen, W.: a.a.O., S. 94. 

5) Vgl. dazu ausführlich Berckha uer, F.H.: Wirtschaftskriminalität und Staatsanwalt­
schaft. Freiburg 1 9 77, S. 2 1 -6 1 .  

6 )  Siehe daz u  Fröhlich, W.D. und Becker, J.: Forschungsstatistik. 6 •. Aufl. Bonn 1 972, 
S. 522 ff. sowie � N. H.u.a.: SPSS. Statistical Package for the Social Sciences. 2. 
Aufl. New York 1 975, S. 224 f. 

58 



Kapi te l  3 

WIRTSCHAFTSKRIMINALITÄT: T ATEN1 T ATVERDÄCHTIGE UND GESCHÄDIGTE 

3. 1 Die Wirtschaftsstraftaten der Aktenuntersuchung 

Wirtschaftsdeliktische Sachverhalte werden in ihren kriminologischen und kriminalisti­

schen Aspekten von den gesetz l ichen Tatbeständen der auf sie anwendbaren Strafvor­

schriften oft nur unzulänglich wi edergegeben. Aus diesem Grunde wurde für die Kenn­

zeichnung der Straftaten in der Aktenuntersuchung zusätzl ich zur Beschreibung durch 

die Paragraphen des Strafgesetzbuches  und der nebenstra frechtl ichen Vorsch riften ( im 

Gegensatz zur Bundesweiten Erfassung) ein krimina list isch-kriminologischer Tatb e­

standsschlüssel 1 )  verwendet. Nur so wa r es möglich , z.B.  den von der Tatsa chenseite 

her gesehen sehr vielgestaltigen Betrug 2) in seinen einzelnen Erscheinungsformen zu 

erfassen und seine verschiedenen Spielarten wie beispielsweise Stoßbetrug Jl ,  Wechsel­

betrug 4) oder Subventionsbetrug 5) voneinander zu unterscheiden. 

3. 1 . 1  Die Vert eilung der Wirtschaftsstraftaten nach Deliktsgruppen 

Im Gegensatz zu anderen quantitativen Anknüpfungspunkten der Untersuchung (z. B. 

Zah l  der Beschuldigten, Zah l  der Geschädigten) wurde für den Bereich der Taten die 

Zahl der Einzelfäl le als Meßeinheit verw endet, um deren Vertei lung nach Deliktsgruppen 

und ihre quantitative Vert eilun g zu erfassen. 

In den Verfahren, in denen Betrug ledigl ich als Begleittatbestand von den Ermittlungsbe­

hörden geprüft worden war, wurde er in der Aktenanalyse bei der Eintei lung der Taten 

nach Deliktsgruppen als subsidiär behandelt, so daß d ie Zuordnung nach dem führenden 

Delikt vorgenommen wurde. 

Von den rund 4.200 E inzelfällen der Aktenuntersuchung entfa llen 37 % auf Untreue, 1 8  

% auf Betrug, 1 5  % auf strafbare Werbung, ebenfa lls 1 5  % auf Konkursdelikte in 

Verb indun g mit anderen Straftatbeständen, 8 % auf Steuer- und Zolldelikte, 5 % auf 

Beitragsvorenthaltun gen nach der Reichsversicherungsordnung sowie 3 % auf Konkurs­

delikte ohne andere Straftatbestände (vgl. Tab. 3. 1 ). 
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Tabelle .3. 1 Die Deliktsqruppen der Untersuchung nach der Zahl der Einzelfälle und der Zahl der !1esc:huldi_gten 

Zahl der Einzelfälle Zahl der Beschuldigten Einzel fäl le/ 
Del iktsgruppe N % N % 

Beschuldigt . 

Betrug 7 4 0  1 7 .  6 203  2 7 . 6  3 , 7  

Untreue 1 . 54 1  3 6 . 6  9 6  1 3  . o  1 6 ,  1 

UWG-Del ikte 6 24 1 4 . 8  1 1  4 1 5 . 5  5 , 5  

einfache KO-Del ikte 1 4 0  3 . 3  9 2  1 2 . 5  1 ,  5 

KO-Del ikte i . Z shg . mit 6 1 8  1 4 .  7 79 1 0 .  7 7 , 8  anderen Tatbeständen 

RVO-Del ikte 2 1 4  5 . 1  6 7  9 .  1 3 , 2  

Steuer- und Zolldel ikte 3 3 8  e . o 8 5  1 1  . 5 4 , 0  

insgesamt 4 . 2 1 5  1 0 0 7 3 6  1 0 0 5 , 7  

Tabelle .3. 2 Betrug Zahl der 
Einzel fälle % 

§ 2 6 3  StGB allein 6 0 5  8 1 ,  8 

§ 2 6 3  i . V . m .  anderen Tatbe ständen 1 3 5 1 8 , 2  

davon : § 2 6 7  I StGB 76  1 0 , 3 

§ 1 5 1  StGB 1 1  1 , 5 
andere 48  6 ,  5 

insge samt 740  1 0 0 
0 
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Tabelle 3. 1 macht deut l ich, da ß unter dem Gesichtspunkt der Zahl der Einzelfälle das 

quantitativ bedeutsamste Delikt die Untreue ist, bei der von einem Beschuldigten durch­

schnitt l ich 1 6  Einzelfälle verwirklicht wurden, während der Durc hschnitt bei  knapp 6 

Einzelfällen Je Beschuldigten l iegt. Im Gegensatz dazu bi lden die reinen Konkursdelikte 

(also Jene ohne weit ere Tatbestände) mit einer Belastungsquote von 1 ,5 Einzelfällen je 

Beschuldigten das Schlußl icht dieser Tabelle. 

3. 1 . 1 . 1  Betrug 

Bei 82 % aller Einzelfälle dieser Deliktsgruppe sind Vergehen nac:1 § 263 StGB das a llei­

nige Delikt, in den restl ichen Fällen sind Kombinationen mit § 267 StGR am h äufigsten 

(vgl. Tab. 3.2). Dies ist insoweit erwart ungsgemäß, a ls die Urkundenfälsc hung beispiels­

weise beim Provisionsbetrug 6) a ls Begleitdelikt zur Tatbegehung erforderl ich ist. 

Die recht liche Umschreibung des Betrugstatbestandes erla ubt es, sehr verschiedene de­

liktische Erscheinungsformen als Betrug zu  subsummieren 7) 8>. Es ist deshalb - wie be­

reits kurz ange deutet - notwendig,  innerhalb dieser heterogenen Deliktsgruppe einzelne 

Erschein ungsformen voneinander zu  unterscheiden. 

In der Aktenanalyse wurde für die einzelnen Beschuldigten festgehalten, welche Be­

trugsformen Geg enstand des Ermitt lungsverfahrens waren, wobei die einzelnen am Ta­

tenschlüssel des Bun deskrimina la mtes aufgegliederten kriminologischen Erscheinungs­

formen zu verwandten Untergruppen wieder zusammengefaßt wurden (vgl. im einzelnen 

Tab. 3.3). 

Am häufigsten konnte Geldbetrug festgestel lt  werden (bei 34 % al ler Beschuldigten der 

Deliktsgruppe), darunter insbesondere die betrügerische Erlangung von Vertragsab­

schlüssen, diese gerade auch im Bereich des Unterrichtswesens. D ie z weitgrößte Unter­

gruppe setzt sich aus den Delikten Waren- und Leistungsbetrug z usammen, wobei der 

Leistungsbetrug zugleich (mit 1 5 ,2 %) das zahlenmäßig bedeutsamste Einzeldelikt der 

Untersuchung darstellt 9>_ Geldkreditbetrug l O) - darunter fällt neben dem Scheck- l l) 

und Wechselbetrug l Z) insbesondere die betrügerische Erlangung von Darlehen 1 3) 

stellt die nächstgrößte Untergruppe dar, gefolgt v on Betrug bei der Vergabe und Erlan­

gung von öffentl ichen Aufträgen 14) sowie Warenkredit- und Leistungskreditbetrug und 

Immobil ien- und Baubetrug. 

Für die Häufigkeit der Einzeldelikte ergibt sich da gegen die folgende Reihung: Leistungs­

betrug, Geldbetrug in Form der betrügerischen Erlangung von Vertragsabschlüssen im 

Unterrichtswesen, die betrügerische Erlangung von Darlehen, Betrug bei  öffentl ichen 
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Tabelle 3.3 
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Die häufigsten Erscheinungsformen des Betrugs in der Untersuchung 

(Grundlage: Zahl der Beschuldigten) 

Waren- und Leistungsbetrug insg . 

davon : Warenbetrug 

Leistungsbetrug 

beide 

Warenkredit- und Leistungskre­
ditbetrug 

davon : Warenkreditbetrug 

Leis tungskred 1 tbetrug 

Immob il ien- und Baubetruq 

davon : Betrua bei Verkauf oder 
Verpachtung von Grunil 
und Boden .o;ow1e Vermitt­
lung solcher Geschäfte 

Retrug hei iler Ourchfüh­
runa von Bauvorhaben 

Baufinanz ierungsbetrua 

Betrug hei. Verkauf oder 
Verpachtung sowie Ver­
mittlung von Häusern 
oder Ba11 1 ichk.i:,, i tPn für 
gewerbliche Nutzung 

sonstige 

Geldbetrua 

davon: Betrüqer ische Erlangung 
vo�, Provisionen 

Betrüger i ,ehe Erlangung 
von Versicherungs- und 
sonst 1qen Le istunasan-
sorüchcn 

Betrügerische Erl anauna 
von Vertragsabschlüssen 
Werbe- und Verkaufsbetrug 
Bauwe sen, Bautenschutz; 
Bücher . Zeitschriften; 
Elektrogeräte; Textilien 

Betrügerisct.e Erlangung 
von Vertragsabschlüssen = 
Werbe- und Verkaufsbe­
truci : Untcrrichtswc$cr: 

Betrüg�r ische Erlangung 
von Vertraqsabschlüssen 
Werbe- und Verkaufsbe­
trug: sonstioe (ohne Au­
tomaten, Büromasch 1nen, 
landwirtschaftl . Geräte, 
Touristik) 

Betrüqerische Erlangung 
von Geld und sonstigen 
Werten zum Nachteil von 
Unternehmen 

Betrüaer ische Erlangung 
von Geld und sonstiaen 
Werten zum Nachteil 
Einzelpersonen 

sonstige 

Geldkreditbetrug 

davon : Betrilqerische Erlangung 
von Darlehen 

Scheckbetrug 

Wechselbetrug 

Betrug mit Wertpapieren 

Finanz ierunasbetrug 

sonsti3e 

Betrug bei öffentlichen Aufträae1 

davon : ziviler Sektor 

militär. Sektor 

sonsti�e Betrugsformen 

ZdB 

88 

1 9  

6 5  

4 

29 

27 

24 

1 4 5  

1 2  

1 2  
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14 

18 

22 

79 

29 

1 3  

1 8  

7 

3 1  

28 

428 

20,6 

4 , 4  

1 5 , 2  

0 , 9  

6 . 8  

6 . 3  

0 ,  5 

5 . 6  

o ,  7 

2 ,  1 

„ 6 

0 , 9  

0 ,  2 

3 3 , 9  

0 . 9  

2 , 8  

2 , 8  

1 3 , 3  

3 , 3  

4 , 2  

5 .  1 

1 , 4  

1 8 ,  5 

6 , 8  

3 , 0  

4 , 2  

1 , 6  

2 , 1  

o ,  7 

7. 2 

6 , 5  

0 ,  7 

o, 7 

: 1 00 \ 

P.anJplatz der/des 
Delikts-
gruppe 

2 .  

5 .  

6 .  

1 .  

3 .  

4 .  

7 .  

Delikts 

7 .  

1 .  

1 9 .  

5 .  

2 6 .  

2 2 .  

1 4 .  

1 6 .  

1 9 .  

2 7 .  

1 9 .  

1 2 .  

1 2 .  

2 .  

1 0 .  

8 .  

6 .  

1 8 .  

3 .  

1 „ 

8 .  

1 6 .  

1 4 .  

2 2 .  

4 .  

2 2 .  



Aufträgen auf dem zivilen Sektor, Warenkreditbetrug, betrügerische Erlangung von Geld­

und sonstigen Werten zum Nachteil von Einzelpersonen, Warenbetrug, betrügerische Er­

langung von Geld- und sonstigen Werten zum Nachteil von Unternehmen, sonstiger Wer­
be- und Verkaufsbetrug 15), Scheckbetrug, betrügerische Erlangung von Versicherungs­
leistungen 16) und sonstigen Leistungsansprüchen, Werbe- und Verkaufsbetrug im Bau­

wesen und anderen Branchen·, Betrug bei der Durchführung von Bauvorhaben, Finan­
zierungsbetrug, Betrug mit Wertpapieren, sowie sonstige Geldbetrügereien, Alle übrigen 
Einzelbetrugsformen weisen einen Anteil von unter 1 % an dieser Deliktsgruppe auf. 

3.1.1 .2 � 

Nur ein gutes Fünftel aller Untreuehandlungen wurde ohne die Kombination mit anderen 

Strafvorschriften registriert, stand also nicht in Tateinheit oder Tatmehrheit mit anderen 
Tatbeständen. Wenn auch in der Literatur zu Recht darauf hingewiesen wird, daß die 
Untreue ein Vermögensdelikt eigener Art sei 17>, so zeigen diese Zahlen doch, daß im 
Umfeld der Untreue häufiger Delikte erfaßt werden können, mit deren Hilfe oder in deren 
Begleitung die Untreue häufig begangen wird. Andererseits zeigen diese Zahlen auch, 
daß Unterschlagungen mit einem Anteil von etwa 6 % eine vergleichsweise geringe Rolle 
als Begleitdelikt spielen, trotz der verschiedentlich angenommenen engen soziologischen 

und psychologischen Verwandtschaft beider Deiikte 1 8'. 

Tabelle 3.4 

Zahl der % Einzelfälle 

§ 266  StGB allein 3 28 2 1 , 3 

§ 2 6 6  StGB i . V . m . anderen Tatbeständen 1 . 21 3  78 , 7  
davon : § 263 StGB 701 45 ,5 

G zur Bekärrpfung der Schwarzarbeit 328  2 1 , 3  und Ge\o.erbeordnung 

§ 2 4 6  StGB 9 6  6 , 2  
§ 2 6 7  I 2 StGB 1 9  1 ,  2 
andere 6 9  4 ,5 

insgesamt 1 .  541 1 0 0 
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Dagegen war das Zusammentreffen von Untreue und Betrug besonders häufig 19) (fast 

in der Hälfte aller registrierten Einzelfälle) zu verzeichnen, außerdem zu einem beachtli­
chen Teil die Kombination mit Verstößen gegen das Gesetz zur Bekämpfung der 

Schwarzarbeit sowie gegen die Gewerbeordnung. Dies ist insoweit bemerkenswert, als 

es sich bei den letztgenannten Delikten keineswegs um solche handelt, von denen typi­
scherweise verwandle Rechtsgüter betroffen wären. 
Dagegen haben wir es in den Fällen einer Kombination von Untreue mit Urkundenfäl­
schung mit einem typischen Hilfsdelikt zu tun, obwohl sich dies quantitativ von eher 
geringer Bedeutung im Rahmen dieser Untersuchung erweist. 

Tabelle 3.5 Strafbare Werbung 

Zahl der % Einzelfälle 

§ 4 UWG alle in 6 5  1 0 , 4  

§ 4 UWG i .V . m .  Verstößen gegen das StGB 4 4 9  7 2 , 0  

davon : i . V . m .  § 2 6 3  StGB 3 1 5  50 , 5  

i . V . m .  § 286  StGB u . a .  1 3 4 2 1 , 5 

§ 4 UWG i . V . m .  anderen Tatbeständen 3 0 , 5  

Andere Verstöße 1 0 7 1 7 ,  1 
davon : StGB alle in 7 1  1 1 ,  4 

davon : § 263  4 9  7 , 9  

§ 253  8 1 ,  3 
andere 1 4  2 , 2  

KO a . F .  9 1 , 4 

§ §  64 , 8 4  GmbHG 6 1 , o  
andere 2 1  3 , 4  
davon : GewO 8 1 ,  3 

RVO 8 1 ,  3 
Rabatte 2 0 , 3  
sonstige 3 0 , 5  

insgesamt 6 2 4  1 00 
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3. 1. 1 .3  Strafbare Werbung nach § 4 UWG 

l:3ei dieser Deliktsgruppe fällt auf, daß auf § 4 UWG allein nur rund 10 % al ler Einzelfäl le 

entfallen 20>. Dagegen sind Kombinationen mit § 263 StGB (50,5 %) 2 1 )  und mit § 286 

StGB u.a.  (2 1 ,5 %) besonders häuf ig.  Hinter den z uletzt genannten Einzelfällen verber­

gen sich insbesondere Verkaufsmethoden nach dem sogenannten Schneeballsystem 22>. 
Eine für die beiden letztgenannten Kombinationen typische Fallkonstellation dürfte die 

sein, in w elcher die strafbare Werbung im Vorfeld des sich später anschließenden Betrugs 
23) oder bei § 286 als Kontaktdelikt fungiert. 

3. 1 . 1 .4 Kon kursdelikte 

Die unmittelbare Anschauung des Fallmaterials während der Aktenauswertung ließ er­

kennen, daß bei den K onkursdelikten zwei grobe Fallkonstellat ionen voneinander unter­

schieden werden können. Einmal handelt es sich um wirtschaftlich wenig oder n icht a us­

reichend erfahrene Täter, die ihre wirtschaitlichen Schwierigkeiten nicht ausreichend im 

Grill hab en und eher n ot g edrungen Konkursstraltatbestände verwirklichen. Zum anderen 

handelt es sich um Straftäter, denen der Konkurs, wenn schon nicht Ziel, so doch 

w enigstens Mittel zum Zweck einer rechtl ich nicht erlaubten Bereicherung ist 24). 

Aufgrund der vergleichsweise hohen Beschuldigtenzahl dieser Deliktsgruppe (insgesamt 

177) erschien es möglich, diese Gruppe in dem soeben dargelegten Sinn aufzuteilen. In 

eine Deliktsgruppe wurden nur solche Beschuldigte aufgenommen, die Delikt e  begangen 

hatten, welche ausschließlich unter die vor Inkrafttreten des Ersten Gesetzes zur 

Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität gültigen Fassung der strafrechtlichen Tatbestän­

de der Konkursordnung subsummiert werden konnten, während in der anderen Delikts­

gruppe die Beschuldigten mit tatmehrh eitl ichen Fallgestaltungen mit an deren Straftatbe­

ständen als den Konkursdelikten erlaßt wurden. 

3. 1 . 1 . 4 . 1  Einlache K onkursdelikte 

Von den beiden einschlägigen Deliktsgruppen stellt diese nach Beschuldigten die größe­

re, nach der Zahl der Einzelfälle jedoch mit Abstand die kleinste Deliktsgruppe dar 

(vgl. Tab. 3. 1 ) .  Daraus resultiert auch der ungewöhnlich niedrige  Durchschnittswert von 

weniger als 2 Einze lfällen je Beschuldigten. 

Bei den einfachen Kon kursdelikten,  die also nicht mit anderen Tatbeständen außerhalb 

der allen Konkursordnung oder Tatbeständen außerhalb des Strafgesetzbuchs zusam-
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menlrafen, sieht der betrügerische Bankrott 25) mit etwas mehr als zwei Fünftel aller 
Fälle an erster Stelle. Es folgt mit einem Anteil von einem Drittel die Unterlassung von 
Konkurs- oder Vergleichsanträgen nach dem GmbH-Gesetz, während rund ein Siebtel 
auf den einfachen Bankrott 26) entfällt. Die restlichen 10 % stellen Gläubiger- und 
Schuldnerbegünsligung dar (vgl. im einzelnen Tab. 3.6). 

Tabelle 3.6 Einfache Konkursdelikte 

Betrügerischer Bankrott (§ 239 KO a .F . )  

davon : allein 

i . V , m .  e in fachem Bankrott (§ 240 KO a .F . )  

i . V . m .  Gläubigerbegünstigung 
( §  2 4 1 KO a . F . )  

i . V . m .  § §  2 4 0 ,  2 4 1  KO a . F .  

i . V . m .  § §  2 4 0 , 2 4 1  KO a . F .  sowie 
Schuldnerbegünstigung ( §  2 4 2  
K O  a .F . )  

Einfacher Bankrott ( §  2 4 0  KO a . F . )  

davon : allein 

Gläubigerbegünstigung ( §  2 4 1  KO a . F . )  

davon: allein 

Schuldnerbegünstigung ( §  2 4 2  KO a . F . )  

davon : allein 

Unterlassung von Konkurs- oder Ver­
gleichsanträgen : 

davon : allein 

i .  V .  m .  betrügerischem und einfachem Bank­
rott (§§ 64 , 84 GnbliG, §§ 239 , 240 
KO a.F . ) 
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i . V . m .  einfachem Bankrott (§§ 69,  84 
GnbHG, § 240 KO a .F . )  

i . V .  m .  Gläubigerbegünstigung 
(§§ 64 , 84 GnbHG, § 241 KO a .F . )  

i • V .  m .  Schuldnerbegünstigung 
(§§ 64 ,  84 GnbHG, § 242 KO a.F . )  

insgesamt 

Zahl der 
Einzelfälle  

59 

1 9  

7 

9 

8 

1 6  

1 9  

1 9  

6 

6 

9 

9 

4 7  

3 2  

4 

5 

6 

0 

1 4 0 

% 

4 2 ,  1 

1 3 ,  6 

5 , 0  

6 , 4  

5 , 7  

1 1 ,  4 

1 3 , 6  

1 3 , 6  

4 , 3  

4 , 3  

6 , 4  

6 , 4  

3 3 , 6  

2 2 , 9  

2 , 9  

3 ,  6 

4 ,  3 

1 q o 



3. 1. 1. 4.2 Konkursdelikte in Verbindung mit anderen Tatbeständen 

Bei den Konkursdelikten mit übrigen Tatbeständen ergibt sich ein gegenüber einfachen 

Konkursdelikten gänzlich verändertes Bild. Diese, nach Beschuldigten kleinere Gruppe, 
hat nach Einzelfällen die quantitativ weitaus größere Bedeutung der beiden Deliktsgrup­
pen. Demnach konnte in 6 18 von insgesamt 758 Fällen (8 1 ,5 %), in denen Konkurskrimi­
nalität eine Rolle spielt, das stn1fbare Verhalten insgesamt nur unter Hinzuziehung auch 
anderer Straftatbestände als der der Konkursordnung beschrieben werden. In rund 55 % 

aller Einzelfälle handelt es sich um andere Delikte als Konkursvergehen (vgl. Tab, 3, 7). 
Es sind dabei vor allem zu nennen Betrug und Untreue 27>. 
Bei den Vestößen gegen die Konkursordnung ist in dieser Deliktsgruppe der einfache 
Bankrott die häufigste Deliktsform, es folgen die Unterlassung von Konkurs- oder Ver­
gleichsanträgen, die Gläubigerbegünstigung und an letzter Stelle erst der betrügerische 
Bankrott. 

3.1 . 1.5 Vorenthaltung von Beitragsteilen nach der RVO 

Bei dieser Deliktsgruppe ergibt sich ein außergewöhnlich stark gegliedertes Bild. Bei et­
was mehr als einem guten Drittel liegt der Schwerpunkt bei der Vorenthaltung von Bei­
tragsteilen allein oder in Verbindung mit Steuerdelikten sowie mit Verstößen gegen das 
Arbeitsförderungsgesetz und das Arbeitsvermittlungsgesetz. Hierbei handelt es sich als 
typisches Arbeitgeberdelikt um kriminologisch verwandle Taten, insbesondere hinsicht­
lich Deliktshintergrund, Art und Weise der Tatbegehung und Zielrichtung. Insofern ist die 
Häufigkeit dieser Deliktskombination erwartungsgemäß.Dies gilt auch für den vergleichs­
weise hohen Anteil an Konkursdelikten (rund 25 %), sowie die Vestöße gegen das Ar­
beitsförderungsgesetz und das Arbeitsvermittlungsgesetz (ca. 10 %), 

Bei einem knappen Drittel ergibt sich dagegen ein nach kriminologischen Gesichtspunk­
ten eher heterogenes Bild. Es . handelt sich hierbei um Verstöße gegen das Strafgesetz­
buch, insbesondere um Betrug (vgl. im einzelnen Tab, 3.8). 

3. 1. 1.6 Steuer- und Zolldelikte 

Bei knapp zwei Dritteln aller Einzelfälle dieser Deliktsgruppe handelt es sich um Steuer­
delikte 28) (vgl. Tab. 3.9). Bei etwa zwei Dritteln der Verstöße gegen § 39 2 AO a. F. la­
gen in den Anklagen bzw. Strafbefehlsanträgen sowie den Einstellungsbeschlüssen keine 

näheren Angaben zur Art der verkürzten oder hinterzogenen Steuern vor. Dieser Mangel 
wurde versehentlich auch während der Codierarbeiten nicht beseitigt, obwohl bei den 
meisten Verfahren dies erkennbar gewesen wäre. infolgedessen liegen nur bei einem Drit-
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Tabelle 3.7 Konkursdelikte In Verbindung mit anderen Tatbeständen 

Betrügerischer Bankrott ( §  239  KO a . F . )  

davon : ·  allein 

i.V.m. einfachem Bankrott (§ 240 KO a .F . )  

i.V.m. Gläubigerbegllnstigung ( §  241 KO a .F . )  

i .V.m. SChuldnerbegllnstigung (§ 242 KO a .F . )  

i .V.m. §§  240, 24 1 ,  242 KO a .F .  

i .V.m. §§  240, 24 1 KO a .F .  und § 263 StGB 

Einfacher Bankrott ( §  2 4 0  KO a . F . )  

davon : allein 

i .V.m. §§ 24 1 ,  242 KO a.F. und § 263 StGB 

i.V.m. § 263 StGB 

Gläubigerbegllns tigung ( §  24 1 KO a . F . )  

davon : allein 

i .V.m. § 263 StGB 

Schuldnerbegllnstigung ( §  2 4 2  KO a . F . )  

davon : allein 

Unterlassung von Konkurs- und Vergleichsanträgen 

davon : allein 

i .V.m. betrügerischem Bankrott (§ 239 KO a .F . )  

i.V.m. einfachem Bankrott (§ 240 KO a .F . )  

i .V.m. § §  239 ,  240 KO a .F . , § §  246 ,  263 StGB 

Andere Delikte 

davon 

insgesamt 
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nach StGB 

§ 2 6 3  

§ 2 6 6  

§ §  1 53 ,  1 5 6 

§ 2 4 6  

andere StGB 

andere a l s  StGB 

§§ 5 2 9 / 5 3 3  RVO 

§ §  5 2 9 / 5 3 3  RVO , § 225 AFG 

§ 2 2 5  AFG 

§ 3 9 2  AO a . F .  

andere 

Zah l der 
E inze l fäl le· 

5 1  

3 9  

5 

1 

3 

1 

1 

8 5  

6 4  

1 

20  

6 9  

3 

6 6  

2 

2 

73  

54  

1 

1 

1 7  

3 3 8  

3 0 1  

2 0 9  

5 1  

1 2  

1 5  

1 4  

3 7  

2 4  

3 

2 

4 

4 

6 1 8  

% 

8 , 3  

6 ,  3 

0 , 8 

0 , 2  
0 , 5  

0 , 2  

0 , 2  

1 3 , 8 

1 0 ,  4 

0 , 2  

3 , 2  

1 1  , 2 

0 , 5  

1 0 , 7  

0 , 3  

0 , 3  

1 1 , 8 

8 , 7  

0 , 2  

0 , 2  

2 , 8  

5 4 , 7  

4 8 , 7  

3 3 , 8  

8 , 3  

1 ,  9 

2 , 4  

2 , 3  

6 , 0  

3 , 9  

0 , 5  

0 , 3  

0 , 6  

0 , 6  

1 00 



Tabelle .3.8 Vorenthaltung von Beitragsteilen nach der RVO 

Zahl der % E inzelfälle 

a)  § §  5 2 9  a . F . / 5 3 3  n . F .  RVO allein 3 3  1 5 , 4 

§ §  5 2 9  a . F . / 5 3 3  n . F .  RVO i .V.m. anderen 
Tatbeständen 4 4  20 , 6  

davon : StGB 1 0 , 5  

§ 3 9 2  AO a . F .  2 8  1 3 ,  1 

§ 2 2 5  AFG 6 2 , 8  

§ 225 AFG, § 1 52 AVG 8 3 , 7  

son st iae 1 4 , 7  

insgesamt 7 7  3 6 , 0  

b )  Verstöße gegen das StGB 

davon : § 2 6 3  allein 1 5  7 , 0  

§ 2 6 3  i .V.m. anderen 3 1  1 4 ,  5 

§ 2 6 6  4 1 , 9  

andere 1 2  5 , 6  

insgesamt 6 2  29 , 0  

c )  Konkursdel ikte 

davon : betrüger ischer Bankrott ( §  239 8 3 , 7  KO a . F . )  

einfacher Bankrott (§ 240 KO a .F . )  1 8  8 , 4  

Gläubigerbegünstigung (§ 24 1 KO a .F . )  3 1 ,  4 

versch iedene KO a . F .  4 1 ,  9 

verschiedene KO a.F.  i .V.m. § §  529/533 9 4 , 2  

§ §  6 4  8 4  Gmbl!G 1 1  5 ,  1 

insgesamt 5 3  2 4 , 8  

d )  Andere Ver stöße n 1 0 , 2  

davon : § 2 2 5  AFG 3 1 , 4  

§ 1 5 2 AVG 1 0 , 5  

§ 3 9 2  AO a . F .  1 2  5 , 6  

son st iae 6 2 , 8  

insgesamt a) - d )  2 1 4  1 0 0 
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Tabelle 3.9 Steuer- und Zolldelikte 

Zahl der -; Ein zelfälle 

a)  Steuerdel ikte nach Steuerart 

3 9 2  AO a . F .  ohne nähere Bezeichnung 1 4 1  4 1  , 7 

davon : a l lein 29  8 , 6  

i . V . m .  Verstößen gegen das StGB 
1 1 2 3 3 ,  1 .  

{ insb . § §  2 5 9 , ✓.E 3 StGB ) 

Umsatzsteuer (USt)  1 7  5 , o  

Lohnsteuer (LSt)  8 2 , 4  

Einkommensteuer •(ESt) 5 1 ,  5 

davon : alle in 2 o , 6  

i . V  .. m .  Verstößen gegen das StGB 3 o , 9  

Mineralölsteuer (MinölSt)  3 o , 9  

davon: a l lein 2 o , 6  

i . V . rn .  Verstoß gegen das StGB 1 o ,  3 

Gewerbesteuer (GewSt) 6 1 , 8 

davon : i . V  . m .  Verstößen gegen StGB 6 1 ,  8 

Straßengüterverkehr s s teuer (StreüVSt) 0 ---
Kombinationen :  3 5  1 o , 4  

davon : 

USt/LSt 1 4  4 ,  1 

ESt/GewSt/USt 1 2  3 , 6  

ESt/USt 6 ·1 , 8  

StrGüVSt/ESt/LSt 2 o , 6  

GewSt/USt 1 o , 3  

insgesamt 2 1 5  6 3 , 6  

b)  Zolldelikte :  

ZollG 3 o , 9  

TruppenzollG 7 2 ,  1 

ZollG/TruppenzollG 4 1 ,  2 

insgesamt 1 4  4 ,  1 

c )  Monopolverstöße 

BranntweinmonopolG 96 2 8 , 4  

insgesamt 9 6  28 , 4  

d )  Verschiedenes 

BetäubungsmittelG 1 
o , 3  

AO + BTMG 1 o , 3  

AO , Zoll G ,  UStG , AWV 8 2 , 4  

AO und sonstige 3 o , 9  

insgesamt 1 3  3 , 8  

a )  - d J  insgesamt 338 1 00 
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te l  der St euerdel ikte Angaben über die Steuerart vor. Im einzelnen handelt es sich (nach 

der Häufigkeit geordnet) um Umsatzsteuer, Lohnste uer, Einkommenssteuer sowie 

Gewerbesteuer. In einem Drittel a l ler Fälle der Del iktsgruppe t raten mit den Steuerdelik­

ten Hehlerei und Betrug als Beg leitta tbestände auf. 

Von nur untergeordneter Bedeutung wa ren die Zol lde likte 29) , wobei es sich überwie­

gend um den Sch muggel  von Zigaretten, zum Teil durch Angehörige ausländischer 

Stat ionierungsstreitkräfte handelt. 

Rela t iv häufig wa ren dagegen Verstöße gegen das Branntweinmon opolgesetz zu ver­

zeichnen, auf die etwas mehr a ls ein Viertel a ller  Einze lfä l le entfäl lt .  

3.2' Die Tatverdächtigen 

3.2. 1 Die Verteilung nach Deliktsgruppen 

Von den 739 Tatverdächt igen der Untersuchung entf ielen 736 auf  die 7 Del iktsgruppen 

Betrug a ls Hauptdelikt 203 

Untreue 

UWG-Verst öße 

einfache Konkursdelikte 

Konkursvergehen in Zusam­
menhang mit  anderen Straftaten 

Verstöße gegen die RVO 

Verst öße gegen die Abgaben­
ordnung 

96 

1 1 4 

92 

79 

67 

85 

Drei Tatverdächt ige l ießen sich keiner d ieser Deliktsgruppen z uordnen (be i  ihnen handelt 

es sich - was sich erst während der Aktenauswertung h erausstellte - um Irrläufer, da b ei 

ihnen nach den Unterlagen der Bundesweiten Erlassung die Zuordnung zu einer der  

Deliktsgruppen hätte möglich se in müssen; zwei Tatverdächtigen wurde passive Beste­

chung vorgeworfen, dem dritten wurde üble Nachrede im Zusammenhang mit einer wirt­

schaftl ichen Transaktion Dritter  vorgeworfen). 
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3.2.2 Unbekanntsachen 

In 34 Fällen gelang es den Ermittlungsbehörden nicht, den Tatverdächtigen zu identif i­

zieren. Auffallend oft , in 24 Fällen , dies sind immerhin rund 1 2  % der Deliktsgruppe, 

blieben die Betrugstäter im Dunkeln. Bei  Verg ehen gegen die Konkursordnung sowie 

Verstößen gegen die RVO gelang die Täterident 1fikation dagegen in allen Fällen, dies 

wohl auch wegen der B esonderheiten der Anzeigesituation und der Beweisla ge. 

3.2.3 Demographische Daten 

Eine Aktenanalyse bietet zwar Zugriff auf eine Vielzahl von Informat ionen, doch b leiben 

diese eher Äußerlichem verhaltet 30l_  Zur Verfügung standen regelmäßig nur Angaben 

zu äußerlich erfaßbaren sozialen Merkmalen sowie strafrechtlich relevanten Verhaltens­

auffälligkeiten. 

Die Erfassung der jeweiligen Täterpersönlichkeit in psychologischen Dimensionen ist im 

Rahmen einer Aktenanalyse nicht möglich, von der Problematik der Täterty penbildung 
3 1 )  einmal ganz abgesehen. Im folgenden können ledigl ich Unterschiede in der von au­

ßen erfaßbaren Tätersitualion im Vergleich mit Tatverdächtigen anderer Deliktsgruppen 

herausgearbeitet werden. 

3.2.3. 1 Geschlecht 

Weibliche Tatverdächtige sind mit 1 2,8 % bei den Wirtschaftsdelikten im gleichen Maße 

unterrepräsentiert wie bei der Gesamtkriminalität (rund 13 % ausweislich der Polizeil ichen 

Kriminalstatistik) 32). Diese Zahlen sind insgesamt w enig überraschen d  33> , da Wirt­

schaftskriminalität als occupalional crime 34) nicht oder nur in niedrigen Stellungen be­

rufstätigen Frauen keine oder nur geringe Deliktschancen bietet. 

Ein der Gesamtkriminalität ähnlicher Prozentsatz wird lediglich bei. den einfa chen Kon­

kursdelikten erreicht mit 17,4 % ,  bzw. 1 7,9 % bei den Konkursdelikten, die in Zusam­

menhang mit anderen Delikten stehen. 

Dem in der Freiburger Staatsanwaltschaftsuntersuchung 35) ermittelten Anteil weiblicher 

Delinquenten an Betrugsdelikten von 17 % entspricht in etwa ein für die vorl iegende 

Aktenanalyse nur leicht überdurchschnittl icher Anteil von rund 14 %. 
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3.2. 3.2 Nationalität 

Ausländer sind gegenüber ihrem Anteil an der Bevblkerung ( 1 974: 6,7 %) mit 9,4 % leicht 

überrepräsentiert. Ihr Anteil an den Tatverdächtigen der Untersuchung ist dagegen 

verglichen mit ihrer Betei l igung an der Gesamtkriminalität - rund 13 % - gering. Diese 

Zahl wird ledigl ich bei  einer D elikl sgruppe erreicht,  den Kon kursdelikten, die in Zusam­

menhang mit anderen Delikten verübt wurden. Für den Anteil a n  Betrugsdelikten ergibt 

sich ein ähnlicher Werl wie in der Freiburger Staalsanwaltschaltsuntersuchung 36>. 

3. 2.3.3 Täteraller 

Das Durchschnittsalter der Tatverdächtigen lag bei knap p  40 Jahren 37>_ Mil einem An­

teil von 51 % bei den Betrugsdelikten bis 73 % bei  den einfachen Konkursvergehen war 

die Altersguppe der J0- bis 49jährigen a m  slärksl_en vertreten Ja>, während ihr Anteil an 

der Gesamtbevölkerung 1 974 nur ca. 4 1  % ausmachte. Diese Überproportionalität ge­

genüber der al lgemeinen Kriminalität erk lärt sich aus der  verstärkten Einbindung dieser 

Altersgruppe in verantwortl iche Positionen des Erwerbs- und Geschäftslebens. 

Eine deutliche Verschiebung des Altersprofils nach unten fällt dagegen bei  den Betrugs­

tälern auf, von denen zum Zeitpunkt der Tat a llein 2 3,7 % zwischen 22 und 29  Jahren 

alt waren, während diese Altersgruppe bei den anderen Deliklsgruppen nur eine unbe­

deutende Rolle spielt 39>_ Deliklsrelevante sozia le  Handlun gsräume stehen Betrügern 

damit früher offen als anderen Wirtschaftsdelinquenten, was mit dem breiten Delikls­

spektrum des Betrugs zusammenhängt, bei dem die Grenzen z u  bagatellwirtschaftsde­

liklische n  oder nichlwirlschaftsdeliklischen Begehungsformen fließend sind. 

J. 2.J.4  Familienstand 

72,2 % aller Tatverdächt igen,  b ei denen Angaben zum Familienstand vorlagen, waren 

verheiratet , nur  23,8 % waren ledig, geschieden oder lebten ausweislich der Akten ge­

t rennt 40>. 

"Singles" fanden sich etwas häufiger bei den (jüngeren) Betrugstätern und den der straf­

baren Werbung Beschuldigten (73 % bzw. 70 %), vor allem aber unter den weiblich en 

Tat verdächtigen. Diese waren 1 ,4mal seltener verheiratet (nur 59 %) a ls die Männer (79 

%), sie waren häufiger geschieden ( 1 2  %/9 %) 4 1 )  und auffäll ig oft verwitw et ( 1 7  %/ 2 

%). 
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Tabelle 3. 10 

Deliktsgruppen 

263 

266 

K0 

KO u . a .  

UWG 

RV0 

A0 

insgesamt 

Chi2 = 4 6 , 4 1  df 

Tabelle 3. 1 1  

Deliktsgruppen 

2 63 

266 

K0 

KO u . a .  

UWG 

RV0 

A0 

insgesamt 

Chi 2 
1 6 ,0 1  df 

Das Alter der Tatverdäc_i,ti_gen 

Alter der Tatverdächtigen 

20 - 29 30 - 4 9  50 und mehr insgesamt 

abs . % abs. % abs . % abs . % 

3 2 23 , 7  69 5 1 ,  1 3 4  2 5 ,  2 1 3 5 1 00 

3 3 , 8  5 6  7 0 ,  9 20 2 5 ,  3 79 1 00 

1 1 ,  7 3 7  6 2 , 7 2 1 3 5 ,  6 59 1 00 

3 4 ,  5 4 6  6 8 ,  7 1 8  2 6 ,  9 6 7  1 0 0  

1 2  1 3 ,  2 6 5  7 1 , 4  1 4  1 5  , 4  9 1  1 00 

5 8 ,  3 4 0  6 6 ,  7 1 5  2 5 ,  0 6 0  1 00 

5 6 , 3  5 7  7 2 ,  2 1 7  2 1 ,  5 79 1 0 0 

6 1  1 o ,  7 3 7 0  64 , 9  1 39 2 4 , 4  570 1 0 0  

1 2  p <  0 .0000 

Das Ausbildungsniveau der Tatverdächtigen 

Ausbildung der Tatverdächtigen 

gering mittel hoch insgesamt 

abs .  % abs .  % abs . % abs .  % 

1 0  1 0 , 1 7 1  7 1 , 7 1 8  1 8 ,  2 9 9  1 00 

6 7, 7 53 67 ,9  1 9  24 , 4  78  1 00 

4 7 ,  3 4 0  7 2 ,  7 1 1  2 0 ,  0 5 5  1 00 

3 5, 5 49 89 , o  3 5 ,  5 5 5  1 0 0 

4 6 ,  1 5 5  83 , 3  7 1 o, 6 6 6  1 00 

4 8 , 5  3 7  7 8 ,  7 6 1 2 , 8  4 7  1 00 

2 4 ,  8 3 6  8 5 ,  7 4 9 , 5  4 2  1 00 

3 3  7 ,  5 3 4 1  7 7 ,  2 6 8  1 5 , 4  4 4 2 1 0 0  

1 2  p <  0 . 1 906 
--:t 
r--



Während die Unterschiede in den einzelnen Deliktsgruppen unerheblich sind, hat es den 
Anschein, als �b die kriminelle Karriere der Wirtschaftsdelinquentin, einer bürgerlichen 
Berufskarriere ähnlich, bei Frauen häufiger zu Lasten familiärer Eingebundenheit ginge 

als dies bei Männern der Fall ist. 

3.2.3. 5 Ausbildung 

Die weitaus größte Zahl der Tatverdächtigen hat einen guten bis sehr guten Ausbil­
dungsstand aufzuweisen. 77 % haben eine oder mehrere Lehren beendet und/oder an 

einer weiterführenden Schule die mittlere Reife erworben oder das Abitur abgelegt; 
weitere 15 % haben studiert 42 >. 

Überdurchschnittlich hohe Ausbildungsniveaus finden sich insbesondere bei den Un­
treuetätern mit einem Akademikeranteil von 2 4  % und bei den einfachen Konkurstätern 
(20 %), während bei den Konkursdelikten in Zusammenhang mit anderen Straftaten sich 
mittlere Ausbildungsniveaus am häufigsten linden (89 %), dafür ist der Akademikeranteil 
jedoch mit 5 % am geringsten. 
Täter mit schlechtem Ausbildungsstand - Besuch nur der Hauptschule (mit und oh.ne Ab­
schluß), keine beendete Lehre - stellen quer durch alle Deliktsgruppen einen Anteil von 
nur 8 %. Aus dem Rahmen der Ausbildungsprofile fallen die Daten für die Betrugstäter. 
Hier sind sowohl solche mit niedrigem Ausbildungsniveau (10 %) als auch Akademiker (18 
%) im Vergleich zu den Gesamtzahlen besonders stark vertreten (Täter mit mittlerer 
Ausbildung entsprechend unterrepräsentiert). Hier zeigt sich in ähnlicher Weise wie bei 
der Altersverteilung, daß Betrug von allen Wirtschaftsdelikten das "demokratischste" 43> 

Ist, d. h. weniger als andere Wirtschaftsdelikte bestimmte potentielle Tätergruppen wegen 
unzureichender Ausbildungsqualifikation oder mangelnder Lebenserfahrung von der 
Tatbegehung ausschließt , was allerdings wegen der großen Bandbreite der Bege­
hungsformen beim Betrug nicht überbewertet werden darf. 

Bemerkenswerter noch als bei den Betrugstätern ist das vergleichsweise extreme Aus­
bildungsprofil der ausländischen Täter. Sie fallen durch einen überproportional hohen 
Anteil Tatverdächtiger mit geringstem (14 %), aber auch höchstem Ausbildungsniveau 
(29 %) auf. 

Auffallend ist der deutlich geringere Ausbildungsstand weiblicher Tatverdächtlger. 15 % 

haben allenfalls einen Hauptschulabschluß,dagegen nur 8 % ihrer männlichen "Kollegen", 
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von denen aber 17 % eine Universität besucht haben, dagegen nur 6 % der Frc1.uen. 

45 % aller Tatverdächtigen hatten eine oder mehrere Lehren abgeschlossen, und zwar 
57 % davon eine kaufmännische Lehre (auch neben einer handwerklichen), die übrigen 
43 % halten ausschließlich eine handwerkliche Lehre absolviert, wobei vor allem solche, 
die eines Steuervergehens nach der Abgabenordnung verdächtigt waren, eher eine 
handwerkliche (62 %) als eine kaufmännische Lehre abgeschlossen hatten. Dagegen ist 
der Abschluß einer kaufmännischen Lehre überproportional häufig bei Untreue- und 
UWG-Delikten zu finden (7 0% bzw. 64 %). Diese Verteilungsunterschiede dürften inso­
fern deliktsspezifisch begründet sein, als bestimmte Delikte, z. B. im Bereich des UWG 
einen Täterkreis mit einer besonderen Ausbildung, hier kaufmännischer Lehre, in erhöh­
tem Maße zur Begehung offenstehen. 

3. 2.3.6 Berufe 

Ungewöhnlich verglichen mit der Gesamtkriminalität, hier aber erwartungsgemäß, hoch 
ist der Anteil selbständig Erwerbstätiger unter den Tatverdächtigen, es sind dies 55 % 
derer, von denen uns Angaben hierüber vorlagen (N = 628). Ihr Anteil an den Tatver­
dächtigen ist damit über zehnmal größer, als das Statistische Jahrbuch für das Jahr 197 4 
für alle Erwerbstätigen ausweist 44>_ Auch sind die kaufmännischen Berufe gegenüber 
nichtkaufmännischen bei den Tatverdächtigen überproportional häufig vertreten 45> , das 
Verhältnis ist 3:2. Besonders hoch ist dieser Anteil bei den UWG-Tätern (rund 8 4  %), 

vergleichsweise gering bei den Steuerdelinquenten mit ca. 43 %. Für die Konkursdelikte 
ergeben sich folgende Werte: Konkursdelikte allein 56 %, Konkursdelikte mit anderen 
Straftatbeständen 60 % 46>. Diese deliktsspezifischen Unterschiede sind insofern 
erwartungsgemäß, als sie tendenziell mit den Angaben über die absolvierte Lehre 
korrespondieren. Dennoch bestehende Unterschiede in der Verteilung der Ausprägung 
der beiden Variablen sind damit zu erklären, daß der erlernte Beruf nicht immer dem 
tatsächlich ausgeübten entspricht (zum Ganzen vgl. Tab. 3. 1 2). 

Rechts- und wirtschaftsberatende Berufe erscheinen unter den Tatverdächtigen überre­
präsentiert (4 %), wenn auch nur 27 Tatverdäch!ige von insgesamt 739 diesen Berufs­
gruppen zuzurechnen sind. Eine überdurchschnittliche Häufigkeit (14 %) ist nur bei den 
Untreuedelikten festzustellen, was sich aus der auch treuhänderischen Funktion dieser 

Berufsgruppen im Wirtschaftsleben ergibt. 
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Tabelle 3. 12 

Deliktsgruppe 

263 

266 

K0 

KO u . a .  

UWG 

RV0 

A0 

insgesamt 

Chi 2 4 1 . 53 

Tabelle 3. 1 3  

Deliktsgrnw,,r, 

263 

266 

K0 

KO u . a .  

UWG 

RV0 

AD 

insgesamt 

Chi 2 298 . 8 3 8 4 0  

df 

Kaufmännische Berufsausbildungj)_ei _g_�n_ Tatverdächtig_en 
kaufmännische nichtkaufmän- insgesamt 

abs .  

7 7  

4 7  

5 1  

4 3  

86  

42  

33 

379 

Berufe nische 

% abs . 

5 2 .  4 7 0  

5 1 . 6 44 

66 . 2  26 

6 2 .  2 2 5  

8 3 .  5 1 7  

6 4 .  6 23 

4 2 .  9 44 

6 0 .  4 249  

P< 0 .0000 

Angestellter 
nicht 

% abs. % 

4 7 .  6 1 47 1 0 0  

48 . 4 9 1  1 00 

3 3 .  8 7 7  1 0 0  

2 6  . 8  68  1 00 

1 6 .  5 1 03 1 00 

3 5  . 4  6 5  1 00 

5 7 .  1 7 7  1 00 

39 . 6  628 1 00 

Stellung__g_�H Tatverdächtigen im Unternehmen 

Gesellschafter/ 
.... isungsbefugt .... isungsbefugt Einzelunte:mehrrer Vorstand insgesamt 

abs .  % abs . % abs .  % abs .  % abs .  % 

2 1  1 2 .  7 86  5 2 .  1 3 0  1 8 . 2  28 1 7 .  1 6 5  1 00 

3 2  3 7 .  7 1 5  1 7 .  7 1 0 1 1 . 8 28 3 2 .  9 8 5  1 00 

8 1 0 . 0  2 2. 5 1 4  1 7 .  5 56 7 0 .  8 0  1 00 

9 1 2 .  2 5 6 . 8  8 1 0 . 8  5 2  7 0 .  3 74 1 00 

3 1  3 1 .  3 9 9 .  1 4 0  4 0 .  4 1 9  1 9 .  2 9 9  1 0 0  

7 1 1 . 1  3 4 . 8  3 0  4 7 . 6  2 3  3 6 . 5  6 3  1 00 

8 1 1 .  3 1 2  1 6 .  9 4 0  56 . 3  1 1  1 5 .  5 7 1  1 0 0  

1 1 6  1 8 .  2 1 3 2  2 0 .  7 1 7 2 2 7 .  2 1 7  3 4 .  1 6 3 7  1 00 

df 1 8  P <  0 . 0000 



3. 2. 3. 7 Stellung des Tatverdächtigen im Unternehmen 

In 637 Fällen lagen Angaben zur Stellung des Tatverdächtigen im Unternehmen vor (da­

zu vgl. im einzelnen Tab. 3. 1 3). Gesellschafter und Vorstände von Personen- und Kapi­

talgesellschaften fallen dabei in 34  % aller Fälle, insbesondere bei  70 % aller Konkursde­

likte,  sowohl im Zusammenhang mit a ls auch ohne andere Straftaten auf. Einzelunter­

nehmer "betätigen" sich dagegen vor allem bei Vergehen gegen die Ab gabenordnung -

hier stellten sie 56 % aller Täter, ferner gegen die RVO (48 %) und das UWG (40 %). Der 

durchschnittliche Anteil  dieser Tätergruppe an allen Deliklsgruppen b eträgt 2 7  %. 
Weisungsbefugte Angestellte sind überproportional häufig der Untreue (vorwiegend Fälle 

der sogenannten Betriebskriminalität) und auch Vergehen gegen das UWG (vorwiegend 

Fäl le der Mittäterschaft , bzw. des Handelns für das Unternehmen) verdächtig (38 % bzw. 

31 %; im Durchschnit t  aller Fäl le nur 18  %). Betrugsdelikte schließlich werden 2,5 mal 

häufiger von nichtweisungsb efugten Angestellten begangen (52 %) als deren Durch­

schnittsanteil an allen Delikten entspricht. 

3.2.3.8 Einkommen und Vermögenslage 

Über die Einkommensverhältnisse der Tatverdächtigen lagen nur in 1 65 Fällen Angaben 

vor. Das angegebene Durchschnitts-Nettoeinkommen beträgt ( 1 974) demnach rund 

1 . 350 DM im Monat ,  50  o/o hatten e in Nettoeinkommen von 1 .2 00 DM oder weniger, rund 

2 1  % mehr als 1 .800 DM. Die h öchsten Durchschnittseinkünfte ,  rund 1 .  750 DM, erzielten 

die der Untreue Verdächtigen, gefolgt von UWG-Tätern. Ein extrem nieddges Einkom­

men, um 970 DM, w urde bei  den K onkursdelinquenten ermittelt, deren Taten im Zusam­

menhang mit anderen Delikten standen. Die gleichmäßigste Einkommensverteilung 

besieht bei  den RVO-Tätern, 75 o/o hatten ein monatliches Einkommen zwischen 1 .200 

und 1 .800 DM. 

Diese Zahlen erscheinen eher gering,  w enn man berücksichtigi, daß 1 974 der durch­

schnittliche Monatsverdienst der Angestellten in Industrie und Handel bei rund 1 .950 DM,  

der  der Industriearbeiter bei 160 Arbeitsstunden im Monat bei  ca. 1 .460 DM lag 4 7)_ 

Sow eit Daten überhaupt gewonnen w erden konnten, geben sie jedenfalls keinen Anla ß ,  

"den" Wirtschaftsstraftäler pauschal v o n  vornherein d e m  "Geldadel" unter d e n  Straftä­

tern zuzuordnen, wenn auch die Vielzahl d�r Fälle ohne Angabe zu den Einkommens­

verhältnissen Raum zu weiteren Spekulationen läßt (im übri gen siehe Tab. 3. 1 4). 

Hinweise über vorhandenes Kapital und/o der Grundvermögen fanden sich bei  7 2  Tatver-
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Tabelle 3. 14 

Del iktsgruppe 

263  

266  

KO 

KO u . a .  

UWG 

RVO 

AO 

insgesamt 

Chi2 2 6 ,01  

bis 1 .  1 9 9  DM 

abs .  % 

1 4  4 1 . 2 

1 0  3 5 . 7  

3 27 . 3  

1 4  6 6 . 7  

1 0  4 1 .  7 

2 2 5 . 0  

26 66 . 7  

7 3  44 . 3  

df  1 2  

Die Einkommenslage der Tatverdächtigen 

1 . 200-1 . 799 00 über 1 .800 00 insgesamt Mittel- Median-
abs . % abs . % abs . % i,.,ert i,.,ert 

' 1 4  4 1 . 2 6 1 7 . 6  3 4  1 00 1 24 0  1 20 8  

8 28 . 6  1 0  3 5 . 7  28  1 00 1 7 57  1 40 8  

6 54 . 5  2 1 8 . 2  1 1  1 00 1 374  1 27 3  

4 1 9 .  1 3 1 4 . 3  2 1  1 00 9 7 0  9 8 7  

7 29 . 2  7 29 . 2 24  1 00 1 5 1 2  1 50 0  

6 7 5 . 0  0 - 8 1 00 1 248  1 25 0  

6 1 5 . 4  7 1 7 . 9 3 9  1 00 1 3 33  1 1 50 

5 7  3 4 . 5  3 5  2 1 . 2 1 6 5  1 00 

P< O . O1O7  



dächtigen, dies entspricht knapp 1 0  %. Überproportional häufig war dies in den Delikts­

gruppen Untreue ( 1 7  %) und bei Verstoß gegen die Abgabenordnung ( 1 9  %) sowie bei 

ausschließlichen Konkursdelikten ( 1 6  %) der Fall. Über die Höhe des jeweil igen Vermö­

gens lagen keine ausreichenden Angaben vor. Schmid teilt dazu aus seiner Erhebung 

mit: "Die bei  Tatbegehung vorhandenen Verm ögen der  Tät er waren im Schnitt beschei­

den, w obe i  interessant ist , daß annähernd die Hälfte •• •  bei  Tatbegehung bereits über-
48) . . 

schuldet war" • Im Rah men der vorliegenden Untersuchung konnten zur Uberschul-

dung in nur 9 % aller Fälle Angaben gewonnen werden, wonach der Tatverdächtige ent­

weder im Schuldnerregister eingetragen war oder eine eidesstattl iche Versicherung über 

seine Verm ögensverhältnisse hatte ablegen müssen. Überproport ional häuf ig war dies 

natürlich bei den Konkurstätern der Fall (KO allein 17  %, KO u.a. 27 %). 

3.2.3.9 Schichtzugehörigkeit 

Die Zuordnung einer bestimmten Person zu einer wie auch immer definierten sozialen 

Schicht ist ein grundsätzlich problematisches, wenn nicht gar fragwürdiges Unterfangen 
49> , da es keine unverrü ckbaren Kriterien gibt, die eine objektive Zuordnung erlauben 

würden. Dennoch wird dies immer wieder versucht, und entsprechend zieht sich die 

Prob lematik der Schichtzugehörigkeit und der "schichtspezifischen Kriminalisierung" quer 

durch die kriminologische Literatur, auch und gerade im Zusammenhang mit "dem" 

Wirtschaftsstraftäter. Dies macht es notwendig, auch im Rahmen der vorliegenden Un­

t ersuchung dieser Fragestellung nachzugehen. 

Für die Einstufung wird häufig der � als Einzelindikator gewählt 50J,  tei lweise auch in 

Verbindung mit Ausbildungsstandards, sowie als weiterem möglichen Indikator dem 

Einkommen der einzustufenden Person 5 1). Für die vorliegende Untersuchung  konnte 

daneben noch auf Angaben über eventuell vorhandenes Vermögen zurückgegriffen 

w erden. 

Zugrundegelegt wurde der Schichteinteilung in Anlehnung an Hartliel ein Fünf-Schich­

ten-Modell  mit einer Unter- un d Oberschicht und einer dreigliedrigen Mittelschicht, da 

zu erwarten stand, daß auf diese die meisten Zuordnungen entfallen würden. 

Eine Einstufung wurde nur vorg enommen, wenn Angaben zu mindestens zwei der ein­

schlägigen Variablen vorlagen. Bei  mehreren unterschiedlichen Einzelfa ktoren gab die 

Mehrheit der Faktoren den Ausschlag, die eine eindeutige Zuordnung erlaubten,in Zwei-
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felsfäl len, in denen die Einzelfakt oren breiter streuten, wurde  ein Durchschnittswert 

gebildet, wobei Jedem Indikator ein Wert von 1 -5 (entspre chend dem Schichtmodell) 

zugewiesen wurde. 

Nach dem fünfg liedrigen Modell ergaben sich für d ie Zuordnung folgende Kriterien: Für 

die Unterschicht ( 1 ) :  

Berufe: H ilfsa rbeiter, Arbeiter ohne näh ere Bezeichnung u.ä. 

Ausbi ldung: Sonderschule, abgebrochene Hauptschule 

Einkommen: bis 600 DM mtl. n etto 

kein Vermögen 

die untere Mittelschicht (2): 

Berufe: Bürofa chkräfte, Kraftfahrer, Facharbeiter u.ä. 

Ausbildung: abgeschlossene Hauptschule, abgebrochene Lehre oder 
weiterführende Schule 

Einkommen: 600 DM bis 1 .200 DM mtl. 

nicht näher bezeichnetes Verm ögen 

die mitt lere Mittelschicht (3):  

Berufe: Handwerker, Techniker, Kaufleute u.ä. 

Ausbi ldung: beendete Lehre(n), we iterführende Schule, Mitt lere Reife 

E inkommen: 1 .200 DM bis 2.499 DM mtl. 

Immobil ienvermögen 

die obere Mittelschicht (4): 

Berufe: Ingenieure, Bank- und Versicherungskaufleute, R echtsberater  

u.ä. 

Ausbi ldung: Abitur, abgebro chenes Hocl1sch :.,lstudium 

Einkommen: 2.500 DM bis 4.999 DM mtl. 

Immobi lienvermögen 

die Obersch icht (5): 

Berufe: Unternehmer, Ä rzte,  a dministrativ entscheidende B erufstätige u.a. 

Ausbildung: abgesch lossene Hochschule, akademischer Grad 

Einkommen: 5.000 DM mll. und mehr  

Immobilienvermögen 
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Tabelle 3. 15  

Delikts-
g::1.IPJc:::e?l 

263 

266 

KO 

KO u . a .  

u,,; 

IM) 

AO 

insgesamt 

Tabelle 3. 16  

Delikts-
gn.tppen 

263 

266 

KO 

KO u . a .  

UWG 

RVO 

AO 

insgesamt 

Unter-
Untere 

schicht Mittel-
schicht 

abs. 1 abs. 1 

4 2,0 47 23,2 

2 2, 1 1 3  ·. 13,5 

1 1 , 1  7 7,6 

0 0 1 3  16,5 

0 0 1 7  14,9 
0 0 5 7 , 5  
1 1 , 2  1 9  22,4 

8 1 , 1  1 21 16,4 

Vorstrafenfeststellung 

Die Schichtzugehörigkeit der Tatverdächtigen 
Mittlere Cbere ct>er- nicht Mittel- Mittel- schidlt zuzuordnen insgesamt 

schicht schicht 
abs. 1 abs. 1 abs. 1 abs. 1 abs. 

71 35, 0 36 1 7 ,  7 3 1 , 5  42 20,7 203 

49 51 ,0 26 27, 1 4 4 , 2  2 2, 1 96 

43 46, 7 37 40,2 1 1 , 1  3 3 , 3  92 

37 46,8 26 32,9 0 0 • 3 3,8  79 

56 49, 1 33 28,9 5 4 , 4  3 2,6  1 14 
27 40,3 35 52,2 0 0 20 29,9 67 
39 45,9 19 22,4 0 0 7 8 , 2  85 

322 43,B 212  28,8 1 3  1 ,8 60 8,2  736 

Registrierte Vorstrafen beLder,_ Tatverdächtl_gen 

. 1 

1 00 

1 00 

100 

1 00 

1 00 
1 00 
1 00 

100  

Vorstrafen Einsdllägige Vorstrafe 

insgesamt nein ja insgesamt nein ja ja nein insgesamt 

abs. 1 abs. 1 abs. 1 

203 100 101  49,8 1 02 50,2 

96 100 38 39,6 58 60,4 

92 1 00 55 59,8 37 40,2 

79 100 33 4 1 ,8 46 58,2 

1 1 4  100 52 45,6 62 54,4 

67 1 00 19 28,4 48 7 1 ,6 

85 100 28 32,9 57 67,1  

736 100 326 44,3 410" 55, 7 

X2 = 38, 75; df = 12;  p "' -

abs. 1 abs. 1 abs. 

1 02 1 00 60 58,8 42 

58 100 44 75,9 14 

37 1 00 30 81 ,3  7 

46 1 00 31 67,4 15 

62 1 00 40 64,5 22 

48 1 00 27 56,3 21 

57 1 00 34 59,7 23 

4 1 0  100 266 64,9 144 

�2 = 1 1 ,36: df = 6; p = .0779 

1 abs. 1 abs. 1 abs. 1 

4 1 , 2  22 66, 7 1 1  33,3 33 1 00 

24, 1 7 (58,3) 5 (41 ,  7) 1 2  ( 1 00) 

9 , 9  0 0 6 ( 1 00) 6 ( 1 00) 

32,6 1 0  66, 7 5 33,3 15 1 00 

43,8 1 1  57,9 8 42, 1 1 9  100 

43,8 5 25,0 15 75,0 20 1 00 

40,3 7 38,9 1 1  6 1 , 1  1 8  1 00 

35, 1 62 50,4 61 49,6 1 23 1 00 

x2 "" 18 ,02; df = 6; p = .0062 
N 
CX) 



Danach ergibt sich für die Beschuldigten der Untersuchung das in Tabelle 3.15 ausge­
wiesene Bild. 

In 60 Fällen erschien eine Schichtzuweisung nicht möglich. Im Untersuchungsmaterial 
ergibt sich eine leichte Verzerrung zur oberen Mittelschicht hin. Die geringe Häufigkeit 
von Angehörigen der Unterschicht ist erwartungsgemäß, da die Bundesweite Erfassung 
fast regelmäßig unternehmensgebundene Kriminalität einbezieht, was deliktisches Han­
deln von Unterschichtangehörigen in diesem Rahmen von vornherein unwahrscheinlich 
macht. 

Im übrigen ergibt sich jedoch ein differenziertes Bild, wonach die überwiegende Zahl der 

Beschuldigten aus einer bürgerlichen mittleren und oberen Mittelschicht stammt und 
Wirtschaftsdelikte typischerweise zwar nicht von Angehörigen unterer Schichten, aber 
auch nicht, wie verschiedentlich vermutet 52 ) nur oder vorwiegend von Angehörigen der 
gesellschaftlichen Oberschicht begangen werden 53>, Was bleibt, ist letztlich eine -
verglichen mit dem klassischen Kriminellen anormale - bürgerliche "Normalität" 54>, 

Bemerkenswert sind die deliktsspezifischen Unterschiede: Danach werden Betrugs- und 
Steuerdelikte überproportional häufig von Angehörigen der unteren Mittelschicht 
begangen, Untreuedelikte dagegen bevorzugt von Tatverdächtigen, die der mittleren 
Mittelschicht oder der Oberschicht angehören. Ein ebenfalls etwa zweieinhalbmal höhe­
rer Anteil von Oberschichttätern wird daneben für die UWG-Delikte ausgewiesen. Verge­
hen gegen die Reichsversicherungsordnung sowie die Konkursordnung werden mehr als 
sonst von Angehörigen der oberen Mittelschicht verübt. Auffallend ist daneben der un­
gewöhnlich hohe Anteil von Angehörigen der oberen Mittelschicht bei ausländischen Be­
schuldigten (2 4 % gegenüber dem Durchschnitt von 28 ,8 %); bei ihnen kann von einer 
situativ bedingten oder auf soziokulturellen Konflikten basierenden Kriminalität jedenfalls 
nicht gesprochen werden. 

3.2.4 Verhaltensauffälligkeiten 

Selbstverständlich konnten nur die amtsbekannten Auffälligkeiten erfaßt werden. Auf­
grund von Hinweisen In der L iteratur 55) ist zu vermuten, daß insbesondere die Vorstra­

fenfeststellung durch die Staatsanwaltschaft nicht mit den tatsächlichen Vorstrafenbe­
lastungen der Tatverdächtigen korrespondiert. Dieser F ragestellung wurde ebenso nach­
gegangen wie möglichen Auffälligkeiten im Zusammenhang mit anderen Ermittlungs­
oder Zivilverfahren. 
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3.2 . 4.1 Vorstrafenfeststellung und Vorstrafenbelastung 

Die Annahme, daß die Vorstrafenfeststellung durch die Staatsanwaltschaft nicht mit den 
tatsächlichen Vorstrafenbelastungen der Tatverdächtigen korrespondiert, kann nach dem 
vorliegenden Material über die schwerere Wirtschaftskriminalität nicht bestätigt werden. 
Bei rund 56 % aller Tatverdächtigen wurden von der Staatsanwaltschaft Vorstrafen er­
mittelt, wovon schließlich 35 % tatsächlich vorbestraft waren 56'. 
Wie Tabelle 3. 16 ausweist, wurden überdurchschnittlich häufig Vorstrafen festgestellt bei 
Verstößen gegen die RVO und bei Steuerhinterziehungen, bei denen dann auch über­
durchschnittlich hohe Vorstrafenbelastungen festzustellen sind. Umgekehrt werden Vor­
strafen eher nicht ermittelt bei den einfachen Konkursdelikten, bei denen die Tatver­
dächtigen auch entsprechend überproportional oft nicht vorbestraft sind. Allein die Zah­
len für die Betrugsdelikte lassen tendenziell Raum für den ursprünglich angenommenen 
Zusammenhang: Eine leicht überdurchschnittlich unterlassene Vorstrafenfeststellung ent­
spricht einer leicht überproportionalen Vorstrafenbelastung. 

3.2. 4.2 Einschlägige Vorstrafenbelastung 

Von allen Vorbestraften, von denen hierüber nähere Angaben vorlagen (N = 12 3), waren 
50 % einschlägig vorbestraft, davon 59 % mehrfach. Überdurchschnittlich oft einschlägig 
vorbestraft erscheinen insbesondere Tatverdächtige von Konkursstraftaten im 
Zusammenhang mit anderen Delikten und Betrüger (jeweils 67 %). Bei den letz!eren sind 
die einschlägigen Vorstrafen darüberhinaus noch überproportional gehäuft (65 %, 

wenngleich es sich hierbei nur noch um 13 Beschuldigte handelt); tendenziell das Glei­
che gilt für UWG-Täter. Besonders auffallend aber ist, daß von den bereits unterdurch­
schnitt lich vorbestraften reinen Konkursdelinquenten kein einziger einschlägige Vorstra­
fen aufweist. Beschuldigte wegen Verstoßes gegen die Abgabenordnung fallen lediglich 
durch ihren vergleichsweise hohen Anteil an Vorstrafen wegen Verkehrsdelikten auf (39 
% aller Mehrfachvorbestraften). 

3.2.4 • .3 Mehrfache Vorstrafenbelastung 

Durchschnittlich waren ca. 54 % aller Vorbestraften mehrfach vorbelastet. Wenn auch die 
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Datendichte bei den Konkursdelikten relativ gering ist, so ist doch der Unterschied in den 
zwei Deliklsgruppen wieder bemerkenswert: Einfache Konkurstäter sind selten mehrfach 
vorbestraft, wird der Tatverdächlige daneben aber auch noch anderer Delikte 
beschuldigt, ist die Wahrscheinlichkeit einer mehrfachen Vorbelastung hö her als in allen 
anderen Deliktsgruppen. Es liegt dabei der Schluß nahe, daß es sich hierbei um zwei 

grundsätzlich verschiedene Tätergruppen handelt, und zwar bei ersteren mehr um solche 
Täler, die mit den unternehmerischen Risiken nicht (mehr) in sozialadäquater Weise fertig 
geworden sind, während es sich bei der letzten Gruppe wohl eher um Beschuldigte 
handelt, die den Konkurs bewußt als Mittel für ihre i llegalen Machenschaften einsetzen. 

3.2.4.4 Anhängigkeit weiterer Ermittlungsverfahren 

Als weiteres Merkmal der Verhaltensauffälligkeiten der Beschuldigten wurde festgehal­
ten, ob gegen den Tatverdächtigen ein weiteres Ermittlungsverfahren durch dieselbe 
oder eine andere Staatsanwaltschaft durchgeführt wurde. Ein gewisses Dunkelfeld kann 
dabei nicht ausgeschlossen werden, da weitere Ermittlungsverfahren bei anderen 
Strafverfolgungsbehörden nicht ohne weiteres der Staatsanwaltschaft bekannt gewesen 
sein müssen, die das jeweils untersuchte Ermittlungsverfahren betrieben hat. Immerhin 
wurden rund ein Fünftel der Beschuldigten in einem weiteren Ermittlungsverfahren ver­
folgt, von denen 84 % ein vergleichbares Delikt begangen haben (sollen). Überdurch­
schnittlich häufig sind weitere Ermittlungsverfahren bei Konkursdelinquenten im Zusam­
menhang mit anderen Delikten und den der Beitragsvorenthaltungen nach RVO Verdäch­
tigen festzustellen (33 % bzw. 30 %), während bei der reinen Konkursdelinquenz das 
Gegenteil der Fall ist (13 %). 

3.2.4.5 Anhänqigkeit von Zivilverfahren 

Gegen 14 % aller Beschuldigten waren Zivilverfahren anhängig, die in einem sachlichen 
Zusammenhang mit den konkreten staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren stan­
den. Überdurchschnittlich häufig versuchten die Opfer von Veruntreuungen und die Ge­
schädigten der Konkursstraftäter, welche auch anderer Delikte verdächtig waren, die 

von ihnen erlittenen Schäden zivilrechtlich geltend zu machen (23 % bzw. 28 %). Bei 
den reinen Konkursdelikten war das nur zu 11 % der Fall. Über die Hälfte dieser Verfah-
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ren war bei Durchführung der Aktenuntersuchung noch nicht entschieden. Der größte 
Teil der bereits entschiedenen Verfahren (89 %) ging zugunsten der Geschädigten aus 
oder endete immerhin mit einem Vergleich • 

.3.2.5 Besondere Tälermerkmale 

Es soll hier nicht der (ohnehin untaugliche?) Versuch unternommen werden, den ver­
schiedentlich skizzierten Phantombildern "des" Wirlschaftskriminellen ein weiteres hin­
zuzufügen. Wagte man den Versuch gleichwohl, einem solchen Prototyp Konturen von 
allgemeiner Aussagekraft zu geben, erhielte man im Durchschnitt aller 736 Beschuldigten 
folgenden wirlschaflskriminellen Durchschnittstäter: ein verheirateter Mann mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, 40 Jahre alt, selbständig mit kaufmännischer Bildung und einem 
Netto-Monatseinkommen von etwa 1 • .350 DM, der zwischen mittlerer und oberer 
Mittelschicht zuzuordnen ist und der regelmäßig verhaltensunauffällig lebt. 
Dies entspräche jenen Einschätzungen, welche die Normalität des Wirtschaftsdelinquen­
ten verglichen mit dem Bevölkerungsquerschnitt annehmen 57>_ 
Selbstredend ergeben sich von diesem Befund Abweichungen, die in einigen Delikts­
gruppen bemerkenswert sind • 

.3.2.5.1 Auffälligkeiten bei den Betrugstatverdächtigen 

Betrugstäter konnten häufiger nicht ermittelt werden als Tatverdächtige anderer Delikts­
gruppen; konnten Feststellungen gemacht werden, waren die Täter jünger als der 
Durchschnitt (56 % waren unter 40 Jahre all), stellten den größten Anteil mit geringerer 
Ausbildung, kamen mehr als andere aus der unteren Mittelschicht und hatten mit die 
meisten einschlägigen Vorstrafen aufzuweisen. Dies ergibt insgesamt ein Bild, welches 
mehr als das in den anderen Deliktsgruppen dem soziodemographischen Täterprofil der 
klassischen Kriminalität entspricht • 

.3.2.5.2 Auffälligkeiten bei den der Untreue Verdächtigen 

Die hier feststellbaren Tätermerkmale entsprechen noch am ehesten den populären Kli-
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schees über "den" 'l''irtschaftdelinquenten. Der Untreue-Täter erscheint nach seinem So­
zialprofil als etabliert 58>, er ist häufiger als die Tatverdächtigen der anderen Delikts­
gruppen verheiratet und hat die höchsten monatlichen Einkünfte. Die Untreue-Täter 

wiesen den höchsten Akademikeranteil und den an Rechts- und Viirtschaftsberatern auf. 
Sie gehörten somit schließlich auch häufiger als andere (mit Ausnahme der UWG-Täter) 
der Oberscriicht an. 

3.2 .5.3 Aufüilligkeiten bei aen Konkurstatverdächtigen 

Bei diesen sind die ausschließlich eines Vergehens gegen die Konkursordnung Verdäch­
tigen wieder zu unterscheiden von denen, denen auch die Begehung zusätzlicher, an­
derer Straftaten zur Last gelegt wurde, da sich in einigen Punkten ein geraaezu diame­
tral entgegengesetztes Bild ergibt. Erstere haben die geringste Vorstra fenbelastung und 
waren kein einziges Mal einschlägig vorbestraft. Gegen sie fanden am seltensten weitere 
Ermittlungen statt und nur eine unterdurchschnittliche Zahl von Zivilverfahren. Letztere 
hingegen wiesen die meisten und häufigsten einschlägigen Vorstrafen auf und gegen sie 
fanden am häufigsten weitere Ermittlungen und Zivilverfahren statt. Deutlicher kann der 
Unterschied nicht illustriert werden, zwischen einem Täter, der aus der Situation einer 
Unternehmenskrise heraus versucht, diese mit inadäquaten Mitteln zu beheben 59 >, und 
einem Gewohnheitsdelinquenten, bei dem wirtschaftliches Tätigwerden bloß Mittel für 
geplante kriminelle Machenschaften ist. 

3.3 Die Opfer der Wirtschaftskriminalität 

3.3.1 Zur Opfersituation 

In nur etwa 9 % al!er Fälle konnten keine Angaben zu den Geschädigten gewonnen 
werden. Diese Zahl mag auf den ersten Blick eher niedrig erscheinen, auch im Hinblick 
auf die These von einer sich verflüchtigenden Opferbereitschaft bei Wirtschaftsstraf­
taten 60 >. Dabei darf jedoch nicht vergessen werden, daß eben die fälle, in denen die 
Opfer - aus welchen Gründen auch immer - eine interne Regelung des Schadens 
vorgezogen haben 61 ) aus einsichtigen Gründen regelmäßig nicht in die vorliegende 
Untersuchung einfließen konnten. 
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Anlaß für die Annahme einer sich verflüchtigenden Opfereigenschall gibt jedoch nicht 
nur das Stillhalten des Opfers, das Dunkelfeld a lso, sondern auch eine Besonderheit von 
Teilen der Wirtschaftskriminalität, daß nämlich nicht nur den Täter zur Identifikation rei­
zende Einzelpersonen geschädigt werden, sondern auch Unternehmen und staatliche 
und gesellschaftliche Institutionen, oder gar ein abstraktes Opfer, wie dies z.B. primär 
bei Kartellabsprachen der Fall ist, wo in erster Linie ein Wirtschaftssystem in ungesetzli­
cher Weise ausgenützt wird und erst in zweiter Linie ausgeschlossene Konkurrenten und 
(private) Käufer geschädigt werden. 

Über die Zahl der Geschädigten gibt Tabelle 3. 1 7  Aufschluß. Nur ein Geschädigter wurde 
überdurchschnittlich häufig bei den Betrugsdelikten, den Untreuestrallaten und (was hier 
mit dem Staat als Geschädigten natürlich naheliegt) den Steuerhinterziehungen fest­
gestellt. Mehrere Geschädigte sind dagegen bei den Konkursstraftaten und bei Verstößen 
gegen die RVO und das UWG überdurchschnittlich häufig zu verzeichnen, ein wegen der 
Breitenwirkung dieser Delikte erwartungsgemäßes Ergebnis. 

Tabelle 3. 1 7  Die Zahl der Geschädigten i n  den Deliktsgruppen 

Zahl der Ge schädigten 

Deliktsgruppe 1 mehrere k . A .  insgesamt 
abs. % abs . % abs . % abs. % 

2 6 3  1 4 5  7 1 , 4  51  25 , 1  7 3 , 4  203 1 00 

266 66 68 ,8  23 24 , 0  7 7 , 3  9 6  1 00 

KO 1 4  1 5 , 2  54 58 , 7  24 26 , 1 92 1 00 

KO u.a .  21  26 , 6  58 73 ,4  0 0 79 1 00 

tM; 46 40 ,4  52  45 ,6  1 6  1 4 , 0  1 1 4 1 00 

RVO 1 8  26 ,9  4 1  6 1 , 2  8 1 1 ; 9 67  1 00 

AO 78 9 1 , 8  7 8 , 2  0 0 85  1 00 

insgesamt 383 52 ,0  286 38 ,9  67  9 ,  1 736 1 00 

Ch i '  2 2 7 , 9 6 df 1 2 p (  0 . 0 0 0 0  
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3. 3.2 Art der Geschädigten 

Jm folgenden wird zwischen den drei Opfergruppen Kollektivopfer (Staat, Gemeinden, 
Körperschaften u. ä.), Unternehmen und Individualopfern unterschieden. Da die Gruppen 
getrennt erfaßt wurden, sind Mehrfachnennungen möglich. 

3.3.2. 1 Kollektivopfer 

Die Kollektiv opfer stellen die größte der Opfergruppen dar. Kollektivgeschädigte finden 
sich wegen der Natur der Sache vor allem in den Deliktsgruppen von Verstößen gegen 
die Abgabenordnung (26 ,3 %), die Reichsversicherungsordnung ( 19 ,4 %), aber auch 

.beim Betrug ( 1 9,8 %). Einzelheiten ergeben sich aus Tabelle 3. 18 .  Bei den Steuerhinter­
ziehungen ist naturgemäß der Staat das einzige Opfer. Gemeinden werden überdurch­
sch nittlich häufig durch Betrug geschädigt (51 %), während sie sonst unter den Kollek­

tivgeschädigten nur 12 % ausmachen. Körperschaften wurden vermehrt Opfer von Kon­
kursdelikten in Zusammenhang mit anderen Delikten un d durch Vorenthaltungen von · 
Beitragsteilen nach der RVO (63 % bzw. 9 0  %, der Durchschnitt beträgt 24 %), Konkur­
renzunternehmen erwartungsgemäß durch strafbare Werbung (64 %, der Durchschnitt 
macht 5 % aus). 

3.3.2. 2 Unternehmen als Opfer 

Private Unternehmer, werden überdurchschnittlich häufig Opfer von Konkursdelikten, 
vor allem von solchen, die in Zusammenhang mit anderen Straftaten stehen, in diesen 
Fällen sind es dann auch meistens gleich mehrere Unternehmen, die durch Konkursdelik­
te geschädigt werden (KO allein 9 2  %, KO u. a. 77 %). Einzelne Unternehmen weraen 
dagegen eher Opfer von Betrug, Untreue und UWG-Delikten. 

3.3.2.3 Individualopfer 

Einzelgeschädigte, die nicht selbst als Unternehmer im Wirtschaftsleben tätig sind, wur-
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Tabelle 3.18 Die Art der Geschädigten in den Deliktsgruppen 

Del ikts- Kollektivopfer Unternehmen Individualopfer 

gruppe abs . % ab s .  % abs . % 

2 6 3  5 5  1 9·. 8 4 4  2 0 . 7  9 9  4 0 . 6  

% 27 .8 22 . 2  50 . 0  

2 6 6  7 2 . 5  25  1 1 .  7 2 7  1 1 .  1 

% 1 1 . 9 42 .4  45 . 7  

KO 3 7  1 3 . 3  3 9  1 8 . 3  24  9 . 8  

% 37 .0  39 . 0  24 . 0  

K O  u . a .  3 0  1 0 . 8 6 4  3 0 . 1  29  1 1 .  9 

% 24. 4  52.0  23 . 6  

UWG 2 2  7 . 9  29  1 3 .  6 54  2 2 . 1  

% 21 . 0  27 . 6  51 . 4  

RVO 5 4  1 9 . 4  1 2  5 . 6  · 1 1  4 . 5 

% 70. 1  1 5 . 6  1 4 .3 

AO 7 3  2 6 . 3  - -

% 1 00 

abs .  2 7 8  1 0 0 2 1 3  1 00 244  1 0 0  

% 37.8 29 . 0  33 . 2  

Chi
2 2 5 2 , 89 df 1 2  P<0 . 0000 

Angaben insgesamt 

abs . % 

1 9 8 2 6 . 9  

1 00 

59  8 . 0  

1 00 

1 0 0 1 3 . 6  

1 00 

1 23 1 6 .  7 

1 00 

1 0 5 1 4 . 3  

1 00 

7 7  1 0 . 5 

1 00 

7 3  9 . 9  

1 00 

7 3 5 _  1 0 0  
1 0 0  
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den überwiegend Opfer von Betrugsdelikten; 4 1  % aller lndividualgeschädigten wurden 

Opfer eines Betrügers, dagegen nur 20 % private Unternehmen und Kollektivopfer. Da­

neben fällt der überproportional hohe Anteil von Individualopfern an der strafbaren Wer­

bung auf (siehe Tab. 3. 18) ,  was durchaus erwa rtungsgemäß ist , da in § 4 UWG gerade 

das Ansprechen eines "größeren Kreises von Personen" vorausgesetzt wird. Damit ver­

bunden sind entsprechend hohe Einze lopferzahlen: Bei 35 % aller UWG-Delikte mit Ein­

zelopfern wurden jeweils mehr als zehn Personen geschädigt. Bei den Betrugsdelikten 

war dagegen in 63 % jeweils nur ein Individualopfer betroffen. 

3.3.3 Täter-Opfer-Beziehung 

3.3.3. 1 Merkmalsähnllchkeiten 

Die These von der Ähnlichkeit des Opfers mit dem Täler, die gerade im Bereich der 

Wirtschaftskriminalität angenommen wird 62), insbesondere hinsichtlich gemeinsamer 

psychischer und geistiger Eigenschaften 63>, kann anhand des vorliegenden Datenma­

terials für den einen oder anderen äußerlich erfaßbaren Aspekt bestätigt werden. 

So waren von den 1 03 Individualopfern, zu denen uns Angaben hierüber vorlagen, 64, 

also etwa 62 %, zwischen 30 und 49 Jahre all 64), von den Tätern waren dies 65 %. Die 

besondere Eingebundenheit dieser Altersgruppe in das Geschäftsleben begünstigt 

offensichtlich sowohl das Opferwerden von Wirtschaftskriminalität, als auch das krimi­

nelle Ausnutzen der dadurch z u  Gebote stehenden Kenntnisse und Mittel. 

Ähnliche Parallelen lassen sich , wenn auch wegen der geringen Dat endichte auf der 

Opferseile nur tendenziell, für den Ausbildungsstand feststellen. Während die Bt!lrugs­

läler mit 10  % einen Mehrbelastungsfaktor von f = 1 . 4  zum Durchschnitt (f = 1 .0) aller 

Täler hinsichtlich einer nur geringen Ausbildung a ufweisen, gilt ähnliches auch für die 

Betrugsopfer (f. = 1.5, bei N = 23). Mil Vorbehalt (wegen der geringen Fallzahl: N = 8) sei 

auf einen entsprechenden Zusammenhang im Rahmen der Unlreuedelikle hingewiesen. 

Der Mehrbelastungsfaktor bezüglich einer hochqualifizierten Ausbildung für die Tat­

verdächtigen beträgt hier 1.6, für die Opfer 1 .5. Auch sind in dieser Deliklsgruppe Täler 

wie Opfer - zumindest absolut gesehen - häufiger Angehörige rechts- und wirtschafls­

beratender Berufe. 

Eine weitere Parallelität besieht in Bezug auf das Geschlecht der Beteil igten: Bei den 

Beschuldigten beträgt der Anteil von Männern und Frauen 87 : 1 3, bei  den Opfern ge­

ringfügig verschoben 83 : 17. 
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3.3.3.2 Art des Kontaktes zwischen Tatverdächtigen und Geschädigten 

Soweit nach Aktenlage mö glich wurde versucht, Angaben über die Art des Kontaktes 

zwischen Beschuldigten und Geschädigten festzustellen. Demnach ist eine persönliche 
Kontaktaufnahme von Täler und Opfer bei Betrug und Untreuedeliklen typisch (57 % 
bzw. 66 %) , während eine rein werbliche Kontaktautnahme im Bereich der UWG-Delikle 
überproportional häufig in einer unpersönlichen Sphäre erfolgte. Bei den Beitragsvorent­
haltungen nach der Reichsversicherungsordnung und den Steuerdelikten entfällt natur­
gemäß ein derartiger Kontakt zwischen Täter und Opfer. 

3.4 Die Schäden durch Wirtschaftskriminalität 

Im Jahre 1 974 betrug der von den Staatsanwaltschaften festgestellte Gesamtschaden für 
die schwereren Formen der Wirtschaftskriminalität in der Bundesrepublik Deutschland 1 ,7 
Milliarden DM, der Gesamtschaden aller registrierten Diebstähle im Vergleichszeitraum 
dagegen "nur" 1 ,  1 Milliarden DM 65>. 

Der immens hohe Gesamtschaden, wie auch die einschlägige Berichterstattung in Tages­
zeitungen und Wochenblättern über spektakuläre Fälle von Subventionserschleichungen, 
betrügerischem Bankrott u.ä. mit Schäden in Milliardenhöhe könnten den Eindruck er­
wecken, als sei die Wirtschaftskriminalität schlechthin gleichzusetzen mit kriminellen 
Großverdienern. Das vorliegende Datenmaterial (vgl. Tab. 3. 1 9) gibt dagegen ein diffe­
renzierteres Bild wieder. Zwar reichen die durchschnittlichen Schadenshö hen von 

63.350 DM bei den Betrugsdelikten bis zu 553.300 DM bei UWG-Delikten, doch illustriert 
das weite Auseinanderfallen von arithmetischen Mittelwerten und Medianwerten, wie 

verzerrend sich die relativ kleine Zahl von Delikten mit sehr hohem Schadenseinschlag 

auswirkt, wenn gleichzeitig viele hinsichtlich der Schadenshöhe weniger bedeutsame 
Fälle festgestellt werden. 
In dieser Hinsicht besonders bemerkenswert ist die Streuung bei den UWG-Delikten: 
Millionenschäden werden zwar immerhin in 10 % aller Fälle verursacht, Schäden bis 

5. 000 DM jedoch in 36 %. Gegenüber dem arithmetischen Mittelwert ist deshalb der 
Medianwert wesentlich aussagekräftiger, wonach in 50 % aller Fälle der Schaden unter 

12 .000 DM liegt. In abgeschwächter Form gellen diese Feststellungen für alle Delikls­

gruppen, wobei besonders die Konkursdelikte - wie auch die Untreue - hinsichtlich des 
Schadenseinschlags, sowohl im Hinblick auf Durchschnitts- als auch Medianwerte, im 
oberen Bereich angesiedelt sind. 
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Tabelle J. 19 

Delikts- bis gruppe 1 .000 

abs. 

263 39 

266 4 

KO 2 

KO u.a.  3 

lJl,JG 1 4  

R\/0 7 

AD 1 6  

insgesamt 85 

x'  1 4 5 . 23 8  

über 1 .000 
bis 5. 000 

% abs. % 

1 9 , 2  25 1 2 , 3  

4 , 2  1 0  10 ,4  

2 ,2  5 5,4  

3 ,8  9 1 1 ,4 

1 2 , 3  7 6, 1 

10 ,4  2 3 ,0  

18 ,8 1 1  1 2 , 9  

1 1 , 3  69 9 , 4  

D f  54 p 

Die Schäden durch Wirtschaftskriminalität 

SChadenshöhe in DM 

über 5 . 000 über über über 50.000 über 1 00 . 000 
bis 1 0 . 000 1 0 . 000 20 .000 bis 1 00 . 000 bis 1 Mio. bis 20. 000 bis 50 .000 

abs. % abs. % abs. % abs , % abs. % 

1 2  5 ,9  15  7 ,4 22 10 ,8  1 1  5 ,4  18 8 , 9  

7 7 ,3  1 1  1 1 , 5 1 6  1 6 ,  7 8 8 , 3  21  21 ,9 

2 2 , 2  5 5 , 4  19  20 , 7 6 6 ,5 21 22,8 

4 5, 1 9 1 1 ,4 9 1 1 ,4 7 8,9  29 36, 7 

7 6 ,  1 6 5 , 3  5 4 , 4  7 6 , 1  6 5 ,3 

1 0  1 4 , 9  5 7 , 5  7 1 0, 4  4 6,0  21  3 1 , 3  

6 7, 1 3 3 , 5  8 9 ,4  1 5  1 7 ,  7 8 9 , 4  

48 6 ,5  54 7 ,  3 86 1 1 ,  7 58 7,9 1 24 1 6 ,8  

0 . 000  

über arithrn. 50 %-

1 Mio. k .A.  insgesamt Mittel Grenze 

abs. % abs. % abs. % ohne ''keine Angabe" 

1 o,s  60  29 ,6 203 1 00 63 .  350 7. 750 

5 � 2  1 4  1 4 , 6  96 1 00 278 .854 49, 300 

3 3 ,3  29 31 , 5  92 1 00 242.,ll84 50. 1 25 

2 2 ,5  7 8 ,9  79 1 00 207 . 000 6 1 . 500 

6 5 , 3  56 49, 1 1 14 1 00 553.307 1 1 .830 

1 1 ,5 1 0  1 4 , 9  67 1 00 1 64 . 491 37 . 000 

1 1 , 2 1 7  20 ,0  85 1 00 1 23 .618  1 4 . 500 

21 2 ,9  193  26 ,  2 736 100 206 . 272 ca. 24. 000 



Grundsätzlich hervorzuh eben ist , da ß Einzelfälle mit außergewöhnlich hohem Schadens­

einschlag zwar kennz eichnend für Wirtschaftsdelikte sind, weil  Einzelfallschäden außer 

bei der Umweltskriminalität sonst nur selten festgestellt werden können, daß s ie jedoch 

nur d ie Spitze des Eisbergs und nh..ht die Regel darstelien. Während die Vielzahl von De­

l ikten mit vergleichsweise geringem Schadenseinschlag ka um in der Offentl ichkeit be­

acht et wird, da diese weniger spektakulär si , 1d. Da s Scha densspektrum bei Wirtschafts­

kriminalität ist also ebenso breit wie die Palette möglicher Deliktsformen auf diesem Ge­

biet farbig ist. 

94 



Anmerkungen 

1) Zugrundegelegt wurde ein irn Bun deskriminalamt für die Erlassung von Wirtschafts­
delikten entwickelter Straftatenschlüssel (Auswertung von Nachrichten über Wirt­
schaftsstraftaten und Korruptionsfälle. Vollzug der Richtl inien über den kriminal­
polizeilichen Nachrichtenausta usch bei  Wirtschaftsdelikten einschließlich der Kor­
ruption). 

2) Vgl. zur Phänomenologie des Betrugs und anderer Wirtschaftsdelikte die umfassen­
de, wenn auch nicht mehr gänzlich zeitgemäße Darstel lung in: Zirpins, W., Terste­
� O.: Wirtschaftskriminalität, Erscheinungsformen und ihre Bekämpfung, Lübeck 
1963. 

3) Teufel, M.: St oßbetrug - eine spezielle Spielart des kaufmännischen Betruges, in: 
Öffentliche Sicherheit 36 ( 1 9 7 1 ) ,  2 ,  S. 1 3- 1 4; Kinzl, H.: Der Stoßbetrug und seine 
Bekämpfung,  in: der kriminalist 7 ( 1 975), S. 698-703; ebenfalls mit Fällen aus der  
Praxis: Vollmuth, E.: Zum Background des Stoßbetruges, in: Die Polizei 64 ( 1 973), 
s. 208-2 1 1 .  

4) Zirpins, W. : Betrügerische Geschäfte mit Wechseln, in: Kriminalistik 19 ( 1 965), S. 
352-356. 

5) Zum Subventionsbetrug sei vor al lem verwiesen auf  die zahlreichen Untersuchun­
gen von Tiedemann, K.:  Erscheinungsformen und strafrechtspolitische Behandlung 
der Subv entionserschleich ung, in: Bundesministerium der Justiz (Hrsg.): Tagungs­
berichte der Sachverständigenkommission z ur Bekämpfung der Wirtschaftskrimina­
lität. - Reform des Wirtschaftsstrafrechts - IV. Bd. 4. Arbeitstagung in der Zeit vom 
24. - 28. Sept. 1973  in Bad Kreuznach,  Bonn 1 973, An! .  1 ;  � :  Die Bekämpfung 
der Wirtschaftskriminalität a ls Aufgabe der Gesetzgebung a m  Beispiel der  Steuer­
und Subventionsdelinquenz, in: GA 1 97 4 ,  S. 1 - 1 4; ders. : Der Subventionsbetrug, in: 
ZStW 86 ( 1 974), S. 897-920; ders.: Subventionskriminalität in der Bundesrepubl ik. 
Erscheinungsformen ,  Ursachen, Folgerungen, Reinbek 1 974; �: Kriminologische 
un d kriminalistische Aspekte der Subventionserschleichung, in: Grundlagen der Kri­
minalistik 13  ( 1 974), S. 1 9- 1 52; Klein, W.: Millionen-Betrügereien durch Erschlei­
chen von Subventionsgeldern, in: Die Polizei 54  ( 1 963), S. 1 34 - 1 36; Döppel, H.K.: 
Der Subventionskriminalität auf  den Fersen, in: Der Kriminalist 6 ( 1 9 74), S. 669-
677; Götz, V.: Bekämpfung der Subventionserschleichung. Maßnahmen zur Verhin­
derun g und strafrechtlich besseren Bekämpfung der Subventionskriminalität aus  
verwaltungsrechtl icher Sicht, Kö ln  u.a. 1 974. 

6) Vgl. schon Nolte, W„ Provisionsre isende und Bestellscheinwesen, in:  Die Rechts­
auskunft 9 ( 1929), S. 86-88. 

7) Petersohn, F.: Kriminologie des Betrugsdelikts, in: Gendarmerie 27  ( 1 974),  5, S. 
1 1 - 1 3 ,  6, s. 1 5 - 1 7 ,  7/8, s. 1 7 - 1 9. 
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8) Da hierbei al le Betrugsfäl le berücksichtigt w urden, auch diejenigen, bei denen der 
Betrug als Begleitde likt ,n den anderen Deliktsgruppen (natürl ich mit Ausnahme der 
Gruppe Konkursdelikte ohne übrige Tatbestände) mit erfaßt wurde, konnte und 
mußte d ie Zahl  dieser Betrugstäter im weiteren Sinne größer sein , als die der De­
liktsgruppe "Betrug". Das heißt  aber auch, daß bei 428 von 739 Tatverdächtigen, 
also 58 %, wegen Betrugsdelikten in irgendeiner Form ermittelt wurde, wobei je­
doch der Schwerpunkt der Tat nur bei knapp der Hälfte auf  dem Betrugsdelikt lag ,  
eben bei den 203 Tatverdächtigen der Deliktsgruppe "Betrug". 

9) Vgl. die Häufigkeiten bei Färber, E.: Der Nachrichtenaustausch bei Wirtschaftsdelik­
t en,  in: Die Polizei 61 ( 1 970), S. 209-2 1 3 ,  insb. 5. 2 1 2. Bei 480 Vorgängen ergab 
sich dort folgende Vert ei lung: 

Kautions- und Beteiligungsbetrügereien 
Konkursdelikte 
B etrug mit Wertpapieren 
Geldkreditbetrug 
Waren- und Leist ungskreditbetrug 
Immobil ien- und Baubetrug 

69 
67 
37 
36 
3 1  
22 

1 0) Fallbeispiele aus der Praxis der  Ermitt lungsbehörden mit Erläuterungen finden sich 
dazu bei Winkler: Kreditbetrug durch Abtretung fingierter Forderungen, in :  Krimina­
listik 17 ( 1 963), 5. 2 1 8-22 1 ;  weitere Beispiele zur Phänomenologie gibt Teufel, M.: 
Zur Kriminologie der Wirtschaftsdelikte. Ein Überblick, in: Archiv für Kriminologie 
1 55 ( 1 975), 5, 1 29 - 1 47. Zu  Akkreditivbetrügereien und Wechselmißbrauch siehe 
dort 5. 1 4 2  f. 

1 1 ) Keidel, K. :  Zur Bekämpfung von Stra ftaten mit gefälschten und gestohlenen 
Schecks und Scheckkarten, in: Kriminalistik 27 ( 1 973), 5. 1 5 - 1 7. 

12 )  Huber, J.:  I l legale Kreditschöpfung durch Wechselfälschun gen , in: Grundlagen der 
Kriminalistik 2 ( 1 967), 5. 1 89-227; � R.,  Kollecker, H.: Die Wechselreiterei unter 
beson derer Berüc ksicht igung ihrer kriminalistischen Aufklärung,  Hamburg 1 957. 

1 3) Eine besondere Spielart hierzu gibt wieder Schröder, F.-W. : Die Krediterlangung 
durch betrügerische Grundstücksbewertung, in: Grundlagen der Kriminalistik 1 3 / 1  
( 1 974),  5 .  363-382. 

1 4) Ein Beispiel dafür bei  Klingenberg-Kinder: Wirtschaftskriminalität im Zusammenhang 
mit Bundeswehra ufträgen (Betrug bei Reparaturen von Bundeswehrfahrzeugen), in: 
Innenminister Schleswig-Holstein (Hrsg.):  Wirtschaftskriminalistische Arbeitstagung 
der norddeutschen Küstenländer - Teil 1 - vom 22.-26.2 . 1 97 1  in Eutin-Sielbeck. 
0.0., o.J. , 5. 1 3 1 - 1 42;  Scheidges, G.: Erscheinungsformen wirtschaftskrimineller 
Straftaten bei der Erlangung  und Ausführung öffentlicher Aufträge und Hinweise zu 
deren Aufklärung ,  in: Grundlagen der Kriminalistik 2 ( 1 967), s. 306-335. Der Autor 
weist u.a. auf die erheblichen Vermögensschäden hin, S. 330. 

1 5) Über betrügerische Werbeveranstaltungen in Österreich: Mistelberger, K.: Das Ver­
treterunw esen, in: K riminalistik 19 ( 1 965), 5, 595-596. 
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16) Zur Phänomenologie vgl. Suchan, H.J. :  Versicherungsmißbra uch - Erschein ungsfor­
men und Strafrechtsreform , in: Tiedemann,  K. (Hrsg.): Die Verbrechen in der Wirt­
schaft , Karlsruhe 1 972, S. 83- 1 02; Völker, W.: B etrug zum Nachteil von Kraftver­
kehrsversicherungen, in: Landeskriminalamt Hamburg (Hrsg.) :  Wirt schaftskriminali­
stische Arbeitstagung 1 968/69 beim Landeskriminalamt. Hamburg 1 970, 5. 3 1 1 -
328; König, W.: Der Versicherungsbetrug. Aktuelle Formen und ihre Bekämpfung. 
Diss. Jur. Zürich 1 968; Wahl, A.:  "Autobumser". Fingierte und provozierte Ver­
kehrsunfälle - eine aktuelle Spielart des Betrugs, in: Kriminalistik 27 ( 1 973), 5. 
45 1 -454. 

17) Zirpins, W., Terstegen, O.:  a.a.O. (FN 2), 5. 673. 

18) Schröder: Erscheinungsformen und Strafz umessung beim Del ikt der Untreue. Diss. 
Jur. Freiburg 1 95 1 ,  S. 19 .  

1 9) Auf  d ie  Schwierigkeiten bei der Abgrenzung von Betrug und Untreue in bestimmten 
Fällen weist Schabinger Frh. v.  Schowingen hin: Zur Kriminologie von Betrug und 
Untreue .  Ein Beitrag zur Strafrechtsreform , in:  Kriminalistik 15 ( 1 96 1 ) ,  S. 205-206. 

20) Schmidt, P. :  Die trügerische Reklame. Ein Beitrag zur kriminologischen und straf­
rechtlichen Problematik dieser Wirtschaftsstraftaten. Diss. Jur. Kiel 1 965. 

2 1 )  Scheidges, G. : a.a.O. (FN 1 4) ,  S. 330 weist darauf hin, daß die Verletzung von 
UWG-Bestimmungen oftmals auch a ls Betrug zu subsummieren ist. 

22) Beispiele hierzu f inden sich in: Rupprecht, R.,  Ki� H.: Wie schütze ich mich vor 
Betrug? 200 Tips zum Schutz vor Schwindel und Schaden, München 1 975. 

23) Kriesten, E.: Ein Blici< hinler die Kulissen organisierter Totalverkäufe, in: der krimi­
nalist 8 ( 1 976), S. 345-349 gibt Beispiele für derartige Fallkonstellationen. 

24) Vgl. dazu eingehend die juristische Dissertation von Schlüchter, E.: Der Grenzbe­
reich zwischen Bankrottdelikten und unternehmerischen Fehl1.;ntscheidun gen, Tü­
bingen 1 9 77. 

25) Teufel, M.: Betrüg erischer Bankrott und Kriminalist ik,  Hamburg 1 972. 

26) Gössweiner-Saiko, T.C.: Vom Wesen des einfa chen Bankrotts. [ine Übersicht für 
die Praxis des Insolvenzstrafrechts, in: Archiv für Kriminologie 1 37 ( 1 966), S. 103-
1 1 5. 

27) Auf eine derartige Kombination weist ebenfa lls h in Kasper, H.:  Erfahrungen bei der 
Bearbeitung umfangreicher Konkursdelikte ,  in :  LKA Hamburg (Hrsg.):  Wirtschafts­
kriminalistische Arbeitstagung, Hamburg 1 970, S. 1 90-204, hier S. 1 90. - Bilanz­
fälschungen lassen sich, solange der Schuldner die vo lle Verfügungsgewalt über die 
Bücher hat ,  nicht unter dem Aspekt der Urkundenfälschung erfassen, vgl. Zirpins, 
W., Terstegen, O.: a.a.O. (FN 2), S. 982. Demgemäß spielt § 267 hier keine Rolle. 
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28) Gössweiner-Saiko, T.C.: Steuerdelikte. Phänomenologie, Tatbestandsmäßigkeit und 
Fragen der kriminalistischen Untersuchungsführung. Eine Übersicht über die Haupt­
formen der Steuerwiderstän de krimineller Natur für die Praxis des Wirtschaftsstraf­
rechts, in: Archiv für Kriminologie 1 3 4  ( 1 964), S. 38-55 und S. 1 0 3- 1 1 9. Der Autor 
bezeichnet diese Deliktsgruppe als zu den "subtilsten Straftaten der Wirtscha ftskri­
minalität zählend". Vgl. ferner Terstegen, 0.: Besonderheiten der Steuerstraftaten 
und des Steuerstrafrechts, insb. unter dem Gesichtspunkt einer Zusammenarbeit 
zwischen Finanzverwaltung und Kriminalpolizei, in: BKA (Hrsg.): Wirtschaftsdelikte ,  
Wiesbaden 1957, S .  2 1 3-238; ferner Fötter: Buchführung un d Steuerhinterziehung, 
in: Bayerisches Landeskrimina lamt (Hrsg.): Niederschrift über die 4. Arbeitstagung 
des Bayerischen Landeskriminalamtes für  Sachbearbeiter von Wirtschaftsdelikten v. 
8. 1 1 . - 1 0 . 1 1 . 1 9 7 1  in München. München 1 97 1 ,  B1 - B26. 

29) Teufel, M.:  Methoden des Schmuggels und seine Abwehr. Zollkriminalistische Be-, 
trachtungen, in: Archiv für Kriminologie 1 3 3  ( 1 964), S. 20-3 1 .  

30) Schmid, N. :  Z u r  Täterpersönlichkeit des Wirtschaftsdelinquenten a u s  d e r  Sicht der 
Strafverfo lg ungsbehörden, in:  Kriminologische Gegenwartsfragen 13 ( 1 9 7 1 ) ,  s.  67-
78, s. 69. 

31)  Schick, P.J.:  Ausgewählte Probleme des Wirtschaftsstrafrechts im lichte des n euen 
Strafgesetzbuches, in: Wertung und Interessenausgleich im Recht. Walter Wilburg 
zum 30.9. 1 975,  Graz 1 975. Der Autor macht ebenfalls Bedenken ge gen den Ge­
brauch des Stereotyps von "dem Wirtschaftskriminellen" geltend (S. 228). 

32) Schmid, N. :  a.a.O. (FN 30), S. 71 ermi ttelte einen Antei l  von 5 % weiblicher Tatver­
dächtiger. 

33) Geerds, F. :  Probleme der Wirtschaftskriminalität und ihre Bekämpfung ,  in:  Kriminali­
stik 22 ( 1 968), S. 234-236,  300-305, 356-359, S. 304: Anteil weibliche r  Täter von 
12 % - 18 %. 

34) Clinard, M.B., Ouinney, R.: Criminal Behavior Systems. A Typology. 2. Aufl. New 
York, Chicago 1973.  

35) Blanken burg, E.,  Sessar, K., Steffen, W.: Die Staatsanwaltschaft im Prozeß straf­
rechtlicher Sozia lkontrolle, Berlin 1978,  S.  1 97. 

36) Blankenburg, E., Sessar, K., Steffen, W.: a.a.O. (FN 35), s. 204 weisen einen Wert 
von rund 6 % aus. 

37) Schmid, N. :  a.a.O. (FN 30), S. 7 1  weist ebenfa lls ein Durchschnittsalter  von rund 40 
Jahren aus. 

38) Sieben, G., Matschke, M.J., Neuhäuser, H.-J.: Bilanzdel ikte. BKA -Forsch ungsreih e 
1 ,  Wiesbaden 1 974. Bei Bilanzdelikten wurde für d ie  Gruppe der  36- bis 55jährigen 
ein Anteil von 56,9 % ermittelt, vgl. S. 1 06. 
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39) Geerds, F.: a.a.O. (FN 33), S. 304 mit ähnlichem Ergebnis. 

40) Schmid, N . :  a.a.O. (FN 30), S. 7 ,  gibt den Anteil Verheirateter mit 64 % an.  

41)  ders.: a.a.O. (FN 30), S. 71  mit ähnlichen Ergebnissen mit noch stärkerer Tendenz. 

42) Vgl.  auch Sieben, G. u.a. :  a.a.O. (FN 38), S.  1 07: In der Mehrzahl der Fäl le haben 
die Täter eine qualifiziertere Ausbi ldung a ls Volksschule. 

43) Vgl. Edelhertz, H.: The Nature , Impact, and Prosecution of White-Collar-Crime,  
Washington 1970,  S. 4.  

44)  Statistisches Jahrbuch für  d ie  Bundesrepublik Deutschland 1 976, S.  1 50:  Für 1 974  
= 5,3 % aller Erwerbstätigen. 

45) Schmid, N.: a.a.O. (FN 30), S. 69: überwiegend käufmännisch-geschäftliche Tätig­
keit der Tatverdächtigen. 

46) Bons, J.: Verpa ßte Gegenwart - verlorene Zukunft. Zur Bekämpfung der Wirt­
schaftskriminalität , in: Kriminalistik 25 ( 1 97 1 ), S. 3 1 8-3 2 1 .  Konkurstäler sind über­
wiegend Personen mit kaufmännischer Ausbildung, S. 320. 

47) Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1 975,  S. 470. 

48) Schmid, N.:  a.a.O. (FN 30), S. 72. 

49) ders.: a.a.O. (FN 30), S.  67 sprich! im Zusammenhang von fragwürdigen Schemati­
sierungen. 

50) Sowohl bei Blankenburg, E., Sessar, K., Steffen, W.: a.a.O. (FN 35) als auch bei  
Kleining, G. ,  Moore, H.: Soziale Selbste instufung (SSE). E in  Instrument zur Messung 
sozialer Schichten , in: K ZfSS 20 ( 1 968), S. 503-55 1 stellt der Beruf den wichtig­
sten Einzelindikator dar. 

5 1 )  So Hanefeld, B.: Soziale Schicht und Kriminalität. Planung, Durchführung und Aus­
wertung einer Untersuchung zur selbslberichtelen Kriminalität, Reutlingen 1 977; 
Harlfiel, G.: Soziale Schichtung. Bearbeitet und hera usgegeben von K.  Schwarz, 
München 1 978. 

52) Wagner: Probleme der Bekämpfung der  Wirtschaftskriminalität aus der Sicht der 
Staatsanwaltschaft,  in: PFA (Hrsg.): Probleme der Bekämpfung der Wirtschaftskri­
minalität , S. 29-43, S. 29. 
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53) Ebenfalls differenzierend Zimmerli, E.A.: Kommt dem Begriff Wirtschaftskriminalität 
wirklich nur kriminalistische Bedeutung zu? Eine Replik zum Aufsatz von Martin 
Schubarlh,  in: Schweizer Zeitschrift für Strafrecht 91 ( 1 975), S. 305-320, S. 3 1 0. 

54) In diesem Sinne auch Kaiser, G.: Die Bedeutung der Wirtschaftskriminalität in der 
Bundesrepublik Deutschland,  in:  Kriminalistik 32 ( 1 978), S. 2. 

55) B lankenburg, E., Sessar, K., Steffen, W.: a.a.O. (FN 35), S. 1 5 5  ff. 

56) Schmid, N.:  a.a.O. (FN 30), S. 72 gibt den Anteil Vorbestrafter mit 52 % an. Nach 
Mergen, A.: Wirtschaftsverbrechen und Wirtschaftsverbrecher, in: Schimmelpfeng 
GmbH (Hrsg.) : Aktuelle Beiträge zur Wirtschaftskriminalität. Schriftenreihe Schim­
melpfeng Bd. 4, Frankfurt/M. 1 974, S. 1 3-27 sind die a llermeisten Probanden nicht 
vorbestraft ,  S. 19 .  

57)  Kaiser, G.: a.a.O. (FN 54) ,  S. 2 f. :  verheirateter Mann über  40 Jahre, der  nur  selten 
vorbestraft ist. 

58) Färber, E.:  Millionenschaden durch Untreue und Unterschla gung, in: Die Polizei 6 1  
( 1 970), S. 346-350. Der Autor weist ebenfalls auf  die soziale Integration der Täter 
dieser Deliktsgruppen hin. 

59) Gössweiner-Saiko, T.C.: a.a.O. (FN 33) betont in diesem Zusammenhang:" ...  ge­
rade im Mangel an gehöriger Vorbildung und einschlägiger Kenntnis l iegt oft schon 
der Urgrund des unvermeidlichen Schiffbruchs". 

60) Kaiser, G.:  Kriminologie. 4.  Aufl. Heidelberg, Karlsruhe 1 979, S. 2 7 1 .  

6 1 )  Hinweise finden sich bei Geerds, F . :  zusammenhänge zwischen Wirtschaft u n d  in­
nerer Sicherheit aus kriminologisch-kriminalistischer Sicht, in: Archiv für Kriminolo­
gie 158 ( 1 976), S. 65-79. 

62) Schneider, H.J.: Viktim ologie. Tübingen 1 979, S. 223 spricht in diesem Zusammen­
hang von Austauschbarkeit von Täler und Opfer. 

63) Mergen, A. :  Wirtschaftskriminalität, in: Schimme!pfeng Review Nr. 9 ( 1 972), S. 37-
40. 

64) R upprecht, R., Kinzl, H.: a.a.O. (FN 30) geben für männliche Opfer dagegen den 
höchsten Gefährdungsgra d  für die Altersgruppe der 50- bis 60jährigen an, für 
Frauen bereits unter 40 Jahren, S. 2 1 .  

65) Vgl. dazu Berckhauer, F.H.:  Forschungsbericht über die Bundesweite Erfassung von 
Wirtschaftsstraftaten nach  einheitl ichen Gesichtspunkten im Jahre 1 974, Freiburg 
1 976, s. 60 ff. 
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Kapitel 4 

DAS STAATSANWALTSCHAFTLICHE ERMITTLUNGSVERFAHREN 

IN WIRTSCHAFTSSTRAFSACHE N  

Das Ermittlungsverfahren hat zwei Aufgaben zu erfüllen 1 ) : 

- die Selektion des an die Staatsanwa ltschaft herangetragenen Materials nach 

Anklagefähigkeit und Anklagewürdigkeit, 

die Stoffsamm lung für spätere gerichtl iche Verfahren. 

Gegenüber dem Rechtszustand, der der Auswertung zugrundeliegt (Abschluß der Er­

mittlungsverfahren 1 974),  ist inzwischen eine "Zurückdrängung richterlicher Ermi!tlung�­

handlungen zugi.;nsten richterlicher Kontrollbefugnisse" festzustellen 2) . 

VVie Rieß zutreffend resümiert , hat das Ermittlungsverfahren im Prozeß eine "eigenstän­

dige Funktion". Bei einer Einste llungsquote v on rund 75 % (in Fällen der klassischen 

Kriminalität) sei es demzufolge nicht mehr vertretbar, es weiterhin einseitig als Verfahren 

zur Vorbereitung der öffentl ichen Klage dem gerichtlichen Verfahren 1. Instanz zu­

zuordnen 3>. 

Die Aktenuntersuchung stützt sich auf die Auswert ung staatsanwa ltschaftl icher und 

gerichtlicher Vorgänge. In  diesem Kapitel wird der  Gang des Verfahrens von seiner Ein­

leitung bis zum Abschluß durch die Staatsanwaltschaft verfolgt, so gut es die jeweilige 

Aktenlage zuließ. Es werden h ier also dargestellt: 

Verfahrensinitiierung 

Durchführung des E rmittlungsverfahrens 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens (Anklagen un d  Einstellungen). 

Die Ermittlungen richteten sich gegen in_sgesamt 739 Beschuldigte. 270 wurden ange­

klagt,  bei 469 Besch uldigten stellten die_ Staatsa nwaltschaften das Verfahren in vollem 

Umfange ein. Dem entspricht eine Anklageq uote von 36,5 %. 
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4 . 1  Die Ein leitung staatsanwaltschafll icher Ermittlungsverfahren 

4. 1 . 1  A llgemeiner Üb erb lick 

Bei der klassischen Kriminalität beruht die Verfahrensinitiative in der Hauptsache nicht 

auf E rmitt lungen von Amts w egen, sondern geht vom Geschädi9ten oder Drillen aus. 

Dies z eigen zahlreiche kriminologische Untersuchungen 4l_ Ermittlungen v on A mts  we­

gen, insbesondere durch po lizeil iche Wahrnehmungen S) machen nur e inen verschwin­

dend geringen Anteil aus, der sich etwa zwischen 10 % und 20 % des Gesamtaufkom­

mens b ewegt. Für die Verstöße gegen die strafrechtl ichen Nebengesetze auf dem Wirt­

schaftssektor hat dagegen schon Fehervary zeigen können, daß die von ihm untersuch­

ten Straftaten als "Überwachungsdelikte" bezeichnet werden können 6). Dies g ilt aber 

nicht ohne w eiteres für die schwerere Wirtschaftskriminalität 7l_ 

A uch  bei  der schwereren Wirtschaftskriminalität lassen sich sehr leicht verschiedene Stile 

sozia ler Kontrolle im Wirtschaftsleben erkennen. Ermittlungen von Amts wegen B) über­

wiegen erwartungsgemäß in den Deliktsgruppen Konkursdelikte mit anderen Stra ftaten 

(62 %), Steuer- und Zollstraftaten (72 %), Vorenthaltungen von Beitragsteilen nach der 

R eichsversicherungsordnung (72 %) und den Konkursdelikten ohne weitere Straftaten 

(8 1 %). Demgegenüber ge langen strafbare Werbungen ( 1 7  %), Fälle des Betrugs (25 %) 

und Fälle der Untreue (27 %) nur ausnahmsweise durch amtl iche Init iative in das Justiz­

system 9l_ Selbstverständlich wird nur ein Tei l  der tatsächlich verübten Wirtschaftsstraf­

taten den Strafverfolgungsbehörden b ekannt. Über den Umfang des Dunkelfeldes 1 0\ön­

nen nur  Vermutungen angestellt w erden. Es hängt in Teilbereichen (insbesondere bei 

Betrug, Untreue und der  strafbaren Werb ung) vor al lem vom Anzeigeverhalten Geschä­

digter 1 1 ) ab. 

Um d ie Verfahrensinitiierung möglichst genau darstellen zu können, wurde der Gang der 

Information nach Kenntnisnahme eines Dritten von der Tat festgehalten. Die für die 

Erhebung vorgenommene sehr differenzierte Klassifizierung wird im folgenden der Verall­

gemein erungsfähigkeit halber wieder reduziert. E inen Grobüberb lick erlaubt die Tabelle 

4. 1 ,  in der  Initi ierungen durch  den Geschädigten (dazu gehören auch dessen Angehörige 

sowie von ihm eingeschaltete R echtsanwälte), durch sonstige Private, durch Interessen­

verbände (hierzu wurden sowohl privatrechtlich organisierte Institutionen als auch Kör­

perschaften des öffentlichen Rechts z usa mmengefaßt), wie schließlich auch Ermitt lungen 

von Amis w egen, sei es durch  Pol izeibehörden oder durch Konkursgerichte, a usgewie­

sen sind. 
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Tabelle 4. 1 

Initiierung durch 

Geschädigten 

sonstige Private 

Interessenverbände 

Behörde 

insgesamt 

§ 4 UWG 
abs. % 

50 43 , 9  

38 33 , 3  

7 6 ,  1 

1 9  1 6 , 7  

1 1 4  1 00 

Verfahrensinitiierung nach Deliktsgruppen 

§ 2 6 3  § 2 6 6  KO u . a .  

abs . % abs. % abs. % 

134  67 , 3  5 1  53 , 1 23 29 , 5  

1 6  8 , 0  1 9  1 9 , 8  6 7 ,7  

- - - - 1 1 , 3 

49 24 , 6  26 27, 1 48 6 1 , 5  

1 99 1 00 96 1 00 78 1 00 

AO RVO KO allein insgesamt 

abs. % · abs . % abs. % abs . % 

6 9 , 4  5 5 , 6  269 37,  1 

23 27, 1 6 9 , 4  1 0  1 1 , 1  1 1 8 1 6 , 3  

1 1 , 2 6 9 , 4  2 2 , 2  1 7  2 ,3  

6 1  71 , 8  46 71 ,9 73 81 , 1  322 4 4 , 4  

8 5  1 00 64 1 00 90 1 00 726 1 00 



1 2) Die Arten der Verdachtsentstehung spiegeln unterschie dliche Selektionsprozesse 

wider: 

- Anzeigen, Strafanträge 

- auch (anonyme) Hinweise 

- _Feststellung bei anderen Maßnahmen 

- Routineüberprüfung 

- A uswertung von Pressemittei lungen 

- .Eingang von Gerichten 

- Eingang von Beh örden 

- Selbstanzeige 

- anders oder unbekannt 

N 

298 

95 

95 

23 

10 

95 

9 1  

7 

25 

rel. 

40 %--..._ 
1 J  %_.> 5 3  % 

1 3 %
� 3 %
7

1 7  % 

1 % 

1 J r...........__ 
1 2  %--"° 2 5  % 

1 % 
3 %  

Differenziertere Befunde zur Verfahrensiniti ierung enthalten die Schaubilder 4 . 1  - 4. 7 für 

die einzelnen Deliktsgruppen der Untersuchung. 

Durch strafbare Werb ung fühlen s ich insbesondere Privatpersonen betroffen, auf  d ie 

insgesamt 77 % der Anzeigen zurückgehen. Es handelt sich hierbei z u m  Teil um Kon­

kurrenten der jeweil igen Tatverdächtigen. E in nicht unerheblicher Antei l  der Verfahren (6 

%) wird d urch Interessenverbände initiiert, die sich die Wahrung der  Lauterkeit im 

Handelsverkehr zur  Aufgabe gesetzt haben. Verfahrensinitiierungen von Amts wegen 

durch Pol izei  und Staatsanwaltschaft machen nur rund 1 1  % aus, es kommen noch eini­

ge erste Informationen von Konkursgerichten vor in Verfahren, bei denen der d eliktische 

Schwerpunkt neben den Konkursstraftatbeständen bei der strafbaren Werb ung liegt. 

Bei den Betrugsfällen der  Untersuchung sind es zu 67 % die Geschädigten, die das Er­

mittlungsverfahren in Gang setzen.Auf sonstige Private entfallen weitere 8 % 1 J)_ Bei den 

Ermittlungen von Amts wegen liegt das Schwergewicht bei d er Polizei, es kommen 

ein ige Verfahrensinitiierungen durch  die Staatsanwaltschaft und die Konkursgerichte 

hinzu. Z u  nennen sind noch die Hinweise von ausländischen Behörden gegen neun Be­

schuldigte, die zu einem Ermittlungsverfa hren geführt haben. 

Im Gegensatz zu  den strafbaren Werbungen nach § 4 U WG wendet sich fast ein Drittel 

der Geschä digten unmittelbar an die Staatsanwaltschaft. Die Inanspruchnahme d er 

Staatsanwaltschaft ohne Vorschaltung der Polizei ist auch für d ie Untreuedelikte der 

Untersuchung typisch. Demgegenüber wenden sich sonstige Private in erster Linie an die 

Pol izei.  Diese wiederum nimmt von sich aus den g rößeren Teil der von Amts wegen 

begonnenen Verfahren a uf. 
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Schaubild 4.1 Verfahrenseinleitungen bei der strafbaren Werbung 
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Schaubild 4.3 
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Bei den Konkursstraftaten, die in Veroindung mit anderen Tatbeständen stehen, über­

wiegt die routinemäßige Meldung durch die Konkursgerichte an die Staatsanwaltschaf­
ten. Aufgrund dieser Meldungen werden bei den Staatsanwaltschaften entweder sogleich 
staatsanwallschaftliche Ermittlungsverfahren eröffnet oder aber Vorermittlungen geführt, 

die nicht das Js-Register belasten, sondern zunächst nur ein AR-(Allgemeines Register) 
Aktenzeichen erhalten und erst bei Überschreitung einer bestimmten Verdachtsschwelle 
in das Js-Register übernommen und als Ermittlungsverfahren geführt werden. Bei den in 

der Untersuchung dargestellten Konkursverfahren handelt es sich ausnahmslos um 

staatsanwaltschallliche Ermittlungsverfahren wegen Konkursdelikten. 
Wegen des Zusammentreffens zwischen Konkursstrallatbeständen und sonstigen Tat­

beständen liegt es nahe, daß ein nicht unerheblicher Anteil der Delikte durch die Ge­
schädigten (30 %) und sonstige Private (8 %) zur Kenntnis der Strafverfolgungsorgane 
gelangten. Insoweit unterscheidet sich die Sachlage von den einfachen Konkursdelikten. 
Bei den einfachen Konkursdelikten werden rund vier Fünftel der Beschuldigten durch 
Initiative der Konkursgerichte mit einem Ermittlungsverfahren überzogen. Wegen des 
Fehlens anderer Tatbestände neben den Konkursstraftaten sind Verfahrensinitiierungen 
durch Polizei und Staatsanwaltschaft hier besonders selten. 

Schaubild 4.5 Verfahrenseinleitungen bei' den einfachen Konkursdelikten 
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Schaubild 4.6 
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Bei den Steuer- und Zolldelikten überrascht der hohe Anteil (27 %) von Verfahrensiniti­
ierungen durch Private 14>. Auch wenn die verhältnismäßig kleinen Gesamtheilen keine 
Systematik erkennen lassen, so darf doch angenommen werden, daß es sich hierbei 
auch um Anzeigen und anonyme Hinweise Dritter handelt, die aus unterschiedlichen 
Motiven heraus dem Angezeigten "eins auswischen wollen". Polizei und Staatsanwalt­
schaft tragen zu den Ermittlungen von Amts wegen nur den allerkleinsten Anteil bei. In 
erster Linie sind es die Zoll- und Finanzbehörden, die von sich aus initiativ werden. 

Entsprechend den unterschiedlichen Deliktsstrukturen in der Deliktsgruppe der � 
haltung von Beitragsteilen nach der Reichsversicherungsordnung, die zu einem nicht 
unerheblichen Teil auch in Verbindung mit Konkursdelikten einerseits und Steuerdelikten 

andererseits in Verbindung stehen, ergibt sich ein komplexes Geflecht der Verfahrensini­
tiierung. Jeweils rund 9 % der Verfahrensinitiierungen gehen auf Geschädigte, sonstige 

Private und Allgemeine Ortskrankenkassen zurück. Den Hauptanteil machen aber auch 
hier wieder die Informationen der Konkursrichter an die Staatsanwaltschaften aus. Dies 
erklärt sich daraus, daß es nicht wegen Konkursdelikten zum Ermittlungsverfahren 

kommt, sondern wegen des Verdachts des Vorenthaltens von Beitragsteilen in der Zeil 
vor dem Konkurs. 
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Schaubild 4.7 Verfahrenseinleitungen bei den Vorenthaltungen von Beitragsteilen 
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4.2 Die Durchführung der Ermittlungsverfahren 

2 

Kenntnisse über das staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren bei Wirtschaftsstraf­
sachen, zumal über dessen Ausgang, vermittelt bereits die Bundesweite Erfassung. Diese 
Quelle läßt freilich nicht erkennen, welche vielfältigen Bemühungen während des Er­

mittlungsverfahrens notwendig sind, um es zu einem Abschluß zu bringen. Eine Aufgabe 
der Aktenanalyse bestand deshalb darin, polizeiliche, staatsanwaltschaftliche und ge­
richtliche Ermittlungsmaßnahmen festzuhalten, soweit dies aufgrund einer Aktenanalyse 
möglich ist. 

4.2.1 Staatsanwaltschaften und Ermittlungspersonal 

4.2.1.1 Staatsanwaltschaften nach Spezialisierung und Größen 

Größe und Organisationsgrad der Staatsanwaltschaften bestimmen sowohl Verfolgungs­
kapazitäten als auch Verfolgungsschwerpunkte. Dies läßt sich für die Größe der Staats­
anwaltschaften in Tabelle 4.2 und für die Arten der Staatsanwaltschaften in Tabelle 4.3 
veranschaulichen. 
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Bei den kleinen und mittleren Staatsanwaltschaften entfallen auf die Steuer- und Zoll­
straftaten rund ein Drittel aller Delikte, während Betrug und strafbare Werbung weil un­
terdurchschnittlich häufig vertreten sind. Demgegenüber entfallen auf die sehr großen 
Staatsan....,allschaflen Verfahren wegen Untreue und strafbarer Werbung überdurch­
schnittlich häufig, wohingegen auf die Steuer- und Zolldelikte der geringste Anteil ent­
fällt. 

Das gleiche gilt auch für den Organisationsgrad der Staatsanwaltschaft 15>. Die nichl­
spezialisierten, allgemeinen Staatsanwaltschaften führen unterdurchschnittlich häufig 
Verfahren wegen Betrugs, Untreue, strafbarer Werbung und Konkursdelikten durch, weil 
diese Verfahren vornehmlich an die Schwerpunktstaatsanwaltschaften gehen. Bei den 

allgemeinen Staatsanwaltschaften stehen relativ gesehen Verfahren wegen Steuerdelik­
ten und Vorenthaltungen von Beitragsteilen nach der RVO im Vordergrund. Im Hinblick 
auf diese organisationsspezifischen Tatbestandsstrukturen ergibt sich der erwartungsge­
mäße Befund 16>, daß die Anklagehäufigkeiten bei den kleinen und mittleren Staatsan­
waltschaften höher sind als bei den großen und sehr großen Staatsanwaltschaften (vgl. 

Tab. 4.4), wie auch die durchschnittliche Anklagehäufigkeit bei den allgemeinen Staats­
anwaltschaften um rund 13 % höher liegt als bei den Schwerpunktstaatsanwaltschaften 
(vgl. Tab. 4.5). 

Tabelle 4.2 Größe der Staatsanwaltschaften und Deliklsstruklur 

Größe der StA 

k leine und große StA sehr große St/\ insg . 
Del ikts- mittlere StA 

gruppe abs .  % abs .  % abs .  % abs .  % 

,2 6 3  9 1 1 ,  7 1.46 3 0 ,  1 48 27,  6 203  27,  6 

266  9 1 1 ,  7 54 1 1 , 1  3 3  1 9 ,  0 9 6  1 3 ,  0 

KO 1 1  1 4 ,  3 58 1 2 ,  0 23  1 3 , 2  9 2  1 2 ,  5 

KO u . a .  1 0 1 3 ,  0 53  1 0 ,  9 1 6  9 , 2  7 9  1 0 ,  7 

UWG 7 9 ,  1 7 5  1 5 ,  5 3 2  1 3 ,  4 1 1 4  1 5 ,  5 

RVO 5 6 , 5  50  1 0 ,  3 1 2  6 , 9  6 7  9 ,  1 

AO 26 3 3 ,  8 49  1 0 ,  1 1 0  5 , 7  8 5  1 1 ,  5 

insgesamt 77 1 0 0  4 8 5  1 00 1 74 1 0 0 7 3 6  1 0 0  

1 10 
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Tabelle 4.J 

Del ikts-
gruppe 

2 6 3  

2 6 6  

KO 

KO u . a .  

UWG 

RVO 

AO 

insgesamt 

Art der Staatsanwaltschaft und Deliktsstruktur 

Art der StA 

allgemeine Schwerpunkt-
StA StA 

abs .  % abs .  % 

2 1  1 8 , 1  1 8 2 2 9 , 4  

8 6 , 9  8 8  1 4 , 2  

6 5 , 2  8 6  1 3 , 9  

1 0  8 , 6  6 9  1 1  , 1 

1 1  9 , 5  1 03  1 6 , 6  

3 1  2 6 , 7  3 6  5 , 8  

29  2 5 , 0  5 6  9 , 0  

1 1 6  1 0 0 6 2 0  1 0 0 

insg . 

abs .  % 

2 0 3  2 7 , 6  

9 6  1 3 , 0  

9 2  1 2 , 5  

79  1 0 ,  7 

1 1 4  1 5 , 5  

6 7  9 , 1  

8 5  1 1  , 5 

7 3 6  1 0 0 



Tabelle 4.4 

Verfahrensausgang 

Einstellung 

Anklage 

insgesamt 

Tabelle 4.5 

Verfahrensausgang 

Einstellung 

Anklage 

insgesamt 

Größe der Staatsanwaltschaft und Ausgang des Ermittlungsverfahrens 

kleine  StA mittlere StA große StA sehr große StA 

abs . % abs . % abs .  % abs .  % 

5 3 1 , 3 26  4 2 , 6  3 2 8  6 7 , 2  1 1  0 63 , 2  

1 1  68 , 7  3 5  5 7 , 4 1 6 0  3 2 , 8  6 4  3 6 , 8  

1 6  1 00 6 1  1 0 0 4 8 8  1 00 1 74 1 00 

Art der Staatsanwaltschaft und Ausgang des Ermittlungsverfahrens 

allgemeine Schwerpunkt- insg . StA StA 

abs . % abs . % abs .  % 

6 1  52 , 5  4 0 8  6 5 , 5  4 6 9  63 , 5  

55  4 7 , 4  2 1 5  3 4 , 5  2 7 0  3 6 , 5  

1 1 6  1 0 0 6 2 3  1 00 7 3 9  1 00 

insg . 

abs .  

· 4 6 9  

270  

739  

% 

6 3 , 5  

3 6 , 5  

1 00 

N ...... ...... 



4.2.  1 . 2  L rmittlungspersonal b e i  d e n  Staatsanwa ltschaften 

Feststellungen zum l::rmitt lungspersonal bei den Staatsa nwaltschaften wurden ,i etroffen 

zur Zahl der ermittelnden Staatsanwälte, zur Zahl der betei l igten Wirtschaftsreferenten 

und Buchprüfer sowie schließlich zur Bi ldung von Sonderkommissionen mit anderen Be­

hörden. 

In rund drei Fünftel  der Fäl le (57,9 %) ermittelt nur ein Staatsa nwalt, in je  einem weiteren 

Fünftel werden zwei Staatsanwälte (22,8 %) bzw. drei und mehr Staatsanwälte ( 1 9,3 %) 

tätig. Es besteht eine Beziehung zwischen der Anklagehäufigkeit und der Zahl der er­

mittelnden Staatsanwälte. Je mehr Staatsanwälte Ermitt l ungen durchführten, desto höher 

war die Anklageq uote. Der Befund ist aber nicht eindeutig. Einerseits ist es plausibel an­

zunehmen, daß Verfahren, in denen mehrere Staatsanwälte (nebeneinander o der nach­

einander) ermitteln, eine besondere Sachförderung  erfahren. Andererseits kann aber 

auch nicht a usgeschlossen w erden, da ß die Beteil igung einer größeren Zahl von Staats­

anwälten sich aus einer langen Dauer der Verfa hren ergibt, die einen Dezernentenwech­

sel mit sich bringt. Das richtige Ergebnis zu  f inden, war schwierig,  w eil  den Verfahrens­

akten nicht immer m it hinreichender Sicherheit entnommen werden konnte, ob die im 

einzelnen identifizierten Staatsanwälte gleichzeit ig oder nacheinander in den Verfahren 

tätig waren. 

Die Nützlichkeit der Wirtschaftsreferenten 1 7) im Ermitt lungsverfahren, aber auch im 

Hinblick auf das spätere Hauptverfahren wird unterschiedlich b e urteilt. Einerseits solle 

sich die Mitarbeit der Wirtschaftsreferenten bei den Schwerp unktstaatsanwa ltschaften 

nicht mehr weg denken lassen 1 8>, andererseits ergäben sich mit ihrer Einführung Prob­

leme, die insbesondere in ihrer prozessualen Stellung a ls  sachverständige Zeugen in der 

Hauptverhandlung g esehen werden 1 9>. Die Bedeutung der  Wirtschaftsreferenten in der 

Praxis war zumindest 1 974 nicht a llzu groß: N ur in den Verfahren von 5 3  Beschuldigten 

waren Wirtschaftsreferenten eingeschaltet worden. Insgesamt handelt es sich um 69 

Fälle des Einsatzes von Wirtschaftsreferenten, die sich wie folgt verteilen: 4 1 ma l  einer, 

10mal zwei und z weimal vier Wirtschaftsreferenten. 

Eingesetzt wurden die Wirtschaftsreferenten in den einzelnen Deliktsgruppen unter­
schiedlich häufig: 

AO O, § 263 = 3, RVO 6, § 266 6, KO 8, 

UWG = 12,  KO u.a.  = 33. 
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Ein w eiterer Wirtschaftsreferent wurde in einem d er drei sonstigen Verfahren eingesetzt. 

Wirtschaftsreferenten w erden also fast nur in Konkursstrafsa chen verwendet. 

B uchprüfer sind sogar nur 1 1 mal an den Ermitt lungen b eteiligt w orden. Sie kamen zum 

Einsatz je e inmal  bei  Betrug und Untreue, sowie n eunmal b ei d er Sichtung von Konkurs­

sachen.Sonderkommissionen mit anderen Behörden wurden n ur in 18 Fällen gebildet 20>. 

Selten ist auch die Hinzuziehung privater wie öffentl icher Sachverständiger 2 1 ) durch die 

Staatsanwaltschaft. Von den 4 1  zugezogenen privaten Sachverständigen sind drei 

Schriftsachverstän dige, 34 Wirtschaftssa chverständige, zwei Psy chiater 22) und zwei  

sonstige Sachverständige. Von den insgesamt sieben öffentl ichen Sachverständigen sind 

sechs Wirtschaftssachverständige und ein sonstiger Sachverständiger. 

4.2.2 Staatsanwaltschaft!iche Ermittlungshandlungen 23) 

Die Vernehmung des B eschuldigten durch den Staatsanwalt ist selten. Nur 60 der 739 

Beschuldigten w urden von der Staatsanwaltschaft I m  Erm ittlungsverfahren vernommen. 

Z u  bedenken ist, daß es  sich hierb ei um bereits 1 974 abgeschlossene staatsanwalt­

schaftliche Ermittlungsverfahren handelt, also die verbesserte Stellung der Staatsanwalt­

schaft durch die Strafprozeßreform von 1 975 noch a usstand. 

Im übrigen mußten die Staatsanwaltschaften damals wohl zu R echt davon ausyehen, 

daß eine staatsanwallschaftliche Vernehmung des Beschuldigten nicht sonderlich frucht­

bar Ist: In 39 (= 65 %) der 60 Fälle hat der Beschuldigte entweder die Aussage verwei­

gert oder aber k ein Geständnis abgelegt. Nur in 9 (= 15 o/o) Fällen haben die Beschuldig­

ten ein Geständnis in vollem Umfang abgelegt. 

Ist bei der staatsanwaltschaftlichen Vernehmung des Beschuldigten ein Verteidiger an­

wesend, dann verringert s ich die Geständnisbereitschaft des Beschuldigten. Bei Anwe­

senheit eines Verteidigers gesteht nur einer von Insgesamt sechs Beschuldigten, während 

18 von insgesamt 4 9  Beschuldigten ohne Verte idiger gestehen. 

Die in der kriminologischen Literatur festgestellte Benachteil igung unterer � 

Schichten 24)  während des Verfahrens kann a ufgrund d er in dieser Untersuchung erho­

benen Daten nicht bestätigt werden. Die ansieh schon seltene staatsanwa ltschaftl iche 

Vernehmung des Beschuldigten beschränkt sich auf  Angehörige der Mittelschicht und der 

Oberschicht. Überdurchschnittlich häufig werden Angehörige der mittleren Mittelschicht 

und der Oberschicht staatsanwaltschaltlich vernommen. Dies mag seinen Grund darin 
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haben, daß die von Angeh örigen der Unterschicht und der unteren Mittelschicht b egan­

genen Wirtschaftsdelikte derartig einfach gesta ltet sind,  daß eine staatsanwaltschaftl iche 

Vernehmung ohnehin nicht oder nur unter ganz besonderen Voraussetz ungen von den 

Staatsanwaltschaften in Betracht gezogen wird. Ob den Angehörigen h öh erer sozialer 

Schichten eine besondere "Handlungskompetenz" in  dem Sinne z ukommt, daß sie wäh­

rend des staatsanwaltschaftl ichen Ermittlungsverfahrens weniger geneigt sind zu g este­

hen, läßt sich anhand des Datenmaterials nicht entscheiden, wei l  die Häufigkeiten in  den 

einzelnen K lassen zu gering sind. Faßt man die Ergebnisse für untere Mittelschicht und 

mitt lere Mittelschicht ein erseits und ob ere Mittelschicht und Oberschicht andererseits zu­

sammen, so ergibt sich jeweils für das Geständnis bei  staa tsanwaltschaftl icher B esch ul­

digtenvernehmung ein geringerer Anteil, als den beiden Schichtklass�n jeweils im Da­

tenmaterial zukommt 25>. 

Desweiteren haben die Staatsanwaltschaften 66ma l Antra g  auf  ermitl lungsrichterl iche 

Vernehmung des Beschuldigten (§ 162 StPO) geste llt. Diesem Antra g  wurde 40mal 

stattgegeben. In 33 (= 8 2,5 %) Fäl len führte die ermilt lungsrichterl iche Vern ehmung des 

Besch uldigten entweder zu keiner Aussage oder z u  k einem Geständnis. Ein vol les 

Geständnis legte nur e iner der ermittlungsrichterl ich vern ommenen Beschuldigten a b. 

Die Anwesenheit eines Verteidigers b ei der  ermiltlungsrichterlichen Vernehmung hat 

keine Bedeutung für die Geständnisfreudigkeit des Beschuldigten: Bei Anwesenheit  eines 

Verteidigers gestehen zwei von 12 (= 1 6,7 %) der Beschuldigten, b ei Abwesenheit eines 

Verttidigers fünf von 28 (= 18,9  %). Al lerdings handelt  es  sich - mit Ausnahme eines 

Falles - wie dargelegt nur um Teilgeständnisse. 

Von den im achten Abschnitt der Strafprozeßordnung vorgesehenen Zwa ngsmaßnahmen 

des Strafverfahrensrechtes hat die Staatsanwaltschaft i n  unterschie dlichem Umfang Ge­

brauch gemacht 26>. 

Sicherstellungen von Gegenständen nach § 94 StPO kamen 63mal vor, davon 5 7mal 

erfolgreich (= 90,4 %), Beschlagnahmen von Gegenständen ebenfa lls nach § 94 StPO 

wurden 1 6Jrnal, davon 1 2Jmal (= 75,5 %) erfolgreich durchgeführt. Die 7 Postbeschlag­

nahmen nach § 99 StPO waren in 4 Fällen erfolgreich. 9 3  (= 8 5,3 %) v on insgesamt 1 0 9  

Durchsuchungen bei  den Verdächtigen nach § 102 StPO bra chten das gesuchte Beweis­

mittel zutage. 

Durchsuchungen bei anderen Personen nach § 1 0 3  StPO kamen zur Ergreifung d es Be­

schuldigten in 58 Fällen vor, zur Verfolgung von Spuren einer Straftat in  88 Fällen und 

zur  Beschlagnahme b estimmter Gegenstände in 1 08 Fällen. 
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Die B eschlagnahme an derer Gegenstände, die zwar in keiner ßeziehung zu der Unter­

suchung stehen, aber auf die Verübung einer anderen Straftat h indeuten, kamen viermal 

vor. 

Die in § 1 1 0 StPO vorgesehene Durchsicht von Papieren wurde insgesamt 72mal vorge­

nommen. 

Zu Sicherstellungen nach § 1 1 1 b StPO kam es insgesamt zehnmal. Die Beschlagnahme 

von Schriften und Herstellungsmitteln im Sinne des § 1 1 1 c der StPO konnte insgesamt 

neunmal festgestellt werden. 

Die Vernehmung von Geschädigten durch die Staatsanwaltschaft 27) kam insgesamt 

6 1 ma l  vor. 

An sonstigen staatsanwaltschaftl ichen Ermittlungsma ßnahmen sind zu nennen: die Er­

mitt lung von Vorstrafen in 4 1 0  Fällen, die Ermitt lung des Gewerbezentralregistereintrags 

in 17 Fällen, die Ermittlung des Eintrags in der Verkehrszentralkartei in 27 . fäl len, die 

B eziehung von Akten in 333 Fällen sowie insgesamt fünf Presseaufrufe. 

4 .2. 3  Staatsanwaltschaft l iche Ermittlungshandlungen und Verfahrensa usgang 28) 

Über die staatsanwaltschaftl ichen Ermittlungsersuchen, Rückverfü gungen, Auskunfts­

und sonstige Ermittlungsersuchen informieren die Tabellen 4.6 bis 4. 1 1 . 

Zieht man sämtliche genannten Ersuchen z usammen, so z eigt s ich tendenziel l, daß die 

Anklagehäufigkeit mit steigender Zahl der Maßnahmen zunimmt. Dies h ängt mit der 

Verdachtsschwere zusammen: Je größer die Verdachtsschwere ist, desto umfangreicher 

und vielgestaltiger wird ermittelt, desto eher ergibt  s ich B eweismaterial für  eine Anklage. 

Beträgt die Ankla g ehäufigkeit für eine einzige staatsanwaltschaftlich e  Maßnahme nur 27 

%, beläuft sie sich für fünf und mehr Maßnahmen auf 56,8 %. Im einzelnen ergeben sich 

a llerdings für Ermittlungsersuchen, Rückverfügungen 29) und Auskunftsersuchen sowie 

sonstige Ermittlungsersuchen verschiedene Ergebnisse, die im  einzelnen in den Tabellen 

4. 7 bis 4. 1 1  dargestellt sind. E rwähnung verdient insbesondere der Zusammenhang 

zwischen d er Zahl der Rückverfügungen und der Anklagehäufigkeit, wie er in Tabelle 

4. 1 0  dargestellt ist. Bei  nur zwei  Rückverfügungen (bzw. einer Rückverfügung und 

einem Auskunftsersuchen bzw. einem sonstigen Ermittlungsersuchen) b eträgt d ie Ankla­

gequote nur 6 %,  bei neun und mehr derartigen Maßnahmen dagegen 56,3 %. Die höch­

ste Anklagehäufigkeit (6 1 ,9 %) ergibt sich be i  neun und mehr Ermittlungsersuchen in Zu-

116 



..... ....., 

Tabelle 4.6 Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Zahl der Ermittlungsersuchen, Rückverfüqungen1 

Auskunfts- und sonstige Ersuchen 

Zahl der Maßnahmen 

Verfahrensausgang 1 2 3u. 4 5 u . m. insge s .  

Einstellung 

Anklage 

insge samt 

Tabelle 4. 7 

abs . % abs .  % abs . % abs .  % abs .  % 

111  73 ,0  1 1 1  78 , 2  8 4  57 , 9  6 3  4 3 , 2  369  6 3 , l  
41  2 7 , 0  3 1  21 , 8  61  42 ,  1 8 3  56 , 8  216 3 6 , 9  

1 52 100 1 4 2  100 1 4 5  100 146  100 58 5 100 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Zahl der Ermittlungsersuchen (ohne sonstige und 

A uskunftsersuchenl 

Zahl der Ermittlungsersuchen 

Verfahrensausgang 1 2 3u . 4  insg . 

Einstel lung 

Anklage 

insgesamt 

Tabelle 4.8 

abs . % abs .  % abs. % abs .  % 

23 6 7 , 6  1 1  73 , 3  3 3 7  71 , 2  
11  3 2 , 4  4 26 , 7  0 15  28 , 8  

3 4  100 1 5  100 3 5 2  100 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Zahl der Ermittlungsersuchen einschließlich 

Auskunftsersuchen und/oder sonstige Ersuchen - ohne Rückverfügungen -

Zahl der Ermittlungsersuchen 

Verfahrensaus- 1 2 3u.  4 5-8 9 u . m. insg e s .  
gang abs . % abs .  % abs .  % abs . % abs .  % abs .  % 

Einstellung 20 6 2 , 5 3 2  74 , 4  27  47 , 4  23  38 , 3 16  38 , 1  118  50 ,  4 
Anklage 1 2  3 7 , 5  1 1  2 5 , 6  30 52 , 6  3 7  6 1 , 7  2 6  61 , 9  116 49 , 6  

insgesamt 3 2  100 4 3  100 57 100 60 100 4 2  100 234  100 



sammenhang mit a nderen Ersuchen. Diese Verfahren haben vermutlich auch v on vorn­

herein einen besonderen Ermittlungserfolg versprochen und deshalb einen h öheren Er­

mittlungsaufwand gerechtfertigt. 

Wie die Tabellen 4.6 bis 4. 1 1 , z umal Tabelle 4.6 z eigen, besteht z wischen dem Ausgang 

des Ermitt lungsverfahrens und den Ermittlungsmaßnahm en der Staatsanwaltschaft ein 

Zusammenhang. 

Im Falle der Vorstrafenermittlung sind aber Anklage und Einstellung nicht etwa von der 

Ermittlung der Vorstrafen abhängig (anders da gegen der Zusammenhang zwischen Aus­

gang  des Verfahrens und der Tatsache des Vorbestraftseins), son dern umg ekehrt Vor­

strafen w erden g rundsätzlich nur  in den Fällen festgeste llt, in denen' später auch Ankla­

ge erhoben werden sol l.  In den 270 Fäl len mit Anklageerhebung wurden nur 3 1 ma l  (= 

1 1 ,5 %) keine Vorstrafen ermittelt, während in den 469 Fällen der Einstellung d es Ermitt­

lungsverfahrens 297mal (= 63,3 %) Vorstrafen gar nicht erst ermittel t  wurd en. 

Auch der Ermittlung des Eintrags des Beschuldigten in der Verkehrszentralkartei k ommt 

für den Ausgang des Ermittlungsverfahrens keine sonderl iche Bedeutung zu. Immerhin 

beträgt die Anklagehäufigkeit in den Fäl len, bei  denen der Eintrag in die Verkehrszen­

tralkartei erhoben wurde, rund 52 %, während die Anklagequote in den übrigen Fällen 

nur 36 % beträgt. 

Durch die Beiziehung von Akten a us a nderen Verfahren wird die Anklagehäufigkeit nicht 

erhöht. Vielmehr beträgt die Anklageq uote in den Fällen der Eleiziehung von Akten un­

terdurchschnittlich 32,7 % ( 1 0 9  Fälle von 333) und in den Fällen, in  denen es z u  keiner 

Beiziehung von a nderen Verfahrensakten kam, überdurchschnittlich 39,7 % ( 1 6 1  von 

406 Fällen). 

4.2.4 Die Bedeutung der Verfahrensinitiierung für den Verfahrensausgang 30) 

Schon nach der B undesweiten Erfassung liegt die Vermutung nahe, daß unterschiedliche 

Kontrollstile mit v erschieden h ohen Ankla g eq uoten in Zusammenhang stehen. Dabei darf 

der Zusammenhang zwischen Kontrollstil und Verfahrensausgang nicht als elnliniger  

Kausalzusammenhang mißdeutet w erden. Das g esamte Geschehen i s t  e in  m ullidimenslo­

naler Vorgang,  der aber nur unter einzelnen Gesichtspunkten erhellt werden kann. 
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Tabelle 4,9 

Verfahrensaus-
gang 

Einstel lung 

Anklage 

insgesamt 

Tabelle 4.10 

Verfahrensausgang 

Einstellungen 

Anklage 

insgesamt 

Tabelle 4.11 

Verfahrensaus-
gang 

Einstel lung 

Anklage 

insgesamt 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Zahl der Rückverfügungen 

Zahl der Rückverfügungen 

1 2 3 insgesamt 

abs .  % abs .  % abs .  % abs .  % 

1 7  70 , 8  1 1 1 9  6 3 , 3  

7 29 , 2  4 0 1 1  3 6 , 7  

24  100 5 1 30 100 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Zahl der Rückverfügungen und/oder 
Auskunftsersuchen und/oder sonstigen Ersuchen - ohne Ermittlungsersuchen 

Zahl der Rückverfügungen 

2 3u . 4  5-8 9 u . m .  insgesamt 

ab s . · % abs .  % abs .  % abs .  % abs .  % 

4 7  94 , o  1 6  5 3 , 3 1 2  60, 0 7 4 3 , 8  8 2  70 , 7  

3 6 , 0  14 4 6 , 7  8 40 , 0  9 56 , 3  34  2 9 , 3  

50 100 30 100 20 100 16 100 1 1 6  100 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Zahl der Auskunftsersuchen und/oder 

sonstigen Ermittlungsersuchen (ohne Ermittlungsersuchen und Rückverfügungen) 

Zahl der Auskunftsersuchen und sonstige Ermittlungser suchen 

1 2 3u. 4 5 und mehr insgesamt 

abs .  % abs .  % abs .  % abs .  % abs .  % 

51 8 2 , 3  20 6 9 , 0  3 7  68 , 5  5 ( 6 2 , 5 ) 1 1 3  7 3 , 9  

1 1  17 , 7  9 3 1 , 0  1 7  3 1 , 5  3 ( 3 7 ,  5 )  40 2 6 , 1  

6 2  100 29  100 54 100 8 ( 100) 1 5 3  100 



Für die insbesondere von Amts wegen in Gang gesetzten Ermittlungsverfahren wegen 
Konkursstraftaten, Steuer- und Zolldelikten und Vorenthaltungen von Beitragsteilen nach 
der Reichsversicherungsordnung ergeben sich sehr unterschiedliche Einstellungsquoten. 

Sie reichen von 2 4  % bei den Steuer- und Zolldelikten bis hin zu 7 3  % bei den einfachen 
Konkursdelikten. Hierin spiegeln sich ganz eindeutig auch Kontrollstile, wie die Zahlen 
beispielsweise für die Steuer- und Zolldelikte und die einfachen Konkursdelikte erkennen 
lassen. 

Die mit Abstand geringste Einstellungsquote von 2 4  % bei den Steuer- und Zolldelikten 
ist das Ergebnis der Vorselektion durch die Steuer- und Zollbehö rden 31>. Die von diesen 

initiierten Verfahren enden nur bei 16 % der Beschuldigten mit einer Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens. Alle anderweitig initiierten Verfahren dieser Deliklsgruppe haben 
im Durchschnitt eine wesentlich hö here Einstellungsquote, nämlich 39 %. 

Bei den Konkursdelikten ist eine Unterscheidung zwischen einfachen Konkursdelikten 
und Konkursstraftaten in Verbindung mit anderen Tatbeständen wiederum sinnvoll. Eine 
Zusammenfassung beider Deliklsuntergruppen würde zu einer weitgehenden Nivellierung 
der Ergebnisse zum Verfahrensausgang führen. Dies betrifft zwar nicht den Ausgang des 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens, hier sind die Einstellungsquoten bei Ver­
fahrensbeginn von Amts wegen (7 1 %) und bei Verfahrensinitiierung durch Drille (57 %) 

noch recht verschieden. Die Dif ferenz nivelliert sich beinahe unter dem Gesichtspunkt 
der Strafzufügung. Bei den von Amts wegen begonnenen Verfahren werden 2 1  % der 
Beschuldigten bestraft, bei den von dritter Seile initiierten Verfahren 2 3  %. 

Für die beiden Teilgruppen der Konkursdelikte ergeben sich aber recht" deutliche Unter­
schiede: So beträgt die Einstellungsquote bei den einfachen Konkursdelikten 7 3  %, bei 
den schwereren Konkursdelikten 6 0  %. Entsprechend hoch sind auch die Sanklionsquo­
ten mit 16 % bei den einfachen und mit 29 % bei den schwereren Konkursdelikten. 

Betrachtet man einmal die Anklage- und Sanktionsquoten der beiden Konkursdelikts­
gruppen ohne die routinemäßigen Verfahrensinitiierungen durch Konkursgerichte, so 
zeigt sich, daß bei den einfachen Konkursdelikten die Erfo lgsquote steigt. Die routine­
mäßige Kontrolle durch die Konkursgerichte ist also bei den einfachen Konkursdelikten 
mengenmäßig sehr bedeutsam, im Ergebnis wird aber wenig an anklagefähigem Material 
herausgefiltert. Dieser Sachverhalt wird durch unterschiedliche Erledigungsstrategien der 
Staatsanwaltschaften bei der routinemäßigen Überprüfung von Konkursfällen (Ein­
tragungen entweder erst ins allgemeine Register oder g leich ins Js-Register) noch 
verdeckt. Tatsächlich dürften über die vorliegenden Daten hinaus noch weit mehr Fälle 
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Tabel le 4. 1 2  

Ablauf 

G - StA 
G - Pol - StA 

a )  Init, v. Ge=n . 
Pr - S tA 
Pr - Pol - StA 
Pr - KoR - StA 
Pr - ZoF - StA 
Pr - AOK - Pol- StA 
Pr --Pol - ZoFi - StA 

b )  Init. v .  Pr. insg. 
AOK - :;tA 
sonst .  AOK/IV 

c )  AOK/Int . verb , 
Pol - StA 
StA 
KOR - StA 
ZoFi - StA 
ZoFi - Pol - StA 
Pol - ZoFi - StA 
sonst. v. Amts w:i. 

ai Ini t ,  V, Amts w:J, 

a) -d) insgesamt 

Verfahrensaus�na ch_ Kontrollstil: Kontrolldelikte 

KO u . a .  AO RVO 
E A s E A s E A s 

1 0  63 2 1 3  4 25 1 - 1 
4 - 3 3 - 1 

1 4  6 1  2 9 7 30 4 - 2 
2 - - 5 - - - - -
2 - - - - - 3 - -
2 - - - - - - - -- - - 2 (20) 2 (20) 6 (60) - - -- - - - - - 3 - -
- - - 2 3 3 - - -
6 - - 9 39 5 22 9 39 6 - -
- - - - - 1 - - 6 
1 - - - - - - - -
1 - - - - 1 - - 6 
7 (70) - 3 (30) 2 - - 6 3 -
3 1 - - - 1 - - -

1 5  47 4 1 3  1 3  41 - - - 1 9  63 5 1 7  6 20 - - - 9 1 6  1 2  2 1  3 5  63 - - 1 - - - - - - 1 - 4 - - - - 2 - - - -
1 1 - - - - - - 1 

2 6  54 6 1 3  1 6  33 1 1  1 8  1 4  23 36 59 26 57 8 1 7  1 2  26 

4 7  60 8 1 0  2 3  29 20 24 1 9  22 46 54 3 6  56 8 1 3  2 0  3 1  

K O  allein insgesamt 

E A s E A s 

- 1 1 1 1  55 3 1 '  6 30 
2 - 1 9 - s 

2 1 2 20 59 3 9 1 1  32 - 2 - 7 2 -- - 2 5 - 2 
2 4 - 4 4 -
- - - 2 2 6 - - - 3 - -
- - - 2 3 3 
2 (20) 6 (60) 2 (20) 23 51 1 1  24 1 1  24 
1 - - 1 - 7 
1 - - 2 - -
2 - - 3 - 7 - - 1 1 5  68 3 1 4  4 1 8  
4 - - 7 1 1 

56 84 2 3 9 1 3  9 0  7 0  1 1  9 2 8  22 - - - 9 1 6  1 2  2 1  3 6  63 - - - 1 - 4 
' - - - - 2 -
- 1 - 1 2 1 

60 82 3 4 1 0  1 4  1 2 3 54 3 1  1 4  7 4  32 

64 73 1 0  1 1  1 4  1 6  1 6 7  53 4 5 1 4 1 0 3 33 
1 



Tabelle 4 . 13  Verfahrensausgang nach Kontrollstil: Anzeigedelikte 

§ 4 UWG § 2 6 3  

E A s E A s 

G - StA 5 1 - 2 7  79 6 18 1 3 

G - Pol - StA 3 6  82 1 2 7 1 6  7 3  73 9 9 1 8  1 8  

a)  Init . v .  Gesch . 4 1  82 2 4 7 1 4 1 0 0 75 1 5  1 1  1 9  14  

Pr - StA 5 1 - 1 - -
Pr - Pol - StA 1 4  2 6 1 1  1 -
Konk - Pol - StA 6 - 1 - - -
Konk - S tA 3 - - - - -

sonst . Pr . - - - 1 2 -
b )  Init . v .  Privaten 2 8  74 3 8 7 1 8  1 3  8 1  3 1 9  -

, ,rv - stA 1 2 1 - - -

IV - Pol - StA 3 - - - - -
c )  Init . v .  Int. verb . 4 2 1 - - -

StA 4 3 - 1 1  (85) 2 ( 1 5) -
Pol - StA 4 1 - 1 2  - 5 

KoR - StA - 1 4 7 2 -

sons t .  v .  Amts wg . 2 - - 1 0 - -
d)  Init . v .  Amts wg . 1 0  53 5 26 4 21 4 0  82 4 8 5 1 0  

a ) -d) insgesamt 83 73 12 1 1  1 9  1 7 1 53 77 22 1 1  2 4  1 2  

§ 2 6 6  

E A s 

26 72 3 8 7 19  

7 47 1 7 7 47 

33 65 4 8 1 4  27 

4 2 1 

4 (33) 1 (8) 7 (58) 
- - -

- - -

- - -

8 42 3 16  8 42 
- - -
- - -

- - -

3 - 2 

1 1  61  2 1 1  5 28 

2 - -

- 1 -
1 6  62 3 1 2  7 27 

57 59 1 0  1 0  29  30 

insgesamt 

E A s 

58 76 1 0 1 3  8 1 1  

h 1 6  73 1 1  7 3 2  20 

h 7 4  74 2 1  9 4 0  1 7  

1 0 (71 ) 3 (21 : 1 (7) 

29 63 4 9 1 3  28 

6 - 1 

3 - -
1 2 -

4 9  67 9 12 1 5  21 

1 2 1 

3 - -
4 2 1 

1 8  72 5 20 2 8 

2 7  68 3 8 1 0 25 

9 56 3 1 9  4 25 

1 2  92 1 7 -
66 70 1 2  1 3  1 6  1 7  

12 9 3  72 44 1 1  17 2  1 8  
N 
N ..., 



der einfachen Konkursdelikte durch die Staatsanwaltschaften summarisch v orab geprüft 

werden. Insoweit erfüllen die Staatsanwaltschaften selbst A ufgaben, die ihnen bei  den 

Steuer- und Zolldelikten durch  die Finanzbehörden abgenommen w erden. Inwieweit der 

al lgemeine Geschäftsanfall von Konkursen für  die Entscheidung a usschlaggebend ist, ob 

zunächst summarische Vorermitt lungen oder g le ich ein E rmitt lungsverfahren durchgeführt 

werden, läßt sich nur  vermuten und kann durch diese Untersuchung  nicht b elegt wer­

den. 

Zu den schwereren Konkursdelikten lassen sich aus dem v orliegenden Material keine 

überzeugenden Schlüsse über die Bedeutung des Einflusses der  routinemäßigen M eldung 

durch die Konkursgerichte a n  die Staatsanwaltschaften z ieh en. Wegen der  Verq uickung 

mit  anderen Straftaten l iegt hier die Situation im Grunde genommen anders, wie schon 

der hohe Antei l  der Verfa hrensinitiierungen durch Geschädi!)te und sonst ige Private 

zeigt. Andere Verfahrensinitiierungen von Amts wegen außer den b ereits g enannten 

Meldungen der Konkursgerichte an die Staatsanwaltschaften sind so  selten, daß sie für 

eine Interpretation nichts mehr hergeben. Im übrigen dürften die Ergebnisse auch durch 

den Umfang der Verfahren, gemessen an Schadenshöhe und Zahl der  Einzelfälle, b eein­

flußt werden. 

Bei den Anzeigedelikten der §§ 4 UWG, 263, 266 StGE3 sind verhältnismäßig h ohe Ein­

stellungsquoten z u  b eobachten. Al lerdings ergeben sich auch hier d eliktsspezifische Un­

terschiede, wie auch Differenzen hinsichtl ich der  Verfahrensinitiierung durch Behörden 

bzw. durch Drille. Es gilt aber  auch hier, daß Schadenshöhe und Umfang d es Verfahrens 

gemessen an der Zahl der Einzelfälle ebenfalls bedeutsam sind. 

Global betrachtet l iegen die Einste l lungsquoten bei  Initiativen v on Amts wegen und b ei 

Initiativen Dritter verhältnismässig dicht b eeinander. 

4.2.5 Ermittlungsschwerpunkte und Verfah rensausgang 

Der Begriff "staatsanwaltschaftl iches Ermitt lungsverfahren" darf n icht dahin mißverstan­

den werden, daß allein die Staatsanwaltschaften in diesem Verfahrensstadium die Ermitt­

lungen durchführten 32l. 

Entgegen dem gesetzlichen Leitb ild der Strafprozeßordnung liegt der E rmitt lungsschwer­

punkt nur bei 24,5 % der Fälle bei der Staatsanwaltschaft. In 4 7,4 % der Fälle teilen sich 
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Tabelle 4. 1 4  Ermittlungsschwerpunkte nach Deliklsgruppen 

Deliktsgruppen 

Ennittlungssch"'3r- 263 266 A0 K0 K0 u.a.  
punkt bei abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % 

Polizei (FA) : nur Abschlußverfü-
gungen der StA 17 8 , 4  21 21, 9  51 60,0 4 4 , 3  - -
nur Rückverfügun-
gen und Abschluß-
verfügungen der 
StA 15 7 , 4  5 5 , 2  - - - - -
nur Ermittlungser� 
suchen und Abschluß-
verfügung en der StA 10 4 ,9  9 9 , 4  10 11,8  7 7 , 6  3 3 , 8  

Zwischensu.rme 42 20, 7 35 36 , 5  61 71 ,8  11 12 ,0 3 3 , 8  

Polizei (FA) /StA: Rückverfügungen u .  
Auskunfts- u/o sonst. 
Ersuchen der StA 55 27,1 10 10,4 - - 5 5 ,4  13 16 , 5  
Ennittlungsersuch8!} 
u. Auskunfts- u/o 
sonst. Ersuchen der 
StA 44 21 , 7 29 30,2 14 16 , 5  32 34,8 54 68 ,4 

Zwischensumre 99 48,8 39 40,6 14 16 ,5  37 40, 2 67 84 ,8  

StA : Eigenermittlungen 
der StA 7 3 ,4  8 8 , 3  1 1 , 2  8 8 , 7  1 1 , 3  
Eigenermittlungen 
u. Auskunfts- u/o 
sonst. Ersuchen 
der StA 55 2 7 ,  1 14 14 ,6  9 10,6 36 39,1  8 10,l 

ZwischenSl.lß"m= 62 30, 5 22 22,9 10 11 ,8  44  47,8  9 11,4 

Endsurme 203 100 % 100 85 100 92 100 79 100 

= RVO 

3bs. % abs. % 

27 23, 7 4 6 ,0 

8 7,0 1 1 , 5  

8 7,0 5 7 , 5  

4 3  37, 7 10 14 ,9  

30 26,3 3 4 , 5  

21 18 ,4  40 59 , 7 

51 44, 7 43 64 , 2  

3 2 , 6  - -

17 14,9  14 20,9 

20 17, 5  14 20,9 

114 100 67 100 

sonst. 

abs. % 

· 2  -

1 

-

-

-

-

-

3 

insgesamt 

abs. % 

126 17,1 

30 4 ,1 

52 7,0 

208 28,1 

116 15, 7 

234 31, 7 

350 47,4 

28 3 , 8  

153 20, 7 

�81 24 , 5  

739 100 -et 
N 



Polizei und Staatsanwaltschaft die Arbeit etwa zu g leichen Teilen, während bei  28,  1 % 

der Fälle der Ermitt lungsschwerpunkt e indeutig bei  der  Pol izei (bzw. be i  den Finanzbe­

hörden) l iegt. 

Selbstverständlich f inden sich hier de liklsspezifische Unterschiede. Wie in Tabelle 4. 1 4  

dargestellt, ergeben sich hohe Eigenermitt lungsanteile der Staatsanwaltschaft vor al lem 

für Betrug und Konkursdelikte (ohne weitere Delikte n eb en diesen Konkursstraftaten). 

Ein eindeutiges Übergew icht hat demgegenüber die Polizei in Fällen der Untreue und der 

strafbaren Werbung.  Erwartungsgemäß l iegt der Ermittlungsschwerpunkt bei  den Steuer­

und Zolldelikten be i  den Finanzbehörden (rund 72 % der Fälle). Arbeitstei lung zwischen 

Pol izei und Staatsanwaltschaft ist insbesondere be i  den Beitragsvorenthaltungen nach 

der RVO und den Kon kursdelikten (mit anderen Straftaten daneben) zu b eobachten. 

Im Hinblick auf  den Verfahrensausgang und d ie Ermitt lungsschwerpunkte ergeben sich 

recht unterschiedl iche B efunde. So läßt Tabelle 4. 1 5  erkennen, daß Verfahren, d ie  ihren 

Ermittlungsschwerpunkt bei der Staatsanwaltschaft hatten, d ie geringste Anklagehäufig­

keit (25,4 % gegenüber durchschnittl ich 36,5 %) a ufweisen. Hierbei handelt es sich aber 

vor al lem um Verfahren m it b esonderen rechtl ichen und/oder tatsächlichen Ermitt lungs­

schwierigkeiten. Durchschnitt l iche Anklagehäufigkeiten zeigen die Fälle, die schwer­

punktmäßig von der Pol izei bzw. den Finanzbehörden e rm ittelt wurden (35,6 % g egen­

über 36,5 %). 

Die Anklagehäufigkeit ist dann a m  größten, wenn sich der  Ermittlungsschwerpunkt in et­

wa g leichmäßig a uf Polizei und Staatsanwaltschaft verteilt. Al lerdings ist h ierbei zwi­

schen zwei Fallgesta ltungen zu unterscheiden. Fälle, die ihren Ausgang von der Polizei 

genommen haben und bei denen die Staatsanwaltschaft im  Wege der  Rückverfügung 

weitere polizeilich e  Ermittlungen veran laßt hat, haben eine unterdurchschnittl ich hohe 

Anklagehäufigkeit (29,3 %) 33>_ Wurde das Ermittlungsverfahren dagegen be i  der Staats­

anwaltschaft begonnen und billet diese die Polizei um Ermittlungen, dann erreicht die 

Anklageq uote mit 49,6 % ihren h öchsten Wert. Möglicherweise paaren sich hier techni­

sche Ermitllungskapazilät der Polizei und die richtige rechtl iche Einordnung des Falles in 

idealer Weise 34>. 

Die Vertei lung der Ermittlungsschwerpunkte läßt sich nicht n ur, wie in Tabelle 4. 1 5  dar­

gestellt, anhand einzelner Ermitllungsmaßnafimen feststel len, sondern auch in der Weise 

quantifizieren, daß man d ie sowohl von der Polizei a ls auch von der Staatsanwaltschaft 

während des Ermittlungsverfahrens produzierten Verfahrensa ktenseilen zum Anhalts-
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Tabelle 4. Ei Ermittlungsschwerpunkte und Verfahrensausgang 

Verfahrensausgang 
Errnittlungsschwerptmkt bei Einstellung 

abs. % 

Polizei (FA) : nur Abschlußverfügun:, der StA 78 61,9 

nur Rückverfügun:, und Abschluß-
verfügung der StA 19 63,3  
nur Ermittlungsersuchen und Ab-
schlußverfügun:, der StA 37 71 , 2  

Zwischensurnre 134 64 , 4  

Polizei (FA) /StA : Rückverfügungen und Auskunfts-
u/o sonst. Ersuchen der StA 82 70,7 

Ermittlungsersuchen und Aus-
kunfts- u/o sonst. Ersuchen 
der StA 118 50,4 

Zwischensurnre 200 57,l 

StA : Eigenermittlungen der StA 22 78 , 6  

Eigenermittlungen u.  Auskunfts-
u/o sonst, Ersuchen der StA 113 73 , 9  

Zwischensurnre 135 74, 6  

Endsurnre 469 63 , 5  

Anklage 

abs. % 

48 38,l 

11 36,7 

15 28,8  

74 35,6  

34 29,3 

116 49 , 6  

150 42 ,9  

6 21 ,4 

40 26,l 

46 25,4 

270 36 , 5  

abs , 

126 

30 

52 

208 

116 

234 

350 

28 

153 

181 

739 

insgesamt 

% 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

� 
N 
.--\ 
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Tabelle 4.16 

Del iktsg ruppe 

263 

266 

K0 

K0 u .a. 

uw:; 

RV0 

A0 

Tabelle 4. 17 

Ermittlungsschwerpunkte der Polizei (bzw. Finanzbeh örden) und Staatsanwaltschaften für die 

einzelnen Deliktsgruppen a n  dem Anteil jeweils produzierter Verfahrensa ktenseiten 

Ermittlungsschwerpunkt 

Polizei Staatsanwal tsch. insges. N N Missings 
Einstellung Anklage insges. Einstellung Anklage insges. Einst. Ankl . Einst. Ankl . 

27 , 5  % 29 ,1  % 56 ,6 % 22,5 % 20, 9  % 43 ,4  % 100 % 121 29 34 19 

18 , 2  % 20,9 % 39,1 % 31 , 8  % 29 ,1  % 60,9 % 100 % 47 34 10 5 

6 , 6  % 9 , 7  % 16,3  % 43,3 % 40, 3  % 83 ,6  % 100 % 31 17 37 7 

18 ,3 % 15, 7 % 34,0 % 31 , 7  % 34,3 % 66,0 % 100 % 38 26 9 6 

26 ,8 % 17 ,9  % 44 , 7  % 23 ,3  % 32,1  % 55 ,4 % 100 % 50 9 33 22 

25,3 % 11 , 2  % 36 , 5  % 24 ,7  % 38 ,8  % 63 , 5  % 100 % 24 27 12 4 

Finanzbehörden Staatsanwaltsch. 

39 , l  % 32,1 % 71 , 2  % 10,9 % 17 ,9  % 28 ,8 % 100· %  10 37 10 28 

Schwerpunkte 

SU!'l'E 

203 

96 

92 

79 

114 

67 

85 

Ermittlungsschwerpunkte nach Deliktsgruppen nach Tabelle 4 . 1 5  nach Tabelle 4 . 1 6  

Pol . Pol /StA StA Pol . StA 

2 6 3  21  49  31  57  4 3  

2 6 6  3 7  41  23 39  6 1  

A0 7 2  1 7  1 2  7 1  29  

K0 12 40 4 8  1 6  8 4  

K 0  u . a .  4 8 5  1 1  34  66  

UWG 38  45  1 8  4 5  55  

RV0 1 5  6 4  21  37  63  



punkt nimmt. Dieser Maßstab ist zwar nur  ein Hilfsmittel, er erla ubt aber eindeutig er, An­

teile der Polizei und Ante ile der Staatsanwaltschaft im Ermitt lungsverfahren zu trennen. 

Eine Betrachtungsweise unter diesem Gesichtspunkt ergibt, daß die Ermittlungsschwer­

punkte mit Ausnahme der Steuer- und Zolldelikte und des Betruges eindeutig im Bereich 

der Staatsanwaltschaft l iegen. Dies trifft insbesondere für die Konkursdelikte zu. Da die­

ses "Meßverfahren" erst im  laufe der Auswertung eingeführt wurde, kann es nur  mit 

einigen Einschränkungen für Interpretationszwecke verw endet werd en (vgl. im einzelnen 

Tab. 4. 1 6). 

Tabelle 4. 1 7  stellt die Schwerpunktvertei lungen im Ermitt lungsverfahren nach Ermitt­

lungshandlungen und nach produzierten Verfa hrensseilen einander gegenüber. 

4.2.6 Erste Ermitt lungen durch Polizei oder Staatsanwaltschaft und Verfahrensaus­

� 

Nicht nur  unter dem Aspekt der Schwerpunkte im Ermitt lungsverfahren kann gezeigt 

werden, wie nützl ich im Hinblick auf hohe Anklagequoten die Zusammenarbeit von Po­

lizei und Staatsanwaltschaft ist.  Schon unter dem mehr formellen Gesichtspunkt des Ver­

fahrensablaufes z eigen sich unterschiedliche Anklagequoten je  nachdem, ob das Ermitt­

lungsverfahren direkt be i  der Staatsanwaltschaft b egonnen hat oder ob die Polizei v or­

geschaltet war (sei es durch Anzeigen Dritter bei  der Polizei oder durch Aufnahme der 

Ermitt lungen d urch die Polizei selbst). Für den Ausgang des Ermitt lungsverfahrens erge­

ben sich zwar keine nennenswerte Unterschiede 35). Es fällt aber a uf, daß die Verurtei­

lungsquote bei den Beschblldiglen, bei denen die Staatsanwaltschaft das Verfahren be­

gonnen hat, nur  15  % b eträ gt,  während die Sanktionsquote s ich in den anderen Fällen, 

die schon bei der Polizei begonnen haben, insgesamt auf 2 2  % b eläuft. Bezogen auf  a lle 

Fälle (also Einstellung, Ankla g e  und Strafe) ist dieser Unterschied nicht so gravierend, 

betrachtet man allein die angeklagten Fälle, so erhöht sich d ie Sanklionsquote be i  den 

Staatsanwaltschaflsfällen auf  50 %, b ei den Polizei- und Staatsanwallschaflsfällen 

dagegen auf 76 %. Entweder sind die Fälle, die schon bei  d er Polizei zur Anzeige kamen 

und  erst dann zur  Staatsanwaltschaft ge langten, b esonders gründlich ausermittell, was 

sich dann im gerichtl ichen Hauptverfahren für eine höhere Sanklionswahrscheinlichkeit 

günstig darstellt. O der  aber neigen die Staatsanwaltschaften dazu,  die b ei ihnen an lau­

fenden Verfahren eher  m i t  Anklage abzuschließen, wobe i  s ie  dann  häufiger Schiffbruch 

erleiden. Diese Frage läßt sich (hier) nicht entscheiden. Immerhin spricht gegen die An-
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nahme einer Anklageeuphorie der Staatsanwaltschaften der Befund einer hohen Einstel­
lungshäufigkeit bei den Verfahren, in denen die Staatsanwaltschaften vö llig allein die Er­

mittlungen durchgeführt haben (allerdings ist diese Argumentation nicht besonders be­
weiskräftig, weil Ausgangslage und Grundgesamtheilen für die Untersuchung beider 

Aspekte unterschiedlich sind). 

Tabelle 4. 18 Verfahrensbeginn bei Polizei und Staatsanwaltschaft und Ver­
fahrensausgang 

(nur) 
Verfahrens- Einstellung Anklage Strafe insgesamt 
beg inn bei  abs .  % abs .  % abs .  % 

Pol izei  2 1 0  7 1  2 1  7 66  22  

Staatsan- 1 1 6 69  26  1 5  26  1 5  waltschaft 

4.2. 7 Verfahrensabgaben und Durchführung von Sammelverfahren 

abs .  % 

2 9 7  1 00 

1 6 8 1 0 0 

Bei insgesamt 77 Beschuldigten kam es zu Verfahrensabgaben von Polizeibehörde an 

Polizeibehörde (N = 44) 36) bzw. von Staatsanwaltschaft zu Staatsanwaltschaft (N = 
.3.3). 

Betrachtet man Verfahrensabgaben an eine andere Behörde undifferenziert, so ergeben 
sich keine nennensw�rten Unterschiede in der Hö he der Anklagequote. Ist nur eine Be­

hörde an dem Verfahren beteiligt, dann beträgt die Anklagequote .39 %, sind mehrere 
Behörden in das Verfahren eingebunden worden, dann beträgt die Anklagequote .35 %. 
Diese geringe Differenz wird man wohl nicht in dem Sinne deuten dürfen, daß die Abga­
be eines Verfahrens als ein Abschieben mißliebiger Verfahren von den Polizeibehörden 

bzw. Staatsanwaltschaften verstanden wird. Wäre dem so, dann müßten eigentlich die 

Einstellungsquoten bei der "Zusammenarbeit" mehrerer Behörden höher sein. In der Zu­
sammenfassung von Polizeibehörden und Staatsanwaltschaften sind die Daten freilich 

wenig aussagekräftig. Deutliche Unterschiede ergeben sich nämlich, wenn man Abgaben 
von Polizeibehörden denen von Staatsanwaltschaften gegenüberstellt: Die Anklagequote 
beläuft sich bei Abgabe von Polizei an Polizei auf 4.3 % und bei Abgabe von Staatsan-
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waltschaft an Staatsanwaltschaft auf 24 o/o. Noch deutl icher sind die Unterschiede, wenn 

man die Sanktionsquoten b etrachtet:  Sie betra gen bei  Abgabe von Polizei a n  Polizei 34  

o/o und  bei  Abgabe von  Staatsanwaltschaft an Staatsa nwaltschaft nur  noch 6 o/o. 

Probleme der örtlichen Z ustän digkeit können die Durchführung an sich notwendiger 

Sammelverfahren verhindern. Wie Sander zutreffend darlegt, verbleibt es oft bei  der Ver­

folgung von Einzeltaten oder Tata usschnitten. Das führe - so Sander - manchmal zu un­

gerechtfert igten Freisprüchen, jedenfa lls zu  unz ulänglichen, weil  n icht schuldangemes­

senen Strafen 37>_ In der Durchführung von Sammelverfahren sieht Gemmer "eine b esse­

re Basis für die Bearbeitung speziell von Massenbetrugsverfahren ••• , denn mit der ••• 

Methode des Hin- und Herschiebens von Teila kten, verbunden mit dem z eitra ubenden 

Bemühen, die eigene Z uständigkeit abzulehnen und die der anderen Staatsanwaltschaft 

zu begründen, konnte man gera de diesen E rscheinungsformen der Wirtschaftskrimina lität 

nicht Herr werden" 38'. 

Was Gemmer 1967 schon überwunden wähnte, l ieß sich 1 974 aber immer noch b eob­

achten, wie in der Aktenuntersuchung ein Fall der "Ermittlungen" gegen eine Randfigur 

eines Schneeballbetrugssystems z eigte, das nach einem ständigen Hin- und Herschieben 

zwischen vier verschiedenen Polizeibehörden und fünf Staatsanwaltschaften nach neun 

Monaten mi f  e iner  Einstellung mangels t:leweises endete. 

4.2.8 Der Verfahrensausgang nach verschiedenen Merkmalen 

4.2.8. 1 Tatmerkmale 

Bei  einer Anklagequote von 36,5 % ergibt sich gegenüber der  Bundesweiten E rfassung 

1974 ein geringfügiger Rückgang der  Anklagequote, die b ei 43,7 o/o (2.2 1 3  Angeklagte 

von insgesamt 5.065 B eschuldigten) lag. Dieser R ückgang der  Anklagequote is t  mit der 

Auswah l  der  in die Untersuchung einbezogenen Delikte zu erklären. In der  Bundesweiten 

E rfassung spielen die Steuerhinterziehungen m engenmäßig eine größere R olle a ls in d er 

Aktenuntersuchung, was w egen der hohen durchschnittl ichen Anklagequote von 76,5 o/o 

bei der Steuerhinterz iehung stark ins Gewicht fällt. E ine ä hnlich hohe Ank la gequote ist 

bei keiner der anderen Deliktsgruppen festzustellen. Allein b ei der Vorenthaltung von 

Beitragsteilen werden fast die Hälfte al ler B eschuldigten angeklagt. Hohe Ein­

stellungsquoten sind dagegen kennzeichnend für  d en Betrug, die Konkursdelikte und die 
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Tabelle 4. 19 Ermittlungen durch mehrere Polizeibehö rden und Staatsanwaltschaften und Verfahrensausgang 

Del ikts- Mehrere Polizeibehörden Mehrere Staatsanwaltschaften 

gruppe Ein- (nur) Strafe insgesamt Ein- (nur) Strafe insgesamt stellung Anklage stellung Anklage 

§ 2 6 3 · 6 - 5 1 1  1 0  2 - 1 2  

§ 2 6 6  9 1 4 1 4  3 - 2 5 

§ 4 UWG 2 1 - 3 4 3 - 7 

KO allein - - 1 1 - - - -

KO u . a .  7 - 4 1 1  2 1 - 3 

RVO - - � 1 1 6 - - 6 

AO 1 2 - 3 - - - -

insg . abs .  2 5  4 1 5  4 4  2 5  6 2 3 3  
% 57 9 3 4  1 0 0  7 6  1 8  6 1 0 0  

Zusammen : mehrere Behörden 

Einstellung ( nur ) Ank lage Strafe insgesamt 

abs .  5 0  1 0  1 7  7 7  
% 6 5  1 3  2 2  1 0 0 

Z um Vergleich : nur eine Behörde 

abs . 3 7 7  7 7  1 6 2 6 1 6  
% 6 1  1 3  2 6  1 0 0 



strafbaren Werbungen. 

Während Tab elle 4.20 eine Übersicht für Beschuldigte nach einzelnen Deliktsgruppen 

enthält, ergeben sich b ei Zugrundelegung der Zahl d er Einzelfälle in den einzelnen De­

liktsgruppen etwas andere Zahlenverhältn isse, die aber tendenzie ll m it den Zah len für 

die Beschuldigten üb ereinstimmen. 

Die höchste Anklagequote w eisen mit 64,5 % die Steuer- und Zolld elikte a uf. Dies ist 

angesichts der Vorselektion durch die Steuer- und Zollbehörden völlig erwartungsge­

mäß 39>_ Im übrigen ergeben sich Anklagequoten zwischen 30 % und 4 3  %. Hohe An­

klagequoten erreichen Betrug (42,4 %) und Untreue (43,3 %) sowie die Vorenthaltung 

von Beitragsteilen nach der RVO (mit 38,3 %). Geringe Anklagequoten ergeben sich für 

die Fälle der strafbaren Werb ung (30,0 %) und die Konkursdelikte mit übrigen Tatbestän­

den (30, 1 %) und ohne übrige Tatbestände (30,7 %). Die Gründe hierfür sind versc hie­

den. Bei den strafbaren Werbungen liegt es insbesondere an der Schwierigkeit, die Er­

füllung des Tatbestandes nachzuw eisen. Bei  den Konkursdelikten dagegen dürfte die 

niedrige Anklagequote dagegen a uf die Verfahrensorganisation bei verschiedenen 

Staatsanwaltschaften zurückzuführen sein: Werden b eim Verdacht v on Konkursstraftaten 

sogleich Ermittlungsverfahren eröffnet (Js-Sachen), dann muß entsprechend häufig 

eingestel lt  werden, wenn der Tatverdacht sich nicht erhärtet. Werden dagegen Vorer­

mittlungsverfahren (AR-Sachen) durchgeführt, ergibt sich die Notwendigkeit einer förmli­

chen Verfahrenseinstellung nach den einschlägigen Vorschriften der  StPO nicht. Es wer­

den nur die Verfahren aus dem AR-Register in das Js-Register übertra gen, be i  denen 

sich Anhaltspunkte für strafbare Handlungen ergeben haben. 

Bezogen auf die Anzahl der Einzelfälle ergibt sich für die Betrugsdelikte der  Untersu­

chung eine Anklageq uote von 4 2,4 %. Sie ist erwartungswidrig g ering bei den Verbin­

dungen zwischen Betrug und Urkundendelikten. 

Bei  den einzelnen Deliktsformen des Betruges erg eben sich unterschiedliche Anklage­

häufigkeiten 40l. An der Spitze steht der Warenbetrug mit 53 % Anklagequote. Es folgen 

Betrug bei  öffentlichen Aufträgen a uf dem zivilen Sektor, Werbe- und Verkaufsbetrug im 

Bauwesen, Bautenschutz, beim Verkauf von Büchern, Zeitschriften, Elektrogeräten und 

Textil ien, betrügerische Erlangung von Darlehen, betrügerische Erlangung von 

Versicherungs- und sonstigen L eistungsansprüchen, betrügerisch e  Erlangung von Geld­

und sonstigen Werten zum Nachteil von Einzelpersonen, b etrügerische Erlangung von 

Geld- und sonstigen Werten zum Nachteil  von Unternehmen, Leistungsbetrug, Scheck­

betrug, Werbe- und Verkaufsbetrug im Unterrichtswesen, sonstige Werbe- und Verkaufs-
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Tabelle 4.20 Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Deliktsart (Grundlage: Zahl der  Beschuldigten) 

Deliktsart 

A, isgang § 263 § 266 AO KO KO u.a .  � RVO sonst. 

abs .  % abs . % abs . % abs . % abs . % abs . % abs. % abs . % 

Einstel- 155 76 , 4  57 39 , 4  20 23 , 5  68 73 ,9 47  59 , 5  83 72,8 36 53 , 7  3 1 00 lung 

Anklage 48 23 ,6 39 40,6 65 76 , 5  24 26 , 1 32 40 ,5  3 1  27 , 2  3 1  46 , 3  0 0 

insgesamt 203 1 00 . 96 1 00 85 1 00 92 1 00 79 1 00 1 1 4  1 00 67 1 00 3 1 00 

Chi 2 8 7 , 3 3 DF 7 p 0 . 0 0 0  csv 0 , 34 

Tabelle 4.2 1  Anklagequoten bei  Betrug 

Zahl der Einzelfälle Anklage� 
insgesamt angeklagt quote in % 

§ 2 6 3  S tGB allein:  6 0 5  2 5 8  ( 4 2 , 6 )  

§ 263  StGB i . V . m . anderen Tatbeständen :  1 3 5  56  4 1 , 5 
davon : 

§ 2 6 7  I StGB : 76  1 7  2 2 , 4  
§ 1 5 1  StGB : 1 1  - 0 , 0  
andere : 4 8  3 9  8 1 , 3 

insgesamt : 7 4 0  3 1 4  4 2 , 4  

insgesamt 

abs .  % 

469 63 , 5  

270 36 ,5  

739 1 00 



betrug, Wechselbetrug und schließlich Warenkreditbetrug (mit 4 %). 

Es ist zu verm uten, daß die unterschied lichen Anklagehäufigkeiten auch auf die mit den 

verschiedenen DeliKten verbundenen unterschiedlichen Beweissituationen z usammen­

hängen. Dies wird am Beispiel  der Unterschiede der Anklagehäuf igkeiten b eim Scheck­

betrug und b eim Wechselb etrug deut l ich. Die Anklagehäufigkeit b eim Scheckbetrug ist 

fast dreimal größer als b eim Wechselbetrug. Beim Scheck k ommt es auf die Zahlun gs­

fähigk eit bei Begebung an, b eim Wechsel auf eine z ukünft ige Zahlungsfähigkeit (durch­

schnittl ich drei Monate nach Begebung). Das Wissen um eine zukünftige Zahlungs(unlfä­

higk eit ist natürlich schw erer nachzuw eisen. 

Die Untreuefälle weisen eine Anklagequote von insgesamt 43,3 % aus. Auch h ier erge­

ben sich für verschiedene Tatbesta ndskomb inationen unterschiedliche Anklagehäufigkei­

ten. Beim Zusammentreten von Untreue und Betrug b eispielsweise b eträgt d ie Anklage­

quote nur 22 %, während sie beim Zusammentreffen von Untreue und Urkundenfäl­

schung 1 00 % beträgt. 

Bei den Konkursdelikten, die ohne üb rige Tatb estän de vorkamen, wurden 30,7 % der 

insgesamt festg estellten Einz elfälle angeklagt. Für die einzelnen Konkursdelikte wie auch 

für die Unterlassung von Konkurs- und Verg leichsanträgen nach den §§ 64, 84  GmbHG 

f inden s ich wieder unterschiedl iche Anklagequoten. Verhältnismäßig a m  erfolgreichsten 

sin d die Staatsanwaltschaften mit einer Anklagequote von 3 7  % b eim einfachen Bank­

rott. 

Die Anklagequoten b ei den Konkursdel ikten mit anderen Tatb eständen Uegen mi t  30, 1 o/o 

nur  um wenig niedriger als die Anklagequoten be i  den Konkursdelikten ohne übrige  Tat­

bestände. Be i  den eigentl ichen Konkursdel ikten dieser Deliktsgruppe ergeben s ich  wie­

derum die bekannten Unterschiede für einzelne Deliktsformen. Die g eringste Anklage­

quote zeigt der einfache Bankrott m it 32 o/o gefo lgt von den Fällen der  Unterlassung von 

Vergleichs- und Konkursanträgen nach den §§ 64, 84  GmbHG mit 34  % ,  d ie Fäl le des 

betrügerischen Bankrotts mit 41 % und die Fälle der  Gläubigerbegünstigung mit 52  %. Die 

tatmehrh eitl ich vorkommenden weiteren Del ikte in dieser Gruppe zeigen w esentl ich 

niedrigere Anklagehäufigkeiten. Dies g ilt insbesondere für d ie  Fälle d es Betrugs (2 1 %) 

und der Untreue ( 1 0  %). 

Bei den Fällen der strafbaren Werb ung nach § 4 U WG ma cht die Anklagequote 30 % aus. 

Während die eigentl ichen Fälle der strafbaren Werb ung nach § 4 U WG sich durch eine 

40 o/oige Anklagequote auszeichnen, sind für Tatbestandskomb inationen mit § 263 StGB 
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Tabelle 4 .22 Anklagehäufigkeiten bei den häufigsten Betrugsformen 

Zahl der Be- Zahl der An- • Rangplatz der 
schuldigten geklagten 1 2 1  von 1 1 1  Anklagehäufigkeit 

1 1 1  1 2 1  

al nach Betrugsgruppen: 

, .  Geldbetrug 1 4 5  29 2 0 , 0  5 .  

2 .  Waren- und Leistungsbetrug 88 2 1  23 , 9  4 .  

3 .  Geldkreditbetrug 79 24 3 0 , 4  2 .  

4 .  Betrug bei öffentl. Aufträgen 3 1  1 3  4 1 , 9 1 .  

5 . Warenkredit- und Leistungs- 29 2 6 , 9  6 .  kredi tbetrug 

6 .  Immobilien- und Baubetrug 24 7 29 , 2  3 .  

7 .  Sonstige 3 2 -
insgesamt 428 98 2 2 , 9  

bl nach Einzeldelikten: 

, .  Leistungsbetrug 6 5  1 4  21 , 5 8 .  
2 .  Werbe- und Verkaufsbetrug 57 6 1 0 , 5  1 0 .  im Unterrichtswesen 

3 .  Betrügerische Erlangung von 29 9 3 1 , 0  4 .  Darlehen 

4 .  Betrug bei öffentlichen Auf- 28 13 46 ,4 2 .  trägen auf dem zivilen Sektor 

5 .  Warenkreditbetrug 27 1 3 ,  7 1 3 ,  
6 .  Betrügerische Erlangung von 

6 .  Geld und sonstigen werten :zum 22 5 2 2 ,  7 
Nachteil von Einzelpersonen 

7 .  Warenbetrug 1 9  1 0  5 2 , 6  , .  
8 .  Betrügerische Erlangung von 

Geld und sonstigen Werten 1 8  4 2 2 , 2  7 .  
zum Nachteil von Unternehmen 

8.  Wechselbetrug 1 8  1 5 , 6  1 2 .  
1 0 .  Werbe- und Verkaufsbetrug: 

aoostige (ehre: Bauwesen, Bauten-
sduitz:- OOcher, Zeitschriften; 
Elek-"'te; Textilien; lhter- 1 4  1 7, 1 1 1 .  
rl.dltswesen; Iwtanaten: BUrana-
sc:h.inen, l.andwirtscnaftl..idle Ge-
räte, Truri.stik) 

1 1 .  Scheckbetrug 1 3  2 1 5 , 4  9 .  
1 2 ,  Betrügerische Erlangung von 

Versicherungs- und sonst. 1 2  3 2 5 , 0  5 .  
Leis-tungsansprllchen 

1 2 .  Werbe- und Verkaufsbetrug: 
Bauwesen, Bau tenschutz ; 
Bücher,  Zeitschriften; 1 2  4 3 3 , 3  3 .  
Elektrogeräte 1 Textilien 
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Tabelle 4.23 Ankla.9..!;!3.uoten bei Untreue 

Z ahl der Einzel fälle Anklage-
insaesamt anaeklaqt quote in % 

§ 2 6 6  S tGB allein : 3 2 8  4 4 4  * 

§ 2 6 6 StGB i .  V .  m .  anderen Tatbe ständen : 1 .  2 1 3  2 2 4  1 8  1 5 
davon : 

§ 2 6 3  S tGB : 7 0 1  1 5 7 22 , 4  
G zur Bekämpfg . der Schwarzarbe it u .  GewO : 3 2 8 - 0 , 0  
§ 2 4 6  StGB : 9 6  1 4 1 4 , 6  
§ 2 6 7  I ,  2 S tGB : 1 9  1 9 1 0 0 , 0  
andere : 6 9  3 4  4 9 , 3  

insgesamt : 1 . 5 4 1  6 6 8  4 3 , 3  

* = Wegen des Wegfalls  überprüfter Tatbestände aus den Kombinationen zwi schen § 2 6 6  StGB 
und anderen Tatbeständen bleiben nur Nennungen für § 2 6 6  S tGB übrig . Im Ergebnis  er-
höht s ich der Ausgangspunkt scheinbar über 1 0 0 % . 
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Tabelle 4.24 Anklageguoten bei Konkursdelikten ohne übrige Tatbestände 

Betrügerischer Bankrott (§ 239  KO a . F . ) :  

davon : allein : 

i . V . rn .  e infachem Bankrott (§ 2 4 0  KO a . F . ) :  
i . V. rn .  Gläubigerbegünstigung ( § 2 4 1  KO a . F . ) :  
i .  V. rn. §§ 2 4 0 ,  2 4 1  K O  a . F. : 
i . V . m. §§ 2 4 0 ,  2 4 1  KO a . F .  sowie Schuldnerbe-

günstigung (§ 2 4 2  KO a . F . )  

Einfacher Bankrott (§ 2 4 0  KO a . F . ) :  

davon : allein : 

Gläubigerbegünstigung ( §  2 4 1  KO a . F . ) : 

davon: allein: 

Schuldnerbegünstigung ( §  2 4 2  KO a . F . ) : 

davon: allein: 

Unterlassung von Konkurs- oder Vergleichsanträgen : 

davon: 

i . V . m .  

i . V. rn .  

i . V. m .  

i . V . m .  

insqesamt: 

allein:  

betrügerischem und einfachem Bankrott 
( § § 6 4 ,  8 4  GmbHG, § §  239 , 2 4 0  KO a . F . ) :  
einfachem Bankrott ( § §  64 , 84 GmbHG , 
§§ 2 4 0  KO a . F . )  
Gläubigerbegünstigung ( § §  64 , 8 4  GmbHG , 
§ 2 4 1  KO a . F . ) :  
Schuldnerbegünstigung 
§ 2 4 2  KO a . F . ) :  

( § § 6 4 ,  8 4  GmbHG , 

Zahl der Einzelfälle 
insgesamt angeklagt 

59 1 7  

1 9  1 5  

7 -
9 1 
8 -

1 6  -

1 9  7 

1 9  7 

6 2 

6 2 

9 5 

9 5 

47  1 3  

32  1 0  

4 -
5 3 

6 -
0 0 

1 4 0  43  

Anklage-
quote in % 

28 , 8  

78 , 9  

-
-

0 , 0  

3 6 , 8  

3 6 , 8  

-
-

-
-

27 , 7  

3 1 , 3 

-

-
-

30 7 



Tabelle 4.25 Anklageguoten bei Konkursdelikten mit übrigen Tatbeständen 

Betrügerischer Bankrott ( §  239  KO a . F . )  

davon : allein 

i.V.rn. einfachem Bankrott (§ 240 KO a .F . )  
i .V.rn. Gläubigerbegünstigung (§ 24 1  KO a.F . )  
i.V.rn. Schuldnerbegünstigung ( §  242 KO a.F. )  
i.V.rn. §§ 240, 241 ,  242 KO a.F.  
i.V.rn. §§ 240, 241  KO a.F. und § 263 StGB 

Einfacher Bankrott ( 2 4 0  KO a . F . )  

davon : alle in 

i.V.rn. §§ 24 1 ,  242 KO a .F. und § 263 StGB 
i. V .rn. § 263 StGB 

Gläubigerbegünstigung ( §  24 1 KO a . F . )  

davon : allein 

i .V.rn. § 263 StGB 

Schuldnerbegünst igung ( §  242  KO a . F . )  

davon : allein 

i.V.rn. § 240 KO a.F. 

Unterlassung von Konkurs- und Vergleichs­
anträgen 

davon : allein 

i.V.rn. betrügerischem Bankrott (§ 239 KO a .F . )  
i.V.rn. einfachem Bankrott (§ 240 KO a.F. )  

i.V.rn. §§  239, 240 KO a .F. , §§ 246, 263 StGB 

Andere Del ikte 

davon : 

insgesamt 

138 

nach StGB 

§ 263 
§ 266 
§ §  1 53 ,  1 56 
§ 246 
andere StGB 
andere als  StGB 

§§ 5 2 9 / 5 3 3  RVO 
§ §  5 2 9 / 5 3 3  RVO , 

§ 2 2 5  AFG 
§ 225  AFG 
§ 3 9 2  AO a . F .  

andere 

Zahl der Einzelfälle Anklagequote 
insges. angeklagt in % 

5 1  

3 9  

5 
1 
3 
1 
1 

8 5  

6 4  

1 
20 

6 9  

3 
6 6  

5 
2 

3 

73 

5 4  

1 7  

338  

301  

209  
5 1  
1 2  
1 5 
1 4  
3 7  

24 

3 
2 

4 

4 

6 2 1  

2 1  

1 9  

2 

27  

27  

3 6  

3 5  

5 

2 

3 

25  

24 

73  

6 1  

4 4  
5 
6 
2 
6 

1 2  

1 2  

1 8 7  

4 1  , 2  

48 , 7  

3 1 , 3 

4 2 , 2  

0 , 0  

5 2 , 2  

5 3 , 0  

3 4 , 2  

4 4 , 4  

0 , 0  

2 1  , 6  

20 , 3  

2 1 , 1 
9 , 8 

50 , 0  
1 3 ,  3 
42 , 9  
3 2 , 4  

50 , 0  

3 0 ,  1 
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Tabel le 4.26 

§ 4 UWG alle in: 

Anklageguoten bei  der  strafbaren Werbung, § 4 U WG 

§ 4 UWG i . V . m .  Verstößen gegen das S tGB : 
aavon : 

i . V . m . § 2 6 3  StGB : 
i . V . m . § 2 8 6  S tGB u . a . : 

§ 4 UWG i . V . m .  anderen Tatbeständen : 

Andere Verstö ß e :  
davon : 

S tGB allein : 
davon : 

§ 2 6 3 : 
§ 2 5 3 : 
andere : 

KO a . F . : 
§ §  6 4 , 8 4  GmbHG : 
andere : 
davon : 

GewO : 
RVO : 
RabattG : 
sonstige : 

insgesamt : 

Zahl der Einzelfälle Ank lage-
insgesamt angeklagt C]Uote in % 

6 5  2 6  4 0 , 0  

4 4 9  1 2 4 27 , 6  

3 1 5  8 1  25 , 7  
1 3 4 4 3  3 2 ,  1 

3 - -

1 0 7 3 7  3 4 , 6  

7 1  25  3 5 , 2  

4 9  1 0  2 0 , 4  
8 8 -

1 4  7 5 0 , 0  
9 4 -

6 4 -

2 1  4 1 9 ,  0 

8 1 -

8 - -

2 - -

3 3 -

6 2 4  1 8 7 3 0 , 0  



Tabelle 4 .27 Anklagequoten b ei Steuer-, Zo l l- und Monopolverstößen 

Zahl der Einzelfälle Anklage·-
insgesamt angeklagt quote in % 

a )  Steuerdelikte nach Steuerart 

3 9 2  AO a . F .  ohne nähere Bezeichnung : 1 4 1  56 3 9 , 7  
davon: allein: 29 50 . 

1 . V. m. Verstößen gegen das StGB 
( insbes . §§  259 , 267 StGB) : 1 1 2  8 7 ,  1 

Umsatzsteuer (USt ) : 1 7  1 7  1 00 , 0  

Lohnsteuer (LSt) : 8 8 -
Einkommensteuer (ESt) : 5 5 -
davon: allein: 2 5 

1 . V.m.  Verstößen gegen das StGB: 3 - -
Mineralölsteuer (MinölSt) : 3 2 -
davon: allein: 2 1 -

1 .V.m. Verstoß gegen das StGB: 1 1 -
Gewerbesteuer (GewSt) : 6 6 
davon: 

1.V.m. Verstößen gegen das StGB: 6 6 -
StraßengUterverkehrssteuer (StrGUVSt) : 0 0 -
Kombinationen: .35 1 6  4 5 ,  7 
davon : 

USt/LSt: 1 4  7 5 0 ,  0 
ESt/Gewst/USt: 1 2  6 5 0 , 0  
ESt/USt: 6 1 -
StrGUVSt/ESt/LSt: 2 2 -
GewSt/USt : 1 - -

insgesamt: 2 1 5  1 1 0  5 1 , 2  

b) Zolldelikte 

ZollG: 3 - -
TruppenzollG: 7 7 -
ZollG/TruppenzollG: 4 3 -
insgesamt : 1 4  1 0  7 1 , 4 

c) Monopolverstöße 

BranntweinmonopolG : 96 96 1 00 , 0  

insgesamt : 9 6  96 1 00 , 00 

d) Verschiedenes 

Betäubungsrni ttelG: 1 - -
AO + BTMG 1 - -
AO, ZollG, UStG, AWV 8 - -
AO und sonst. :  3 - -
insgesamt: 1 3  0 0 ,  0 

a) bis d )  insgesamt: 338 2 1 8  6 � , 5  

. = nicht feststellbar 
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Tabelle 4. 2 8  Anklageguoten bei Ermittlungsverfahren wegen Vorenthaltung 
von Beitragsteilen nach der RVO 

Zahl der Einzelfälle Anklage-
insgesamt angeklagt quotc in 1, 

.,J §§ 5 2 9  a . F . / 5 3 3  n . F .  RVO allein :  3 3  1 8  54 , 5 

§§  5 2 9  a . F . / 5 3 3  n .  F .  RVO i .  V . m .  anderen 
Tatbeständen 
davon : 

§ 3 9 2  AO a . F . : 2 8  3 1 0 ,  7 
§ 2 2 5  AFG: 6 5 -
§ 2 2 5  AFG , § 1 5 2 AVG : 8 6 -
son s. t ige" :  2 - -

insgesamt: 77 3 2  4 1 ,  6 

b )  Verstöße gegen das S tGB 
davon: 

§ 2 6 3  allein:  1 5 1 2  8 0 ,  0 
§ 2 6 3  i .  V .  m anderen: 3 1  - 0 , 0  
§ 2 6 6  4 - -
andere 1 2  9 7 5 ,  0 

.t:1sgesamt : 6 2  2 1  3 3 ,  9 

cl  Konkursdelikte 
davon : 

betrügerischer Bankrott ( §  2 3 9  KO a. F . ) :  8 3 -
einfacher Bankrott ( §  2 4 0  KO a . F . ) :  1 8  5 2 7 ,  8 
Gläubigerbegünstigung ( §  2 4 1  KO a . F . ) :  3 1 -
verschi edene KO a . F . : 4 - -
verschiedene KO a. F .  

i .  V . m .  §§  5 2 9 / 5 3 3 :  9 6 -
§§  6 4 , 8 4  GmbHG: 1 1  2 1 8 ,  2 

insgesamt: 53  1 7 3 2 ,  1 
; 

d J  andere Verstöße 
davon : 

§ 2 2 5  AFG: 3 2 -
§ 1 52 AVG: 1 1 -
§ 3 9 2  AO a . F . : 1 2  9 7 5 ,  0 
sons t i g e :  6 - -

insgesamt : 2 2  1 2  54  1 5 

a )  bis d i  insgesamt : 2 1 4  8 2  3 8 ,  3 
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und § 286 StGB geringere Ankla gehäufigk eiten zu b eobachten. Hierbei handelt es sich in  

aller Rege l  um Fälle der sogenannten "progressiven" K undenwerb ung und des Verkaufes 

von Waren nach dem sogenannten Schneeballsystem, sowie um einige Fälle von 

Kettenbriefaktionen. Hier ergeben sich wegen des v erwic kelten Handlungsgefüges grö­

ßere Beweisprob leme. 

Hinzu kommen in diesen Fällen häufig unklare Kompetenzabgrenzungen der einzelnen 

Pol izeibehörden und Staatsanwaltschaften (vgl. dazu oben 4. 2.7.2). 

Die Anklagequoten b ei den Steuer-, Zoll- und Monopolverstößen sind aus den b ereits 

dargelegten Gründen die höchsten der ganzen Untersuchung. Aber auch hier erg eben 

sich im einzelnen Unterschiede; und zwar für die Steuerdelikte mit insgesamt 5 1  %, für 

d ie Zolldelikte mit 71 % und für die Verstöße gegen das Bra nntweinmonopolgesetz mit  

100 %. 

Die Deliklsgruppe der Vorenthaltungen von Beitragsteilen nach der Reichsversicherungs­

ordnung ist in sich sehr h eterogen. Die insgesamt verhältnismäßig hohe Anklagequote 

von 38,3 % läßt sich darauf zurückführen, da ß hier ein schon recht g ut v orermitlelter 

Verfahrensstoff an die Staatsanwaltschaften gelangt. So übergeben die Versicherungs­

träge r  in aller Regel a usreichendes Beweismaterial. Hinzu k ommt noch, daß diese Delikte 

in Verbindung mit Steuerhinterz iehungen stehen, be i  denen ebenfalls die Tatseile schon 

weitgehend vorab geklärt ist. 

E rwartungsgemäß erhöht sich die Anklageq uote mit zunehmender Zahl der Einzelfä lle 

(vgl. Tab el le 4.29) 4 1 >_ E in und zwei Einz elfälle geben entweder nur einen g eringen Be­

weisstoff ab oder werden eher wegen Geringfügigkeit eingestellt (vgl. dazu unten Kapitel 

4.3). Beträgt die Anklagequote bei einem Einzelfa ll nur 24 %, so b ei zwei Einzelfällen 

schon 36 %,  um dann bei 3 bis 10 Einzelfällen auf 53 % zu  steigen. Bei 1 1  und mehr 

Einzelfäl len (56 %) und über 21  Einzelfällen (58 %) ergeben sich nur  noch g eringe Zu­

wachsraten, z umal es in diesen Klassen auch eine ganze Anzahl "Ausreißer" nach oben 

und unten g ibt.  

Zum Verfahrensumfang wurde in der Erhebung auch vermerkt,  ob nur  eine Tal (auch a ls 

Fortsetzungstat) vorlag,  ob Tateinheit gegeben war oder ob Tatmehrh eit v orlag. Ent­

sprechend dem B efund der Zahl der  Einzelfäl le ergeben sich unterschiedliche Anklage­

quoten für  die b eiden Fallgestaltungen "eine Tal" bzw. "Tateinheit" (25, 1 %) und "Tat­

mehrheit" (48, 1 %). Oder anders gewendet:  In den Einstellungsfällen machen die kom­

plexen tatmehrheill ichen Sachverhaltensgesta ltungen nur  4 1  % ( 1 97 von 466) aus, in 

den Anklagefällen dagegen 6 6  % ( 1 78 von 270). Die Staatsanwallscllaften konzentrieren 
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also die Verfahrensgegenstände auf besonders schwergewichtige Erscheinungsformen 
der Wirtschaftskriminalität. 

Im einzelnen ergeben sich für die 7 Deliktsgruppen einige Unterschiede, die in Tabelle 

4.30 dargestellt sind • .  

Auch die Schadenshöhe steht als Merkmal des Verfahrensumfanges mit dem Ausgang in 
einem Zusammenhang, der wiederum über die Merkmale Beweissituation bzw. Gering­

fügigkeit des Verfahrensstoffes (oder Nebensächlichkeit im Sinne des § 154 StPO) erklärt 
werden kann. Fehlen Angaben zur Schadenshöhe, so beträgt die Anklagequote 21 % (N 
= 52), in der Schadensklasse bis zu 2 0.000 DM 40 % (N = 85), in der Schadensklasse 

über 2 0.000 DM bis 100.000 DM 44 % (N = 63) und steigt dann bei Schäden über 
1 00.000 DM auf 49 % (N = 70) an 42 >. 

Die Dauer des Deliktes läßt sich sowohl im Zusammenhang mit der Schwere des Falles 
als auch mit der Beweissituation sehen. So werden die Beschuldigten, deren deliktisches 
Handeln nur bis zu einem halben Jahr gedauert hat, nur in 30 % (N = 85) angeklagt, 
während bei einer Deliktsdauer über einem halben Jahr bis zu einem Jahr die Anklage­
quote 57 % (N = 42) beträgt, auch bei einer Deliktsdauer über einem Jahr werden 55 % 
(N = 122) der Beschuldigten angeklagt 43>, 

Tabelle 4.29 

Ausgang 1 

abs. % 

Einstel-
280 75,9 

lung 

Anklage 89 24, 1 

insgesamt 369 1 00 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Zahl der Einzelfälle 
je Beschuldigten 

Zahl der Einzelfälle 

2 3 - 1 0  1 1  - 20 21 - 50 51 - 100 über 100 

abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % 

68 63,6 90 46,6 1 5  44 ,  1 1 3  59, 1 2 (28,6) 1 ( 1 4,3) 

39 36,4 1 03 53,4 19 55,9 9 40,9 5 (71,4)  6 (25, 7) 

107 1 00 193 1 00 34 100 22 100 7 100 7 ( 1 00) 

x2 = 64 , 7 6 ;  df = 6; p = . 0000;  CSV = 0 , 3 0  

insgesamt 
abs. % 

469 63,5 

270 36,5 

739 1 00 
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Tabelle 4.30 Anklagehäufigkeit und Fallgestaltung 

e ine Tat Tateinhei t  Tatmehrhe i t  insgesamt 
Del iktsgruppe Anklage abs . % abs . % abs . % abs . % 

nein 9 0  9 0 , 0  29 6 7 , 4  3 6  6 0 , 0  1 5 5 7 6 , 4  
263  j a  1 0  1 0 , 0  1 4  3 2 , 6  24  4 0 , 0  4 8  23 , 6  

insg . 1 0 0  1 00 4 3  1 0 0 6 0  1-0 0  2 0 3  1 00 

nein 1 6  6 9 , 6  1 0  8 3 , 3  3 1  5 0 , 8  57  5 9 , 4  
266 ja 7 3 0 , 4  2 1 6 , 7  3 0  4 9 , 2  39  4 0 , 6  

insg . 23  1 0 0 1 2  1 0 0  6 1  1 0 0 96 1 00 

nein 1 3  1 00 4 0  8 1 , 6 1 5  5 0 , 0  68  73 , 9  
KO j a  - 9 1 8 , 4  1 5  5 0 , 0  24  26 , 1  

insg . 1 3  1 00 49  1 0 0  3 0  1 00 9 2  1 0 0 

nein - - 4 7  5 9 , 5  4 7  59 , 5  
KO u . a .  j a  - - 3 2  4 0 , 5  3 2  40 , 5  

insg . - - 7 9  1 0 0 7 9  1 00 

nein 28 9 0 , 3  2 5  8 3 , 3  3 0  5 6 , 5  8 3  7 2 , 8  
UWG j a  3 9 , 7  5 1 6 , 7  2 3  4 3 , 4  3 1  2 7 , 2  

insg . 3 1  1 00 3 0  1 0 0 5 3  1 0 0 1 1 4 1 00 

nein - 1 3  6 8 , 4  23  4 7 , 9  3 6  5 3 , 7  
RVO j a  - 6 3 1 , 6  2 5  5 2 , 1  3 1  4 6 , 3  

insg . - 1 9  1 0 0 4 8  1 0 0 6 7  1 00 

nein 9 2 7 , 3  1 7 , 7  1 0  2 5 , 6  2 0  23 , 5  
AO j a  24  7 2 , 7  1 2  9 2 , 3  29 74 , 4  6 5  7 6 , 5  

insg . 3 3  1 00 1 3  1 0 0  3 9  1 0 0 8 5  1 00 

nein 1 56 78 . 0  1 1 8  7 1 , 1 1 9 2  5 1 , 9 4 6 6  63 , 3  
insg . j a  4 4  2 2 , 0  4 8  28 , 9  1 7 8 4 8 , 1  270  3 6 , 7  

insg . 200  1 0 0 1 6 6 1 0 0 3 7 0  1 0 0  736  1 00 
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4.2.8.2 Merkmale der ßeschuldigten 

Weibliche B eschuldigte w erden t endenziell seltener angeklagt (3 1 %,  N = 29) a ls männl i-
44) 

ehe (38 %, N = 2 4 1 )  • 

Auch hinsichtl ich der Staatsangehörigkeit ergeben sich nur w enig bedeutsame Unter­

schiede 45>, D eutsche werden zu 40 % (N = 2 5 1 )  und Ausländer bzw. Staatenlose zu 25  
46) % (N = 16)  angeklagt • 

Hinsichtlich des Lebensalters der B eschuldigten ergibt sich nur eine gringfügige B esser­

stellung der B eschuldigten über 50 Jahren. Die Anklagequoten in den einzelnen Alters­

klassen betragen 54 % (N = 34) b ei den 20- bis 29  jährigen, 48  % (N = 1 1 6) b ei den 30-

bis 39jährigen, 49  % (N = 64) bei  den 40- bis 49jährigen, 3 9  % (N = 30) be i  den 50- bis 

59jährigen und 4 2  % (N = 2 6) bei  den 60jährigen und d en älteren Beschuldigten. In al len 

Fällen, in denen keine Angabe zum Alter der Beschuldigten vorla g, wurden die Verfahren 

eingestellt 47>, 

Mit zunehmendem (Aus-)B ildungsniveau der Beschuldigten ergibt sich eine Abnahme d er 

Anklagequote von 67 % (N = 26) ohne beruf l iche Qualifikation über 47 % (N = 1 55) für 

Beschuldigte mit abgeschlossener Lehre bzw, beendeter w eiterführender Schule auf  34 

% (N = 23) für Hochschulabsolventen 48>. Diese Ergebnisse legen die Annahme nahe, 

daß besonders q ualifizierte Beschuldigte sich einer Ankla g e  eher z u  entziehen vermögen 

als die weniger q ualifizierten, U nter dem Gesichtspunkt der Stellung d es Beschuldigten 

im Unternehmen ergibt sich aber ein a nderer B efund, der wohl  über die Art des Delikts 

mitbeeinflußt wird. Die weisungsbefugten bzw. selbstän digen Beschuldigten w erden zu 

40,5 % (N = 1 94)  angeklagt, während die nichtweisungsbefugten B eschuldigten nur auf 

eine Anklagequote von 27 % (N = 50) kommen 49>, 

Aufgrund vorangegangener Untersuchungen ist zu erwarten, daß Vorstrafen 5o) b eson­

ders deutlich zwischen Einstellung und Ankla g e  trennen. Dies ist auch in Wirtschafts­

strafverfahren der Fall. A llerdings ergibt sich der hohe Zusammenhang z wischen den 

Merkmalen nur deshalb, w eil es einen sehr starken Zusammenhang zwischen der Einho­

lung von Reg istera uszügen und dem späteren Verfahrensausgang g ibt, In den Verfahren, 

in denen Vorstrafen nicht festgestellt w urden,  b eträgt die Anklagequote nämlich nur 9 %. 

In klaren Einstellungsfällen w ird also von v ornherein auf (überflüssige) Ermittlungshand­

lungen verzichtet. Nichtvorbestrafte B eschuldigte w erden z u  54  % angeklagt, vorbe­

strafte B eschuldigte dagegen z u  65 % (vgl. im einzelnen Tabelle 4.3 1). Zwischen dem 

Verfahrensausgang und der Art der Vorstrafe erg ibt sich kein Zusammenhang. Für die 
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Tabelle 4.31 

Ausgang 

Einstellung 

Anklage 

insgesamt 

Einstel lung 

Anklage 

insgesamt 

Einstellung 

Anklage 

insgesamt 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens und Vorstrafen der Beschuldigten 

Vorstrafe nicht 

j a  nein festgestellt / insge.sarnt nicht ersichtl . 
abs . % abs .  % abs . % abs .  % 

50  34 , 7  1 2 2 4 5 , 7  2 9 7  9 0 , 5  4 69 6 3 , 5  
9 4  6 5 , 3  1 4 5  54 , 3  3 1  9 , 5  2 7 0  36 , 5  

1 4 4  1 00 2 6 7  1 00 3 2 8  1 00  739  1 00  

x '  = 1 9 1  , 4 4  d f  = 2 p c  . 00 0 0  csv = 0 , 5 1  

einschlägige Vor-
strafe 

2 1  3 3 , 9  2 0  32 , 0  1 0 5 0 , 0  5 1  3 5 , 4  

4 1  6 6 , 1  4 2  68 , 0  1 0  5 0 , 0  93  6 4 , 6  

6 2  1 00 6 2  1 00 2 0  1 00  1 4 4 1 00 

x' = 2 , 1 9  df = 2 p = 0 . 3 3 3 7  csv = 0 , 1 2  

Zahl der einschläcricren Vorstrafen 

1 2 :; und mehr nicht insgesamt ersichtl . 
6 25 , 0  6 3 5 , 3  7 3 8 , 9  2 2 1  3 3 , 9  

1 8  75 , 0  1 1  6 4 , 7  1 1  6 1 , 1 1 4 1  6 6 , 1  

24 1 00 1 7  1 00 1 8  1 00 3 6 2  1 00 

x'  = 2 , 50 df = 3 p = 0 . 4 7 5 0  CSV = 0 , 20 "' 
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Zahl der einschlägigen Vorstrafen ergibt sich die widersinnige Tendenz , daß die Ankla­

gequote m i t  zunehmender Zah l  der  einschlägigen Vorstrafen sinkt. 

Wenig ergiebig sin d die Zahlen zum Zusammenhang zwischen dem Ausgang des Verfa h­

rens und dem Jahr der letzten Vorverurte ilung. Lag die letzte Vorverurteilung schon län­

ger zurück (bis 1 9 70 einschließlich), dann wurden 54 % (N = 14) der Beschuldigten an­

geklagt, lag die letzte Vorverurteilung da gegen in der jüngeren Verga ngenheit (nach 

1970), dann wurden 78 % (N = 36) angeklagt. Bei  Beschuldigten, bei  denen das Jahr der 

letzten Vorverurte ilung nicht erkennbar war, betrug die Anklagequote 61 % (N = 44), be­

wegte sich also etwa in der Mitte zwischen den anderen Befunden 5 1 >. Wurde gegen 

den Beschuldigten w egen eines anderen Deliktes kein weiteres E rmitt lungsverfahren 

durchgeführt, dann betrug die Anklagequote 34 % (N = 204), handelte es sich um ein 

vergleichbares Delikt, w urden 44 % (N = 54) der Beschuldigten angeklagt, handelte es 

sich um kein vergleichbares Delikt, dann stieg die Anklagequote sogar auf 53 % (N = 

12)  52)_ 

4.2.8.3 Merkmale der  Geschädigten 

Zwischen dem Ausgang des E rmitt lungsverfahrens und der Zahl der geschädigten E in­

zelpersonen g ib t  es keine eindeutige Beziehung. D ie Anklagequote ist zwar erwartungs­

gemäß niedrig  ( 1 5  %, N = 1 9) wenn nur ein Opfer g eschädigt ist (dann ist auch die Be­

weissituation schlecht) und d ie  Anklageq uote ist sehr hoch,  wenn über 1 00 Einzelperso­

nen geschädigt sind (55 %, N = 1 2). Andererseits ist die Ankla g eq uote bei  1 1  bis 1 00 

geschädigten Einzelpersonen niedriger (24 %, N = 9) als be i  2 b is 10 Einzelpersonen ( 38 

%, N = 25) 53>, Ob d ie Unterschiede auf  die E rledigungspolitik der  Staatsanwaltschaften 

zurückzuführen ist, kann nicht entschieden w erden. Pla usibel erscheint es anz unehmen, 

daß die Staatsanwaltschaften vorrangig die ganz großen Verfahren (mit über 100 

Geschädigten) b earbeiten und die w eniger g roßen (mit 1 1  - 1 00 Geschädigten) etwas 

zurückstehen müssen; die kleinen Verfah ren erledigen sich sozusagen "von selbst", w eil 

sie gut überschaubar sind. 

Genau so wenig w ie Frauen als Täter der  Wirtschaftskriminalität h ervortreten, so werden 

tendenziell auch � w eniger häufig Opfer von Wirtschaftsstra ftaten (rund 17 %). In 

diesen Fällen ist die Anklagequote b esonders n iedrig ( 1 5  %, N = 6); während b ei männ­

lichen Geschädigten die Anklageq uote immerh in 27 % beträgt 54>_ 
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Mil zunehmender Zahl der von den Beschuldigten geschädigten fremden Unterneh men 

erhöht sich d ie Ankla gequote. S ie st e·1gt von 30 % (N = 27) bei  einem geschädigten Un­

ternehmen, auf 42  % (N = 28) bei 2 bis 10  Unternehmen (jeweils 50 % bei  1 1  - 50 (N  = 

28) und bei  über 50 Unternehmen (N = 10)) 55l_ 

Zwischen dem Verfahrensausgang und der Art des Kontaktes des Tatverdächtigen mit 

dem Geschädigten besieht nur eine schwache Beziehung. Bei ledigl ich telefonischem 

Kontakt beträgt d ie Ankla gequote nur 1 8  % (N = 3),  bei persönl ichen Kontakten b eläuft 

sie sich auf 32 % (N = 76), bei w erb l ichen Kontakten auf 30 % (N = 22) und b ei schriftli­

chen Kontakten erreicht die Ankla gequote ihren Höchstwert mit 4 1  % (N = 35). Hierin 

spiegelt s ich auch die Bew eissituation im Vorverfa hren wider. Von besonders geringem 

Beweiswert sind natürl ich Telefongespräche, besonders ergiebig sind dagegen schrift l i­

che Kontakte, die im Wege des Urkundenbew eises in den Prozeß eingefüh rt werden 

können. 

4.3 Die Verteidigung im Wirtschaftsstrafverfahren und der Ausgang der Ermitt lungs­

verfahren 

Verständlich erw eise wird d ie Stellung des Verteidigers im Ermitt lungsverfahren von Ver­

teidigern 56) und Verfolgern unterschiedl ich gesehen. Zwar schätzt auch Wetterich 57) 

den Wert der Verteidigertätigkeil bei pf l ichtgemäßer (sie •) Ausübung a ls sehr hoch ein, 

sehr zum Nutzen sachgemäßer Ermittlungen. Es g ibt aber auch recht krit ische Stimmen, 

die insbesonde.re d ie Mißbra uchsmögl ichkeilen hervorh eb en. Schneider 58} zufolge soll 

"der Wirlschaftskriminelle" rigoros in seiner Verteidigung sein. Er setze seine ganze 

Macht und sein P restige ein und versuche, gegen Organe der Strafrechtspflege die 

Fehleinstellungen der  Gesellschaft und ihrer Gruppen der Wirtschaftskriminalität gegen­

über zu mobilisieren. Daun 59) gibt folgende E rfahrungen wieder: "Gegen Honorare, die 

5- bis 6-stel l ige Zahlen in DMark erreichen, gehl man mit Mandanten durch 'd ick und 

dünn',  mißbraucht die Strafprozeßordnung, um die Verfahren oft jahrelang z u  v erschlep­

pen, in der b erechtigten Hoffnung, daß die Bew eismittel im laufe der  Zeil mehr und 

mehr an Wert verlieren und der Nachweis von Straftaten immer schwieriger wird". 

Von den 739 B eschuldigten hatten 452 (= 6 1 ,2 %) k einen Verleidigerb eisland. 255 B e­

schuldigte (= 34,5 %) halten einen Wahlvert eidiger, sechs Beschuldigte einen Wahl- und 

Pfl ichtverteidiger und 26 Beschuldigte einen Pflichtverteidiger. 
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Von den verteidigten Beschuldigten hatten 263 (= 9 1 ,6 %) einen Verteidiger, 17 (= 5,9 %) 

zwei Verteidiger und 7 drei und mehr Verteidiger. 
Zur Ausschließung eines Verteidigers kam es nur in einem einzigen Fall. 

Nach den staatsanwaltschaftlichen Verfahrensakten haben die Verteidiger insgesamt 208 
förmliche Anträge auf Akteneinsicht im Ermittlungsverfahren gemäß § 147 StPO gestellt 
60>. In 1 28 Fällen (= 6 1 ,5 %) wurde ein Antrag gestellt, in 44 Fällen (= 2 1 ,2 %) wurden 
zwei Anträge gestellt, in weiteren 20 Fällen (= 9,6 %) wurden drei Anträge gestellt; vier 
und mehr Anträge (maximal 1 3  Anträge) wurden nur für 1 6  Beschuldigte (= 7 ,7 %) ge­

stellt. 15 der insgesamt 208 Anträge wurden abgelehnt. 

Die übrigen Anträge der Verteidigung 6 1 )  verteilen sich wie folgt: 

Antrag auf Besichtigung von Beweisstücken: viermal, davon einmal abgelehnt, 
Antrag, bestimmte Beweismittel zuzuziehen: 14rnal, 
Antrag, das Verfahren einzustellen, bzw. nach Ankla geerhebung nicht zu eröffnen: 
36rna 1, da von in 1 1  Fällen zweimal und mehr. 

Im übrigen haben vier Anwälte Diensta ufsichtsbeschwerde gegen ermittelnde Beamte 
erhoben, bzw. diese wenigstens angedroht 62'. Wegen der geringen Häufigkeit dieses 
Verteidigungsmittels kann über einen etwaigen Erfolg nichts ausgesagt werden. 

Strafanzeige gegen den Anzeigeerstalter, der das Verfahren gegen den Beschuldigten 

ingang gesetzt hat, kam nur ein einziges Mal vor. 

Fragt man nun nach der Bedeutung, die der Verteidigung in Wirtschaftsstrafsachen zu­
kommt, insbesondere, ob die Prozeßsituation des Tatverdächtigen 63) verbessert wird, 
so wird man mit dem Befund überrascht, daß im Durchschnitt der Fälle, bei denen ein 
oder mehrere Verteidiger hinzugezogen worden waren, die Anklagehäufigkeit 64,8 % 
beträgt, wohingegen sie in den Fällen, in denen kein Verteidiger auftrat, nur 18 ,6 % be­
trug. Selbstverständlich darf man hieraus nun nicht folgern, die Verteidigung in Wirt­
schaftsstrafsachen se_i für den Beschuldigten ohne jeden Erfolg. Vielmehr ist es notwen­
dig, den Zusammenhang zwischen Verteidigung des Beschuldigten und Umfang des Ver­
fahrensgegenstandes zu berücksichtigen, denn es ist selbstverständlich, daß die Schwe­
re des Tatvorwurfs und das Gewicht der Verdachtsgründe für die Verteidigerbestellung 
bedeutsam sind 64). Wie die Tabellen 4. 32 und 4. 33 erkennen lassen, hängt die Vertei­

digung in Wirtschaftsstrafsachen sehr stark vorn Umfang des Verfahrensgegenstandes ab. 
Bildet lediglich ein einziger Einzelfall den Verfahrensgegenstand, dann lassen sich nur 
27 o/o der Beschuldigten verteidigen. Ist der Verfahrensgegenstand demgegenüber groß 
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Tabelle 4.32 

Chi 2 = 6 9 , 63 
DF = 1 
P = 0 . 0 0 0 0  
csv = 0 , 43 

Chi 2 = 1 0 ,  1 4  
DF = 1 
P = 0 . 00 1 4  
csv = 0 , 3 1  

Chi 2 = 4 2 , 63 
DF = 1 
P = 0 . 0 0 0  
csv = 0 , 4 7  

Chi 2 = 9 , 22 
DF = 1 
P = 0 . 0 0 2 4  
csv = 0 , 4 1  

Chi 2 = 4 ,  1 7  
DF = 1 
P = 0 . 0 4 1 0  
csv = 0 , 5 7 

Ausgang des Ermittlungsverfahrens, Verteidigert:>etsland urid Zahl der Einzelfälle 

Zahl der Ver fahrens-Einzel- Verteidigerbeistand insgesamt ausgang fälle ja nein 

abs .  % abs . % abs .  % 

1 Einstellung 4 4  4 4 , 9  2 3 5  8 7 , 0  2 79 7 5 , 8  

Anklaqe 5 4  5 5 , 1 3 5  1 3 ,  0 89  2 4 , 2  

insgesamt 98  1 00 2 7 0  1 00 3 6 8  1 00 
( 27 % )  ( 73 % )  ( 1 0 0  % )  

2 Einstellung 2 2  4 6 , 8  4 6  7 6 , 7  6 8  6 3 , 6  

Anklage 2 5  5 3 , 2  1 4  2 3 , 3  3 9  3 6 , 4  

insgesamt 4 7  1 00 6 0  1 0 0  1 07 1 00 
( 4 4  % )  ( 5 6  % )  ( 1 00 % )  

3 - 1 0  Einstellung 2 2  22 , 7  6 5  69 , 9  8 7  4 5 , 8  

Anklage 7 5  7 7 , 3  28  3 0 ,  1 1 03 5 4 , 2  

insgesamt 9 7  1 0 0 9 3  1 00 1 9 0  1 00 
( 5 1  % )  ( 4 9  % )  ( 1 0 0  % )  

1 1  - 5 0  Einstellung 1 2  3 4 , 3  1 6  7 6 , 2  28  5 0 , 0  

Anklage 23 6 5 , 7  5 23 8 28 5 0 , 0  

insgesamt 3 5  1 00 2 1  1 00 5 6  1 00 
( 6 3  % )  ( 3 7  % )  ( 1 0 0  % )  

über 5 0  Einstellung 1 ( 1 0 ,  0 )  2 3 ( 23 , 1 )  
Anklage 9 ( 9 0 ,  0 )  1 1 0 ( 7 6 , 9 )  
insgesamt 1 0 ( 1 00 )  3 1 3  ( 1 0 0 )  

( 7 7  % )  ( 2 3  % )  ( 1 00 %)  0 "' ...... 
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Tabelle 4.33 

Schadenshöhe 

DM 

bis  2 0 . 0 0 0  

über 2 0 . 0 0 0  
b i s  1 0 0 . 0 0 0  

über 1 0 0 . 0 0 0  

Ausgang des Ermittlungsverfahrens, Verteidiserbeistand und Schadenshöhe 

Verfahrensausgang 

j a  nein 

Verfahrensau sgang abs . % ab s .  % 

Einstellung 2 2  26 , 8  1 3 4 7 7 , 0 

Anklage 6 0  7 3 , 2  4 0  2 3 , 0  

insgesamt 8 2  1 0 0  1 74 1 0 0  

Einstellung 3 4  4 3 , 6  4 6  7 0 , 8  

Anklage 4 4  56 , 4  1 9  29 , 2  

insgesamt 78 1 0 0  6 5  1 0 0  

Einstel lung 28 3 3 , 7  4 5  7 6 , 3  

Anklage 5 5  6 6 , 3  1 4  23 , 7  

' insgesamt 8 3  1 0 0  5 9  1 0 0  

insge samt 

abs . % 

1 56 6 0 , 9  
x 2  = 58 , 9 6 
df = 1 

1 0 0  29 , 1  p = 0 . 0 0 0 0  
CSV = 0 , 4 8  

2 56 1 0 0 

8 0  5 5 , 9  x 2  = 1 0 , 6 3  

6 3  4 4 , 1 
df = 1 

p = 0 . 0 0 1 1 

1 4 3 1 00  
csv = 0 , 2 7 

7 3  5 1  , 4 
x 2  = 24 , 9 8  

6 9  4 8 , 6  df = 1 

p = 0 . 0 0 0 0  
1 4 2  1 0 0  csv = 0 , 4 2 



(über 50 Einz elfälle), dann sind schon 77 % der B eschuldigten durch einen oder mehrere 

Verteidiger vertreten. Dasselbe gilt auch für die Schadenshöhe, wo bei 20.000 DM nur 

32 % der B eschuldigten einen Verteidiger haben, während es bei  Schäden über 1 00.000 

DM 58 % der Beschuldigten sind. Aufgrund der bisher schon b ekannten Ergebnisse zur  

Verfolgung von  Wirtschaftsdelikten und  den  dargelegten B efunden dieser Untersuchung 

besteht aber nun ein Zusammenhang zwischen Schadenshöhe und Zahl der Einzelfälle, 

also dem Verfahrensumfang,  und dem Verfa hrensausgang. Je mehr Bew eisstoff anfällt, 

desto größer ist auch die Wahrscheinl ichkeit einer Anklage, desto notwendiger erscheint 

auch die Verteidigerbestellung. Deshalb korrelieren Verte idigerbestellung und hohe An­

klagequoten. 

Auch be i  der Berücksichtigung der Art der Verfa hrensgegenstände, a lso im Hinblick auf 

die Deliklsgruppen, ergibt sich für keine dieser Gruppen eine günstigere Einstellungsquo­

te bei  Verteidigerb eistand  als für die Fälle, i n  denen kein Verteidiger auftrat. 

4 .4 Einstellungen der Ermittlungsverfahren 

4.4. 1 A llgemeines 

Die Beschrän kung des Tatsachenstoffs bei  der Strafverfolgung durch Einstellungen hält 

Sack "zur rationellen Durchführung von Strafverfahren, z u  ihrer Beschleunigung und zur 

Vermeidung von langandauern den Großverfahren" 65) für e rforderlich. Na�h Sander sind 

die Staatsanwaltschaften "bestrebt, die unübersichtl ichen Großverfahren von vornherein 

zu begrenzen auf die Aufklärung der wesentl ichen Vorwürfe. Damit wird eine Ra­

tionalisierung der Ermilllunsgsarbeit angestrebt, aber auch eine Eingrenzung und Erleich­

terung der Hauptverhandlung, deren Durchführung aber selbst dann noch Schwierigkei-

ten genug bietet. Das bedeutet die Abkehr von der  Übung, erst einmal durchzuermitleln, 

um erst dann aus der Gesamtschau h eraus das Ermittlungsergebnis z u  b egrenzen." 66) 

An anderer Stelle führt San der aus: "Nun Ist aber die stets anzustrebende Rationalisie­

rung der E rmittlungstätigkeit nicht nur  durch großzügige Anwendung der einschlägigen 

Bestimmungen der Strafprozeßordnung z u  erreichen. Solange die personelle Decke zu 

kurz ist, um alle Wirtschaftsstraftaten sachgerecht anz upacken und aufzuklären, müssen 

Prioritäten gesetzt werden. D.h., Verfahren, die besonders sozialschädliches Verha lten 

zum Gegenstand und in denen die Täter  eine hohe Strafe z u  erwarten haben, müssen 

bevorzugt bearb eitet w erden. Das gehl bei  der derzeitigen Situation ( 1 973) nur, wenn 
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Tabelle 4.34 Ausgang des Ermittlungsverfahrens, Verteidigerbeistand und Deliktsart 

Deliktsart Verfahrens- Verteidigerbeistand 

ausgang ja nein insgesamt 

abs . % abs. % abs. % 

Chi' = 37 ,50 263 Einstellung 32 50 ,0  1 23 89 , 1  1 55 76 , 7  
DF = 1 Anklaqe 32  50 , 0  1 5  1 0 , 9  4 7  23 ,3  P = 0. 0000 
csv = 0 , 43 insgesamt 64 1 00 1 38 1 00 202 1 00 

Chi' = 21 ,52 266 Einstellung 1 6  34,8  40 81 , 6  56 58 ,9  
DF = 1 Anklaqe 30 65 2 9 1 8  4 39 41 1 P = 0 . 0000 
csv = 0 , 48 insgesamt 46 1 00 49 1 00 95 1 00 

Ch' = 1 7 , 60 AO Einstellung 1 2 , 5  1 9  41 , 3  20 23 , 5  
DF = 1 Anklage 38 97 , 4  2 7  58 , 7  65 76 , 5  P = 0 . 0000 
csv = 0 ,46  insgesamt 39 1 00 46 1 00 85 1 00 

Chi' = 39 , 1 6  KO Einstellung 1 1  34 , 4  56 94 ,9  67 73 , 6  
DF = 1 Anklaqe 21 66 ,6  3 5, 1 24 26 , 4  F = 0. 0000 
csv = 0 , 66 insgesamt 32 1 00 59 1 00 91  1 00 

Chi' = 8 , 08 KO u . a .  Einstellung 1 7  43 ,6  30  75, 0 47 59 , 5  
DF = 1 Anklage 22 56 , 4  1 0  25 , 0  32 40 ,5  P = 0 . 0045 
csv = 0 ,32  insgesamt 39 1 00 40  1 00 79 1 00 

Chi' = 24 , 18 Ul\t; Einstellung 1 6  43 , 2  67 87 ,0  83 72 ,8 
DF = 1 Anklaae 2 1  56 , 8  1 0  1 3 , 0  31  27 , 2  P = 0 , 0000 
csv = 0 , 46 insgesamt 37 1 00 77 1 00 1 1 4  1 00 

Chi' = 1 4 , 68 RVO Einstellung 8 26 , 7  26  74 , 3  34 52 , 3  
DF = 1 Anklage 22 73 ,3  9 25 , 7  3 1  47 ,7  P = 0 . 0001 
csv = 0 ,48 insgesamt 30 1 00 35 1 00 65 1 00 
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andere Verfahren g eringeren Gewichts einstweilen z urückgestellt werden" 67>. Tiede­

.mann 68) hält ebenfal ls eine weiterg ehende Loc kerung des Legalitätsprinzips für Wirt ­

schaftsstrafsachen für relativ ungefährlich und überschaubar. Demgegenüber äußern 

sich Peters und Rieß zurüc khaltender. Zwar bedarf es auch Peters 69) zufolge unter 

anderem der Konzentrat ion, soll der Strafprozeß eindruc ksvoll und wirksam gestaltet 

werden. Peters sieht aber folgende Gefahr:  "Die Begrenzung des Stoffes kann dazu  

führen, daß  die Hintergründe des  Sachverhalts n ich t  hinreichend geklärt werden können, 

da nur  Teilausschnitte vor Gericht gebracht werden • • •  Das Gericht • • .  kann be i  einem zu  

weitgehenden Beschneiden des  Stoffes unter Umständen d ie  Schuld oder aber  d ie  Höhe 

der  Schuld n icht  feststellen •••  Z u  Unrecht oder z u  früh a usgeschiedene Tei le  müssen 

unter Umständen erneut nachträg lich eingeführt w erden." 7o) 

Neben diesem eher praktischen Einwand macht Rieß grundsätzlichere B edenken gegen 

die gesetzgeb erisch e  A usgestaltung des Legalilätsprinzips im laufe der letzten Jahr­

zehnte geltend: "Das Legalitätsprinzip befindet sich in einer Legit imierungskrise. Seine 

uneingeschränkte Geltung in der Strafprozeßordn ung 1 877 ••• ist in den § §  1 5 3  bis 1 54e  

einem Katalog von Durchbrechungen gewichen, der  in d er Vielzahl seiner A usnahmen 

statistisch wie rechtlich das Prinzip zu  entwerten droht und seinerseits kaum ein einheit­

liches Prinzip erkennen läßt, sondern sich zu  einem Sammelplatz von Verlegenheilslö­

sungen des Gesetzgebers im Schnittpunkt von materiellen und prozessualen Problemen 

entwickelt hat." 7 1 )  

Die Ermitt lungsverfahren wurden i m  gesamten Umfang gegen insgesamt 469 Beschuldig­

te eingestel lt.  Am häufigsten waren mit  79,7 % Einstel lungen nach § 1 70 II StPO ohne 

Abgabe nach § 43  O WiG (daneben kamen noch drei Einstellungen unter Abgabe nach § 

43 OWiG vor). Bei 1 2  Beschuldigten wurde das Verfahren nach § 205 StPO eingestellt. 

Der zweithäufigste Einstellungsgrund ist der wegen Geringfügigkeit , § 153 StPO, der bei 

52 Beschuldigten (= 1 1 , 1 %) angewendet wurde. 72) Im ganzen Material konnte nur  

e ine  e inz ige  Einste l lung w egen Geringfügigkeit unter  g leichzeitiger Auflagenerteilung 

nach § 1 53a StPO 73) festgestellt werden. Die übrigen Einstellungen nach §§ 1 53b ff. 

machen nur 3,4 % (= 16 Beschuldigte) aus. Und z war werden bei  1 1  Beschuldigten dir 

Verfahren nach § 154 StPO 74) und bei 5 Beschuldigten nach § 1 54d  StPO im gesamten 

Umfang eingestellt. Die restlichen 1 1  Einstellungen entfallen auf den Grund "ne b is  in 

idem". - Ob die Analyse auch die tatsächl ichen Gründe immer richt ig erfaßt hat, kann im  

Hinblick auf d ie im Schrifttum 75> überlieferte Praxis mancher Staatsanwaltschaften be­

zweifelt werden, nach der gemäß §§ 1 54, 1 54a StPO jene Sachverhalte ausg eklammert 

werden, die nicht mehr hinreichend durch  Beweismittel erhärtet werden können. 

Bei den Teileinstellungen überwiegen diejenigen nach § 1 70 II StPO und § 205 StPO 
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nicht mehr so deutl ich. Die Gründe der Geringfügigkeit  und Nebensächl ichkeit (§§ 1 5 3  

ff., 154  f f .  StPO) gewinnen sowohl unter d e m  Gesichtspunkt d e r  B eschuldigten (Antei l  

47  %) als auch unter dem der (tei lweise) eingestellten Einzelfälle (Anteil 49 %) mehr an 

Bedeutung. 

Bei den E instel lungen nach § 170 II StPO wurde festgehalten, worauf die E instel lung 

gründete. Bezogen auf  die Zahl der Beschuldigten ergibt sich, daß bei 23,5 % der 374 

Besch uldigten die T otaleinstel lung aus R echtsgründen (z.8. R echtferi igungsgrund) od er 

deswegen erfolgte, wei l  üb erhaupt keine Straftat vorlag. In den übrigen Fällen beruhte 

die Einslel lung in 52, 7 % der Fäl le auf einem Mangel im objektiven Tatbestand,  nur bei  

23,8 % auf einem Mangel im subjektiven Tatbesta nd. 

Diese Beobachtung steht im Widerspruch zu bisherigen Behauptungen, wonach bei  Wirt­

schaftsdelikten Ermitt lungsschwierigkeiten sich vor a l lem aus dem Nachweis des subjek­

tiven Tatbestandes ergäben 76). Diese Annahme findet in dem vorliegenden Material 

keine Stütze. Legt man nur die Fälle der Mängel im objektiven und subjektiv_en Tatbe­

stand zugrunde, so zeigt sich, daß 68,9 % auf Mängel im objektiven Tatbestand 77J zu­

rückzuführen sind und nur 3 1 ,  1 % wegen Mängel im subjektiven Tatb estand. Die 

Aktenanalyse untermauert also die bereits in Kapitel 1 empirisch schon anderweitig 

abgeleitete rechtstheoretische Annahme, daß die Ermittlungsschwierigkeiten b ei Wirt­

schaftsdelikten schon im objektiven Tatbestand zu suchen sind. 

Auch bezogen auf  die Zahl der Einzelfäl le ergibt sich der soeben dargelegte Befund. Von 

den insgesamt 1 . 4 9 1  E inzelfällen, die Einstel lungen nach § 1 70 II StPO zugrunde la gen, 

stehen 830 (: 6 1 ,2 %) mit Mängeln im objekt iven Tatbestand  und nur 526 (: 38,8 %) mit 

Mängeln im subjektiven Tatbestand in Verbindung. 

Einstellungen wegen Geringfügigkeit nach § 1 5 3  StPO sind n ur dann möglich,  "wenn die 

Schuld des Täters a ls gering anz useh en wäre und kein öffentl iches Interesse an der Ver­

folgung besteht". Bei den 52 Beschuldigten, bei denen es zu Einstel lungen wegen Ge­

ringfüg igkeit nach § 1 5 3  StPO kam, wurde die geringe Schuld insbesondere mit dem g e­

ringen Maß der Pfl ichtwidrigkeit  der Tal begründet (29 B eschuldigte : 55,8 % bzw. 4 1  

Einzelfälle : 50,6 %). Weitere wicht ige B egründungen sind: d ie  Art der Ausführung der  

Tat und die verschuldeten Auswirkungen der Tat  (8  Beschuldigte : 1 5,4 % bzw. 1 5  E in­

zelfälle : 18,5 %) sowie das Verha lten nach der Tat,  insbesondere Gesichtspunkte der  

Schadenswiedergutmachung (7 B eschuldigte : 1 3,5 % bzw. 15 Einzelfälle : 1 8,5 %). 

Übrige Gesichtspunkte wie etwa Tatgesinnung oder Tatwi lle wie auch das Vorleben des 

Beschuldigten, seine persönlichen und wirtschaftl ichen Verhältnisse spielen eine nur 

untergeordnete R olle. 
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Bei der B egründung des mangelnden öffentl ichen Interesses haben sich kaum differen­

zierende B egründungen f inden lassen. Vielmehr wird bei 43  (= 8 1 ,8 %) der Beschuldigten 

ganz pauschal das Interesse der Öffentl ichkeit an der Verf olgung der konkreten Tat ver­

neint (bezogen auf  Einzelfäl le: 63 = 77,8 %). D er Zeitablauf zwischen Tat und Strafver­

folgung wird bei 5 (=  9,6 %) der Beschuldigten zur  Vern einung des öffentl ichen Interes­

ses herangezogen (Einzelfälle: 1 0  = 1 2 ,3 %). Zur Verneinung des öffentl ichen Interesses 

führt ferner noch die Annahme, fehlende genera lpräventive Gesichtspunkte geböten kei­

ne Verteidigung der Rechtsordnung (2 Beschuldigte = 3,8 % bzw. 4 Einzelfäl le = 4,9 %). 

4.4.2 Verfa hrenseinstellungen nach § 1 70 II StPO 

4 .4 .2. 1 Merkmale der Tatverdächtigen 

Von den personenbezogenen Merkmalen konnten geprüft werden die Nationalität, da s 

Geschlecht, der Ausbi ldungsstand,  Vorstrafe und die Durchführung eines weiteren Ermitt­

lungsverfahrens. 

Bei den Anklagen wie bei den Einstellungen nach § 1 70 II StPO entfallen auf die � 

� jeweils 6 %. Insoweit ergeben sich also weder Bevorz ugungen noch Benachtei l igun­

gen der ausländischen Beschuldigten. 

Zwar kommt b ei den Einstel lungen nach § 1 70 II StPO auf  die � ein Anteil von 1 6  

%,  während der Antei l  der Frauen b e i  den Anklagen nur 1 1  % b eträgt, jedoch kann die­

ser Unterschied auch auf  dem Zufall beruhen 78>. 

Dagegen ergeben sich Unterschiede tür den Ausbildungsstand der B eschuldigten. Bei  

den Ankla gefäl len (N = 204) entfal len auf  Beschuldigte mit abgebrochener Ausbi ldung 1 3  

% ,  auf  B eschuldigte mit abgeschlossener Lehre bzw. beendeter w eiterführen der Schule 

76 % und auf  B eschuldigte mit Hochschulstud ium 1 1  %, während die Zah len bei  den 

Einstel lungen nach § 170 II StPO sich auf  4 % ,  76 % und 20 % belaufen 79>_ Die über­

durchschnitt l ich gebildeten Beschuldigten verstehen es a lso b esser, sich einer Anklage 

zu entziehen als die unterdurchschnitt l ich gebildeten. Dies mag a llerdings nicht nur  eine 

besondere Wendigkeit innerhalb des Strafverfahrens betreffen, sondern auch schon d ie 

Ausführung der Straftat selbst. 

156 



Deutliche Unterschiede ergeben sich für d ie  Vorstra fen. Während 35 % der Angeklagten 

vorbestraft sin d,  entfa llen auf  die Fälle der E instellung n ur 8 % Vorstra fen. Besonders 

gravierend sind die Unterschiede bei dem Punkt "keine Festste l lung der Vorstrafe": B ei 

den Anklagefällen sind dies 1 2  %, bei den E instel lungsfällen 67 %; hier erscheint es den 

Staatsanwa ltscha ften häufiger nicht erf orderl ich, Registerauskünfte einzuholen. 

Dagegen spielt die Einschläg1gkeit der Vorstra fe keine R olle; es ergeben sich nur  gering­

fügige Mehrbelastungen mit einschlägiger Vorstrafe  in den Fällen der Anklage. 

Die Durchführung eines w eiteren Ermittlungsverfahrens gegen d en Beschuldigten wirkt 

sich belastend a us: In den Einstel lungsfällen sind weitere Ermittlungsverfahren in 13 % 

der Fälle festzustel len, b ei den Anklagefällen dagegen in 24 % der Fälle 80>. 

Nichtweisungsbefugte Tatverdächtige können eher mit e iner Einstellung rechnen a ls wei­

sungsbefugte oder selbständige Beschuldigte. B ei den Anklagefällen entfäl lt auf den 

nichtweisungsbefugten Beschuldigten ein Anteil von 20,5 %, b ei d en Einstellungsfällen 

ein Anteil von 32 %. 

4.4. 2.2 Tatmerkmale 

Währen d bei den Anklagefällen Verfahren mit nur einem �� einen Anteil von 3 % 

ausmachen, entfällt bei  den Einstel lungen auf  diese Klasse ein Antei l  von 63 %. Umge­

kehrt machen bei  den Anklagefäl len Verfahren mit 1 1  und  mehr Einzelfällen 15 % aus, 

bei den Einstellungsfällen dagegen nur 7 % 8 1 > . 

Ebenso wie eine geringe  Zahl der Einzelfäl le eine ungünstige  Beweissituation darstel lt,  

kommt auch einer kurzen Deliktsda uer nur ein geringerer Beweiswert zu.  Während bei 

den Anklagefäl len eine Deliktsda uer bis zu einem halben Jahr auf e inen Antei l  von 32 % 
kommt, entfällt auf  diese Klasse bei  den Einstel lungsfällen 43 o/o. Die Beweissituation wird 

auch deutl ich an dem Merkmal 'keine Angabe zur  Deliktsdauer', die in den Anklagefäl len 

8 % ausma cht und in den Einstellungsfällen dagegen 32  %. 

Begreift man die fehlende Angabe einer Schadenshöhe im Verfahren als A usdruck einer 

mangelhaften B eweissituation, dann l iegt es nahe, daß Einstel lungen b ei einer derartigen 

Verfahrenskonstellation nicht selten sind. In den Verfahrenseinstel lungen nach § 1 70 II 

StPO entfällt auf die Kategorie 'keine Angabe zur  Schadenshöhe' e in Anteil von 41 %, 
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in den Anklag efällen dagegen nur ein Antei l  von 1 9  % 82>. Dementsprechend korrelieren 

große Schadenshöhen mit einem weilen Verfa hrensumfang und damit letztendl ich auch 

e iner  besseren Beweissit uation: Schäden über 1 00.000 DM machen in den Anklagefällen 

26 % aus, in den Einstellungsfällen nur 14 % 83 >. 

4.4 .2 .3  Opfermerkmale 

Verwertbare Angaben zu den Geschädigten finden sich nur zur Zahl der geschädigten 

Einzelpersonen. Auch hier spiegelt sich die Beweisla ge wider: Wurde nur eine Einzel­

person geschädigt, dann ist eine Einste l lung wahrscheinlicher als eine Anklage (Anteil 

dieser K lasse an den Anklagefällen 29 %, an den Einstellungsfällen 63 %; umgekehrt 

entfällt auf die Klasse über 100 Einzelpersonen bei  den Anklagefällen 1 8 ,5 %,  bei  den 

Einstellungsfällen 4 ,6 %) 84 >. 

Die Daten zur Konta ktaufna hme zwischen Tatverdächligem und  Geschädigtem gehen 

tendenziell in die gleiche Richtung: In den Anklagefäl len entfällt auf d ie Klasse telefoni­

sche und persönliche, sich also nicht in Dok umenten niederschlagende Konlaklc>.ufnah­

me, ein Anteil von 58 %, in den Einstel lungsfällen dagegen ein Anteil von 69,5 % 85>. 

4.4 .2 .4  Verfahrensmerkmale 

Unter Verfahrensgesichtspunkten sind nennenswert die Befunde zum Ermittlungsschw er­

punkt, zum Verteidigerbeistand und zur Zahl der Staatsa nwälte. 

Erwartungsgemäß ist beim Ermittlungsschwerpunkt die Anklagequote bei  einer gemeinsa­

men Ermitt lungsführung durch Polizei und Staatsanwaltschaft b esonders hoch (56 %), 

während sie b ei den Einstellungsfäl len nur auf 4 1 ,5 % k ommt. B esonders hoch sind die 

Einstellungsanteile, wenn der Ermitt lungsschwerpunkt bei  der Staatsanwaltschaft l iegt 

(32 %) , während auf diese Klasse bei  den Ank lagefällen ein Antei l  von 17 % k ommt. 

Wie schon oben (4.3) dargestellt wurde, z eichnen sich die Fälle mit  Verteidigerbeista n d  

durch eine geringe Anklageq uote aus. Von d e n  n a c h  § 1 70 II StPO eingestellten Verfah­

ren waren 8 1  % der Beschuldigten nicht verteidigt, während es in den Anklagefällen 

31 % waren. 
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Die Beteil igung m ehrerer Staatsanwaltschaften an einem E rmitt lungsverfahren wirkt sich 

bekanntlich nicht anklageförderlich aus (vgl. 4. 2.7. 1 ). Die Fra g e  darf nicht mit  dem an­

deren Problem verw echselt w erden, ob mehrere Staatsanwälte an einem Verfahren (vgl. 

4.2. 1.2) beteil igt sind im Wege des Dezernentenwechsels. B ei den Anklagefällen hat nur 

ein Staatsanwalt in 48  % die Ermitt lungen durchgefü hrt, in den E instellungsfällen 

dagegen bei  70,5 % der Fälle. Dem entsprechen auch die Unterschiede bei drei ermit­

telnden Staatsa nwälten, die bei den Anklagefällen auf einen Anteil von 25  % kommen, 

bei den Einstellungsfällen dagegen nur auf e inen Anteil  von 12 %. 

4.4.3 Einstellungen nach § 1 53 StPO 

4.4.3. 1 Merkmale der Tatverdächtigen 

Es ergeben sich keine nennenswerten Unterschiede für  Nationalität und Ausbildungs­

stand der Beschuldigten. Dagegen können Beschuldigte seltener mit einer Einstellung 

des Verfahrens rechnen, w enn sie vorbestraft sind. Bei den Einstellungsfällen wegen Ge­

ringfügigkeit entfäl lt auf  d ie K lasse 'Vorstrafe ja' ein Anteil  von 2 1  %, bei  den Anklage­

fällen dagegen ein Antei l  von 35 %. Eine einschlägige Vorstrafe verringert die Wahr­

scheinlichkeit einer Einstellung wegen Geringfügigkeit noch m ehr: Auf die Klasse entfällt 

bei den Einstellungsfällen ein Antei l  von 8 %, bei den Anklagefäl len dagegen von 44 % 
86) 

Die nichtweisungsbefugten Beschuldigten kommen nicht nur  unter dem Gesichtspunkt 

der Einstellung des Verfahrens wegen Bew eisschwierigkeiten b esser weg, ihr Verhalten 

erscheint den Staatsanwaltschaften a uch eher als weniger bedeutsam a ls das Verha llen 

der weisungsb efuglen oder selbständigen Tatverdächtigen: Nichtweisungsbefugte B e­

schuldigte machen unter den Einstellungen nach § 1 5 3  StPO 38 % a us, während es b ei 

den Anklagefällen 20,5 % sind. 

4.4.3.2 Tatmerkmale 

Zwar ist bekanntermaßen der Geringfügigkeitsma ßsta b der  Staatsanwälte bei der  schwe-
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reren Wirtscha ftskriminalität nach oben hin verschoben, doch sind geringe Schadenshö­

� etwa bis zu 20.000 DM,  Einstellungen wegen Geringfügigkeit b esonders förderlich. 

Auf diese Schadensklasse entfä llt bei  den Einstellungsfällen ein Anteil von 54 %, b ei den 

Anklagefällen von 3 1 ,5 %. Umgekehrt sind d ie Ante ile hoher Schäden (über 1 00.000 DM) 

bei  den Einstellungsfällen verhältnismäßig selten ( 1 5  % gegenüber 26 %) 87'. 

Erwa rtungsgemäß ist eine geringe Zahl der Einzelfälle eb enfalls einstellungsförderlich 

nach § 1 5 3  StPO. Ein E inzelfall kommt bei den Einstellungen in 48  % der Fälle vor, be i  

den Anklagen nur in 3 %. Beschuldigte, die über  20 Einzelfälle verwirklicht haben,  sind 

nicht mehr in den Genuß einer Einstellung wegen Geringfügigkeit gekommen 88'. 

Eigentl ich könnte eine kurz e  Deliklsdauer die Tatbegehung als weniger schwerwiegend 

erscheinen lassen und deshalb eher zu einer Einstellung wegen Geringfügigkeit führen. 

Dies ist aber nicht so. Auf eine Deliktsdauer b is zu einem halben Jahr entfäl lt b ei den 

Einstellungsfällen ein Anteil von 16 %, bei  den Anklagefällen von 32  %. Möglicherweise 

handelt es sich hierbei auch um schwerere Wirtschaftsstra ftaten, d ie  geradezu "schlag­

artig" ausgeführt worden sind, was das Bild verschieben könnte. Bei  einer Del iklsdauer 

über einem halben Jahr bis einem Jahr ist der Antei l  an den Einstellungsfällen höher 

(25 %) als derjenige an den Anklagefäl len ( 1 6  %).  B etrug die Deliktsdauer über ein Jahr, 

so liegen wieder die Anklagefälle höher (Einstellungsfälle: 16 %, Anklagefälle: 45 %) 89'. 

Auf die fehlende Angabe zur Deliklsda uer entfä llt be i  den EinstellL!ngen ein Anteil  von 44 

%, be i  den Anklagen aber nur  ein Ante i l  von 8 %. 

4.4.3.3 Opferm erkmale 

Bei  keinem der B eschuldigten, der mehr als 10 Einz elpersonen geschädigt hat, wurde 

das Verfahren nach § 1 53 StPO eing estellt. Insgesamt sind es a ber nur 9 B eschuldigte. 

Ebenfalls nur  T endenzaussagen sind zu den Befunden zur  Kontaktaufnahme und der 

Häuf igkeit der Einstellunge_n nach § 153 StPO möglich. Danach erscheinen den Staats­

anwaltschaften wohl die Fälle der telefonischen und persönlichen Kontaktaufnahme 

(Anteil be i  den Einstellungen 75 % ,  Ante i l  be i  den Anklagen 58 %) a ls  weniger  schwer­

wiegend, vielleicht a uch deshalb, wei l  zu den Akten gegeben e  urkundliche Beweismittel 

die Tal als schwerer erscheinen lassen als mündliche Aussagen. 
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4.4. J.4 Verfahrensmerkmale 

Die unterschiedl ichen Ermittlungsschwerpunkte im staatsanwaltschalt l ichen Verfahren bei  

Polizei und Staatsanwaltschaft stehen auch mit verschiedenen Häufigkeiten der 

Einstel lung wegen Geringfügigkeit in Zusammenhang. Nun sind Verfa hrenseinstellungen 

wegen Geringfügigk eit ohnehin nicht sehr häufig (N = 52), b esonders selten sind sie je­

doch in den Fäl len, die schwerpunktmäßig von der Staatsanwaltschaft ermitte lt wurden: 

Nur 6 Beschuldigte (= 12 %) fal len in diese Kateg orie. Dies ist auch erwa rtun gsgemäß, 

weil sich die Staatsanwaltschaften in Bagatellfällen (Maßstab:  Einstellung nach § 153  

StPO') n ich t  mit eigener Ermitt lungstä t igkeit  be lasten sollen. Besonders häufig sind 

dagegen Einstellungen wegen Geringfügigkeit in den Fällen einer in etwa g leichmäßigen 

Schwerpunktverteilung der  Ermitt lungen zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft (68 % 

in den Einstellungsfällen gegenüber 56 % in den Anklagefällen). 

Der Zusammenhang zwischen Verte idigerbeistand und Verfahrenseinstellung wegen Ge­

ringfügigkeit ist nicht ganz so deutl ich ausgeprägt wie der in den Fällen der Einstel lungen 

nach § 1 70 I I StPO. Der Zusammenhang geht aber in dieselbe Richtung: In den Einstel­

lungsfällen kommt Verteidig erbeista nd  nur zu 27 % vor, bei den Ankla gefäl len dagegen 

zu 69 %. 

Nur geringfügige Unterschiede ergeben sich zwischen Anklagefällen und Einstellungsfäl­

len wegen Geringfüg igkeit bei der Zahl der Staatsanwälte. Einstellungen nach § 1 5 3  

StPO sind selten ( 6  %) ,  wenn drei Staatsanwälte an d e m  Ermitt lungsverfahren beteiligt 

sind und damit tendenziel l  die Verfahrensdauer eher länger war (bei den Anklagefällen 

sind es 25 %). Einste l lungshinderl ich ist ebenfal ls d ie Durchführung eines weiteren Ermitt­

lungsverfahrens gegen den Beschuldigten: Ein weiteres' Ermitt lungsverfahren kommt in 

den Einstellungsfällen bei  6 % der Beschuldigten v or, bei  den Anklagefällen dagegen bei 
24 % 90)_ 

4.4.4 Vereinfa chung der Tatbestandsstruktur 

Der Umfang der Teileinste llungen und der Totaleinste llungen im Vorverfahren spiegelt 

sich nicht nur  in der  R eduzierung der Zahl der  Einzelfälle wider, sondern auch in einer 

Vereinfachung der  rechtl ichen Qualifikation der  Taten. Vor Abschluß des staatsanwalt­

schaftl ichen Ermittlungsverfa h rens stellen sich die Deliktsverwirklichungen bei den 7 J6 

Beschuldigten so dar: Auf eine Tat entfielen 27,2 % (N = 200), auf  Tateinheit 22,6 % 
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(N = 1 66), auf Tatmehrheit 50,3 % (N = 370). Da insbesondere die w enig umfangreichen 

Verfahren sowohl unter dem Gesichtspunkt der Beweislage (§ 1 70 II StPO) als auch unter 

dem der Geringfügigkeit (§§ 153 ff. StPO) eingestellt werden, geht bei den Angeklagten 

der Antei l  der einfachen Tatgestaltungen, a lso n ur eine Tat ( 1 6,3 %;  N = 44) und 

Tateinheit ( 1 7,8 %; N = 48), sehr stark zurück, so daß auf  tatmehrheitl iche Fallge­

staltungen nun nicht mehr bloß die Hälfte, sondern ein Antei l  von zwei  Dritteln (65,9 %; 

N = 1 78)  entfällt (siehe auch oben 4.2.8. 1 ). 

4.5 Mullivariate Analyse zum staatsanwaltschaftl ichen Ermittlungsverfahren 

Die Darstellung bivariater Zusammenhänge bedeutet eine theoretisierende Isolierung ein­

zelner Merkmalsausprä gungen, die in dieser Form in der Praxis gar nicht vorkommt. Eine 

mehrdimensionale Analyse kann deshalb durch die lnbeziehungsetzung einer größeren 

Anzahl von Variablen ein relativ besseres Abbild der Wirk lichkeit liefern. 

Angesichts des Datenniveaus der Untersuchung kann nur eine verhältnismäßig einfache 

mul!ivariate Analysenmethode verwendet w erden. Es handelt s ich hierbei um d ie  Kon­

trastgruppenanalyse des THAJD-Verfahrens 9 1 >. Der Wert e ines derartigen Verfahrens 

sollte nicht überschätzt werden: Es handelt sich h ierbei nicht um eine Kausalanalyse, 

sondern allein um eine verfeinert e  Art der Darstel lung bestimmter Datengruppen, die 

unter dem Gesichtspunkt einer dichotomen abhängigen Variablen in besonders typischer 

Weise zusammentreffen. 

Das Verfahren ist so angelegt,\daß es schrittweise  prüft, w elche der einbezogenen un­

abhängigen Variablen die größte Trennschärfe für die beiden Ausprägungen der abhän­

gigen Variablen hat. B ei der Fragestellung "Ausgang des Ermittlungsverfahrens" (vgl.  

Schaubild 4.8) ist  dies die Variable "Vorstrafenfeststel lung und Vorstrafe", Weniger trenn­

scharf sind die übrigen 19 einbezogenen Variablen; besonders bedeutsam sind noch (vgl. 

Im einzelnen Tabelle 4.35) die Verteidigung im Ermittlungsverfahren und das Alter d er 

Beschuldigten. 

Daß es  sich bei  dieser Art der multivariaten Analyse um keine Kausalanalyse handelt, 

zeigt schon sehr deutlich das Merkmal Vorstrafenfestste l lung. In a ller R egel  werden die 

Verfahren nicht deswegen eingestellt, wei l  keine Vorstra fen festg estellt werden, sondern 

umgekehrt wird auf  die Einholung von Strafregisterauszügen in  d en Fällen verzichtet, in 

denen ohnehin eine Einstellung beabsichtigt ist. 
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Übersicht zu den Variablen der multivariaten Analyse 

Variable 

Geschlecht 

Nationalität 

Alter 

Ausbildung 

Stellung im Unternehmen 

Vorstrafe 

weiteres Ermittlungsverfahren 

Schichtzugehörigkeit 

Verteidigung 

Rechtsform des Unternehmens 

Branche des Unternehmens 

Del iktsgruppe 

Zahl der Einzelfälle 

Schadenshöhe 

Verfahrensinitiator 

Opfer (Art und Zah l )  

Art der Staatsanwaltschaft 

Zahl der Staatsanwälte 

Ermittlungsschwerpunkt 

N 
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Schaubild 4 .8  

4 

1 6  17  

3 ,  5 ,  7 

80 -. 
s6 l 24 

1 8 1 9  

Mullivariale Analyse zum Ausgang des staalsanwallschafllichen Ermittlungsverfahrens 

328 

297: 31  

20 21 

248 
-,-

2 4 1  l 7 

Ausgang 
Ermi ttlun.9:.sver fahren 

N 739 

Einstellung : Anklage 

22 

469 270 

VORSTRAFE 

23 24 

6 1 224  
----,-
57 :t 67 

25 26 

2 , 3  

4 1 1  
-r-

1 72 6 39 

VERTEIDIGER 

27 28 

71 187  
-,-
1 15! 72 

29 30 31 -'1 '° ...... 



Variab lenschlüssel z u  Schaubild 4.8 

Vorstrafenfeststellung 
keine Einholung von 
Strafregisterauszügen 

2 keine Vorstrafe 
3 Vor strafe 

Schadenshöhe in DM 
0 bis  1 . 00 0 . -
1 über 1 . 00 0 . - bis 
2 über 5 . 0 0 0 . - bis  
3 über 1 0 . 000 . - bis  
4 über 2 0 . 00 0 . - bis  
5 über 3 5 . 00 0 . - bis 
6 über 5 0 . 0 0 0 . - bis  

5 . 000 . -
1 0 . 0 00 . -

2 0 . 0 00 . -
3 5 . 0 00 . -
5 0 . 0 0 0 . -
1 00 . 000 . -

7 über 1 00 . 000 . - bis  2 50 . 0 0 0 . -
8 über 2 5 0 . 0 00 . -
9 keine Angabe 

Alter des Tatverdächtigen 
in Jahren 
1 6 0  8 7  
2 50  5 9  
3 4 0  4 9  
4 3 0  -. 39  
5 2 0  - 29  
6 keine Angabe 

Rechtsform des Unternehmens 
des Tatverdächtigen 
1 Einzelfirma 
2 OHG , KG , GmbH & Co . KG 
3 AG , KGaA 
4 GmbH 
5 Verein , Stiftung , BGB-Ges .  
6 Körperschaft oder Anstalt 

des ö ffentlichen Rechts 
7 keine Angabe 

Branche des Unternehmens 
des Tatverdächtigen 

Bankwesen , Kreditwesen , 
Ver sicherung 

2 Handel 
3 Baugewerbe 
4 Verarbeitendes Gewerbe 
5 Dienstleistungsgewerbe 

und Makler 
6 Son stige 
7 keine Angabe 

Del iktsgruppe 
1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 

§ 2 63 
§ 266  
AO 
KO allein 
KO mit anderen 
UWG 
RVO 
Sontiges 

Verteidiger 
j a  

2 = nein 

Opferart 
0 
1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

keine Angabe 
bis  1 0  Einzelpersonen 
über 1 0  Einzelpersonen 
bis  1 0  Unternehmen 
über 1 0  Unternehmen 
Arbeitgeber 
ein Kollektivopfer 
mehrere Kollektivopfer 
bis 1 0  verschiedene Opfer 
über 1 0  verschiedene Opfer 

Verfahrensinitiative durch 
1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

Opfer 
sonst .  Private 
Interessenverbände 
Pol izei  
Zoll- und F inanzbehörden 
Staatsanwaltschaft 
Konkursgericht 
sonst . staatl . Organe 
keine Angabe 



Die konkurrierende Variable der Verteidigung im E rmitt lungsverfahren macht deutl ich, daß 

die E rgebnisse der multivariaten Analyse nicht zuletzt auch von der  Definit ion und 

K lassifikation der einzelnen unabhängigen Variablen abhängt. Wie in Abschnitt 4 .3  ge­

zeigt  wurde, is t  die Verteidigerb estellung sehr stark abhängig v on der  Schwere des Fal­

les. In die Variable Verteidiger ja/nein gehen also mittelbar a uch d ie Variablen Delikts­

gruppe, Zahl der E inzelfälle und Schadenshöhe mit ein, so daß es  _sich im Endergebnis 

um eine sehr komplexe Variable handelt. Dasselbe g ilt z.8. auch für das Merkmal Bran­

che des Unternehmens des Tatverdächtigen. Auch hier bestehen zwischen der Branche 

und der Tatart Beziehungen, die die Variable als eine mehrdimensionale k ennzeichnen. 

Trotz dieser E inwände macht die multivariate Analye immerhin deutl ich, welche B edeu­

tung einzelnen Variablen im Gesamtzusammenhang der  Variablen z ukommt. Insbesondere 

läßt sich recht gut erkennen, daß ta tbezogene Merkmale, aber auch solche (der Zahl 

und Art) der Opfer, Tätermerkmale an B edeutung überwiegen. Das ist gera d e  für das 

staatsanwa ltschaftl iche E rmitt lungsverfahren auch nicht besonders v erwunderlich, da 

hier, wie gezeigt werden konnte, nur  sehr wenige unmittelbare Kontakte zwischen den 

Beschuldigten und dem staatsanwaltschaftlichen E rmitt lungspersonal bestehen. Der 

Staatsanwalt ist deswegen gezwungen, seine E ntscheidung in erster  Linie nach Akten­

lage  an sachgebundenen Kriterien zu  b egründen. 

Im einzelnen zeigt die Kontrastgruppenanalyse für  den A usgang des Ermittlungsverfah­

rens verschieden große Fallgruppierungen mit jeweils unterschiedlichen Antei len der Ein­

stel lung des Verfahrens und der Anklageerh ebung. So ist b eispielsweise e ine verhältn is­

mäßig häufige ( 1 1 % aller Beschuldigten) Fallgesta ltung mit 89 % Einstel lungsantei l  die 

folgende K onstellat ion: Beschuldigte, bei denen Strafregisterauszüge angefordert wur­

den, die im Vorverfahren nicht verteidigt wurden, be i  denen die Init iative z u m  Verfahren 

entweder vom Geschädigten, einem Interessenverband,  der Polizei, der Staatsanwalt­

schaft oder dem Konkursgericht ausging und bei denen die Scha denshöhe entweder 

nicht feststellbar war, nur  bis zu  1 .000 DM betrug oder sich der Schaden entweder zwi­

schen über 5.000 bis zu 1 0.000 DM oder zwischen über 50.000 b is 1 00.000 DM beweg­

te.  

Ein fast  ebenso häuf iger typischer Fal l  der Anklage wird durch fo lgende Merkmalskombi­

nation umschrieben:  Beschuldigte, bei  denen Strafregisterauszüge erhoben wurden, d ie  

im Vorverfahren verteidigt wurden,  die über 1 0  E inzelpersonen, ihren Arbeitg eber, e in 

Kollektivopfer oder eine größere Opfermehrheit geschädigt haben und  ihr Unternehmen 

in einer der folgenden Rechtsformen b etrieben haben: E inzelfirma,  OHG, KG, GmbH & 

Co. KG, AG, KG a.A. sowie Beschuldigte, die nicht unternehmerisch tätig waren bzw. 
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Tabelle 4 .35 

Var iable 

Del ikt sgruppe 

Zahl der Einzel -
fälle 

Schadenshöhe 

Geschlecht 

Nationalität 

Alter 

Ausbildungsniveau 

Stellung im Un-
ternehmen 

Vorstrafe (n) -
feststellung 

anderes Ermitt-
lungsverfahren 

Opferart 

Ermittlungs-
schwerpunkt 

Zahl der Rechts-
an.älte 

Staatsanwalt-
schaftsart 

Schicht 

Verteidiger 

Rechtsform d.  
Unternehmens 

Branche des 
Unternehmens 

Verfahrensinitia-
tive 

Theta- Werte der multivanaten Analyse zum Ermiltlungsvertahren 

Theta-Werte für d i e ' j ewe i l igen childs 

2/3 4/5 6/7 8/9 1 0/ 1 1  1 2/ 13  1 4/ 15  1 6/ 17  1 8/ 19  20/21 24/25 26/27 28/29 30/3 1 

. 277 . 586 . 227 . 274 . 293 . 262 . 279 . 1 40 . 506 . 1 67 .366 . 436 . 568 . 259 

. 268 . 278 . 1 99 . 1 07 . 285 . 1 31 . 1 75 . 323 .271 . 240 . 202 . 074 . 470 . 1 25  

.235 . 402 . 263 . 530 . 780 . 1 44  .352 . 1 1 5  . 488 . 1 67 . 260 .388 .301  . 440 

. 072 . 067 . 033 . 048 . 075 . 074 . 01 6  . 069 . 077 . 0 1 0  

. 1 24 . 1 35  . 054 . 1 1 9 . 228 . 039 . 094 . 183 . 1 56 . 080 

. 354 . 532 . 097 . 429 . 564 . 1 46 . 086 . 7 1 7  . 329 . 480 . 1 36 . 229 . 247 . 1 67 

.271 . 2 1 0  . 1 50 . 065 

.

428 . 1 1 2  • 1 66 .345 . 206 . 280 . 1 08 . 2 1 3  . 306 • 1 65 

. 1 1 1  . 098 . 1 02 . 1 73 . 302 . 023 • 1 1 9  . 2 1 7  . 420 . 052 . 1 00 . 1 65 . 077 

. 5 1 8  . 1 03 . 1 79 . 072 . 1 70 . 337 . 049 . 1 36 

. 074 . 006 . 027 . 071 . 023 . 030 . 037 . 090 . 084 . 008 . 1 50 . 022 . 1 1 5 

. 3 1 0  . 582 . 254 . 476 .471 . 307 . 3 1 7  .696 . 465 . 4 1 2  . 1 73 .074 . 4 16  . 338 

. 055 . 206 . 043 . 256 . 1 64 . 1 34 . 043 . 4 1 0  . 488 . 272 . 1 68 . 1 79 . 330 . 324 

. 1 62 . 157  . 050 . 1 1 9 .339 . 069 . 1 07 . 224 . 306 . 278 . 083 . 228 • 1 5 1  . 3 1 7  

. 1 55 . 303 . 1 1 1  . 363 . 285 . 1 05 . 1 97 . 1 40 .606 . 1 94 . 1 85 .242  . 2 1 9  . 1 84 

. 1 88 .251  . 024 . 232 . 472 . 087 . 1 02 . 280 . 1 1 2  . 458 . 087 . 076 . 1 84 . 1 50 

. 474 . 465 . 367 . 500 . 4 1 8  . 584 . 488 .364 

. 1 70 . 361  . 1 1 9  . 3 1 0  . 542 . 22 1  • 1 66 . 289 . 406 . 43 1  . 1 89 . 5 1 7  . 247 . 2 1 4  

. 1 59 . 425 . 090 

.

464 . 343 . 1 62 . 1 1 2  . 301 • 724 . 288 . 1 86 . 229 . 306 . 080 

. 201 . 337 .2 10  . 250 . 269 . 2 1 9  . 432 . 332 . 347 . 1 75 . 1 86 .309 . 406 . 1 64 



be i  denen die Rechtsform eines Unternehmens nicht b ekannt ist. 

Seide Beispiele zeigen sehr deutl ich, daß die Kon trastgru ppenanalyse nur be dingt ge­

eignet ist, konsistente Fallgruppen herauszuarb eiten. Insbesondere d ie Befunde zur 

Rechtsform, zur  Art des Opfers, zur  Verfa hrensinitiative und zur Schadenshöhe machen 

deutl ich, wie sehr die Ergebnisse von dem mehr oder weniger zufäll igen Zusammentref­

fen bestimmter Merkmale innerhalb eines Verfa hrens bestimmt werden könn en. Morga n 

und Messenger, die das THAID-Verfahren entwickelt haben, fordern deshalb zu Recht,  

da ß das Verfahren nur bei  großen Grundgesamtheiten anzuwenden sei. Auch sol len d ie 

unabhängigen Variab len nicht zu stark klassifiziert werden. Die Variable Schadenshöhe 

ist hierfür ein anschauliches Beispiel. So fallen ganz unterschied lich hohe Schadenssum­

men in ein und dieselbe K ontrastgruppe, was die Interpretation des B efundes erschwert. 

Wallte man diese Schwierig keit dadurch umgehen, daß man großzügiger klassifiziert, so 

könnte zweierlei eintreten:  Einmal könnte sich die Trennschärfe des Merkma ls verrin­

gern ,  zum anderen wäre es möglich, daß die Ergebnisse zwar tendenziel l  konsistent wä­

ren, aber ein so breites Spektrum abdeckten, daß sie inhaltl ich auch wieder nicht inter­

pretierbar wären. Dieses Dilemma legt es nahe, die Kontrastgruppenanalyse nur mit Ein­

schränkung zu  verw ert en und dementsprechend auch vorsichtig zu interpretieren. 

Die Bedeutung der einzelnen Tat-, Täter-, Opfer- und Verfahrensmerkmale im Ermitt­

lungsverfahren ergibt sich aus den Theta-Werten für die einzelnen Splits (vgl. im einzel­

nen Tabelle 4.35). Alle Variablen, die mindestens 75 % der Trennschärfe der aussage­

kräftigsten Variable im jeweil igen Split aufweisen, ergeben folgenden Befund: Von insge­

samt 36, zum Teil auch mehrfach genannten Variab len entfallen 1 0  (28 %) auf Tatmerk­

ma le wie Deliktsgruppe und Schadenshöhe, 6 ( 1 7  %) auf  Tätermerkmale,wie Geschlecht, 

Nationalität, A lter, A usbi ldungsniveau und Schichtz ugehörigkeit, die Opferart erweist 

sich 6mal ( 1 7  %) a ls besonders trennscharf, Verfa hrensmerkma le wie Vorstrafenfeststel­

lung, die D urchführung eines anderen Ermitt lungsverfahrens, Ermitt lungsschwerpunkte, 

Zahl der  Staatsanwälte und die Staatsanwaltschaftsart sind mit 1 1  Nennungen (31 %) 

vertreten, ihnen kommt a lso während des Ermitt lungsverfahrens d ie größte Bedeutung 

zu. Sonst ige (Misch-)Variablen wie etwa die Verteidigerb estel lung o der die Branche des 

Unternehmens sind mit 4 Nennungen ( 11 %) vertreten. 

Als Hauptergebnis der mult ivariaten Analyse kann deshalb festg ehalten werden, daß es 

in erster Linie Merkmale der Tat und der Opfer sind, die den A usga ng des staatsanwalt­

schaftl ichen E rmitt lungsverfahrens bestimmen. Demgegenüber treten Merkmale der Tat­

verdächtigen und des Verfahrens selbst in den Hintergrund. 
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Wirlschallskriminalilät, Franklurt/M. 1974, S. 1 3-27, S. 2 6; sowie §.2J'.., P., � 
mann, R.: Die forensische Kommunikationssituation - soziologische Probleme, in: 
Wassermann, R .  u.a. (Hrsg.) :  Demokratie und R echtsstaat Band 4 1 ,  Darmstadt und 
Neuwied 1 979,  S. 4 2-67, S. 62. 

59) Daun, W.: M ißstände b ei der gegenwärtigen B ekämpfung von Straftaten, in:  Krimi­
nalistik 24 ( 1 9 70),  S. 532-538, S. 535. 

60) Vgl. zum R echt auf  Akteneinsicht Wellerich, P.: a.a.O. (FN 1 1) ,  S. 2 1 9. 

6 1 )  Zu den Zielen d er Verteidigung im Ermittlungsverfahren insb. Verfahrenseinstel lungen 
nach § 1 70 11 StPO, notfalls §§ 1 5 3  ff. StPO vgl.  Welterich, P.: a.a.O. (FN 1 1 ); S. 
239 ("Die mit solchen Anträgen m eist angebotenen (oll zahlreichen) Entlastungsbe­
weise sind sorgfältig zu prüfen - Verteidiger erbringen hier oft wertvolle Beiträge  zur 
Wahrheitserforschung, die, wenn sie auch zeit l ich früh b erücksichtigt werden, oll 
viel Arbeit ersparen können. Insbesondere a uch bei Anträgen a uf Einstellung wegen 
Geringfügigkeit sol l te vor der Fortsetzung arbeitsintensiver Ermitt lungen geprüft wer­
den, ob nicht d ie  dargelegten Erwägungen weitere Ermittlungsläligk eil als überf lüs­
sig erscheinen läßt"). 
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62)  Vgl. dazu schon Eigenbrodt, O. :  Neura lgische 'Momente der Wirtschaftsk;•iminal ist ik, 
in:  K riminal ist ik 10 ( 1 956), S. 425-4 29, S. 428. 

63) Vgl.  dazu und zu den Mißbra uchsmögl ichkeiten des Tatverdächt igen Gemmer, K.­
H. :  Die Technik des Wirtschaftsstraftäters, a.c:.O. (FN 38), S. 285. 

64)  Für Verfahren der klassischen Krimina lität in Osterreich vgl.  Mikinovic, S., � 
W. : Strafprozeß und Herrschaft. E ine  emp irische  Untersuchung zur  Korrektur r ich­
terl icher Entscheidungen. Demokratie und Rechtsstaat Band 40, Neuwied 1 9 79, S. 
1 6 1 .  

6 5 )  Sack, H.-J.:  a.a.O. (FN 4 1 ), S .  2 5  7. 

66) Sanfil H.:  Die Verfo lgung der Wirtschaftskriminalität aus d er Sicht eines Staatsan­
wa lts be i  einer Sch werpunktstaatsanwaltschaft des Lan des Nordrhein-Westfa len, in: 
Kriminal ist ik 24 ( 1 9 70),  S. 392-395, S. 392. Zum Zwang "bei der j urist ischen Tatein­
heit der fortgesetzten Handlung zur  unökonomischen Aufb lähung der Ermit t lungen 
und des Prozeßstoffs" wegen drohenden Strafklageverbra uchs vgl .  Dästner, Ch.:  
Verfahrensbeschleunigung bei  Großverfahren a uf Kosten des Rechtskraftbegriffs? 
Überlegungen zum Institut einer Vorab- und Ergänzungsklage bei einheit l ichen 
Straftaten, in :  Recht und Pol i t ik 1 978,  S. 2 1 9-226, S. 2 20. 

67) Sander, H.: Zusammenarbeit Schwerpunk tstaatsanwa ltschaften/Krimina lpol izei,  in: 
BKA (Hrsg.) :  Arbeitstag ung Wirtschaftskriminalitä t ,  Wiesba den 1 973, S. 1 3 9 - 1 57,  S. 
1 53. 

68) Tiedemann, K.: Ersch einungsformen der Wirtscha ftskrimina lität und Mögl ichkeiten 
ihrer strafrec htl ichen Bekämpfung,  in :  ZSt W 88 ( 1 976), S. 2 3 1 -260, S. 259. 

69) Pet ers, K.: D ie strafrechtsgestaltende Kraft des Strafproz esses, Tübingen 1 963, S. 
22. 

70) Peters, K. :  Beschleunigung des Strafverfah rens und die Grenzen der Verfahrensbe-
schleunigung, in :  Wassermann, R. (Hrsg.): Strafprozeß und Reform, Neuwied,  
Darmstadt ,  S. 82 - 1 1 2, S. 96.  

71)  R ieß, P. :  Gesamtreform des Strafverfahren srechts - e ine lösbare Aufgabe?,  in: ZRP 
1 9 77,  S. 67-77, S .  74. Zur Krit ik an der  Vorschrift des § 1 54a S tPO (Ausscheiden 
von Unwesentl ichem) vg l. Peters,  K . :  a.a.O. (FN 70), S. 96: D ie Vorsc hrift "hat ihre 
Wurzel darin, daß überhaupt erst einmal das Unwesentl iche in unsere Rechtswelt 
eingeführt w orden ist. D iese Vorschrift beruht zunächst einmal auf  einer sich seil 
Jahrzehnten immer mehr in den Vordergrund drängenden Konkurrenzlehre (mit ihrer 
Verschiebung von Konsumtion zur Idea lkonkurrenz) und von der  Idealkonkurrenz z u r  
Realkonku rrenz) sowie auf  einer falschen Auffassung vom Lega litätsprinzip. Diesem 
ist bereits entsprochen, wenn die Tat, der historische Vorgang, vor den l< ichter 
gebracht wird, ohne daß es auf die einzelnen recht l ichen Gesichtspunkte ankommt". 

72) Vgl. zur  tei lw eise g roßzügigen Anwendung des § 1 53 StPO bei der Er ledigung von 
Verfahren (neben Strafbefehlen): Sander, H.:  a.a.O. (FN 67),  S.  1 5 3. 

73) Zu § 1 53a StPO als "Mil l ionärsschutzpara g raph" vg l. Müller, R.:  Begünstigung der 
Steuer- und Wirlr.chaftsstraftäter durch den Staat?, in :  ZRP 8 ( 1975), S. 49-56, S. 
55.  
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74) Damit steht der empirische Befund natürlich nicht in einem Gegensatz zu der im 
Schrifttum dargelegten praktischen Bedeutung, weil To!_tleinstellungen nun einmal 
keine Konzentration des Verfahrensstoffes darstellen. Zu § 154 StPO als Zentralvor­
schrift zur Bewältigung von Großverfahren zur Beschränkung des Prozeßstoffs vgl. 
Peters, K.: a. a.O. (FN 70 ), S. 95, der die Bestimmung allerdings nicht für eine 
"Wunderwaffe" hält; zu §§ 154, 154a StPO vgl. ferner Dästner, Ch. :  a. a.O. (FN 66), 
insb. S. 220 (" • •• Möglichkeiten zur Verfahrenskonzentration reichen jedoch • •• of­
fenbar nicht aus".); im selben Sinne Sack, H.-J.: a.a. O.(FN 41 ), s. 257 f. Vgl. noch 
Grasse, R.: Probleme des Wirtschaftsprozesses, in: Schimmelpfeng GmbH (Hrsg. ): 
Aktuelle Beiträge zur Wirtschaftskriminalität, Frankfurt 1974, S. 75-87, S. 81 f. 

75) Vgl. Müller, R.: Probleme der Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Po­
lizei in Wirtschaftsstrafverfahren, in: Die Polizei 61 (1970 ), S. 341 -346, S. 345. 

76) Vgl. z.B. schon � Die Bekämpfung der Konkursdelikte, in: Kriminalistische 
Monatshefte 4 (1930 ), S. 200 -203, S. 203; Ulrich, W. : Repression und Prevenlion im 
Bereich der Wirtschaftskriminalität, in: Wirtschaftskriminalität 75. Roggwil 1975 
(vervielfältigter Tagungsbericht), S. 5; Mergen, A.: Intensivere Bekämpfung der Wirt­
schaftskriminalität, in: DRiZ 1972 , S. 271 -273, S. 272 (" ••• rechtliche lmpedimenta, 
wie z. B. der Nachweis subjektiver Tatbestandsmerkmale beim Betrug"). 

77) Zu den Beweisschwierigkeiten beim objektiven Tatbestand vgl. Selbach, K.-H. :  Die 
Schwierigkeiten bei der Strafverfolgung der Steuerhinterziehung, in: Kriminalistik 

1976, s. 389 -394, s. 391 f. 

78 ) Chi2 
= 3,70 , p = 0 .0544, CSV = 0.08 . 

79 ) Chi2 
= 12 ,65, p = 0.0018 , CSV = 0.18. 

80 ) Unter dem Gesichtspunkt der Verfahrenseinstellung überhaupt ist der Umstand, daß 
ein weiteres Ermittlungsverfahren läuft, ambivalent: Im Hinblick auf § 170 II StPO 
wirkt er - wie die Daten zeigen - eher belastend, im Hinblick auf § 154 StPO kann 
dieser Umstand den Weg zu einer derartigen Einstellung überhaupt erst erö ffnen; er 
ist also einmal Einstellungsvoraussetzung, einmal Einstellungs-"hindernis". 

81 ) Chi2 = 69 ,80 ; p = 0 ,0001 ; CSV = 0 ,33. 

82 ) Dieser Anteil erscheint auch für die Anklagefälle ziemlich hoch. Er kann darauf be­
ruhen, daß die Schadensfeststellung im Ermittlungsverfahren schwierig erscheint 
und der endgültigen Feststellung im Hauptverfahren vorbehalten bleibt (z. B. Kon­
kursdelikte) oder, daß der Eintritt eines Schadens nicht zum gesetzlichen Tatbestand 
gehö rt. 

83) Chi2 = 41, 75; p = 0 ,0000 ; CSV = 0 ,25. 

84) Chi2 = 26,24; p = 0 ,0001 ; CSV = 0 ,35. 

85) Chi2 = 4,63; p = 0 ,0314; CSV = 0 ,  12 . 

86) Chi2 
= 14, 17; p = 0 ,0009 ; CSV = 0 ,37. 

87) Chi2 
= 10 ,26; p = 0 ,0165; CSV = 0 ,  18 . 

88 ) Chi2 = 11 ,88 ; p = 0 ,0078 ; CSV = 0 ,  19. 

89 ) Chi2 
= 22 ,61 ; p = 0 ,0001 ; CSV = 0 ,33. 
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90) Chi2 
= 9,03; p = 0,0027; CSV = 0, 1 7. 

9 1 ) 5. dazu Morgan, J.N., Messenger, R. T. :  THAID. A Sequential Analysis Pro gram for  
the Analysis of Nom inal Sca le Dependanl Variables., Ann Arbor 1 9 73;  vg l. auch d ie  
ausführlich ere Darstellung bei Blankenburg, E., Sessar, K., Steffen, W.: a.a.O. (FN 
1 ) ,  5. 2 1 9  f f .  
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Kapitel 5 

DAS GERICHTU,:rlE HAUPTVERFAHREN BEI  

WIRTSCHAFTSSTRAFT A TEN 

5. 1 Das Zwischenverfa hren: Entscheidung über die Eröffnung d es Hauptverfahrens 

Im Zwischenverfahren entscheidet das Gericht über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
1 l. 1\Jach der Staatsanwaltschaft f indet sich hier im  Verfa hren ein zweiter Fi lter 2l, der 

al lerdings von unvergleichlich geringerer  Bedeutung ist 3) : Bei  nur  13 von insgesamt 270 

Angeklagten eröffneten die Gerichte das Hauptverfahren nicht. Bei einem weiteren 

Beschuldigten war mang els vollständiger Akte nicht ersichtl ich, ob es nach Anklageer­

hebung überhaupt zu einer Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens ge­

kommen ist; · . .'i,::;,�r Beschuldigte b leibt im weiteren unberücksichtigt. 

Von den insgesamt 269 Anträgen auf Eröffnung des Hauptverfahrens entfielen auf  Eröff­

nungen vor dem Einzelrichter 49  Anträge (einschließlich der Strafbefehlsverfahren), auf 

Eröffnungen vor dem Schöffeng ericht 1 43,  auf  Eröffnung vor  dem e rw eiterten Schöffen­

gericht 10, auf Eröffnung vor  der Strafkammer 25 und auf Eröffnung vor der Wirtschafts­

strafkammer 42  Anträge. 

Bei 229 Angeschuldigten w urde dem Antrag stattgegeb en. Bel 6 Angeschuldigten wurde 

das Verfahren in diesem Stadium abgetrennt, so da ß über den Ausgang insoweit nichts 

weiteres bekannt ist. 

Bei 17  Angeschuldigten wurde den Anträgen der Staatsanwaltschaft nicht s tattgegeb en. 

Eine Nichteröffnung im Wege des Beschlusses nach § 204 StPO wurde viermal festge­

stellt, und zwar b eruhte die Ablehnung der  Eröffnung jeweils auf tatsächlichen Gründen. 

Bei 13 Beschuldigten kam es zu einer erneuten Entschliessung der Staatsanwaltschaft, 

die bei  3 Beschuldigten zu einer Einstellung des Verfahrens nach § 1 70 Abs. 2 StPO und 

bei 6 Beschuldigten zu Einstellungen nach §§ 1 5 3  ff. StPO führte.  

Bei 4 Beschuldigten entschloß s ich d ie Staatsanwaltschaft, die Eröffnung des Hauptver­

fahrens vor dem nächst niederen Gericht 4l (ei�mal Einzelrichter, einmal Schöffengericht 

und zweimal Strafkammer) zu beantra gen. 
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Im wesentlichen wurden die Verfahren von dem im Antrag bezeichneten Gericht eröffnet. 
Immerhin kam es zu einigen Herabstufungen, weil das höherstufige Gericht 5> der An­
sicht war, das nächstniedere habe einen ausreichend großen Strafbann, um den anste­
henden Fall angemessen behandeln zu können. 

Im übrigen spielen hier auch Kapaz itätsprobleme der einzelnen Gerichte eine nicht uner­
hebliche Rolle, wie Fälle des Kompetenzkonfliktes zwischen Strafkammern und Schöf­
fengerichten in der Aktenuntersuchung gezeigt haben. 

Nach Zustellung der Anklageschrift haben insgesamt nur 49 von 22 4 Beschuldigten §l!2;._ 
wendungen gegen die Anklageschrift vorgebracht: 4 Angeschuldigte beantragten die 
Vornahme neuer Beweiserhebungen, 2 Angeschuldigte erklärten sich für verhandlung5-
fähig, 2 weitere erkljrten sich für unfähig, zu einer Hauptverhandlung zu erscheinen. 4 1  
Angeschuldigte brachten allgemeine Einwendungen gegen die Eröffnung des Haupt­
verfahrens vor. Bei 29 Beschuldigten folgte das Gericht den Einwänden nicht. In 4 Fällen 
folgte das Gericht den Einwänden und gab dem staatsanwaltschaftlichen Antrag auf 
Eröffnung des Hauptverfahrens nicht statt. In 13 Fällen folgte das Gericht ebenfalls den 
Einwänden der Angeschuldigten und gab den Fall an die Staatsanwaltschaft zur neuerli­
chen Entschließung zurück. 26 von 46 Beschuldigten erhoben Einspruch gegen den 
staatsanwaltschaftlichen Strafbefehlsantrag. 

Vor Eröffnung des Hauptverfahrens ordnete das Gericht in 10 Fällen von sich aus � 

Beweiserhebungen an 6>. 

Im Ergebnis wurde das Hauptverfahren also 226 mal eröffnet 7>, gegen 4 Angeschuldigte 
wurde es nicht eröffnet, zur Einstellung kam es bei 9 Angeschuldigten und zur Abtren­
nung bei 6 Angeschuldigten. H insichtlich der rechtlichen Beurteilung der Fälle durch die 
Staatsanwaltschaften kam es bei keinem der Angeschuldigten zu einer anderen Beurtei­
lung durch das eröffnende Gericht. Des weiteren wurden auch durch die Gerichte keine 
zuvor nach § 1 54a StPO von den Staatsanwaltschaften eingestellte Verfahrensteile wie­
dereinbezogen 8 >. 

5.2 Überblick über den Verfahrensausgang nach Anklageerhebung 

Über den Verfahrensausgang bei den 270 Angeklagten der Untersuchung informiert die 
Tabelle 5.1. Sie führt für Einzelrichter, Schöffengerichte und Strafkammern die einzelnen 
Verfahrensentscheidungen auf. 
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Tabelle 5.1 Überblick über den Verfahrensausgang nach Anklageerhebung 

Entscheidung Amtsgericht Schöffengericht Landgericht insgesamt Einzelrichter Strafkamrer 
abs. % abs. % abs. % abs. % 

TOd des Angeklag-
ten vor Ecöffnung - - 1 0,7 - - 1 0,4 
des Hauptverf. 

Nichteröffnung 2 3,8  10  6,6 1 1 , 5  1 3  4 ,8 des Hauptverf. 

Einstellung vor -
Hauptverhandlung 

- 3 2,0 - - 3 1 , 1 

l\btrenrrung nach - - 6 3 , 9  - - 6 2 ,2  Anklageerhebung 

Einstellung in 5 9 ,4  25 16 ,4  9 13 ,8  39 14 ,4  Hauptverhandlung 

Abtrennung in - - 1 0,7 - - 1 0,4 Hauptverhandlung 

Freispruch 4 7 ,5  18 1 1  ,8 6 9 , 2  28 10,4  

Strafbefehl 26 49, 1 - - - - 26 9,6  

Geldstrafe 13  24 , 5  42 27,6 3 4 ,6  58 2 1 , 5  

Freiheitsstrafe 3 5,7  36  23, 7 38 58, 5  77 28 ,5  

Freiheitsstrafe - - 9 5,9  8 1 2 ,3  1 7  6 , 3  und Geldstrafe 

Verfahren saus- - - 1 o, 7 - - 1 0,4 gang unbekannt 

insgesamt 53 1 00 1 52 1 00 65 1 00 270 1 00 

Die Betrachtungen des Kapitels 5 werden also von folgenden Teilmengen, die sich je­

weils auf Beschuldigte beziehen, ausgehen: 

41 Einstellungen des Verfahrens insgesamt 

222 Angeklagte mit Hauptverhandlungen 
180 Urteile 

- 58 Geldstrafen 
- 77 Freiheitsstrafen > 

<
54 Strafaussetzung zur Bewährung 

1 7  Freiheits- und Geldstrafen 40 Vollzug der Freiheitsstrafe 
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Schaubild 5.1 Verfahrensablauf für 739 Beschuldi.9.le in 407 Verfahren 
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70 Fälle der Nichtverurteilung im Hauptverfahren 

- 28  Freisprüche 

- 4 2  Einstellungen (vor  und in  Hauptverhandlung). 

Die Hauptlast fällt somit auf die Sch öffengerichte, Strafkammern und b ei diesen vor allem 

auf die Wirtschaftsstrafkammern 9l_ Die Organisation des Verfahrens 10) in  Wirtschafts­

strafsachen und die sich hieraus  erg ebenden Schwierigkeiten lassen sich aus einer Ak­

tenuntersuchung allenfalls mittelbar (z.B. an der langen Verfahrensdauer) erkennen. Als 

problematisch gelten: das Verfahrensaufkommen 1 1 ), die unzure ichende personel le Be­

setzung 12) und die noch nicht ausreich ende Ausbildung der Richter (der Wirtschafts­

strafkammern) 13). 

5.3 Hauptverfahren und Hauptverhandlung 

Im folgenden Abschnitt werden die Daten z um Hauptverfahren und zur Hauptverhand­

lung dargelegt. 

Gegen 222 Angeklagte wird eine Hauptverhandlung durchgeführt. Bei einem Angeklag­

ten wird das Hauptverfahren abgetrennt; zwei Angeklagte, g egen die ursprünglich ein 

Strafbefehl beantragt worden war, n ehmen den Einspruch gegen den Strafbefehl in der 

Hauptverhanldung zurück. Zur Verfa hrenseinstellung in der Hauptverhandlung kommt es 

bei 39 Angeklagten. 

5.3. 1 Die Verfahrensbeteil igung 

Die Verfahren gegen die 2 2 2  Angeklagten werden durchgeführt v or 

0 

0 

dem Einzelrichter 

dem Schöffengericht 

der (einfachen) Strafkammer 

der Wirtschaftsstrafkammer 

27 Beschuldigte 

1 3 1  B eschuldigte 

2 4  Beschuldigte 

40 Beschuldigte 

Die E rgebnisse zeigen, daß die große Mehrheit der Wirtschaftsstrafverfahren, zumal die 

schwereren Fälle, von Gerichten mit Laienbetei ligung 14) erledigt werden. Dies wird in 
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der Literatur so gut wie einhellig als problematisch beurteilt. So meint Pe!ers 1 5) - sogar 

schon ohne B ezug auf Wirtschaftsstrafverfahren -,  es wäre kaum mehr mög lich, das 

heutige Strafrecht in der  entscheidenden 16)  Vera ntwortlichkeit von Laien durchzufüh­

ren. Dies muß dann um so mehr für die tatsächlich und rechtlich schwierigen Wirt­

schaftsstrafsachen gellen. Die Beteil igung von Laien an der Aburtei lung von Wirtschafts­

delikten wird d enn auch für fragwürdig erachtet, wei l  die Laien den Anforderungen der 
1 7) Verhandlungen und der Komplexität des Verfahrensstoffes kaum gewa chsen seien 

Zur Laienrichterbeteil igung und zum Verfahrensausgang ergibt d ie Untersuchung folgen­
des: 

Die Quote der Einstel lungen und Freisprüche ist bei den Einzelrichtersachen (N = 2 7) mit 

33 % nur g eringfügig h öher als b ei den Schöffengerichts- und Strafkammersa chen (N = 

195)  mit 30 % 1 8>. Dies kann schon an der geringen Bedeutung der  zum Einzelrichter 

angeklagten Fälle l iegen. Denkbar wäre aber auch eine Einf lußnahme der Laienrichter 

auf den Verfahrensausgang.  Diese Fra g e  läßt sich angesichts d er kleinen Fallzahlen 

mehrdimensional nicht untersuchen. Es ergibt sich nur  ten denziell eine größere Strafen­

quote bei M itwirkung kaufmännisch vorgebildeter 1 9) Laienrichter (N = 26; 74 %) gegen­

über nicht derart qualifizierten Laien (N = 1 1 0 ;  69 %) 20>. 

Die Sitzungsvertretung im Termin 2 1 )  wird nur zu zwei  Dritteln von den Dezernenten der 

Staatsanwaltschaft wahrgenommen, die auch die Ermitt lungen durchgeführt oder sie ge­

leitet haben. Die nahel iegende Annahme, ein Sitzungsvertreter d er Staatsanwaltschaft, 

der die E rm itt lungen selbst ge leitet oder durchgeführt hat, sei mil dem Verfahrensstoff 

besonders vertraut und könne so eine relativ hohe Bestrafungsquote erreichen, wird 

durch das Material der Untersuchung nicht gestützt. Sowohl die eingea rb eiteten Sachbe­

arbeiter (N = 148)  als auch die mit dem Verfahrensstoff nicht so eingehend vertrauten 

Sitzungsvertreter (N = 74) erreichen fast gleiche Antei le der Bestrafung (erstere 69 %, 
letztere 70 %). Möglicherweise ist dies auf die Art des Verfahrensstoffes selbst und die 

Bestimmung des Sitzungsvertreters z urückzuführen. Vermutlich werden nur in den ein­

fachen und damit a uch  verurteilungswahrscheinlichen Fällen die nicht so  mit dem Fal l  

vertrauten Staatsanwälte eingesetzt. 

Einen oder mehrere Verteidiger 22) haben 1 5 7  Angeklagte (= 71 %) mit der Wahrneh­

mung ihrer Interessen in  der Hauptverhandlung b eauftra gt. Ebenso wie schon im staats­

anwaltschafllichen Ermittlungsverfahren wird die Fra ge, ob die Verteidigung für den An­

geklagten einen "Nutzen" im Sinne einer größeren Chance, sanktionslos zu b leiben, 

bringt, durch Faktoren der Fallgestaltung b eeinflußt. Im Ergebnis macht die Sanktions­

losigkeit bei den Angeklagten ohne Rechtsbeistand 40 % (N = 26) a us, bei d en vert eidig-
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ten Angeklagten dagegen 27 % (N = 42),  während umgekehrt 60 % (N = 39) bzw. 73 % 

(N = 1 1 5) b estraft w erden. 1 25 der 1 5 7  verteidigten Angeklagten (= 80 %) haben einen 

Verteidiger ihrer eigenen Wahl. In diesen Fällen ist die Quote der Sanktionslosigk_eit höher 

(29 %, N = 36) als bei  den Pflichtverteidigten ( 1 9  %, N = 6). 

Als Nebenkläger treten nur vier Geschädigte auf. 

Sachverständige 23) w erden während des g esamten Hauptv erfahrens nur bei 36 (= 1 3  

%) der 269 Angeklagten beigezogen. Aussagen zum Zusammenhang zwischen ihrer 

Zuziehung und dem Verfahrensausgang sind wegen der geringen Fallzahlen nicht 

möglich. 

Während die Amtsgerichte nur bei 8 % der b ei ihnen Angeklagten (N = 1 7) einen Sach­

verständigen hinzuziehen, ziehen die Strafkammern bei  jedem fünften Angeklagten (22 

%, N = 14 )  einen Sachverständigen hinzu 23al_Die Inanspruchnahme mehrerer Sa ch­

verständiger ist sehr selten (5 = 2 %), sie k ommt bei  den Amtsgerichten insgesamt nur 

einma l v or, bei  den Strafkammern viermal 24'. Hierin spiegelt s ich wider, da ß die Amts­

gerichte über wirtschaftlich einfa che Fälle zu entscheiden haben. 

Als Sachverständige w urden zugezogen Wirtschaftssachverständige bei  13 Angeklagten, 

Buchsachverständige bei 7, Psychiater oder Psychologen b ei 6, Ärzte bei 5 und sonstige 

Sachverständige ebenfalls bei 5 Angeklagten. 

5.3.2 Die Hauptverhandlung 

Die Dauer der Hauptverhandlung, die Verzögerung der Hauptverhandlung und die � 

brechungen der Hauptverhandlungen w erden unten in Kapitel 6. 1 im sachlichen Zusam­

menhang mit der Gesamtproblematik der Verfahren sdauer dargestellt und erörtert. 

Eine Nachtragsanklage wurde nur bei 6 Angeklagten erhoben. Zur Veränderung des 

rechtlichen Gesichtspunktes im Sinne des § 265 StPO kam es bei  1 8  (= 8 %) der  222 

Angeklagten. Dabei war die Umgestaltung der Strafk lage mit anschließendem Freispruch 

(bzw. Einstel lung) überdurchschnittlich selten (N = 2 ;  1 1  %). Dies ist erwartungsgemäß,  

we i l  bei sich abzeichnendem Freispruch nicht auf  d ie  Veränderung des  rechtlichen Ge­

sichtspunktes hingewiesen zu w erden braucht. Bei den schließlich Verurteilten wurde die 

Strafklage in 16 Fäl len (89 %) umgestellt 25'. In k einem der Fäl le wurde wegen der Ver­

änderung des rechtlichen Gesichtspunktes die Aussetzung der  Hauptv erhan dlung zur  

besseren Vorbereitung der  Ank lage oder Verteidigung für n otwendig erachtet. 
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Die Einlassung des Angeklagten zur Sa che 26) beeinflußt die Beweislage in der Haupt­

verhandlung. Nur die Hälfte der Angeklagten, die sich jegl icher Aussa ge  enthalten, wer­

den bestraft (N = 1 3). Die Bestrafungsquote wächst auf 56 % (N = 56) bei Aussagen 

ohne Geständnis und erre icht ihren h öchsten Wert mit 89 % b ei einem Geständnis 27) der 

Angeklagten (N = 85) 28). 

Interessante Befunde ergeben sich zum Zusamm enhang zwischen dem Ausgang des 

Verfahrens und der Zahl der in der Hauptverhandlung vern ommenen Zeugen 29). In  den 

insgesamt 222 Fällen der Hauptverhandlung stützte sich die Entscheidung nur bei  54 An­

geklagten (= 24 %) a l le in auf Sachb eweise. Hier liegt die Verurte i lungsquote mit 65 % nur 

wenig unter dem Durchschnitt (69 %). Wie hoch die San ktionsquote bei Verfahren mit 

Zeugenbew eis ist, hängt anscheinend auch mit der Zahl der in der Hauptverhandlung 

vernommenen Zeugen zusammen. Wird nur ein Zeuge vernommen, so kann das Gericht 

ihm Glauben schenken oder seine Überz eugung aus anderen Quellen schöpfen. In den 

43 Fällen, in denen nur ein Zeuge vern ommen wurde,  b eträ gt d ie Verurtei lungsquote 

rund  67 % (N = 29). Treten demgegenüber aber zwei oder drei Zeugen a uf, so verringert 

sich die Quote der Verurtei lungen auf rund 49  % (N = 22). Dies mag mit der Verschlech­

terung der Beweisla g e  durch widersprechende Aussagen zusammenhängen. Erst wenn 

vier b is zehn Zeugen oder gar über 1 0  Zeugen vernommen worden sind 3o>, scheinen 

sich wieder Beweissituationen zu ergeben, d ie zu h ohen Verurte ilungsq uoten führen: 76 

% (N = 32) und 95 % (N = 36) 3 1 ). Dieser Befund läßt sich nur zum Teil m it einer ge­

wissen Koinzidenz zwischen der Zahl der in der Hauptverhandlung vernommenen Zeu­

gen und der  Zahl  der Einzelfälle, die auch für die Beweisla ge von B edeutung ist ,  erklä­

ren. 

5.3.3 Die Übereinstimmung zwischen den Anträgen der Staatsanwaltschaft und der 

Verteidigung und dem Urteil erster Instanz 

In Tabelle 5.2 werden dem Urteil erster Instanz die Anträge der Staatsanwaltschaft 32) 

gegenübergestellt. Aus der Betrachtung a usgeklammert bleiben hier drei Fälle: Zwei An­

geklagte, die zunächst Einspruch gegen einen Stra fb efehlsantrag e rhoben, nahmen den 

Einspruch in der Hauptverhandlung zurück. Außerdem wurde  gegen einen Angek lagten 

auf Antrag der Staatsanwaltschaft das Verfahren abgetrennt. H ieraus erk lärt sich die 

Differenz zur  Gesamtzahl der Hauptverhandlungen von N = 222. 

Anzumerken ist, daß in zwei Fällen, in denen die Staatsanwa ltschaft zunächst nur  eine 

Teileinstellung erre ichen wollte, es z u  einer Einstellung des Verfahrens in  g esamtem Um-
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Tabelle 5.2 Übereinstimmung zwischen den Anträgen der Staatsanwaltschaft und der Entscheidung 1. Instanz 

Antrag der Staats - Entsche idung des Gerichts 
anwaltschaft Einstel lung Frei spruch Teileinstellung Teil fre i spruch Verurtei lung 

Einstel lung 37  100 % 
95%  

Frei spruch 10 100% 
3 6 %  

Teileinstel lung 2 1 2 %  1 3  7 6 %  1 6 %  1 6 %  
5 %  6 8 %  4 %  1 %  

Teilfreispruch 2 22%  6 6 7 %  1 11%  
7 %  2 6 %  1%  

Verurtei lung 1 6  1 1 %  6 4 %  1 6  11%  108 7 4 %  
5 7 %  3 2 % 70% 9 8 %  

in sgesamt 39 28 19 2 3  110 
100% 100% 100% 100% 1C0% 

in sges . 

3 7  100% 

10 100% 

1 7  100% 

9 100% 

1 4 6  100% 

2 1 9  



fange kam. Des weiteren kam es in zwei Fällen anstelle der von der Staatsanwaltschaft 
beantragten Teilverurteilungen zu einem Gesamtfreispruch. Schließlich endeten 16 Fälle, 

in denen die Staatsanwaltschaft auf Verurteilung beantragt hatte, mit einem Freispruch. 

Für die verbleibenden 1 52 Fälle, in denen die Staatsanwaltschaft auf Verurteilung bean­
tragt hatte und es auch zu einer Verurteilung kam, ergibt sich folgendes Bild: 

Insgesamt gesehen besteht eine recht hohe Übereinstimmung zwischen den Anträgen 
der Staatsanwaltschaft und dem Urteil erster Instanz. Abweichungen ergeben sich regel­
mäßig . in die mildere Richtung (41 Fälle = 2 7  %; Verschärfungen dagegen nur in 1 0  Fällen 
= 6,6 %). 

Besonders hoch ist die Übereinstimmung im Bereich der Geldstrafe. Hier fo lgen die Ge­
richte in 52 von 53 (= 98 %) der Fälle den Anträgen der Staatsanwaltschaft. Auch im 
Bereich der Freiheitsstrafe mit Bewährung ist eine hohe Übereinstimmung festzustellen. 
Hier entsprechen die Gerichte in 1 7  von 19 Fällen (= 89 %) den Anträgen der Staatsan­
waltschaft. 
Weitere Einzelheiten ergeben sich aus der Tabelle 5.3. 

Erwartungsgemäß ist die Übereinstimmung zwischen den Anträgen des Angeklagten 
bzw. der Verteidigung und dem Urteil erster Instanz, wie Tabellen 5.4 und 5. 5 verdeutli­
chen. Das Maß der Übereinstimmung festzustellen ist schon deswegen schwierig, weil 
von seilen des Angeklagten häufig kein oder kein bestimmter Antrag gestellt wird. Eine 
verhältnismäßig hohe Übereinstimmung ergibt sich immerhin noch für den Bereich der 
Geldstrafe, bei der das Gericht in 9 von 15 Fällen dem Antrag der Verteidigung bzw. des 
Angeklagten folgt. Geringer ist die Übereinstimmung in den Fällen der Beantragung einer 
Freiheitsstrafe mit Strafaussetzung zur Bewährung. Hier folgt das Gericht nur in 5 von 1 5  
Fällen dem Antrag der Verteidigung oder des Angeklagten. 

Nimmt man im übrigen in den Fällen, in denen die Staatsanwaltschaft auf Verurteilung 
beantragt hat, die Höhe der beantragten Geldstrafe bzw. die Länge der beantragten 
Freiheitsstrafe als Maß für die Schwere des abzuurteilenden Falles, so zeigt sich, daß 
tendenziell gesehen ein Freispruch bzw. eine mildere Sanktion desto seltener sind, je 
höher die von der Staatsanwaltschaft beantragte Sanktion ist. 
Einzelheiten ergeben sich aus Tabelle 5.6. 
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Tabelle 5.3 Übereinstimmung zwischen den Anträgen der Staatsanwaltschaft auf Verurteilung und dem Urteil 

1. Instanz 

Entscheidung des Gerichts 

Antrag der Staats- Einstel- Freispruch Verurteilung 
anwaltschaft lung Freih . o . B . u . G  Freih . o . B .  Fre ih . m . B .  Freih . m .  Geldstr . 

u .  G .  B .  

Teilein.stellung 2 

Teilfreispruch 2 

Verurte ilung 1 6  7 3 3  1 0  4 4  58  

Freihe itsstrafe 5 5 6  % 2 2 2 %  2 2 2 %  
ohne Bew . u .  G .  1 7 %  6 % 5%  

Freihe i tsstrafe 2 4 %  2 4  4 7 %  7 14%  1 6  3 1 %  2 4 %  
ohne Bew. 2 9 %  7 3 %  70% 3 6 %  3%  

Fre ihei tsstrafe 6 30% 3 15%  8 40% 3 15%  
mit Bew . u . G .  18%  3%  18%  5 %  

Freiheitsstrafe 1 5%  1 7  8 9 %  1 5 %  
m i t  Bew. 3 %  3 9 %  2 %  

Geldstrafe 1 2% 5 2  9 8 %  
2 %  90% 

insgesamt 2 18  7 3 3  1 0  4 4  5 8  
100% 100% 100% 100% 100% 

insges . 

2 

2 

152  ( 1 7 2 )  

9 100% 

51 100% 

20 100% 

19 100% 

53 100% 

152  ( 1 7 2 )  



Tabelle 5.4 

Antrag des RA/ 
Angeklagten 

Einstellung 

Freispruch 

Teileinstel lung 

Teil fre i spruch 

Verurtei lung 

ke in Antrag 

insgesamt 

Übereinstimmung zwischen dem Antrag des Verteidigers bzw. des Angeklagten und der 

Entscheidung 1. Instanz 

Entscheidung des Gerichts 
E instellung Frei spruch Teileinstel lung Te il freispruch Verurteil uns 

1 5  83% 1 6% 1 6 %  1 6 %  
3 8 %  4 %  5 %  1 %  

2 2  2 9 %  5 7% 1 8  2 4 %  3 0  4 0 %  
7 9 %  26%  7 8 %  2 7 %  

5 8 3 %  1 1 7 %  
2 6 %  1%  

4 3 1 %  1 8 %  8 6 2 %  
2 1 %  4 %  7 %  

3 6 %  2 4 %  4 2  8 9 %  
1 6 %  9 %  3 8 %  

2 4  40% 5 8 %  1 2% 2 3 %  2 8  4 7 %  
6 2% 18%  5 %  9 %  2 5 %  

3 9  2 8  1 9  2 3  110 
100% 100% 100% 100% 100% 

1 8  

75  

6 

13  

4 7  

60 

2 1 9 

insge s .  

100% 

100% 

100% 

100% 

100% 

100% 

OJ 
OJ ..., 
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Tabelle 5.5 Übereinstimmung zwischen dem Antrag des Verteidigers bzw, d es Angeklagten und dem Urteil 

1. Instanz 

Antrag des RA/ 
Angeklagten 

Freiheitsstr . 
o .  B .  

Freiheitsstr . 
m .  B .  

Milde Strafe 

Geldstrafe 

. Veru;i;-te ilung 
wg . OWi . 

ke in Antrag 
oder kein 
Antrag auf 
Verurteilung 

in sgesamt 

Freih o . B . u . G .  Freih . o . B .  

2 

4 6 

1 7 

2 1 8  

7 3 3  

Fre ih . m . B . u . G .  Freih . ro . B .  Geldstrafe 

1 4 1 
3 8 1 3  

3 3 l 9 

2 

3 29  3 4  

10 4 4  5 8  

insgesamt 

2 

1 5  

3 2  

1 5  

2 

8 6  

1 5 2  



Tabelle 5.6 

Geldstrafe 
Urteil des 

1 
Anzahl der Tagessätze 

Gerichts bis 30 UIJer 30 bis 6C 
abs. , abs. • 

Freispruch 8 2 3 , 5  5 2 6 , 3  

Geldstrafe 23 67 , 6  12 6 3 , 2  

Freiheits-
strafe l 2 , ,  0 0 

Fre1.heits-
strafe und 

s . , ,  2 Geld. 2 10, 5  

insgesamt 34 104 1' 100 

Tabelle 5.7 

2 6 3  
abs . % 

ne in 1 7  51 , 5  

j a  1 6  48 , 5  

insgesamt 33 1 00 

Antrag der Staatsanwaltschaft 

Freiheitsstrafe 

über 60 bis 120 über 120 inagei.amt bis 1/2 J über 1/2 J bis 1 J über 1 J bis 2 J Uber 2 J bis 3 J  
abs. • abs. 

2 , . 1  0 

l4 6 3 , 6  5 

4 18 ,2  0 

1 2 9 , 1  1 l 

1 22 100 1 ' 

2 6 6  

abs . % 

9 25,0  

27 75,0 

36 1 00 

• abs. ' abs. • aba. • aba. ' abs. 

lS 113, 5  ' 133 ,3 )  • 11,4 • 17,4  l 

(83,3)  54 6(,, 7 l 1 8 , 3 )  3 8 , 6  0 0 0 

7 (58 , J )  2 4  6 8 , 6  16 6 9 , 6  1 5  
5 6 , 2  

1 1 6 ,  7) 1 7 8,61 0 0 1 • 11,4 1 3 13,0 1 2 

(100) 1 81 1001 12 (100) 1 35 100 1 23 100 1 18 

Ausgang des Hauptverfahrens und Deliktsar! 

Deliktsgruppen 

AO KO KO u . a .  UWG 

abs. % abs .  % abs . % abs. 

1 0  1 8 , 9  8 44 , 5  7 24 , 1 1 2  

43 8 1 , 1  1 0  55,5  22 75 ,9 1 7  

53 · 1 00 1 8  1 00 29 1 00 29 

• 
5 , 6  

0 

83 ,3  

11 ,l  

100 

% 

4 1 , 4  

58 , 6  

1 00 

Ch i 2 1 5 , 6 2  DF 6 p • 0 1 6  0 csv 0 , 27 

Summe Frei-
heits- und 

Uber 3 J ins9es. Geldstrafe 
abs. 

0 

0 

lo 

1 l 

J ll 

• abs. 

0 13 

0 4 

(90 , 9 )  7 2  

( 9 , 1 )  1 10 

(100) 1 99 

RVO 

abs. % 

5 20 ,8 

1 9  79 ,2  

24 1 00 

• abs 

1 3 , 1  2 8  1 5 , 6  

, .o 58 3 2 , 2  

7 2 ,  7 77 42,8  

10,l  1 17 , . . 
1 00  1 180 100 

insgesamt 

abs . % 

68 30,6 

1 54 69 ,4  

222 1 00 

D 
0-, ...... 



5.3.4 Der Ausgang des Hauptverfahrens nach verschiedenen Merkmalen 

5.3.4. 1 Tatmerkmale 

Abweichungen von der durchschnitt l ichen Sanktionsquote für B eschuldigte von 69,4 % 
sind für die sieben Deliktsgruppen in unterschiedlichem Ausmaße zu beobachten. Der 

Reihe nach geordnet ergibt sich folgendes Bild (vgl. Tab. 5. 7): Betrug 48 %,  einfache 

Konkursdelikte 56 %, strafbare Werbungen 59 %, Untreue 75 %, schwere Konkursdelikte 

76 %, Vorenthaltungen von Beitragsteilen nach der RVO 79 % und Steuer- und Zolldelik­

te 81 %. 

Mit steigender Zahl der Einzelfälle nimmt auch in der Hauptverhandlung die Wahrschein­

lichkeit einer Verurteilung zu. Die Verurteilungsquote steigt von 59 % (N = 39) b ei einem 

Einzelfall über 62,5 % (N = 20) bei  zwei  Einzelfällen und über 72 % (N = 63) bei  3 bis 1 0  

Einzelfällen und 8 2  % (N = 1 4 )  bei 1 1  bis 2 0  Einzelfällen auf  schließlich 9 0  % ( N  = 1 8) 

bei über 20 Einzelfällen 33J_ 

Hat sich im Vorverfahren noch eine Konzentrierung des Verfahrensgegenstandes hin zu 

komplexeren Formen, also einem größeren Antei l  der tatmehrheitlichen Fallgestaltungen,  

ergebP.n, so zeigt  s ich am Ende des Hauptverfahrens eine Umk ehrung des Konz entra­

tionsvorgangs. Die Gerichte vereinfach en die Urte ilsgegenstände im Durchschnitt in 

einem solchen Maße, daß die Ausgangslage  zu Beginn des staatsanwallschafllichen Er­

mittlungsverfahrens nahezu wieder erreicht wird (vgl. oben Kap 4.4.5): Den Urteilen (N = 
1 78) l iegen eine Tat zu 1 8 ,0 % (N = 32),  Tateinheit zu 28,  1 % (N = 50) und Tatmehrheit 

zu 53,9 % (N = 96) z ugrunde. Das ergibt sich sowohl durch Einstellungen nach §§ 1 53, 

154 StPO als auch durch Teilfreisprüche. Während die Konzentration im Vorverfahren 

und auch im Zwischenverfahren 34> durch Beschränkung der Verfolgung auf b esonders 

schwerwiegende (tatmehrheitliche) Fallgestaltungen erreicht w ird, k onzentrieren die 

Gerichte den Urteilsgegenstand also durch Beschränkung auf Teilkomplexe. Insgesamt 

wurde so b ei 23  Verurteilten der gesamte Verfahrensstoff v on einer tatmehrheillichen auf  

e ine tateinheitl iche bzw. überhaupt nur auf  eine Tat  reduziert. Da insgesamt n eb en 23 

Teilfreisprüchen n och 1 5  Teileinstellungen z u  verzeichnen s ind,  is t  bei  weiteren 15 

Verurteilten die tatmehrheill iche Fallgestaltung z wa r  nicht gänzlich b eseitigt worden, 

aber immerhin auf ein kleineres Ausmaß verringert worden. Dieser Umwertungsvorgang 

verwischt - jedenfalls für Zwischenverfahren und Hauptverfahren - einen m öglichen 

Zusammenhang zwischen juristischen Fallgestaltungen im Sinne einer Tat, Tateinheit und 

Tatmehrheit und der Höhe der Strafq uote. An  sich wäre bei  k omplizierten Tatgestaltun-
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gen zu Beginn des Verfahrens eine höhere Sanktionsquote a ls am Ende des Verfa hrens 

zu erwarten. Der Anteil der Strafen beträgt aber sowohl bei der einfachen Fallg estaltung 

( N = 82 ; 65, 1 %) als auch bei Tatmehrheit (N = 96; 66,7 %) rund zwei Dritte l  35>_ Da 

aber die Gerichte den Verfahrensstoff durch T eileinstellungen und Teilfreisprüche in sei­

ner Komplexität reduzieren, wird am Verfahrensende ein Unterschied in der Sanklions­

häufigkeit bei einfacher Tatgestaitung (eine Tat, Tateinheit) gegenüber schwieriger Tat­

gestaltung (Tatmehrheit) nicht mehr sichtbar. Bei den einzelnen Deliktsgruppen l iegen 

die Dinge grundsätzlich gleich ,  wenn auch mit geringfü gigen Unterschieden; eine Aus­

nahme bi lden nur die einfachen Kon kursdelikte, bei  denen die tatmehrh eitl ichen Fälle (N 

= nur 9) eher Sanktionslosigk eit (67 %) ausw eisen a ls die Fäl le einer Tat bzw. der 

Tateinheit (N = 15,  hiervon führen 5 zu keiner Strafe). Wegen der g eringen Fallzahl  

einerseits und der Operationalisierung der Deliktsgruppe a ls einfache Konkursdelikte 

können hieraus keine Schlüsse gezogen w erden. 

Den bisherigen Ergebnissen folgend verringern sich die im Vorverfahren festg estellten 

deutlichen Unterschiede bei Betrachtung des gesamten Verfahrens vom B eginn der Er­

mittlungen bis zum erstinstanzlichen Urteil. Die Sanktionshäufigkeit b ei a llen Beschuldig­

ten (N = 736) beträgt b ei einer Tat (Tateinh eit) nur noch 20,5 % (N = 8 2) und b ei Tat­

mehrheit (N = 96) 28,6 %, im Durchschnitt a ller Beschuldigten 24,2 %. 
Für die einzelnen Deliktsgruppen ergeben sich selbstverständlich Abweichungen, die in 

Tabel le 5.8 ausgewiesen werden. 

Die Verurtei lungsquoten der einzelnen Deliktsgruppen b ezogen auf  die Zahl der E inzel­

fäl le ergeben s ich aus Tabelle 5.9. Die höchste Verurtei lungshäufigkeit ergibt sich erwar­

tungsgemäß für die Steuer- und Zolldelikte (64,2 %), es  folgen die Fälle der Untreue (mit 

42,5 %), der Vorenthaltungen von Beitragsteilen nach der  R eichsversicherungsordnung 

(38,3 %) und schon mit größerem Abstand  die einfa chen Konkursdelikte ( 27,9) sowie die 

Fälle der strafbaren Werbung (27,2 %), während die Fälle des Betrugs (mit 2 1 ,8 %) und 

die Konkursdelikte mi t  übrigen Tatbeständen (mit 1 7,4 %) a m  Schluß stehen. 

Die bei  den Staatsanwaltschaften begonnene Selektion b ei d en einzelnen Deliklsarten 

setzt sich im Gerichtsverfahren nicht weiter fort. 

Die höchste gerichtliche Selektion f indet sich bei  den Betrugsfällen, v on denen nur 51 % 

der  angeklagten Einzelfälle zu einer Verurtei lung führen. Ein fast ebenso ungünstig es 

Verhältnis f indet sich bei  den Konkursdelikten mit ubrigen Tatbeständen mit rund 58 %. 

Bei al len anderen Deliktsgruppen führen 90 und mehr % der angekla gten Einzelfälle zu  

einer Verurtei lung. 
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Tabelle 5.8 

--

Del iktsgruppe 

2 6 3  

2 6 6  

KO 

KO u . a .  

UWG 

RVO 

AO 

insg . 

Sanklionshäufigkeit und Fallgestaltung: eine Tat, Tateinheit 

und Tatmehrheit 

eine Tnt Tateinheit. Tatmehrhei t  i nsg e samt 
Sanktion abs . % abs . % abs . % abs . % 

nein 1 00 9 9 , 0  29 6 9 , 0  4 7  7 8 , 3  1 76 8 6 , 7  

ja 1 1 ,  0 1 3  3 1 , 0  1 3  2 1 ,  7 27 1 3  , 3  

insg . 1 0 1 1 0 0 42 1 00 6 0  1 00 203 1 00 

nein 22 84 , 6  1 1  1 00 3 5  59 , 3  6 8  7 0 , 8  

ja 4 1 5 , 4  0 0 24 4 0 , 7  28 29 , 2  

insg. 26 1 00 1 1  1 00 5 9  1 00 96 1 00 

nein 1 6  1 00 4 2  80 , 8  2 1  87 , 5  79  8 5 , 9  

ja - 1 0  1 9 , 2  3 1 2 , 5  1 3  1 4 ,  1 

insg . 1 6  1 00 52 1 00 24 1 00 9 2  1 00 

nein - 1 5 5  75 , 3  56 7 0 , 9  

j a  1 4 1 8  24 , 7  23 2 9 , 1  

insg . 1 5 73  1 00 79  1 00 

nein 33 9 1 ,  7 26 76 , 5  3 6  8 1 , 8  95 83 , 3  

ja 3 8 , 3  8 23 , 5  8 1 8 , 2  · 1 9  1 6 , 7 

insg. 36 1 00 34 1 00 4 4  1 00 1 1 4 1 00 

nein - 1 7  7 3 , 9  28 6 6 , 7  4 5  6 7 , 2  

ja  2 6 2 6 , 1  1 4  3 3 , 3  2 2  3 2 , 8  

insg. 2 2 3  1 00 4 2  1 00 6 7  1 00 

nein 1 6  4 3 , 2  5 3 5 , 7  1 8  5 2 , 9  3 9  4 5 , 9  

j a  2 1  5 6 , 8  9 6 4 , 3  1 6  47 , 1 4 6  5 4 , 1  

insg . 37 1 00 1 4  1 00 3 4  1 00 75  1 00 

nein 1 87 8 5 , 4  1 3 1  7 2 , 4  240  7 1 , 4  558  7 5 , 8  

j a  3 2  1 4 , 6  5 0  27 , 6  9 6  28 , 6  1 78 2 4 , 2  

insg. 2 1 9  1 00 1 8 1  1 00 336  1 00 736  1 00 
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Tabelle 5.9 

1 .  Betrug 

2 .  Untreue 

3 .  Strafbare Werbung 

4 .  Konkursdelikte 
ohne übrige TB 

5 .  Konkursdelikte 
mit übrigen TB 

6 .  Vorenthaltung von 
Bei trag steilen RVO 

7.  Steuerdelikte 

insgesamt 

Tabelle 5.10 

§ 263  StGB allein 

§ 263  StGB i . V . rn .  
anderen Tatbeständen 

insgesamt 

Verurteilungsguoten bei den Deliktsgruppen der Untersuchung 

Zahl der Einzelfälle 

insg . angeklaqt % 1 2 )  von ( 1 )  verurtei l t  % 1 4  J von ( 2 )  % 1 4 )  

( 1 ) 1 2 )  1 3 )  ( 4 )  ( 5 )  

7 4 0  3 1 4  4 2 ,  4 1 6 1  5 1 ,  3 

1 .  5 4 1  6 6 8  4 3 , 3  6 5 5  98 , 1 

6 24 1 8 7 3 0 , 0  1 7 0 9 0 , 9  

1 4 0  4 3  3 0 , 7  39 9 0 , 7  

6 2 1  1 8 7 3 0 ,  1 1 08 5 7 , 8  

2 1 4  82 38 , 3  8 2  1 oo , o  

3 38 2 1 8  6 4 , 5 2 1 7  9 9 , 5  

4 . 2 1 8  1 . 6 9 9  4 0 , 3  1 .  4 3 2  8 4 , 3  

Verurteilunsguoten beim Betrug 

Zahl der Einzelfälle 

insg . angeklagt % ( 2 )  von ( 1 )  verurte ilt % ( 4 )  von ( 2 )  

( 1 )  ( 2 )  ( 3 )  ; 4 )  ( 5 ) 

6 0 5  2 5 8  4 2 , 6  1 0 9 4 2 , 2  

1 3 5 56 4 1 ,  5 5 2  9 2 , 9  

7 4 0  3 1 4  4 2 ,  4 1 6 1  5 1 , 3  

von ( 1 )  

( 6 )  

2 1 , 8  

4 2 , 5  

27 , 2  

2 7 , 9  

1 7 , 4  

38 , 3  

6 4 , 2  

3 3 , 9  

% ( 4 )  von ( 1 )  

( 6 )  

1 8 , 0  

38 , 5  

2 1 , 8  � er-. ...... 



Beim Betrug ergeben sich größere Unterschiede in der Verurteilungsquote bei den Fällen 

des Betruges allein gegenüber den Fällen, in denen Betrug in Verbindung mi t  a nderen 

Tatbeständen v orkommt. Bei den reinen Betrugsfällen w erden von den Gerichten 58 % 

der Einzelfälle nicht sanktioniert, so daß die Verurteilungsq uote insgesamt nur 1 8  % be­

trägt. Dagegen fü hren in den kombinierten Fällen rund  9 3  % der Einzelfälle zu e iner  Ver­

urtei lung, so daß die Verurteilungsquote b ei dieser Fallgesta ltung 38,5 % beträgt. 

Derartige gerichtl iche Selektionsmechanismen sind bei der Deliktsgru ppe Untreue nicht 

festzustel len. 

Auch bei der Deliktsgruppe Kon kursdelikte ohne übrige Tatbestände ergeben sich nur 

beim betrügerischen Bankrott größere Quoten der gerichtl ichen Nicht-Sanktionierung. 

Ganz anders dagegen verhält es sich bei den Kon kursdelikten, die in Verb indung mit an­

deren Tatbeständen vorkommen. Hier führen zwischen 89 % und 7 % der angeklagten 

Einzelfäl le z u  k einer Verurteilung. Dementsprechend weil streuen auch die Verurteilungs­

quoten, b ezogen auf die Zahl der  ursprü nglich in den Verfahren von den Staatsanwalt­

schaften überprüften Einzelfälle. Am niedrigsten ist die Verurleilungsquote b ei den Ver­

fahren wegen G läubigerb egünstigung (mit rund 6 %, überdurchschnittl ich hoch in den 

Fällen des betrügerischen Bankrotts und der Unterlassung v on Konkurs- und Vergleichs­

anträgen nach dem GmbH-Gesetz). 

Eine über die staatsanwaltschaltliche Selektion hinaus gehende Nicht-Sanktionierung ist 

bei den Fällen der strafbaren Werbung nach § 4 UWG a ufgrund der schwierigen Tatbe­

standsfassung festzustellen 36>. Bei den Vorenthaltungen v on Beitragsteilen nach der 

Reichsversicherungsordnung führen sogar sämtl iche a ngeklagten Einzelfälle zu einer 

Verurteilung. Dasselbe gi lt  (mit Ausnahme für einen einzigen Einzelfall) auch für die 

Steuer-, Zoll- und Monopolverstöße. 

Die B edeutung des Verfahrens b emißt sich nicht n ur an der Zahl der Einzelfäl le, sondern 

auch an der Schadenshöhe. Angaben dazu sind in der Hauptverhandlung naturgemäß 

häufiger (N  = 190; 86 %) als im Vorverfahren. Beim Vorliegen einer Information zur  Scha­

denshöhe sind Bestrafungen häufiger (72 %; N = 1 36) a ls in den Fällen, in denen auch in 

diesem Verfahrensstadium keine Angaben dazu ersichtl ich sind (N = 18; 56 %) 37>_1n den 

Fällen, in denen es nicht zu einer Bestrafung kommt, bra ucht die Höhe des Schadens 

auch nicht festgestel lt  zu werden. Al lerdings ist der  inhalt l iche Zusammenhang zwischen 

Schadenshöhe und Verfahrensausgang nicht a llzu h och. Bei  Schäden b is 1 0.000 DM 

werden 62 % der Angeklagten b estraft (N = 32), in der  Schadensklasse über 1 0.000 DM 

bis 50.000 DM dagegen 74 % (N = 39),  die Sanktionsquote s inkt  wieder auf  69 % bei  

Schäden über 50.000 bis 250.000 DM, bei Schäden über e iner  Viertelmillion DM erreicht 

sie dann den h öchsten Wert mit 88 % (N = 29) 38).0b sich hier auch b esondere Schwer-
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Tabelle 5.11 

§ 266 StGB allein 

§ 266 StGB i .  V.rn. an-
deren Tatbeständen 

davon : § 263 StGB 

§ 246 StGB 

andere 

insgesamt 

Tabelle 5.1 2  

Betrügerischer 
Bankrott: 

davon : § 239 KO 
allein 

einfacher Bankrott: 

Gläubigerbe-
günstigung : 

§§ 64 , 84 GrnbHG ; 

insgesamt: 

Verurteilun�uoten bei Untreue 

Zahl der Einzelfälle 

insg . angeklagt % ( 2 )  von ( 1 )  verurteilt % ( 4 )  von ( 2 )  % ( 4 )  von ( 1 )  

( 1 )  ( 2 )  ( 3 )  ( 4 )  ( 5 )  ( 6 )  

3 28 444  (nicht bestinm- 440 99, 1  (nicht be-
bar) st:inmbar) 

7 0 1  1 5 7  2 2 , 4  1 53 9 7 , 5  2 1 , 8  

96 14 1 4 , 6  1 2  8 5 ,  7 1 2 , 5  

4 1 6  53 1 2 , 7  50  94 , 3  1 2 , 0  

1 .  54 1  668 4 3 , 3  655  98 , 1 4 2 , 5  

Verurtellun9sguoten bei Konkursdelikten ohne übrige Tatbeständ� 

Zahl der Einzelfälle 

insg . angeklagt % ( 2 ) von ( 1 )  verurteilt % ( 4 )  von ( 2 ) % ( 4 )  von ( 1 )  

( 1 )  ( 2 ) ( 3 )  ( 4 )  ( 5 )  ( 6 )  

59 1 7  28 , 8  1 4  8 2 , 4  2 3 , 7  

1 9  1 5  78 , 9  1 2  8 0 , 0  63 , 2  

1 9  7 3 6 , 8  7 1 00 , 0  3 6 , 8  

9 5 - 8 - -
4 7  1 3  2 7 , 7  1 3  1 00 , 0  2 7 , 7  

1 4 0  4 3  3 0 , 7  3 9  9 0 , 7  2 7 , 9  ..,:, °' ..... 



1--' "' 
-.J 

Tabelle 5.13 

Betrügerischer Bankrott 

davon: § 239 KO allein 

Einfacher Bankrott 

davon: § 240 KO allein 

Gläubigerbegünstigung 

davon: i.V.m. § 263 StGB 

Schuldnerbegünstigung 

§§ 6 4 ,  84 GmbHG 

davon : allein 

Andere Del ikte 

davon: nach StGB 
§ 263 

§ 266 

§§  1 53 ,  1 56 
andere StGB 

andere als StGB 

insgesamt 

Verurteilungsguoten bei Konkursdelikten mit übrige11 Tatl::>eständen 

Zahl der Einzelfälle 

insg . angeklagt % ( 2 )  von ( 1 )  verurteilt 

( 1 )  ( 2 )  ( 3 )  ( 4 )  

5 1  2 1  4 1 ,  2 1 8  

3 9  1 9  48 , 7  1 6  

8 5  27 3 1 , 8 22  

64  2 7  4 2 , 2  22 

69 36 52 , 2  4 

66  3 5  53 , 0  4 

5 5 - 5 

73  25  3 4 , 2  22  

54 24 4 4 , 4  22  

3 3 8  7 3  2 1 , 6 3 7  

3 0 1  6 1  20 , 3  25  

209  44  2 1 , 1 1 8  

5 1  5 9 , 8 -

1 2  6 50 , 0  3 

29 8 28 , 6  4 

3 7  1 2  3 2 , 4  7 

6 2 1  1 8 7  3 0 ,  1 1 08 

% ( 4 )  von ( 2 ) % ( 4 )  von ( 1 ) 

( 5 )  ( 6 ) 

8 5 , 7  3 5 , 3  

8 4 , 2  4 1 , 0 

4 0 , 7  2 5 , 9  

4 0 , 7  34 , 4  

1 1  , 1 5 , 8  

1 1 , 4 6 ,  1 

- -
88 , 0  3 0 ,  1 

9 1 , 7 4 0 , 7  

50 , 7  1 0 , 9  

4 1 , 0 8 , 3  

4 0 , 9  8 , 6  
- 9 , 8  
- 2 5 , 0  
- 1 3 , 8  

58 , 3  1 8 , 9  

5 7 , 8  1 7 , 4  



Tabelle 5. 1 4  

§ 4 UWG allein 

§ 4 UWG i . V . m .  Tat-
beständen des StGB 

davon : § 263 StGB 

§ 286 StGB u.a. 

§ 4 UWG i . V . m .  an-
deren Tatbeständen 

Andere Verstöße al-
lein 

davon, § 263 StGB 

andere StGB 

sonstige 

insgesamt 

Tabelle 5. 1 5  

a) 529  a . F . /533 n . F .  

b)  Verstöße gegen 
das StGB 

c)  Konkursdelikte 

d)  andere Verstöße 

insgesamt 

Verurteilungsguoten bei der strafbaren Werbung, § 4 LJWG 

Zahl der Einzelfälle 

insg . angeklagt % ( 2 )  von ( 1 )  verurteilt % ( 4 1  von ( 2 ) 

( 1 )  ( 2 )  ( 3 1  ( 4 1  ( 5 )  

605  258 4 2 , 6  253 98 , 1 

3 1 5  8 1  2 5 , 7  75 9 2 , 6  
1 3 4  4 3  3 2 ,  1 4 2  9 7 , 7  

3 - - - -

4 9  1 0  20 , 4  1 0  1 00 , 0  
2 2  1 5  6 8 , 2  1 5  1 00 , 0  
2 1  4 1 9 , 0  4 1 00 , 0  

624  187  3 0 , 0  1 70 9 0 , 9  

i ( 4 )  von ( 1 )  

( 6 )  

4 1 , 8  

23 , 8  

3 1 , 3  

-

20 , 4  

6 8 , 2  

1 9 , 0 

2 7 , 2 

Yerurteilunqs__guoten bei  der Vorenthaltung von Beitragstellen nac�h der RVO 

zahl der Einzelfälle 

insg . angeklagt % ( 2 )  von ( 1 )  verurteilt % ( 4 )  von ( 2 )  % ( 4 )  von ( 1 )  
( 1 )  ( 2 )  ( 3 )  ( 4 )  ( 5 )  ( 6 )  

7 7  3 2  4 1 , 6 3 2  1 00 4 1 , 6  

62 2 1  3 3 , 9  2 1  1 00 3 3 , 9  

5 3  1 7  3 2 ,  1 1 7  1 00 3 2 ,  1 

22  1 2  5 4 , 5  1 2  1 00 5 4 , 5  

2 1 4  8 2  3 8 , 3  8 2  1 00 3 8 , 3  CO "' 
.----< 



..... "' "' 

Tabelle 5. 1 6  Verurteilungsguoten b ei Steuer-, Zoll- und Monopolverstößen 

Zahl der Einzelfälle 

insg . angeklagt % ( 2 )  von ( 1 )  verurteilt  

( 1 ) ( 2 )  ( 3 )  ( 4 )  

a )  Steuerdelikte* 2 1 5 1 1  0 5 1 , 4 1 09 

b )  Zolldelikte 1 4  1 0 7 1  , 4  1 0 

c )  Monopolverstöße 9 6  9 6  1 00 , 0  9 6  

d)  Verschiedenes 1 3  0 0 -

insgesamt 3 3 8  2 1 8  64 , 5  2 1 7  

* Freigesprochen wurde in e inem Einzelfall (USt)  . 

% ( 4 )  von ( 2 )  % ( 4 )  von ( 1 ) 
( 5 )  ( 6 )  

9 9 , 1 5 0 , 7  

1 00 , 0 7 1 , 4 

1 00 , 0  1 00 , 0  

- 0 

99 , 5  6 4 , 2  



punktverteilungen im Bemühen der Gerichte zu einer umfassenden Sachverhaltsaufklä­
rung erkennen lassen, muß dahingestellt bleiben. Denkbar zumindest wäre es, wenn die 
Gerichte vor allem in den besonders schwergewichtigen Fällen überdurchschnittliche An­
strengungen investierten, die bei einfacheren Verfahren (bis 50. 000 DM) nicht notwendig 
sind, bei den n ,itlelschweren Verfahren (50. 000 DM bis 250. 000 DM) aber nicht immer als 
verhältnismäßig erachtet werden. 

Für die 136 verurteilten Angeklagten, bei denen Angaben zur Schadenshöhe vorlagen, 
zeigt Tabelle 5.17 den Grad der Übereinstimmung zwischen angeklagten Schäden und 
schließlich "verurteilten" Schäden. 

Sieht man von den Fällen ab, in denen die Angeklagten freigesprochen werden oder es 
zu Einstellungen oder Abtrennungen kam, so erweist sich, daß die Gerichte den von den 
Staatsanwaltschaften aufbereiteten Verfahrensstoff auch in großem Umfang den Verur­
teilungen zugrundelegen. In 112 von 1.36 Fällen, also 82 %, stimmen die Schadensklas­
sen der angeklagten und schließlich "verurteilten" Schäden überein. Nur in 5 Fällen (4 o/o) 
ergeben sich Abweichungen von 2 und mehr Schadensklassen. Unter diesem Gesichts­
punkt kann die Quote zur Verurteilung gelangender Schäden auch (neben der Quote der 
Verurteilten und der Zahl der Einzelfälle) als "Erfolgs"- Indikator betrachtet werden. 
Insgesamt werden Schäden in der Gesamthöhe von .30 Millionen DM angeklagt, allerdings 
betrifft diese Zahl nur 19 0 aller 27 0 Angeklagten. Den Verurteilungen liegen 2 .3,4 Mio DM 
Schäden zugrunde. Das ist eine Quote von 78 %. Da nur 66 o/o aller Angeklagten auch 
verurteilt wurden, ist die "Ausbeute" der Gerichte unter dem Gesichtspunkt der Schäden 
recht hoch. 

Die Deliktsdauer steht auch im Hauptverfahren in einem begrenzten Zusammenhang mit 
der Beweislage. Die Verurteilungsquote ist gering, wenn überhaupt nicht erkennbar ist, 
wie lange das Delikt angedauert hat (57 %; N = 8); in diesen Fällen bedarf es ohnehin 
nicht der Feststellung der Deliktsdauer. Sie ist ferner gering, wenn die Deliktsdauer nur 
bis zu einem Monat beträgt (.37 %; N = 1 0); bei einer Andauer des deliktischen Verhal­
tens über 1 Monat bis 6 Monate (77 %; N = .34) und über 6 Monate bis 2 Jahre (79 %; N 
= 6.3) ist die Verurteilung überdurchschnittlich häufig, die Sanktionsquote sinkt aber bei 
einer - anscheinend weniger überschaubaren - Dauer von über 2 Jahren wieder ab (68 
%; N = .39) 39 >. 
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N 
0 ...... 

Tabelle 5. 1 7  

Hähe des angeklag-
ten Schadens in 

DM bis 
1 .000 

bis 1 . 000 1 4  
über 1 .000 2 bis 5 . 000 

über 5 .000 
bis 1 0 .000 

über 1 0 . 000 
bis 20 .000 

über 20 .000 
bis 35.000 

über 35.000 
bis 50 . 000 

über 50 .000 
bis 100 .000 

über 1 00 . 000 
bis 250 .000 

über 250 .000 
bis 1 . 000.000 

über 1 Mio 

insgesamt 16  

Das Verhältnis der angeklagten ZLJ jlen verurteilten Schäden 

Höhe des verurteilten Schadens in DM 

über über über über über über über über über 1 .000 5 .000 1 0 . 000 20 .000 35 .000 50 .000 100 . 000 250 .000 1 Mio insg . 
bis bis bis bis bis bis bis bis 

5 . 000 1 0 .000 20 . 000 35 .000 50 .000 100 .000 250 .000 1 Mio 

1 4  

20 22 

1 5 6 

2 1 1  1 3  

1 1 9 1 1  

1 2 1 8 1 2  

3 2 8 1 3  

, 
2 14  1 6  

4 1 9  23 

1 4 5 

22 8 1 4  1 3  1 0  1 0  1 8  20 4 136 



5.3.4.2 Merkmale der Angeklagten 

Für eine ganze Reihe von Merkmalen der Angeklagten ergeben sich keine o der  nicht 

stark ausgeprägte Beziehungen zum Verfahrensausgang. 

Tendenziell "bevorzugt" werden durch geringere Anteile der Bestrafung: 

- die Deutschen (68 %, N = 139)  gegenüber den Ausländern (73 %, N = 1 1 ), 

- die Frauen (52 %, N = 1 4 ) gegenüber den Männern (72 %, N = 1 38) 4o>, 

- die über 60 Jahre alten Angeklagten (50 %, N = 9) gegenüber den jüngeren (65 

%, N = 1 45), 

- die Gesellschafter und Vorstände (66 %,  N = 67) sowie 

- die Einzeluntern ehmer (66 %, N = 77) gegenüber den Angestellten (72 %,  N = 

58). 

Dagegen ergibt sich eine ausgeprägtere, aber a uch noch schwache Besserslellung der  

Angeklagten, d ie e inen kaufmännischen Beruf  erlernt haben:  Die Verurteilungsquote der 

Kaufleute beträgt 55 % (N = 2 4),  die der Handwerker 73 % (N = 99), die der Angekagten 

ohne Angabe zum erlernten Beruf 72 % (N = 3 1 )  4 1 >. 

Auch im Hauptverfahren kommen die Angeklagten mit geringem Bildungsniveau deutlich 

schlechter weg, was mit der Struktur der von ihnen begangenen Taten, der Ausfüh­

rungsart und den dadurch geringeren Ermittlungsschwierigkeiten zusa mm enhängen wird. 

Bestraft werden 80 % der Angeklagten, die höchstens den Hauptschulabschluß (N insge­

samt = 25) erreichten, 70 % der Angeklagten mit been deter Ausbildung (N insgesamt = 

1 36), während nur  50 % der "Akademiker" (N insgesamt = 18)  bestraft werden 42>. 

Mil Ausnahme der Zahl einschlägiger Vorstrafen kommt d en Vorstra fen im Hauptverfah­

ren bei der Entscheidung über das Ob der Bestrafung keine Bedeutung mehr zu. Die Zu­

sammenhänge zwischen Vorstrafe überhaupt 43>, Zahl der Vorstrafen 44>,höchstes Straf­

maß bei mehreren Vorstrafen 45> und einschlägiger Vorstrafe 46) und der Verurteilung 

sind sämtlich wenig ausgeprägt. Tendenziell ergeben sich gemessen an der Verurlei­

lungshäufigkeil "Benachteiligungen" 
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- der Vorbestraften (70 %) gegenüber den Nichtvorbestraften (67 %), 
- der fünf- und mehrfach Vorbestraften (83 %) gegenüber d en z wei- bis viermal 

Vorbestraften (80 %), 

- der mit Freiheitsstrafe Vorb estraften (82 %) gegenüber den mit Geldstrafe (oder 

Maßnahme nach JGG) Vorbestraften (67 %), 



der einschlägig, also wegen Wirtschaftsdelikten, Vorbestraften (73 %) ge­

genüber den nicht einsch lägig Vorbestraften (6 1  %). 

Bei der Zahl  der einschlägigen Vorstrafen ergibt s ich eine deut l iche Schlechterstel lung 

der zweifach einschläg ig Vorbestraften (53 %, N = 9) 47l_ 

5.3.4.3 Opfermerkmale 

Unter Opfergesichtspunkten hat sich nur ein Merkmalszusammenhang als b edeutsam er­

wiesen: Bei mehr a ls 10 nicht unternehmerisch tätigen Geschädigten: den sogenannten 

Individualopfern, ist die Verurteilungsquote deutlich höher (85 %,  N � 1 7) a ls bei  1 bis 1 0  

Individualopfern (45 % ,  N = 18)  48l, insoweit ergibt sich eine deutl iche Para llele zur  Zahl 

der Einzelfälle. 

5.3.4.4 Verfahrensmerkmale 

5.3.4 .4 . 1 Die Bedeutung der Verfa hrensinitiierung für den Ausgang des Hauptver-

� 

Die Verurtei lungshäufigkeil ist bei  den Kontrolldelikten insgesamt (KO, AO, R VO) mit 70 

% höher als bei den Anzeigedelikten insgesamt (§§ 263, 266 StGB, 4 UWG) mit 38 %. Für 

die einzelnen Arten der Verfahrensinitiierung bei den Kontrolldelikten ergeben sich nur  

geringfügige Unterschiede (zwischen 60 % und 73 %).  Bei den Anzeigedelikten sind d ie 

Unterschiede größer (zwischen 4 5  % und 76 %) 4 9l_ 

5.3.4 .4 .2  E rste Ermitt lungen durch d ie  Polizei oder Staatsanwaltschaft 

Zwar ergeben sich im Ermittlungsverfahren keine n ennenswerte Unterschiede in  der An­

klagehäufigkeit, wenn Polizei (29 %) oder  Staatsanwaltschaft (3 1 %) die ersten Ermitt­

lungen durchgeführt haben 5ol_ Im Hauptverfahren ergibt sich jedoch - trotz in der .Höhe 

gleich weil  gehender Selektion im Ermitt lungsverfahren - ein größerer Unterschied in der  

Verurteilungsquole. Die bei den Staatsanwaltschaften b egonnenen und mit Ankla gen 

abgeschlossenen Verfahren (N = 52) führen nur in 50 % der  Fälle zu einer Verurtei-
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lung, während bei  den zunächst polizeilich ermittelten Fällen (N = 87) drei Viertel (76 %) 

der Angeklagten auch verurteilt werden (vgl. dazu schon oben 4.2.6). 

5. 3.4.4.3 Ermitt lungsschwerpunkte 

Zwischen dem Ausgang des Hauptverfahrens und den Ermittlungsschwerpunkten im Er­

mittlungsverfahren b esteht eine deutl iche Beziehung. Die al lein von den Staatsanwalt­

schaften ermittelten und wohl auch rechtlich schwierigen Verfa hren zeichnen sich durch 

die mit 54 % niedrigste Anklagequote (N = 28) aus. Die von der Polizei bzw. von Fina nz­

und Zollbehörden allein ermittelten Fälle haben mit 78 % die höchste Anklagequote (N = 

47). Es ist aber zu b edenken, daß auf diese Fälle ein g roßer Teil der vorselektierten 

Steuer- und Zolldelikte entfällt. Ebenfalls beachtlich ist mit 70 % die Verurtei lungsquote 

der von Polizei und Staatsanwaltschaft etwa zu gleichen Teilen ermittelten Fälle (N = 73) 
5 1 )  

5.3.4.4.4 Ermittlungsaktivitäten i m  Vorverfahren 

Zwischen dem Ausgang des Hauptverfahrens und den zuvor von den Staatsanwalt­

schaften entwickelten Ermittlungsaktivitäten besteht ein Zusamm enhang. Mit Ausnahme 

der staatsanwaltschaftlichen Anträge auf Bereitstellung von Akten durch Gerichte 

wächst die Anklagequote mit zunehmendem Gewicht der durch die Staatsanwaltschaft 

beantragten Maßnahme. Hierin spiegelt sich auch das Gewicht der Verdachtsgründe; in 

einstellungsträchtigen Fäl len werden derartige Maßnahmen nicht beantragt. Tabel le 5. 1 8  

läßt folgende R eihenfolge der Sanktionshäufigkeit erkennen: richterliche Zeugen­

vernehmung, richterliche Beschuldigtenvernehmung,  Durchsuchung, Beschlagnahme und 

Haftbefehl. Weil die den Fäl len jewei ls  zugrundeliegende Verdachtsschwere in der 

Untersuchung nicht festgehalten wurde, läßt sich aus den Ergebnissen nicht schließen, 

ob die Staatsanwaltschaften in genügendem Maße die ihnen zur  Verfügung stehenden 

Möglichkeiten "ausreichend" ausgeschöpft haben. Zu warnen ist deshalb vor dem na­

heliegenden Trugschluß "Je härter die Maßnahme, desto eher ist Bestrafung zu erwar­

ten", an den sich leicht die (falsche, weil nicht b egründete) Folgerung schließen könnte, 

möglichst oft möglichst weitreichende Ermittlungsmaßnahmen z u  ergreifen. 
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Tabelle 5.1 8  Ausgang des Hauptverfahrens und Rechts- und Amtshilfeanträge im 

staa tsanwa ltschaftlichen Ermiltlungsverf ahren 

Anträge auf 

Bereit- ridl.ter- richter-

Sankticn Stellung liehe liehe Be- Durchsu- Beschlag-vro Akten Zeugen- schuldig-
verneh-

Gerichte nung 
abs. % abs. % 

nein 15  21 , 7 14• 46, 7 
ja 54 78,3 16 53,3 

insgesamt 69 100 30 100 

Chi 2 1 3 , 09 DF = 6 P 

tenvemeh- chung 

nung 
abs. % abs. 

1 1  39 ,3 19  
17  60,  7 44 

28 100 63 

. 04 1 7  csv = 0 , 2 1 

nahne 

% abs. 

30,2 18 
69,8 44 

100 62 

5.3.5 Fälle der Nichtverurteilung im Hauptverfahren 

% 

29,0 
71 ,0  

100 

Haftbefehl senst. insgesamt 

abs. % abs. ' abs. % 

1 5,6 � 2r,4 81 28,5 
17  94,4 11 78,6 203 71 ,5  

18 100 14 100 284 1 00 

Abgesehen von 7 Fällen der Abtrennung (davon einer in der Hauptverhandlu!'lg),  bei de­
nen über den Verfahrensausgang nichts bekannt ist, und 13 Fällen der Nichteröffnung 
des Hauptverfahrens 52) werden insgesamt 70 Angeklagte nicht bestraft. Diese Fälle 
gliedern sich auf in 42 Verfahrenseinstellungen im vollen Umfange (60 %) und 2 8  Frei­

sprüche (40 %). 

Bei 3 Angeklagten wird das Verfahren vor und bei 39 Angeklagten in der Hauptverhand­
lung eingestellt. Diese Vorgehensweise ist - wie Tabelle 5.1 9 nachweist - besonders 

häufig (N = 33; 79 'lo) bei den Amtsgerichten anzutreffen, während es nur bei 9 (21 %) 
der bei den Strafkammern Angeklagten zu einer Verfahrenseinstellung kommt. 
Im Gegensatz zum Vorverfahren stehen die Gründe der Geringfügigkeit 53> (81 %) im 
Vordergrund (bei den Amtgerichten sogar mit 88 %). 
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Tabelle 5.19 Einstel lungen Im Hauptverfahren nach Spruchkörpern 

E instellungsgründe 

VEgen Gering- Nach Erfüllung Verfahrenshin- fügigkeit (§  Mehrfachtäter 
dernis 1 53 II Stro u .  von Auflagen (§ 1 54 II Stro) 

(§ 205 Stro) § 1 53 b II StPO) (§ 1 53 a II Stro) 
Spruchkörper abs . % abs .  % abs .  % abs . % 

Amtsgericht 1 ( 2 5 ,  0 )  2 0  8 7 , 0  9 ( 8 1 , 8 )  3 ( 7 5 , 0 )  

Strafkammer 3 ( 7 5 , 0 )  3 1 3 , 0  2 ( 1 8 ,  2 )  1 ( 2 5 , 0 )  

insgesamt 4 ( 1 00 )  23  1 0 0  1 1  ( 1 0 0 )  4 ( 1 00 )  

Tabelle 5.20 Art der Sanklionslosigkeit im Hauptverfahren bei verschiedenen Deliktsgruppen 

Art der Deliktsgruppen 
Sanktions- 263  2 6 6  KO KO u . a .  UWG RVO AO 
losigkeit abs . % abs .  % abs . % abs .  % abs . % abs . % abs . 

E instellung 5 2 9 , 4  4 ( 4 4 , 4 )  5 ( 6 2 , 5 )  5 ( 7 1 , 4 )  7 ( 58 ,  3 )  5 ( 100 ) 1 1  

Freispruch 12 70 , 6  5 ( 55 , 6 )  3 ( 3 7 ,  5 )  2 ( 2 8 , 6 )  5 ( 4 1 ,  7 )  0 1 

insgesamt 17 100 , 0  9 ( 100 ) 8 ( 100 ) 7 ( 100 ) 12  ( 100 ) 5 ( 100) 12  

x
2 1 6 , 30 df 6 P = . 01 22 

insg . 

abs . % 

; 

3 3  78 , 6  

9 2 1 , 4 

4 2  1 0 0 

insge s .  

% abs .  % 

( 9 1 , 7  4 2  6 0 , 0  

( 8 ,  3 )  28  4 0 , 0  

( 100 , 0  70 100 , 0  
i 

'° 
D 



Die Auflagen bei den 1 1  Fällen zur Einstellung nach § 1 53a Abs. 2 StPO bestanden in 

Schadenswiedergutma chung (N = 1),  der Entrichtung eines Geldbetrages z ugunsten einer 

gemeinnützigen Einrichtung (N = 9); sonstige Leistungen wurden 4 Angeklagten aufer­

legt. Bei der Geldbußenauferlegung wurden folgende Höhen festgestellt (jeweils DM): 

500, 800, 1 .000, 1 .500, 2.000 (zweimal), 3.000, 4.000, 9.000. 

5.3. 5. 1 Tatmerkmale 

Für die einzelnen Deliktsgruppen ergeben sich unterschiedliche Anteile der Einstellungen 

und Freisprüche (vgl. Tabelle 5.20): 

Fehlen Angaben z ur Schadenshöhe (N = 1 7), dann kommt es erwartungsgemäß eher 

zum Freispruch (65 %, N = 1 1 ) als zur Einstellung (35 %, N = 6). Bei Informationen zur 

Schadenshöhe ist es gerade umgekehrt : Freispruch 32 % (N = 1 7), Einstellung 68 % (N = 

36). Bei der Schadenshöhe überlagern sich (vermutlich) zwei gegenläufige Tendenzen, 

die den Befund als widersprüchlich erscheinen lassen. In der Schadensklasse bis zu 

10.000 DM dürften sowohl Fälle der relativen Geringfügigkeit a ls a uch  Fälle mit nicht all­

zu breiter Beweislage enthalten sein. Demzufolge überwiegen Einstellungen (75 %, N = 

15) sehr deutlich die Freisprüche (25 %, N = 5). In der Schadensklasse über 50.000 DM 

als dem a nderen Extrem dürfte der Beweisstoff so d icht  sein, daß Freisprüche (21  %, N = 

4) weniger naheliegen a ls Einstellungen (71 %, N = 1 5) 54>_ Freilich bedürfte die ver­

hältnismäßig h oh e  Zahl der Einstellungen bei großen Schäden noch näherer Untersu­

chungen; absolut g esehen sind die Zahlen aber für weitergehende Interpretationen nicht 

tragfähig g enug. 

5.3.5.2 Merkmale der Angeklagten 

Die meisten in der Untersuchung überprüften Angeklagtenmerkmale lassen � zusam­

menhänge zu den beiden Möglichkeiten der Sanktionslosigkeit Einstellung einerseits und 

Freispruch a ndererseits erkennen: Bei � werden die Hauptverfahren eher einge­

stellt (69 %) als bei Männern (58 %). Bei Verheirateten wird eher eingestellt (65 %) als bei 

Unverheirateten (45 %). Bei den Angeklagten mit abgeschlossener oder gar h öherer 

(Aus-)Bildung wird eher freigesprochen (46 %) als bei den Angeklagten mit niedrigem 

Bildungsniveau (25 %). Angeklagte mit kaufmännischer Lehre werden eher freigespro­

chen (48 %) als solche mit handwerklicher Ausbildung (20 %). Eher freigesprochen wer-
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den auch Angestellte (44 %) und Gesellschafter (45 %) a ls Einzeluntern ehmer (27 %). 

5.3.5.3 Verfahrensmerkmale 

Bei Ermittlungen in einem weiteren Verfahren ist die Freispruchsquote mit 20 % unter­

durchschnittlich gering. Wurde anderweitig nicht gegen den Angeklagten ermittelt, dann 

beträgt die Freispruchsquote 45,5 % 55>. 
Für die Ermittlungsschwerpunkte im Vorverfahren ergeben sich nur geringfügige Unter­

schiede:  Die hauptsächlich von der Polizei ermittelten Fälle haben die h öchste Einstel­

lungsquote (69 %), es folgen d ie gemeinsam von Polizei und Staatsanwaltschaft ermittel­

ten (58 %) und am Schluß die von den Staatsanwaltschaften a llein ermittelten Fälle (54 

%). 

Je mehr Staatsanwälte im Verfahren ermittelt haben (und je  länger die Verfahren damit 

gedauert haben), desto größer ist tendenziell d ie  Einstel lungsquote: 1 Staatsanwalt 56 %, 

2 Staatsanwälte 58  %, 3 und mehr Staatsanwä lte 73 %. 

Die Angeklagten mit Verteidiger (N = 43) werden eher freigesprochen (49 %, N 2 1 )  als 

die Unverteidigten (26 %, N = 7) 56>. 

5.3.6 Organisationsmerkrnale und Verfahrensausgang 

Organisationsvariablen für die in die Untersuchung einbezogenen Gerichte wurden nicht 

erhoben. Dies ist wegen des Untersuchungsansatzes mit seiner A uswahl der Fälle bei 

den Staatsanwaltschaften nicht sinnvoll. Auf die einzelnen Gerichte kommen sehr kleine 

Fallzahlen, die zudem nicht repräsentativ für das gesamte Fallaufkommen an Wirt­

schaftsstrafverfahren sind. Es ist deshalb nur noch möglich zu verfolgen, ob die für das 

Ermittlungsverfahren festgestellten unterschiedlichen Erledigungsstrafegien der Staatsan­

waltschaften noch A uswirkungen im Hauptverfahren zeigen. Es  l iegt nämlich nahe anzu­

nehmen, daß die von den Schwerpunktstaatsanwaltschaften durch besonders weitge­

hende Einstellungen (65,5 % al ler ihrer Beschuldigten; vg l. Tab. 4.5) stark selektierten 

Verfahrensgegenstände sich durch besonders h ohe Verurte ilungsq uoten auszeichnen. 

Dies ist aber nicht der Fal l  (vgl. Tabelle 5.2 1). 
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N 
D 

Tabelle 5.2 1 

Hauptverfahrens-
ausgang 

Abtrennung 
E.instellung 
Freispruch 
Geldstrafe 
Freiheitsstrafe 

.insgesamt 

x > 0 , 26 DF 

Tabelle 5.22 

Hauptverfahrens-
ausgang 

Abtrennung 
Einstellung 
Freispruch 
Geldstrafe 
Freiheitsstrafe 

insgesamt 

Verfa hrensa us� u n d  A rt der  Staatsanwa ltschaft 

Art der Staatsanwaltschaft 

Allgerre.ine StA Schwerpunkt StA 
abs. % abs. % 

17 30 , 9  74 34 , 6  

38 69 , 1  140 6 5 , 4  

55 100 214 100 

p 0 . 6 0 7 8  csv 0 , 03 

Verfahrensausgang und Größe der  Staatsanwaltschaft 

Größe der Staatsanwaltschaft 

kle.ine u. mittlere große StA sehr große StA 
StA 
abs . % abs. % abs. % 

19 41 , 3  · 62 38 , 8  10 15 , 9  

27  58 , 7  98 61 , 2  53 8 4 , 1  

4 6  100 160 100 63 100 

.insgesamt 

abs .  % 

91 33 , 8  

178 6 6 , 2  

269 100 

.insgesamt 

abs .  % 

91 33 , 8  

178 6 6 , 2  

269 100 



Die Bestrafungsquote der von den Schwerpunktstaatsanwaltschaften Angeklagten macht 

65 % aus, die der von den nichtspezialisierten Staatsanwaltschaften dagegen 69 %. Die­

se Unterschiede sind freilich nicht erh eblich. Im Endergebnis beträgt d ie "Erfolgsquote" 

(vgl. Tabelle 5.24) der allgemeinen Staatsanwaltschaften .3.3 % (N = .38 bei  insgesamt 1 1 6 

Beschuldigten), die der Schwerpunktstaatsanwaltschaften nur 2.3 % (N = 140  bei 

insgesamt 62.3 Beschuldigten). 

Im Ermittlungsverfahren sinkt die Anklagequote (vgl. oben Tabelle 4.4) mit zunehmender 

Größe von 69 % (kleine Staatsanwaltschaften) auf .37 % (sehr große Staatsanwaltschaf­

ten). Nach dem soeben zur Art der Staatsanwaltschaft dargelegten Befund wäre es nicht 

überraschend, wenn sich dieser Trend auch im Hauptverfahren fortsetzte. Dem ist aber 

nicht so. Vielmehr nimmt - wie Tabelle 5.2 1 zeigt - die Verurlei lungsquole mit  

wa chsender Größe der anklagenden Staatsanwa ltschaft zu. Die k le inen, mitt leren und 

großen Staatsanwaltschaften haben ihr Fallmaterial a lso weniger v orselektierl als die 

sehr großen Staatsanwaltschaften, verzeichnen aber demgemäß (mit 59 % und 61 % 

Bestrafungsquolen) auch geringere "Erfolge" als die sehr großen Staatsanwaltschaften 

(84 %). 

Dieses E rgebnis liegt einerseits nahe, w enn man an die Feststel lungen zum Zusammen­

hang zwischen Arbeitsbelastung und Einstellungspolitik der  Staatsanwaltschaften denkt 

(vgl. Kapitel 1 .2 .2.8); andererseits z eigt das Erg ebnis nur die b ereits dargelegte unein­

heitl iche Vorgehensweise verschiedener Landesjustizverwaltungen bei der Bestimmung 

unterschiedlich großer Staatsanwaltschaften z u  Schwerpunklstaatsanwaltschaflen. 

Im Endergebnis arbeiten die sehr großen Staatsanwaltschaften, v or a llem wenn man be­

rücksichtigt, daß ihr Geschäftsanfall sich vornehmlich a us lalsächllch und rechtl ich 

schwierigeren Fällen z usammensetzt, besonders effektiv: Die Gesamlsanklionierungs­

guole beträgt bei ihnen allen .30 %,  bei  den großen Staatsanwaltschaften nur 20 %, bei  

den kleinen und mittleren .35 % (bei durchschnittl ich einfacher l iegenden Fällen). 

5.4 Strafzumessung und Strafaussetzung z ur Bewährung 

Fragen der Strafzumessung werden aus dogma tischer und empirischer Sicht schon seil 

B eginn des 1 9. Jahrhunderts 57) kontrovers diskutiert, ohne daß bisher letzte Klarheit 

über Voraussetzungen und Ergebnisse dieses Verfahrensschrittes vorliegt. 
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N ...... ...... 

Tabelle 5.23 

Sanktionierung des 
Beschuldigten 

nein 

ja 

insgesamt 

x > 1 3 , 4 0 DF 

Tabelle 5.24 

Sanktionierung des 
Beschuldigten 

nein 

ja 

insgesamt 

x > 5 , 6 1  DF 

Sanktionshäufigkeit innerhalb d es gesamten Verfahren�11ac:h Grjiße der�Staatsanwaltschaft 

Größe der StA 

kleine und mittlere StA große StA sehr große StA 

abs. % abs. % abs . % 

50 64 , 9  390 79 , 9  120 69 ,4  

27 35 ,1  98 2O ,l  53 30 ,6 

77 100 488 100 173 100 

2 p 0 . 0 0 1 2  csv = 0 , 1 3  

Sanktionshäuflgkeit innerhalb des gesamter, V�fal}ren�s nach Art d er Staatsanwaltschaft 

Art der StA 

Allgerreine StA Schwerpunkt StA insgesamt 

abs. % abs. % abs . % 

78 67 ,2  482 77 , 4  560 75 ,9  

38 32 ,8  140 22 , 6  178 24 , 1  

116 100 623 100 738 100 

p 0 . 0 1 9 8 csv 0 , 0 9 

insgesamt 

abs . % 

560 75 ,9  

178 24 , 1  

738 100 



Es st reiten nicht nur zwei "Sch ulen" 58) in der Wissenschaft 59) darüber, welches die 

gerechte Strafe für eine ganz bestimmte Straftat ist (Theorie der Punktstrafe und Spiel­

raumtheorie), der Streit entzündet sich vielmehr schon an der grundsätzlichen Frage, ob 

der Vorgang der Strafzumessung Ausdruck von Metaphysik 60> oder gar Willkür 6 1)  sei 

oder, ob ihm eine eigene Rationalität 62) innewohne. Zwischen beiden Positionen finden 

sich Ansätze, die die einzelnen Gründe  für  die Unterschiede in  der Strafzumessung dar­

legen 63). Letztendlich ist das empirisch vorgefundene Ergebnis der Strafzumessungs­

praxis n icht von Straf ideologien 6 4l, von den Stra fzwecken 6 5) zu  trennen, die die Ge­

richte verfolgen, wobei diese Strafzwecke häufig genug mehr auf tradierten Vorstel lun­

gen 66) beruhen a ls auf gesichertem Wissen darüber, mi t  welchen Strafarten und Straf­

höhen welche genera l- oder spezialpräventiven Wirk ungen zu  erreichen sind 67). 

Bei Wirtschaftsstraftätern gelten Verurte ilungen z u  schwererwiegend en Strafen als selten 
68l, wenngleich auch - zumal  in den letzten Jahren - von den Gerichten feste (hohe) 

Straftaxen entwickelt worden sein sol len 69). 

5.4. 1 Strafzumessung bei  Wirtschaftsdelikten 

Bei der Strafzumessungsentscheidung ist zunächst die Wahl über die Strafart, also 

Geldstrafe gegenüber Freiheitsstrafe, zu  treffen,  sofern - wie regelmäßig - eine solche 

Wah lmöglichkeit von den Straftatbeständen vorgesehen ist. Insoweit behandelt die fol­

gende Darstellung 1 78 Entscheidungen, und zwar 

26 Strafbefehle 1 4 ,6 %
> 84 Geldstrafen 

58 Geldstrafen 32,6 % 

77 Freiheitsstrafen 43,3 % 
1 7  Freiheits- und .Geldstrafen 9 ,6 %. 

Zur Strafhöhe als zweitem Schritt des Strafzumessungsvorgangs werden bei den Geld­

strafen nur  81 Erkenntnisse analysiert, weil infolge eines (nicht rechtzeitig b emerkten) 

Codierversehens bei  drei rechtskräftigen Strafbefehlen die Strafh öhen nicht festgehalten 

worden sind. 
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5.4. 1 . 1  Prägnanztendenzen bei der Strafzumessung 

Die in der rechtsta tsächlichen und kriminologischen Literatur mehrfa ch festgestellten 

Neigungen der Gerichte, ganz bestimmte "runde" Strafmaße gegenüber anderen Strafhö­

hen anzuwenden 7ol, läßt sich auch für die vorliegende Untersuchung be legen. 

Für die Geldstrafen (vgl. im einzelnen Tabelle 5.25) werden folgende Tagessatzhöhen 

bevorzugt :  5 Tagessätze und Mehrfa che davon machen vier fünftel aller Strafmaße aus 

(N = 66; 8 1 ,5 %), 1 0  Tagessätze oder Vielfache zwei Drittel  (N = 52; 64,2 %), Mehrfa­

che von drei Tagessätzen und vier Tagessätzen jeweils rund z wei fünftel (N = 30; 37,0 

% bzw. N = 32; 39,5 %), 6 Tagessätze und Vielfa che etwa zwei Siebtel (N = 23; 28,4 %), 

8 Tagessätze und Vielfache ein Sechstel (N = 1 4 ;  1 7,2 %); auf 9 Tagessätze und Vielfa­

che entfällt nur noch ein Zwölftel (N = 7; 8,6 %). 

Demzufolge spielt ein Fünfer- und ein Zehnersystem eine R olle. Dagegen orientieren 

sich die Gerichte nur in einem geringeren Umfang am Dreißigersystem, das der Meßgröße 

"Monat"  bei Ersatzfreiheitsstrafen entsprä che. 

Bei den Freiheitsstrafen (vgl. im einzelnen Tabelle 5.25) orientieren sich die Gerichte in 

der Hauptsache an einem Dreimonatssystem. Zwei Drit tel  a ller Freiheitsstrafen belaufen 

sich auf drei Monate oder Mehrfache davon (N = 57; 61 %). Bei letzteren stehen an der 

Spitze sechs Monate und Vielfache (N = 50; 54,9 %), ein gutes Vierte l entfäl lt auf zwölf 

Monate und Mehrfache (N = 24; 26,4 %), ein Siebtel  auf neun Monate (N = 1 3; 1 4,3 %). 

Immerhin entfallen (bei Doppelzählungen z.B. 1 2  Monate) zwei fünftel aller Strafmaße 

auf ein anderes Grundmuster, nämlich auf vier Monate (in der die "magische" Drei we­

nigstens als e in Drittel des Jahres enthalten is t )  und Mehrfache hiervon (N = 36;  39,6 %). 

Bei der Freiheitsstrafe werden mit neun verschiedenen Strafhöhen schon drei Viertel al ler 

Strafmaß e  erfaßt,  bei  der Geldstrafe sind dies n ur knapp drei fünftel oder reichlich die 

Hälfte (56,9 %). Bei der  Geldstrafenverhängung steht dem Gericht a lso eine g rößere Va­

riat ionsbreite zur  Verfügung, was für die Ausschöpfung der  Strafrahmen bedeutsam wird 

(vgl. unten Kapitel 5 .4 . 1 .4). 

5.4. 1 .2  Merkmalszusammenhänge 

Sowohl aufgrund der gesetzlichen Regelung als auch nach den bisherigen Ergebnissen 

liegt es nahe anzunehmen, daß auch für die Strafzumessung Merkmale der Tat und der 
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Tabelle 5.25 

Anzahl der Ta-
gessätze 

1 0  
20  
25  
30  
60  
9 0  

1 00 
1 5  
40 

1 5 0  
sonst . 

insgesamt 

Tabelle 5.26 

Spruchkörper 

Arntsr ichter 
Schöffengericht 
Strafkamrer 

insgesamt 

Zur Prägnanztendenz bei Verurteilungen zu·Geldstrafe und FreiheitsstrafE! 

Geldstrafen Freiheitsstrafen 

Anzahl der Ver- % aller Anzahl der Anzahl der Ver- % aller 
urteilunoen Verurteilunoen 1-bnate urteilunoen Verurteilunaen 

7 8 , 6  1 2 1 7  1 8 , 1  

7 8 , 6  6 1 2  1 2 ; 8  

7 8 , 6  3 0  8 8 , 5  

6 7 , 4  7 7 7 , 4  

5 6 , 2  8 7 7 , 4  

5 6 , 2  9 7 7 , 4  

5 6 , 2  1 0  5 5 , 3  

4 4 , 9  24 5 5 , 3  

4 4 , 9  1 8  3 3 , 2  

4 4 , 9  sonst.  23  24 , 5  

27  33 , 3  

8 1  1 o.o insg . 94  1 00 
. _;,;�,· 

Strafzumessung nach Spruchkörpern 

Strafbefehl Freiheitsstrafe u. 
(Geldstrafe) Geldstrafe Freiheitsstrafe Geld. insgesamt 
abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % 

26 100 13 22,4 3 3 , 9  0 0 42 23 ,6 
0 (_j 42 72 ,4 36 46 ,8 9 52 ,9 87 48,9 
0 0 3 5,2  38 49,4 8 47 ,1 49 27, 5  

26 100 58 100 77 lCO 17 100 178 100 -<t ....., 



Verurteilten bedeutsam sind. Zunächst spielen aber die Schwereeinschätz ungen des Ge­

setzgebers für die einzelnen Delikte 7 1 >, wie sie in  d en verschiedenen Arten und Rah­

men der Strafdrohungen des StGB zum Ausdruck kommen, eine wichtige Rolle. In erster 

Linie sind es  die Straftatbestände, die festlegen, welche Strafart und w elches Strafmaß­

intervall b ei den einzelnen Taten anzuwen den sind. Bei "richtiger" Subsumption können 

Merkmale der Verurteilten die Strafart nur im Rahmen der  Vorschriften des al lgemeinen 

Teils des StGB (vgl. §§ 47, 48  StGB) b eeinflussen. In b esonderem Maße kommen persön­

liche Merkmale des Verurtelllen vermutlich bei der Bestimmung des Strafmaßes zum Tra­

gen. Eine 6.!:ili:..!:Lanalyse, die sich zudem n ur auf den Verfahrensausgang b is zum Urteil 

erster Instanz stützt, kann naturgemäß z ur Entscheidung der Frage,  in  welchem Maße 

persönliche Merkmale den Definitionsprozeß beeinflussen, nicht Endgültiges b eitragen. 

Dazu bedürfte es einer breiter oder anders angelegten Untersuchung, die dem Vorgang 

der Entscheidung z wischen Regelfällen eines Tatbestandes und besonders schweren 

Fällen, z.B. im Falle der Untreue § 266 Abs. 1 und 2 StGB, nachginge. 

5.4. 1 .2 . 1  Tatmerkmale 72> 

Die unterschiedl ichen Häufigkeiten der vom Gesetz vorgesehenen Strafarten bei  den 

Amtsgerichten und Strafkammern ergeben sich aus der Einschätzung der  Deliktsschwere 

durch den Gesetzgeber, die ihren Ausdruck In der Strafbannregelung des Gerichtsverfas­

sungsgesetzes findet. Diese Ausgangslage spiegelt sich in  Tabelle 5.26 wider. Geldstra­

fen stehen bei den Einzelrichtern und den Schöffengerichten im Vordergrund: Nur 5 % 

aller Geldstrafen werden von Strafkammern verhängt. Demgegenüber sind die Freiheits­

strafen die Domäne der Strafkammern. 

Neben der Schw ereeinschätzung durch den Gesetzgeber, a lso der strafgesetzlichen 

Rechtsfolgenanordnung, sind die Schadenshöhen für die Strafz umessung wichtig (vgl. 

Tabelle 5.27). Tendenziell verschärft sich die Sanktion mit zunehmender Schadenshöhe 
73>, Allerdings ·1assen sich einige bedeutsame Ausnahmen erkennen. So sind insgesamt 

vier mit Strafbefehl verhängte Geldstrafen b ei Schäden über DM 1 00.000 festzustellen. 

Ebenfalls passen fünf Geldstrafen bei einer Schadenshöhe über DM 1 00.000 nicht in die 

für die übrigen Schadenshöhen vorgegebene Trendlinie. 

Bei den soeben erwähnten A usnahmen decken sich die Vorstel lungen des Gesetzgebers 

über das durch  den Tatbestand vertypte Unrecht und die in Ausnahmefällen über dieses 

vertypte Unrecht hinausgehende Schädigung nicht. E s  ist d eshalb erforderlich, die Straf-
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Tabelle 5.27 Stra fzumessung und Scha denshöhe 

Schadenshöhe in DM 

Strafe bis lCX:O über lOCXJ ill:er = über 5CXXXJ über 1= über 1 Mio keine Angaben 
bis lCXX:O bis = bis lc:x:x:xx> bis 1 Mio. 

abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % 

Strafbefehl 8 42,1 9 30,0 4 9 ,3  0 0 2 5,3 2 (14,3) 1 5,9 
Geldstrafe 8 42,1 16 53,3 17 39 ,5 3 7,0 5 13 ,2  0 ( O) 9 52,9 

Freiheits- 3 15,8 5 16, 7 17 39 ,5 11 25,6 24 63,2 11 (78,6) 6 35,3 strafe 

Freiheits-
strafe u. 0 0 0 0 5 11,6 3 7,0 7 18 , 4  1 ( 7,1) 1 5 ,9  
Geldstrafe 

insgesamt 19 100 30 100 43 100 17 100 38 100 14 ( 100) 17 100 

x G, .Jstrafe im Strafbefehlsverfahren 

Tabel ;c 5 .28  Strafzumessung nach Deliktsgruppen 

Strafbefehl" 
Freiheitsstrafe 

Geldstrafe Frellieitsstrafe u. Geldstrafe insg. 
Deliktsgruppe abs . % abs .  % abs. % abs .  % abs . % 

263  1 1  4 2 , 3  3 5, 2 1 2  1 5 ,  6 1 5 ,  9 27 1 5 , 2  

266 1 3 , 8  2 3 , 4  1 7  2 2 ,  1 8 4 7, 1 28 1 5 , 7  

K0 3 1 1 ,5 8 1 3  , 8  2 2 ,  6 0 0 1 3  7 ,  3 

KO u .  a .  1 3 , 8  7 1 2 ,  1 1 4  1 8 , 2  1 5 , 9  23 1 2 ,  9 

UWG 2 7 ,  7 6 1 0  , 3  1 0  1 3 , 0  1 5 , 9  1 9  1 0 ,  7 

RV0 3 1 1  ,5  6 10 , 3  1 1  1 4 , 3  2 1 1 , 8  2 2  1 2  , 4  

A0 5 1 9  , 2  2 6  4 4  , 8  1 1  1 4 ,  3 4 2 3 , 5  4 6  2 5 ,  8 

insgesamt 26 1 00 58 1 0 0  77 1 00 1 7  1 00 1 78 1 00 

% 1 4 ,  6 3 2 ,  6 4 3 , 3  9 , 6  1 0 0  

x Geldstrafe i m  Strafbefehlsverfahren 

lnsgfsamt 

abst % 

26 14,6 
58 32,6 

77 43,3 

17 9 ,6  

178 100 

-,:, 
...... 
N 



zumessung sowohl nach Deliktsgruppen als auch insbesondere nach einzelnen Strafvor­
schriften festzustellen. 

Der Verfahrensumfang gemessen an der Zahl der Einzelfälle steht mit der Art der Sank­
tionierung erwartungsgemäß in deutlichem Zusammenhang. Den Verurteilungen zu Frei­
heitsstrafe liegen im Durchschnitt 10,4 Einzelfälle zugrunde, während es bei den Verur­
teilungen zu Geldstrafe nur 1,6 Einzelfälle sind, Auch die Zahl der verschiedenen Tatbe­
stände je Verurteilung ist in beiden Fällen - wenn auch weniger ausgeprägt - unter­
schiedlich. Sie macht in den Fällen der Freiheitsstrafen durchschnittlich 2, 1 8  Tatbestände 
aus, in den Fällen der Verurteilung zu Geldstrafen aber nur 1,60 Tatbestände. Die un­
terschiedlichen Tatgestaltungen wie Tateinheit, fortgesetzte Handlung und Tatmehrheit 
spiegeln sich also - wie auch nicht anders aufgrund der gesetzlichen Ausgangslage zu 
erwarten - in den Befunden deutlich wider 74 >. 

Unabhängig vom konkreten Strafrahmen für die einzelnen Delikte ergeben sich bei den 
Deliktsgruppen unterschiedliche Schwerpunkte für Geldstrafe und Freiheitsstrafe. Nimmt 
man die Sanktionen zum Maßstab der Schwere der Delikte, so ergibt sich folgende 
Rangreihenfolge: 

Betrug (durch Strafbefehl verhängte Geldstrafe 2,Bmal häufiger als der De­
liktsanteil), 
Konkursdelikte ohne weitere Straftaten (Geldstrafe 1,9 mal häufiger), 
Steuer- und Zolldelikte (Geldstrafenanteil 1,7mal häufiger), 
Konkursdelikte mit anderen Delikten (Freiheitsstrafe 1,4mal häufiger), 
Verstöße gegen das UWG und Vorenthaltungen von Beitragsteilen nach der 
RVO (Freiheitsstrafe jeweils 1,2mal häufiger) und 
Untreue (Freiheitsstrafe mit Geldstrafe 3 mal häufiger als der Deliktsanteil). 

Für die einzelnen Deliktsgruppen ergibt sich folgender Strafzumessungsbefund: 
In den insgesamt 27 Betrugsfällen wurde 14mal (52 %) Geldstrafe und 13mal Freiheits­
strafe verhängt. Bel den Geldstrafen wurden in 10 Fällen (7 1 %) bis zu 30 Tagessätze 
festgelegt. Bei den Freiheitsstrafen ergibt sich demgegenüber eine größere Tendenz hin 
zu härteren Strafen, denn 9 der 13 Beschuldigten erhielten Freiheitsstrafe über einem 
Jahr, 

Bei den Untreuehandlungen kommt es nur ausnahmsweise (3 Fälle = 1 1  %) zu Geldstra­
fen, während Freiheitsstrafe hier eher die Regel bildet, allerdings werden hier eher Frei­
heitsstrafen nur bis zu 1 2  Monaten verhängt. 
Als besonders wenig schwerwiegend erscheinen die einfachen Konkursdelikte, bei denen 
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11 von 1 3  Fällen (85 %) mit Geldstrafe geahndet werden, von diesen allerdings über die 
Hälfte mit über 6 0  Tagessätzen. 

Bei den schweren Konkursdelikten, jenen also, die in Verbindung mit anderen Straftaten 
stehen, werden zwei Drittel der 23 Fälle mit Freiheitsstrafe belegt. allerdings bewegen 
sich vier fünftel der Strafen in der Größenordnung bis zu einem Jahr Freiheitsstrafe. 
Bei den strafbaren Werbungen entfallen 58 % der insgesamt 19 Fälle unter die härtere 
Strafart, wobei sich wiederum der größte Teil innerhalb der Jahresgrenze bewegt. Auch 
bei der Geldstrafenverhängung werden eher geringe Strafen festgelegt (allerdings sind 
die Fallzahlen hier schon sehr gering). Bei den 22 Fällen der Beitragsvorenthaltung nach 
der Reichsversicherungsordnung ergibt sich ein recht breites Strafenspektrum. 59 % der 

Fälle werden mit Freiheitsstrafe belegt, wobei das Schwergewicht bei Strafen über einem 
halben Jahr bis zwei Jahren liegt. Dagegen zeigen die Fälle der Geldstrafensanktionie­
rung bei dieser Deliktsart eine verhältnismäßig große Milde der Gerichte, die nur bis zu 

6 0  Tagessätzen gehen. 

Ebenfalls verhältnismäßig mild werden die Steuer- und Zolldelikte behandelt. Zwei Drittel 
der insgesamt 46 Verurteilten erhalten Geldstrafe und von den restlichen 15 zu Freiheits­
strafe Verurteilten erhalten nur zwei eine solche über ein Jahr. 

Einer gesonderten Betrachtung bedarf die Ausschöpfung des in Jedem Einzelfall vorge­
gebenen Strafrahmens. Hierbei sind nicht nur die unterschiedlichen Strafandrohungen für 
einzelne Delikte, sondern auch die Erhöhung der Strafrahmen bei Tatmehrheit zu be­
rücksichtigen. Diesem Gesichtspunkt wird sogleich (unten 5. 4.1 . 4) nachgegangen. 

5. 4. 1. 2. 2 Merkmale der Angeklagten 

Die folgende Darstellung beschränkt sich auf Verurteilungen nach Hauptverhandlung, 
läßt also die Sanktionierung durch Strafbefehl außer acht. Diese Beschränkung findet 
ihren Grund darin, daß in den Strafbefehlsverfahren zur Person der Verurteilten noch 
weniger erkennbar ist als bei den durch Hauptverhandlung erledigten _Verfahren. 
Insgesamt stehen nur einige der überhaupt erhobenen persönlichen Merkmale in einer 
Beziehung zur Strafzumessung. Dies betrifft lediglich die Nationalität und die Vorstrafen 
der Verurteilten. 
Die 11 Ausländer erhalten eher Geldstrafen (73 %) als die 139 Deutschen (36 %)75>,Frei­
heitsstrafen allein haben 53 % der Deutschen und 18 % der Ausländer, Geldstrafen 
erhalten 11 % der Deutschen und 9 % der Ausländer. 
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Im Zusammenhang zwischen .der Vorstrafensituation und der Art der vom Gericht ver­
hängten Sanktion 76) ergibt sich eine deutlichere Beziehung nur zu der Frage, ob der 
Verurteilte vorbestraft (N = 55) oder nicht vorbestraft ist (N = 8 2). 

45 % der Nichtvorbestraflen erhalten Geldstrafe, 46 % Freiheitsstrafe allein und 9 % 

Freiheits- und Geldstrafe. Die Vorbestraften werden wesentlich härter sanktioniert: Auf 

Geldstrafen entfällt nur noch ein Anteil von 16 %, dagegen werden 67 % der Vorbestraf­
ten mit Freiheitsstrafen allein, weitere 16 % mit Freiheitsstrafe und Geldstrafe sanktioniert 

77>_ Tendenziell erhalten wegen Wirtschaftsdelikten Vorbestrafte seltener (15 %) 

Geldstrafe als die nicht einschlägig Vorbestraften (23 %) 78 >. Bei der Anzahl einschlä­
giger Vorstrafen werden die Grundgesamtheilen zu klein, um Aussagen tragen zu kön­
nen. Zunehmende Häufigkeit von Vorstrafen überhaupt macht tendenziell eine Geldstra­
fenverhängung unwahrscheinlicher (bei einer Vorstrafe 36 %, bei 3 bis 6 Vorstrafen 22 %, 

bei mehr als 6 Vorstrafen wird nur noch Freiheitsstrafe verhängt) 79 >_ Gehl das Strafni­
veau der Vorstrafe nicht über Geldstrafe hinaus, dann Ist der Anteil der Geldstrafe über­
durchschnittlich hoch (36 %), war die schwerste Vorstrafe eine zur Bewährung ausge­
setzte Freiheitsstrafe, sinkt der Geldslrafenanleil a�f den Durchschnittswert (16 %). Bei 
Freiheitsstrafen ohne Bewährung als Vorstrafen sind Geldstrafen nicht mehr verhängt 
worden 80 >. 

5.4. 1. 3 Die Ausschöpfung der Strafrahmen bei Wirtschaftsstraftaten 

5.4. 1.3.1 Ausgangsüberlegung und Schwerpunkt der Strafrahmenausschöpfung 

Wegen der Vielfaltigkeit der Wirtschaftsdelikte muß die Strafzumessung sehr große Un­
terschiede zeigen. Dies liegt schon deswegen nahe, weil die einzelnen Straftatbestände, 
die zur Ahndung der Wirlschaflskrimlnalilät in Betracht kommen, unterschiedliche 
Strafen, aber auch unterschiedlich weile Strafrahmen vorsehen. Es ist deshalb notwen­
dig, die Untersuctiung der Strafzumessung bei Wirtschaftsdelikten zunächst auf Gruppen 
einzelner Delikte zu beziehen. Aber auch diese Methode führt bei einer Untersuchung, 
die Ihren Ansatzpunkt schon im staatsanwaltschafllichen Ermittlungsverfahren hat, zu 
einer raschen Verringerung der Fallzahlen. Dieser Umstand macht es so gut wie unmög­
lich, die Strafzumessung für einzelne Delikte repräsentativ darzustellen. Ein weiterer 

Umstand kommt noch hinzu: Bei jeder Tatbestandsverwirklichung kann der vom Gesetz 
vorgesehene abstrakte Strafrahmen durch fakultative oder obligatorische Strafmilderung­
en verändert werden 81). 
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Diese Schwierigkeiten legen eine vom konkreten Strafrahmen abstrahierende Betrach­

tungsweise nahe. Diese läßt sich dadurch verwirklichen, daß die für den konkreten Ein­
zelfall gesetzlich vorgesehene mögliche Strafrahmenbreite als Ausgangspunkt der Fest­
stellung zugrunde gelegt wird, inwieweit der jeweils zur Verfügung stehende Strafrahmen 
vom Gericht ausgeschöpft wird. Diese Ausschöpfung läßt sich Jeweils als Prozentsatz 
des konkreten, für den zu verurteilenden Sachverhalt zur Verfügung stehenden Strafrah­
mens beschreiben. Die Untergrenze des im konkreten Einzelfall möglichen Strafrahmens 
wird dann als O % gesetzt, während die Obergrenze 100 % beträgt. 

Milderungen werden nach den gesetzlichen Vorschriften berücksichtigt, ändern also den 
Ausgangsstrafrahmen. 

Für die Geldstrafe ergibt sich folgendes: Der Strafrahmen beträgt, soweit das Gesetz 
nichts anderes bestimmt, zwischen 5 und 360 Tagessätzen (§ 40 StGB; bei Gesamtgeld­

strafen reicht der Strafrahmen bis zu 720 Tagessätzen, § 54 II S. 2 StGB). Demnach 
kann das Gericht zwischen 5 und 360 Tagessätzen Strafen festsetzen, so daß der ge­

samte Strafrahmen 355 Tagessätze = 100 % umfaßt. Auf einen Tagessatz entfallen dem­
nach 0 ,28 169 %. Beispiel: Bei einer Strafe von 90 Tagessätzen wird der Strafrahmen zu 
24 % ausgeschöpft (90 Tagessätze -5 Tagessätze der Untergrenze). 

Für die Freiheitsstrafe ergibt sich folgendes: Nach § 38 StGB reicht der Strafrahmen von 
1 Monat bis zu 15 Jahren Freiheitsstrafe; demzufolge entspricht 1 Monat 0 ,558 7 %. Bei 
einem gesetzlichen Strafrahmen von 1 Monat bis 5 Jahren entspricht 1 Monat Freiheits­
strafe 1,6949 %; bei einem Strafrahmen von 1 Jahr bis zu 10 Jahren entspricht 1 Monat 

0 ,9 259 % usw. 

Die Bildung der Gesamtstrafe bei Tatmehrheit nach § 54 StGB kann zu einer Überschrei­
tung des vorgegebenen Strafrahmens führen (Höchstgrenzen in § 54 Abs. 2 StGB). Kor­
rekterweise müßten bei Gesamtstrafenbildung die verwirkten (Einsatz-)Strafen festgehal­
ten werden, um berechnen zu können, um wieviel die höchste verwirkte Strafe erhöht 
worden ist. Da die Frage der Strafrahmenausschöpfung vor der Aktenauswertung noch 
nicht problematisiert worden war, fehlt es an der Erhebung dieser Daten. Behelfsweise 
wurde an den ursprünglichen Strafrahmen festgehalten, so daß es auch zu Ausschöp­
fungen von mehr als 100 % kommen kann (dies ist jedoch nur ein einziges Mal der Fall, 

bei dem es zu einer Ausschöpfung von 1 19 % kam). Die Gerichte bleiben also regelmäßig 
sogar bei Gesamtstrafenbildung noch innerhalb der Grenzen der einfachen Strafrahmen. 
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Die Tendenz der Gerichte, sich eher an der unieren Grenze der Strafrahmen zu orien­

tieren, ist schon seil über 100 Jahren bekannt 82) und seitdem immer wieder dokumen­

tiert worden 83>. Es hat auch bisher nicht an Versuchen gefehlt, die empirischen Verlei-
lungen, die sich für bestimmte Strafrahmen ergeben, mathematisch zu bestimmen 8 4) 

Ganz offensichtlich Ist die "Normal"- Strafe nicht am arithmetischen Mittel aus der Un­
tergrenze und der Obergrenze der jeweiligen Straf� orientiert. Vielmehr läßt sich 

zeigen, daß das arithmetische Mittel der beobachteten Straf� eher bei dem geome­
trischen Mittel aus Untergrenze und Obergrenze des jeweiligen Strafrahmens liegt 85>. 

Haag hat dies in seiner Untersuchung unter Bezugnahme auf das Weber-Fechnersche 
Gesetz theoretisch abgeleitet 86>, ohne es an empirischem Material zu überprüfen. Eine 
derartige Überprüfung ist aber an den Daten von Rolinski 87) und Schöch 88) annähe­
rungsweise möglich. Die Einschränkung "annäherungsweise" ergibt sich daraus, daß so­
wohl bei Rolinskl als auch bei Schöch in den jeweiligen Deliklsgruppen auch Fälle der 
Tatmehrheit mit ihrer besonderen Gesamtslrafenbildung enthalten sind und deshalb das 
Bild verfälschen können. 

Für die vorliegende Untersuchung ergibt sich folgender � 

Bei einem Strafrahmen von 5 Tagessätzen bis 360 Tagessätzen bei Geldstrafe läge die 
"Normal"-Slrafe bei Zugrundelegung des geomelrisc.hen Mittels aus Obergrenze und 
Untergrenze bei einer Ausschöpfung des Strafrahmens von 12 % (= 42 ,4 Tagessätze). 
Tatsächlich liegt die Ausschöpfung für "eine Tal" bei 11 ,7 %, für "Tateinheit" bei 11 ,3 
%, insgesamt für diese Tatgestaltungen bei 11 ,6 %. Bei Freiheitsstrafen mit einem Straf­
rahmen von einem Monat bis 5 Jahren liegt das geometrische Mittel bei einer Strafrah­
menausschöpfung von 13,8 %, das arithmetische Mittel der beobachteten Strafrahmen­
ausschöpfung aber bei 13, 1 %. Es ergeben sich also nur sehr geringfügige Abweichun­
gen von dem theoretisch zu erwartenden Werl. 

Bei den einzelnen Strafarten ergeben sich einige Unterschiede. Hai das Gericht die 
Wahlmöglichkeit zwischen Geldstrafe oder Freiheitsstrafe, so werden die Strafrahmen bei 
Geldstrafen zu durchschnittlich 13,2 %, bei Freiheitsstrafen insgesamt zu durch­
schnittlich 28 ,5 % ausgeschöpft. Der Unterschied mag seinen Grund nicht nur in der an­
deren Strafrahmenbreite für Geldstrafe (im Normalfall 360 weniger 5 = 355 lntervall­
schritle) und Freiheitsstrafe (Maximum 60 Monate minus 1 Monat = 59 lnlervallschritte), 
sondern auch in der Regelung des § 47 StGB finden, der kurze Freiheitsstrafen und da­

mit geringe Strafrahmenausschöpfungen nur unter bestimmten Umständen zuläßt. Ist das 
Gericht dagegen gesetzlich gehalten, eine Freiheitsstrafe zu verhängen, so gehl es noch 
mehr an die Untergrenze des überhaupt Möglichen, indem es die Strafrahmen durch­
schnittlich zu nur 9 ,3 % ausschöpft. 

221 



Tabelle 5.29 

Zahl der Fälle 

Summenprozent der 
Strafrahmenaus-
schöpfung 

arithmetisches 
Mittel in % 

"Normal"Strafe + 

Ausschöpfung der Strafrahmen bei einer Tat und Tateinheit: Geldstrafe�und Freiheitsstrafe 

(Strafzu�ssung und das Weber-Fechnersche Geset;LJ 

Geldstrafe Freiheitsstrafe 1 Monat bis 5 Jahre 

Eine Tat Tateinheit insg . Eine Tat und Tateinheit insg .  

3 3  2 3  5 6  1 3  

387  260 647 1 80 

1 1 , 7 1 1 ,  3 1 1 , 6 1 3 , 8  

in % der Strafrahmen- 1 2 , o 1 2 , o 1 2 ,o 1 3 ,  1 
ausschöpfung 

+ "Normal"Strafe bei Geldstrafe (untere Grenze :  5 Tagessätze ; obere Grenze : 360 Tagessätze)  

= -Vs • 36o1 
= 4 2 ,  4 3  Tagessätze 

1 1 , 9 5  % Ausschöpfung des Strafrahmens 

"Normal"Strafe bei Freiheitsstrafe ( untere Grenze : 1 Monat ; obere Grenze :  S Jahre) 

= � = 7 , 746 Monate 

1 3 , 1 3  % Ausschöpfung des Strafrahmens 

Ergebnis : Das arithmetische Mittel der tatsächlich verhängten Strafen entspricht dem geometrischen 
Mittel des Strafrahmens (der "Normal"Strafe) 

N 
N 
N 



Im übrigen erscheint es schon deswegen nicht ganz einfach, bestimmte Verteilungen der 
Strafmaße mathematisch zu bestimmen, weil die Gerichte bekanntlich ganz bestimmte 
Strafmaße bevorzugen (vgl. dazu oben 5.4. 1. 1). 
Die Untersuchung zur Strafrahmenausschöpfung beschränkt sich exemplarisch auf weni­
ge Verfahrensmerkmale: Art der Strafe, Zahl der Einzelfälle, Schadenshöhe, Schichtzu­
gehörigkeit der Verurteilten und die Art des erkennenden Gerichts. 

5.4. 1.3.2 Ausschöpfung der Strafrahmen bei Geldstrafen und Freiheitsstrafen 

Bei den mit Geldstrafe sanktionierten Verurteilten bewegen sich 74 % der Fälle innerhalb 
von 0 o/o bis 2 0  % Ausschöpfung, 16 % bewegen sich innerhalb 2 1  % bis 40 %, 10 % ge­
hen über 40 % Ausschöpfung des Strafrahmens hinaus. In den Fällen der Verhängung 
von Freiheitsstrafe ergibt sich eine Verschiebung weiter nach oben hin, nämlich: Aus­
schöpfung zwischen 0 % und 2 0  % in 65 % der Fälle, zwischen 2 1  % und 40 % in 12 % 
der Fälle, zwischen 41 % bis 60 % in 12 % der Fälle, zwischen 61 % und 8 0  % in 6 % der 

Fälle und schließlich über 8 0  % Ausschöpfung des Strafrahmens nur noch 5 % der Fälle. 

Die unterschiedliche Ausschöpfung der Strafrahmen bei Geldstrafe und Freiheitsstrafe hat 
vermutlich einen Grund in der unterschiedlichen Breite des überhaupt zur Verfügung 
stehenden Strafrahmens, der bei der Geldstrafe im Normalfall von 5 Tagessätzen bis zu 

360 Tagessätzen reicht, also 355 mögliche Intervalle der Strafzumessung abgibt, wohin­
gegen bei der Freiheitsstrafe im Normalfall der Strafrahmen zwischen 1 Monat und 5 
Jahren oder umgerechnet auf Monatsbasis zwischen 1 Monai und 60 Monaten variiert, 
also nur 59 mögli;:he lntervallschritte umfaßt. l:3ei der Freiheitsstrafe wird also das rich­
terliche Ermessen von vornherein (allerdings nur rein rechnerisch) durch 59 Schritte viel 
enger begrenzt als bei der Geldstrafe mit ihren 355 möglichen Intervallen. Mit anderen 
Worten erscheint die Strafmaßbandbreite bei den Freiheitsstrafen überschaubarer als bei 
den Geldstrafen, deren oberer Bereich deswegen leicht aus dem Blick der Gerichte 
gerät. Zum anderen ergibt sich zwangsläufig eine höhere Strafrahmenausschöpfung bei 
den Freiheitsstrafen aufgrund der Regelung des § 47 StGB, wonach Freiheitsstrafen 
unter 6 Monaten nur unter bestimmten Umständen verhängt werden. Demzufol9e sind 
geringe Strafrahmenausschöpfungen (in der Größenordnung zwischen 1,7 % und 8 ,5 %) 

nur ausnahmsweise möglich. 
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5.4. 1 .3.3 Strafzumessung, Strafrahmenausschöpfung und Unrechtsgehalt: Zahl der 
Einzelfälle und Schadenshöhe 

Andererseits liegt es natürlich nahe anzunehmen, daß die grö ßere Ausschöpfung der 
Strafrahmen bei der Freiheitsstrafe auch mit dem hö heren Unrechts- bzw. Schuldgehalt 
der mit Freiheitsstrafe geahndeten Taten zusammenhängt. Tatsächlich kommt es zu­
nächst mit steigender Einzelfallanzahl zu einer Verschiebung hin zu der Sanktionsart 

Freiheitsstrafe. Der Anteil der Freiheitsstrafe nimmt von 33,6 % für einen oder zwei 
Einzelfälle auf 8 2,4 '11, !ür drei bis zehn Einzelfälle zu, während bei über zehn Einzelfällen 
nur noch Freiheitsstrafe vorkommt. Gleichwohl läßt sich kein Zusammenhang zwischen 
der Zahl der Einzelfälle und der Höhe der Ausschöpfung der Strafrahmen erkennen 89 >. 
Bei 28 % der Beschuldigten, die nur einen Einzelfall verwirklicht haben, kommt es zu 
Strafrahmenausschöpfungen _über 60 %, wohingegen der Anteil bei über zehn Ein­
zelfällen nur 19 % beträgt. Insgesamt ergibt sich folgendes: Bei der Fallgestaltung 'ein 
oder zwei Einzelfälle' werden bei den Freiheitsstrafen Strafrahmenausschöpfungen über 

50 % in 22 % der Fälle erreicht, bei drei bis zehn Einzelfä llen in 7 % der Fälle und bei 
über zehn E inzelfällen in 31 %. 

Geht man allerdings nicht von den Strafrahmen aus, die für die jeweils konkreten Taten 
zugrunde zu legen sind, sondern betrachtet man nur die Strafhöhen, so ergibt sich ganz 
erwartungsgemäß ein Zusammenhang zwischen der Zahl der Einzelfälle und der Straf­
hö he. Bei der Geldstrafe machen über 30 Tagessätze 45 % aller Geldstrafen bei einem 
und zwei Einzelfällen aus, während es bei drei und mehr Einzelfällen 77 % sind (wobei 
hier nur insgesamt 9 Beschuldigte zu finden sind). Bei der Freiheitsstrafe entfallen auf 
den Bereich über 12 Monate bei einem und zwei Einzelfällen 17 %, bei drei und mehr 

Einzelfällen dagegen 4 1  %. 

Zwischen der Zahl der der Verurteilung zugrundeliegenden Tatbestände und der Aus­
schöpfung der Strafrahmen besteht kein Zusammenhang. Immerhin ergibt sich bei Vor­
liegen von mehr als einem Tatbestand je Urteil eine leichte Verschiebung hin zur Frei­
heitsstrafe (bei einem Tatbestand 48 ,8 % Freiheitsstrafe, bei zwei und mehr Tatbestän­
den 58 ,5 %). 

Daß die Sanktion nach Art und Höhe vom Ausmaß des Schadens abhängt, ist zu erwar­
ten. 
Tatsächlich wächst der Anteil der Freiheitsstrafen mit zunehmender Schadenshöhe an. 
Bel einem Schaden bis zu 20.000 DM kommt auf die Freiheitsstrafe nur ein Anteil von 
28,6 %, bei Schäden von über 20.000 DM bis 50.000 DM sind es schon 60,9 %, während 
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bei über 50.000 DM Schäden der Anteil der Freiheitsstrafe 88 ,5 % beträgt. Auch Inner­
halb der einzelnen Strafarten ergibt sich eine Zunahme der Strafhöhe mit zunehmendem 
Schadensausmaß. Diese Beobachtung gilt ebenfalls für den Zusammenhang zwischen 
Schadenshö he und der Ausschöpfung der Strafrahmen. Einen überdurchschnittlich hohen 

Anteil der Strafrahmenausschöpfung über 50 % findet sich insbesondere bei Schäden 
über 250.000 DM. 

5.4. 1.3.4 Strafzumessung, Strafrahmenausschöpfung und Schichtzugehörigkeit der 
Verurteilten 

Betrachtet man die Schichtzugehörigkeit 9 o) der Verurteilten, so läßt sich erkennen, daß 
die Höhe der Strafe mit zunehmendem Sozialprestige wächst: Das gilt sowohl für die 
Geldstrafe, bei der auf die Unterschicht und die untere Mittelschicht 39 % Geldstrafen 
über 30 Tagessätze entfallen, auf die mittlere Mittelschicht 56 % und auf die obere Mit­
telschicht und die Oberschicht 58 %, als auch für die Freiheitsstrafe, bei denen Straf­
dauern über zwei Jahre auf die genannten Schichten sich Im Verhältnis 9 % : 37 % : 47 

% verteilen. Allerdings ergibt sich bei den Strafarten eine geringfügige Bevorzugung so­
wohl der unteren als auch der hö heren sozialen Schichten gegenüber der mittleren Mit­
telschicht. Diese Ergebnisse werden aber durch Intervenierende Variablen, wie die Zahl 
der Einzelfälle oder die Schadenshöhe mit beeinflußt. 
Für die Ausschöpfung der Strafrahmen gilt sinngemäß das gleiche. 

5.4. 1 .3.5 Strafzumessung, Strafrahmenausschöpfung und Strafbann der Gerichte 

Der unterschiedliche Strafbann der einzelnen Gerichte läßt erwarten, daß die Anteile der 
Sanktionen Geldstrafe und Freiheitsstrafe sich unterschiedlich auf die einzelnen Gerichte 
verteilen. So sprechen die Einzelrichter (Amtsgericht) Geldstrafen gegen 9 4,3 % der Ver­
urteilten aus. Bei den Schöffengerichten (Amtsgericht) beträgt der Anteil der Geldstrafe 
noch 52,9 %. Bei den Strafkammern werden Geldstrafen nur bei 2,9 % der Verurteilten 
ausgesprochen und bei den Wirtschaftsstrafkammern bei 5 % der Verurteilten. Eigentlich 
wäre es naheliegender, wenn die Wirtschaftsstrafkammern härtere Sanktionen als die 
nichtspezialisierten Strafkammern aussprächen. Hinsichtlich der Wahl der Strafart kann 
das vorgefundene Ergebnis natürlich auch von der geringeren Fallzahl (20 Verurteilte) 
abhängen. Immerhin ist aber der ebenfalls geringere Anteil von Freiheitsstrafen über 
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einem Jahr bei den Wirtschaftsstrafkammern (37 %) gegenüber den (einfachen) Straf­
kammern mit 57 % doch recht deutlich, Da dieser Befund natürlich auch von der Art der 
bei den Kammern angeklagten Delikte abhängt, erscheint es sinnvoll, diesen Ge­

sichtspunkt dadurch zu berücksichtigen, daß die Ausschöpfung der Strafrahmen zugrun­
de gelegt wird. Strafrahmenausschöpfung über 50 o/o kommt bei den Wirtschaftsstraf­
kammern nur in 16 % der Fälle vor; bei den nichtspezialisierten Strafkammern sind dies 
immerhin 36 %. Dies könnte auf eine Verschiebung des Schweremaßstabs bei den spe­
zialisierten Wirtschaftsstrafkammern zurückzuführen sein und damit einer Vermutung 
entsprechen, die sich für die Staatsanwaltschaften im Zusammenhang mit dem Gering­
füglgkeitsmaßstab bei Einstellungen nach § 1 53 StPO aufgedrängt hat. 

Auch für die Amtsgerichte ist eine mildere Beurteilung durch die Einzelrichter wahr­
scheinlicher als durch die Schöffengerichte (wenn auch hier die Fallzahlen hinsichtlich 
der Einzelrichter schon recht gering sind). Die Einzelrichter schöpfen die Strafrahmen bei 
der Geldstrafe in allen ( 12) Fällen höchstens zu 50 % aus, während die Schöffengerichte 
diese Grenze auch schon einmal überschreiten. Dagegen bleiben die Schöffengerichte 
bei der Freiheitsstrafe in allen Fällen innerhalb des 50 %-Spielraums. Insoweit ergibt sich 
eine deutlich höhere Schärfe der S�nklionierung bei den (Wirtschafts-) Strafkammern9 1 >  • 

. 5.4.2 Strafaussetzung zur Bewährung 

Von den insgesamt 94 Freiheitsstrafen wurden 60 (= 63,8 %) zur !::lewährung ausgesetzt. 
Wegen der geringen Fallzahlen ergeben sich für die - schon bisher geprüften und darge­
stellten - Variablen der Untersuchung fast nur noch sehr schwache Zusammenhänge. 

5.4.2.1 Tatmerkmale und Strafaussetzung 

Unterdurchschnittlich selten sind Strafaussetzungen - wie Tabelle 5.30 im einzelnen 
ausweist - beim Betrug (69 %) und bei den Vorenthaltungen von Beitragsteilen nach der 
RVO (46 %), sie sind überdurchschnittlich häufig bei den Dellktsgruppen Untreue (60 %), 

strafbare Werbung (73 %) und schwerere Konkursdelikte (80 %) und den Steuer- und 
Zolldelikten (80 %). 
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Tabelle 5.30 

Strafaus-
setzung 

Bewährung 

nein 

ja 

insgesamt 

263  

abs . % 

9 (69 , 2) 

4 (30 , 8) 

1 3  ( 1 00) 

Strafaussetzung zur Bewährung nach Deliktsgruppen 

De l iktsgruppen 

2 6 6  KO KO u . a .  UWG RVO AO .insg . 

abs . % abs . % abs . % abs .  % abs . % abs .  % abs . % 

1 0  40 ,0  0 3 20 , 0  3 (27 ,3 )  6 (46 ,2 )  3 (20 , 0 )  34 36 , 2  

1 5  60 , 0  2 1 2  80 , 0  8 ( 72 ,  7) 7 ( 53 , 8) 1 2  (80 , 0) 60 63 , 8  

25 100 2 1 5  1 00 1 1  ( 1 00) 1 3  ( 1 00) 1 5  ( 1 00) 94 1 00 



Diese Ergebnisse werden natürlich auch durch die Schadenshöhen mitbeeinflußt: Bei 
Schäden bis zu 250.000 DM beträgt die Aussetzungsquote 69 % (N = 41 ), bei darüber­
hinausgehenden Schäden wird dagegen die Aussetzung nur noch 39 % (N = 11 ) der Ver­
urteilten gewährt 9 2>. 

Versteht man die Deliktsdauer ebenso wie die Schadenshö he als einen denkbaren Maß­

stab der Pflichtwidrigkeit oder Sozialschädlichkeit, so müßte eigentlich mit zunehmender 
Deliktsdauer die Aussetzung der Freiheitsstrafe seltener werden. Das Gegenteil scheint 
aber der Fall zu sein. Die Aussetzungsquoten betragen 50 % bei einem dellklischen Han­
deln bis zu 6 Monaten, 55 % bei einer Dellklsdauer über einem halben Jahr bis zu 18 
Monaten, 59 % bei einer über 18 monatigen Dauer. 

5.4.2.2 Bestraftenmerkmale und Strafaussetzung 

Es ergeben sich "Bevorzugungen" der Ausländer (Aussetzungsquote 67 %) gegenüber 
den Deutschen (56 %), der Verheirateten (63 %) gegenüber den Nichtverhelrateten (48 
%), der besser und durchschnittlich Gebildeten (60 %, 59 %) gegenüber den Verurteilten 
mit niedrigem Bildungsstand (43 %), der Bestraften mit Lehre (kaufmännisch 61 %, 

handwerklich 59 %) gegenüber den Bestraften ohne Lehre (50 %), der Selbständigen 
oder Weisungsbefugten (62 %) gegenüber den in abhängiger Stellung Tätigen (43 %). 

Die Angehö rigen unterer sozialer Schichten erhalten häufiger Freiheitsstrafen zur Be­
währung ausgesetzt (65 %) als die Angehörigen der mittleren Mittelschicht (57 %); am 
häufigsten werden Freiheitsstrafen bei den Angehörigen der oberen Mittelschicht und 
Oberschicht vollzogen (Aussetzungsquote nur noch 47 %) 

93>_ In diesem Zusammenhang 
Ist die unterschiedliche Tatschwere zu berücksichtigen. 
Hinsichtlich der Einkommen der Verurteilten ergeben sich praktisch keine Unterschiede. 

Besondere Betrachtung verdienen noch die Verhaltensauffälligkeiten der Bestraften. 
Die Nlchtvorbestraften erhalten ihre Freiheitsstrafen zu 69 % ausgesetzt, die Vorbestraf­
� nur zu 46 %. Mil steigender Zahl der Vorstrafen ergibt sich eine Tendenz zur Versa­
gung der Aussetzung, allerdings sind die Gesamtheilen nur noch sehr klein: Bel fehlender 
Angabe der Zahl der Vorstrafen werden vollzogen 36 %, bei 1 und 2 Vorstrafen 57 %, bei 

3 und mehr Vorstrafen 64 % der Freiheitsstrafen. Noch schmaler wird die Datengrundlage 
bei der Zahl der einschlägigen Vorstrafen: keine Angabe nur noch 1 Fall (ohne 
Bewährung), bei 1 und 2 einschlägigen Vorstrafen In 6 von 13 Fällen Vollzug, bei 3 und 

228 



mehr Vorstrafen bei 6 von 9 Freiheitsstrafen ohne Bewährung. Der Zeitablauf zwischen 
erster Verurteilung und der aktuellen Entscheidung über die Strafaussetzung ist mit eini­

gen Unsicherheiten belastet, die ihren Grund in der Datenerhebung haben (Löschungs­
problema lik bei sehr langem Zurückliegen),  aber auch auf die kleinen Fallzahlen zu­
rückgeführt werden können: Liegt die erste Verurteilung mehr als 10 Jahre zurück (N = 

8), so beträgt die Ausselzungsquole 62 ,5 %, liegt sie zwischen 5 und 10 Jahren (N = 
16), dann werden 25 % zur Bewährung ausgesetzt, liegt die erste Verurteilung innerhalb 

der letzten 5 Jahre (N = 7), dann werden 43 % der Strafen zur Bewährung ausgesetzt. 

Nur sehr gering sind die Unterschiede beim Merkmal Verstöße während des laufenden 
Ermitt lungsverfahrens. Erwartungsgemäß müssen "hartnäckige" Verurteilte, die noch 
während der staatsanwallschaftlichen Ermittlungen ihr delinquentes Verhallen fortsetzen, 
ihre Freiheitsstrafe eher verbüßen (46 %) , als die "einsichtigen" Verurteilten (42 %). 

5.4.2.3 Strafverteidigung und Aussetzungshäufigkeit 

Die Verteidigerbestellung wird bei der Frage der Sanktionierung in erster Linie durch Ver­
fahrensumfang und Schadenshöhe bestimmt, so daß ein "Erfolg" der Verteidigung sich 
dort nicht erkennen läßt. Demgegenüber wird bei der Strafaussetzung zur Bewährung 
ein gewisser "Erfolg" sichtbar, wenn auch die Fälle Unverteidigter, die zu Freiheitsstrafe 
verurteilt werden, sehr selten sind (N = 5): Nur zwei der fünf Unverteidigten erhalten 
Bewährung, während bei den Verteidigten 58 % die Strafe nicht anzutreten brauchen. 
Die Art des Verteidigers spiegelt den zugrundeliegenden Verfahrensstoff wider, wie er 

sich an Schadenshöhe und Zahl der Einzelfälle bestimmen läßt; Wahlverteidiger erreichen 
eine geringere (57 %) Aussetzungsquote als die Pflichtverteidiger (69 %). Besonders 
ungünstig sind die Aussichten der Verurteilten, die mehrere Verteidiger ihrer Wahl mit der 
Wahrnehmi.mg ihrer Interessen betraut haben 94>_ Dies ist auch nicht erwarlungswidrig, 
wenn ein Beschuldigter mehrere Verteidiger wählt, steht seine Sache meist schlecht. 
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5.5 Rechtsmittelverfahren 

Die Daten zum Rechtsmittelverfahren sind in dieser Untersuchung weder repräsentativ, 
noch inhaltlich besonders ergiebig. 
Die mangelnde Repräsentativität ergibt sich daraus, daß nicht sämtliche Urteile, die auf 
die Rechtsmittel ergangen sind, ausgewertet wurden. Hätte man In jedem Fall den 
rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens gegen die Beschuldigten abwarten wollen, dann 

wäre die Gesamtauswertung unvertretbar hinausgezögert worden. Deshalb sind nur 
einige Grunddaten zum Rechtsmittelverfahren in den Erhebungsbogen aufgenommen 
worden. 

Wie in Kapitel 2 bereits dargelegt, beruhen 27 Ausfälle auf dem Grund "Verfahren noch 
nicht abgeschlossen" (vgl. Tabelle 2.3). 

Tabelle 5.31 Rechtsmittelverfahren 

Das Rechtsmittelverfahren wurde al:.geschlossen 

Verfahrensausgang ja nein insgesamt 
1 .  Instanz abs. % abs. % abs. % 

Freispruch 9 16,4 7 22,6 16 18 ,6  
C',cldstrafe 13  23,6  4 12,9 17 19,8 

Freiheitsstrafe 28 50,9 18 58, 1  46 53, 5 
Freiheitsstrafe 
und Geldstrafe 'i 9,1 2 6 , 5  7 8 , 1  

insgc&m1t ss 100 31  100 86 100 

Insgesamt wurde gegen 86 von 180 Urteilen ein Rechtsmittel eingelegt. 55 dieser 
Rechtsmittelverfahren wurden abgeschlossen. Wie sich aus Tabelle 5.31 ergibt, wurden 
die Rechtsmittelverfahren überdurchschnittlich häufig in d<m Fällen abgeschlossen, in 

denen das erstinstanzliche Urteil auf Geldstrafe lautete; hier waren die Verfahren na­

türlich einfacher. Insgesamt gesehen wurden 6 4  % der Rechtsmittelverfahren abge­
schlossen, während Entscheidungen in 36 % der Fälle ausstanden. 
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Wie Tabelle 5.33 b erkennen läßt, sind Rechtsmitteleinlegungen durch die Staatsanwalt­
schaft dann häufig, wenn der Angeklagte freigesprochen worden ist. Umgekehrt ist die 
Rechtsmitteleinlegung durch den Verurteilten häufig, wenn er zu einer Freiheitsstrafe 
verurteilt wurde. 
49 % der eingelegten Rechtsmittel waren Berufungen, 43 % Revisionen, nur 7 (= 8 %) 
der Rechtsmittel waren unbezeichnet. 
Nach Tabelle 5.32 wurden Berufungen überdurchschnittlich häufig gegen freisprechende 
und zu Geldstrafe verurteilende Entscheidungen eingelegt. Revisionen waren dagegen 
häufiger bei Verurteilungen zu Freiheitsstrafe. Diese Befunde spiegeln im Grunde die ge­
setzliche Regelung wider: Wenn Geldstrafen nur ausnahmsweise von den Strafkammern 
verhängt werden, dann können Revisionen auch nur selten bei Verurteilungen zu Geld­
strafe vorkommen. 

Der Ausgang des Rechtsmittelverfahrens und die Unterschiede zum Verfahrensausgang 
erster Instanz werden in Tabelle 5.33 a dargestellt. Dieselben Daten werden in Tabelle 
5.33 b für die einzelnen Rechtsmittelführer aufgegliedert. 

Wegen der geringen Fallzahlen läßt sich der "Erfolg" der Rechtsmittel nur tendenziell 
feststellen. 

Die Staatsanwaltschaft als Rechtsmittelführerin "verbesserte" ihre Stellung in 3 von 11 
Fällen. Der Angeklagte dagegen "verbesserte" seine Stellung in 1 8  von 36 Fällen und 

verschlechterte sich wegen des Verbots der reformalio in peius (§§ 33 1 ,  358 II StPO) in 
d_en restlichen 1 8  Fällen nicht. Bel der Einlegung des Rechtsmittels sowohl durch die 
Staatsanwaltschaft als auch durch den Abgeurteilten sieht der Angeklagte in keinem Fall 
schlechter, in einem Fall besser, während in 6 Fällen sich an seiner Position nichts 
geändert hat. 

5.6 Mullivariate Analyse zum Ausgang des Hauptverfahrens 

Zum Ausgang des Hauptverfahrens wurden zwei Fragestellungen mullivariat untersucht: 
Bestrafung versus Straflosigkeit und Freiheitsstrafe versus Geldstrafe 9 5>_ 
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Tabelle 5.32 

Beruf=g 
abs. % 

Freispruch 9 21,4 

Geldstrafe 13 31,0 

Freiheitsstrafe 19 45,3 

Freiheitsstrafe 
1.ll1d Geldstrafe 1 2 ,4  

insgesamt 42 100 

Tabelle 5.33 a 

Verfahrensausgang Freispruch 
1 .  Instanz 

abs. % 

Freispruch -

Geldstrafe 0 

Freiheitsstrafe 1 

Freiheitsstrafe 
und Geldstrafe 0 

insgesamt 1 

Art des Rechtsmittels 

Revision ohne Bezeichnung 

abs . 

5 

2 

25 

5 

37 

Einstellung 

abs. % 

4 

4 

2 

0 

10 

% abs. % 

13, 5  2 (28 ,6) 

5 , 4  2 (28,6) 

67,6 2 (28,6)  

13 , 5  1 (14 , 3) 

100 7 (100) 

Ausgang des Rechtsmittelverfahrens 

Teilfreispruch Strafmaß ge-
mindert 

abs. % abs. % 

1 -
0 5 

1 4 

0 2 

2 11 

insgesamt 
' abs. % 

16 18 ,6 

17 19 ,8  

46  53 ,5 

7 8 ,1  

86 100 

Verwerfung Strafrraß 
erhöht 

abs. % abs. % 

4 14 ,3 -
4 14 ,3 0 

18 64 ,3  1 

2 7 , 1  1 

28 100 2 

Zurückver-
v.eiSlll1g 
abs . % 

0 

0 

1 

0 

1 

insgesamt 

abs. % 

9 16 , 4  

13 23 ,6  

28 50,9  

5 9 , 1  

55 100 N 
r'\ 
N 
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Tabelle 5.33 b 

Verfahrens-
ausgang 
1.  Instanz 

Freispruch 

Geldstrafe 
. . . .  
,:. ,, 

Freil:leib--
strafe 

Freiheits-
strafe und 
Geld. 

insgesamt 

Tabelle 5.34 

Rechtsmittel-
führer 

Staatsanwalt 
Angekl. 

beide 

Ausg§!!!g des Rechtsmittelverfahrens 

Rechtsmittel- Freispruch Einstellung TeHfreispruch Strafnaß ge-
führer mindert 

abs. abs. abs. abs. 

Staatsanw. 4 1 
Angeklagt. 
beide 

Staatsanw. 
Angeklagt. 3 5 
beide 1 

Staatsanw. 
Angeklagt. 1 2 1 4 
beide 

Staatsanw. 
Angeklagt. 2 
beide 

1 10 2 11 

Erfolg des Rechtsmittels 

Rechtsmittelführer "verbessert" seine Stellung 
ja gleich nein 

3 4 4 

18 18 -
Stellung des Angeklagten nach Durchführung des 
Rechtsmittels 

besser 1 gleich 1 schlechter 

1 6 0 

Verwerfung Strafmaß er- Zurück,;ei- insges. 
höht 

abs. abs. abs. abs. 

4 9 

4 12 
1 

1 1 
12 1 21 

6 6 

1 1 
2 4 

28 2 1 55 



Tabelle 5.35 Theta-Werte der multivariaten Analyse zum Ausgang des Hauptverfahrens 

Theta-Werte für die jeweiligen childs 

Variable 2/3 4/5 6/7 8/9 10/11  12/13 14/15 20/21 22/23 26/27 28/29 30/31 

Deliktsg,:uwe . 147 . 1 94 .308 .622 . 1 92 .382 .591 .256 .267 . 429 .442 .461 

Zahl der Ein- . 1 22 . 1 4 0  . 203 . 176 . 103 . 1 18 . 283 . 134 . 088 .298 . 632 zelfälle 

Schadenshöhe . 1 73 .251 .397 . 757 .333 .353 . 145 . 1 79 . 142 .440 .240 .500 
Alter . 159 .273 . 226 .351 . 1 28 .235 .223 . 083 . 1 20 .357 . 289 
Ausbildungsniveau . 1 05 .090 . 1 93 .297 . 077 . 1 47 . 1 94 .214 .045 . 143 .316 
Stelltmg im .040 .047 .207 .297 .090 .206 . 164 . 1 47 . 1 55 
Unternehman 

\brstrafe (nfest- .040 . 1 1 6  . 023 .649 .090 . 147 .058 .226 .018 .238 .038 . 1 45 stellung ) 

Opferart . 1 92 .253 .284 . 784 .269 .235 .253 .592 .355 .440 .442 .316 
Schicht . 1 18 . 161 . 054 . 1 22 . 1 54 . 1 76 . 095 .384 .228 . 262 . 163 . 1 1 8  
Verteidiger .043 . 1 04 . 028 . 095 .090 . 1 76 . 136 .061 .024 .539 
Rechtsformen . 088 . 165 .090 .586 .231 .206 .203 .259 . 2 1 0  .357 .038 .447 
der Unternehmen 

Branche des .200 . 1 09 . 134 .297 . 128 .265 . 1 56 .292 .208 . 298 .079 Unternehrrens 

Verfahrens- . 1 46 .233 .275 .459 .231 .471 .280 .387 .249 . 202 .365 .539 initiative 

Tabelle 5.36 Theta-Werte der multivariaten Analyse zur Art der Strafe 

Theta-Werte für die jeweiligen childs 

Variable 2/3 4 / 5  6 / 7  1 0/ 1 1  1 2 / 1 3  1 4 / 1 5  2 0 / 2 1  22/23 24/25 

Deliktsgruppe . 36 9  . 3 22 . 498 . 3 0 0  • 4 8 8  • 602  . 458 . 735  . 6 1 9  

Zahl der Einzelfälle . 4 7 6  • 384  • 6 3 4  . 2 7 2  . 227  • 3 4 4  . 3 2 4  

Schadenshöhe . 479 . 3 0 1  • 3 1 4  . 3 1 1  . 5 1 2  . 2 8 1  . 73 5  

Alter . 052  . 283 . 328 • 206  . 37? . 309 . n 1  . 735  . 0 7 1  
Opferart • 4 1 8  • 363  . 62 0  . 4 3 8  . 2 9 1  . 5 4 9  . 1 77 . 7 3 5  

Branche der On.tern. . 059 • 078 • 2 1 9  . 1 6 0 • 4 8 8  • 4 0 1  . 1 87  • 735  • 0 7 1  
Verfahrensinitiative . 1 8 7  • 34 1 . 3 6 2  • 3 3 0  . 46 5  . 4 87 • 281  . 7 3 5  . 6 1 9  1 



5,6.1 Bestrafung versus Straflosigkeit i'TI Hauptverfahren 

Von 13 in die Berechnung eingeführten unabhängigen Variablen (vgl. im einzelnen Ta­
belle 5.35) erweisen sich nur noch 7 als besonders trennscharf. Es handelt sich um die 
Merkmale Branche des Unternehmens des Angeklagten, Alter des Angeklagten, Scha­
denshöhe, Opferart, Verfahrensinitiierung, Deliktsgruppe und Zahl der Einzelfälle (vgl. im 
einzelnen Schaubild 5.2 ). keine Rolle spielen wegen geringer Trennschärfe das Aus­
bildungsniveau der Angeklagten, deren Stellung im Unternehmen und ihre Schichtzuge­
hö rigkeit. Wenig bedeutsam sind insofern im Hauptverfahren die Merkmale Vorstrafe, 
Verteidigung und Rechtsform des Unternehmens. 

Die Bedeutung der Tat-, Täter-, Opfer- und Verfahrensmerkmale im Hauptverfahren läßt 
sich an den Theta-Werten für die einzelnen Splits ablesen (vgl. Tabelle 5.35). Be­
rücksichtigt man alle Variablen, die wenigstens 75 % der Trennschärfe der aussagekräf­
tigsten Variable aufweisen, so erhält man folgendes Bild: Von insgesamt 34 (auch mehr­
fach genannten) Variablen entfallen 15 (44 %) auf Tatmerkmale, 3 (9 %) auf Tätermerk­
male, 8 (24 %) auf Opfermerkmale, 6 (18 %) auf Verfahrensmerkmale und 2 (6 %) auf 
sonstige (Misch-)Variablen. Gegenüber dem Ermittlungsverfahren ergibt sich ein Zuwachs 
der Bedeutsamkeit von Tatvariablen von 28 % auf 44 % (vgl. oben Kapitel 4.5). Das ist 
insofern überraschend, als der stärkere persö nliche Kontakt zwischen den Verfahrensbe­
teiligten im _Hauptverfahren ein auch mehr persö nlich bestimmtes Vorgehen Jedenfalls 
nicht 1.mplausibel erscheinen ließe. Hierbei ist natürlich zu berücksichtigen, daß es auf 
einzelne Merkmale, wie z.B. die Staatsangehö rigkeit im Entscheidungsablauf unter 
rechtlichem Gesichtspunkt nicht ankommt (und nicht ankommen darf). 

5.6.2 Freiheitsstrafe versus Geldstrafe 

In diesen Analyseschritt wurden nur noch 7 Variablen einbezogen: Deliktsgruppe, Zahl 
der Einzelfälle, Schadenshöhe, Alter des Täters, Opferart, Branche und Verfah­
rensinitiative. Mit Ausnahme des Alters der Verurteilten und der Branche des Unterneh­
mens des Verurteilten erweisen sich alle Variablen als trennscharf (im einzelnen vgl. 
Tabelle 5.36). 

Bezogen auf das Ausmaß der Trennschärfe (vgl. oben 5.6.1) sind Tatvariablen mit 16  

von 31 (auch mehrfachen) Nennungen (52 %) noch bedeutsamer als bei der Frage der 
Bestrafung. Dieses Ergebnis liegt auch nahe, weil zunächst Tatfragen über die konkre-
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te gesetzlich angedrohte Strafart entscheiden. Tätervariablen (eine Nennung) spielen in 
diesem Zusammenhang so gut wie keine Rolle mehr. Es wäre jedoch zu erwarten, daß 
eine multivariate Analyse für die Strafhöhe, die aber mangels ausreichenden Datenmate­
rials nicht durchgeführt werden kann, eine größere Bedeutung personenbezogener 
Merkmale nachweisen könnte. Die Ergebnisse der oben (5.4.1 .2) dargestellten Kreuz­
tabellierungen legen diesen Schluß jedenfalls nahe. Opfermerkmale (6 Nennungen) und 
Verfahrensmerkmale (6 Nennungen) spielen mit jeweils 19 % eine untergeordnete, aber 
nicht unbedeutende Rolle. Sonstige (Misch-) Merkmale sind nur zweimal festzustellen (6 
%). 
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Variablenschlüssel zu den Schaubildern 5.2 und 5.3 

Branche des Unternehmens 
des Tatverdächtigen 

Bankwesen , Kreditwesen , 
Versicherung 

2 Handel 
3 Baugewerbe 
4 Verarbeitendes Gewerbe 
5 Dienstleistungsgewerbe 

und Makler 
6 Sonstige 
7 keine Angabe 

Alter des Tatverdächtigen 
in Jahren 

1 6 0  - 87  
2 5 0  5 9  
3 4 0  - 49  
4 3 0  - 39  
5 2 0  - 29  
6 keine Angabe 

Opferart 

0 keine Angabe 
1 bis  1 0  Einzelpersonen 
2 über 1 0  Einz elpersonen 
3 bis  1 0  Unternehmen 
4 über 1 0  Unternehmen 
5 Arbeitgeber 
6 ein Kollektivopfer 
7 mehrere Kollektivopfer 
8 bis  1 0  verschiedene Opfer 
9 über 1 0  verschiedene Opfer 

Schadenshöhe in DM 
1 bis  1 .  0 0 0  
2 über 1 . 00 0  bis  5 . 00 0  
3 über 1 0 . 0 0 0  bis  2 0 . 0 0 0  
4 über 20 . 0 0 0  bis  3 5 . 0 0 0  
5 über 3 5 . 00 0  bis 5 0 . 0 0 0  
6 über 5 0 . 0 0 0  bis 1 00 . 0 0 0  
7 über 1 0 0 . 0 0 0  b i s  2 5 0 . 0 00  
8 über 2 5 0 . 0 0 0  
9 keine Angabe 

Verfahrens initiative durch 

1 Opfer 
2 sonst . Private 
3 Interessenverbände 
4 Polizei  
5 Zoll- und Finanzbehörden 
6 Staatsanwaltschaft 
7 Konkursgericht 
8 sonst . staatl . Organe 
9 keine Angabe 

Deliktsgruppe 

1 § 263  
2 § 26 6 
3 AO 
4 KO allein 
5 KO mit anderen 
6 UWG 
7 RVO 
8 sonstige 

Zahl der E inzelfälle 

1 1 
2 2 
3 3 - 1 0  
4 1 1  2 0  
5 2 1  - 5 0  
6 5 1  - 1 00 
7 über 1 00 
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Anmerkungen 

1 )  Daten zu der mit Wirkung vom 1. 1 . 1 975 beseitigten gerichtlichen Voruntersuchung 
lagen nur bei 5 Beschuldigten vor, Deswegen und wegen der Abschaffung dieser 
Verfahrenseinrichtung wird auf eine Wiedergabe der Befunde verzichtet. Die unaus­
reichende Datenbasis trägt ohnehin nicht zur empirischen Klärung darüber bei, ob 
die gerichtliche Voruntersuchung die ihr zugedachte Schutzfunktion für den Be­
schuldigten hat erfüllen können; vgl. dazu Fezer, G.: Richterliche Kontrolle der Er­
mittlungstätigkeit der Staatsanwaltschaft vor Anklageerhebung?, in: W. Stree u.a. 
(Hrsg.): Gedächtnisschrift für Horst Schröder, München 1 978, S, 407-423, S, 409 
(zu den Vorstellungen des Gesetzgebers von 1 877); Rieß, P.: Gesamtreform des 
Strafverfahrensrechts - eine lösbare Aufgabe?, in: ZRP 1977, S. 67-77, S. 7 1 ;  San­
� H.: Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität im lande Nordrhein-Westfalen, in: 
Kriminalistik 23 ( 1969), S. 169- 1 7 1 ,  S. 1 70. 

2) Zu Nutzen und Gefahren des gerichtlichen Eröffnungsverfahrens vgl. Rieß, P.: 
a.a.O. (FN 1), S. 75. 

3) Vgl. dazu Peters, K.: Beschleunigung des Strafverfahrens und die Grenzen der Ver­
fahrensbeschleunigung, in: Strafprozeß und Reform, Neuwied, Darmstadt 1979, S, 
82-1 12, S. 90 m.w.N.; kritisch � H.: Reform des Strafverfahrensrechts, in: R. 
Sieverts und H.J. Schneider (Hrsg.): Hwb der Kriminologie, 2. Aufl., Ergänzungs­
band, Berlin 1977, S. 1 2 1- 1 32, S. 128, der das Zwischenverfahren mit dem Eröff­
nungsbeschluß für einen neuralgischen Punkt hält, Nach lli "wären zunächst em­
pirische Untersuchungen darüber nützlich, in welchen Fällen der Eröffnungsbeschluß 
tatsächlich eine Schutzfunktion zugunsten des Angeklagten erfüllt". 

4) Vgl. auch Ulrich, W.: Repression und Prevention im Bereich der .Wirtschaftskrimina­
lität, in: Wirtschaftskriminalität 75. Tagungsbericht. Roggwil o.J., S. 6 f. zu der (in 
der Schweiz) "praktizierten Verfahrensökonomie" beispielsweise statt Betrug nur un­
getreue Geschäftsführung einzuklagen, um das schwerfällige Geschworenenge­
richtsverfahren zu vermeiden. 

5) Vgl, schon Sander, H.: a.a.O. (FN 1), S. 169 ("Viele Gerichte nehmen auch nur un­
gern die schon nach der Anzahl der Akten, Beiakten und Beweismittelordner sehr 
umfangreichen, zumeist tatsächlich und rechtlich schwierigen Wirtschaftsstrafsachen 
in Angriff"). Zur Zuständigkeitsregelung vgl. Wassermann, R.: Wirtschaftsstrafkam­
mern. Ein Beitrag zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität durch die Strafrechts­
pflege, in: JVBI. 106/1970, S. 145- 1 50, S. 147. 

6) Zu recht führt Rieß, P.: a,a,O, (FN 1), S. 74, aus, daß die Ergebnisse des Ermitt­
lungsverfahrens eine prägende Wirkung auf die Hauptverhandlung ausübten, 

7) Ein Angeklagter verstarb allerdings nach Verfahrenseröffnung; zur streitigen prozes­
sualen Behandlung eines solchen Falls vgl. Kühl, K.: Der Tod des Beschuldigten 
oder Angeklagten während des Strafverfahrens, in: NJW 1978, S, 977-98 1,  

8) Vgl. dazu Kapi!el 4.4. 1 ;  die von Peters, K.:  Beschleunigung des Strafverfahrens und 
die Grenzen der Verfahrensbeschleunigung, in: R. Wassermann (Hrsg.): Strafprozeß 
und Reform, Neuwied und Darmstadt 1979, S, 82-1 12, S, 96, vorgebrachten 
Bedenken können durch diese Untersuchung nicht gestützt werden, sie könnten 
aber bei einem anders gearteten Material schon bedeutsam sein. 
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9 )  So schon zutreffend Kaiser, G.: Die Bedeutung der Wirtschaftskriminalität in der 
Bundesrepublik Deutschland, in: Kriminalistik 1978, S. 1 -5, S. 4 ("Zunehmend er­
weist sich ••• die p r a k 1 1  s c h e Strafrechtspflege, genauer das Schöffengericht 
und die Wirtschaftsstrafkammer, als Engpaß und Nadelöhr"). 

10) Vgl. dazu Jacob, H.: Criminal Courts as Organizational Phenomena, in: L .M. Fried­
man, M. Rehbinder (Hrsg.): Zur Soziologie des Gerichtsverfahrens; Jahrbuch für 
Rechtssoziologie und Rechtstheorie. Bd. IV. Köln/Opladen 1976, S. 1 55-172. 

1 1) Z.B. Franzki, Präsident des OL G Celle, laut HAZ v, 26.2.80; vgl.aber auch Schwind 
H.-D., Gehrich, W.-D.: Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität - erläutert am Bei­
spiel von Niedersachsen, in: JR 1980, S. 228-233. Zur Schwierigkeit, Wirtschafts­
strafkammern einzuführen, vgl. Wassermann, R.: Strategien zur Eindämmung der 
Wirtschaftskriminalität, in: Schimmelpfeng GmbH (Hrsg.): Aktuelle Beiträge zur Wirt­
schaftskriminalität, Frankfurt/M. 1 974, S, 57-73, S, 63. Vgl. ferner Grasse, R.: 
Probleme des Wirtschaftsprozesses, in: Schimmelpfeng GmbH (Hrsg.): a,a, O., S; 
75-87. 

12) Franzki, a.a.O.(FN 1 1 ). 

13)  Franzki, a.a.O.(FN 1 1). 

14) Zur L aienbeleiligung allgemein vgl. Böttges, W.: Die L aienbeleiligung an der Straf­
rechtspflege, Diss. jur. Bonn 1 9 79. Klausa, E.: Ehrenamtliche Richter. Ihre Auswahl 
und Funktion, empirisch untersucht, Frankfurl/M. 1 972, S. 23-90; Peters, K.: Die 
strafrechlsgeslaltende Kraft des Strafprozesses, Tübingen 1 963, S. 33 f. 

15) Peters, K.: Beschleunigung des Strafverfahrens, a.a.O, (FN 8), S, 85. 

16) Zur Einflußnahme der L aien auf die Entscheidung vgl. � P., L autmann, R.: Die 
forensische Kommunikationssituation - soziologische Probleme, in: R. Wassermann 
u.a. (Hrsg.): Demokratie und Rechtsstaat, Bd, 4 1 ,  Neuwied 1 979, S, 4 1-67, S, 51;  
Caspar, G., Zeisel, H.: Der L aienrichter im Strafprozeß. Vier empirische Studien zur 
Rechtsvergleichung, Heidelberg/Karlsruhe 1 979, S, 1 1  ff.; Klausa, E.: a.a,O. (FN 
14), s. 76 ff. 

17) Vgl. Caspar, G., Zeisel, H.: a.a.O. (FN 1 6), S. 5 1  ("Überforderung der Schöffen bei 
Strafsachen mit wirtschaftlichem Einschlag"); Franzki, a.a.O. (FN 1 1) (" ... fragwür­
dig ... , ob die Mitwirkung von Schöffen in Wirtschaftsstrafsachen nicht mehr Nach­
teile als Vorteile bringe ... "); Ulrich, W.: a.a.O. (FN 4), S, 7; Wassermann, R.: a.a.O, 
(FN 5), S. 148. Vgl. ferner zu diesem Problem Katholnigg, 0.: Sollten Wirtschafts­
strafkammern mit sogenannten Wirtschaftsschöffen besetzt werden?, in: BMJ 
(Hrsg.): Tagungsberichte der Sachversländigenkommission, Band XV., Bonn 1979, 
Anlage 7. Katholnigg spricht sich aus grundsätzlichen und praktischen Erwägungen 
gegen die Einführung von Wirtschaftsschöffen aus. 

18) Strafen: Einzelrichter N = 18;  67 %; L aiengerichlsbarkeil N = 136; 70 %; Chi2 
= 0, 1 1, 

DF = 1, P = 0.7451, CSV = 0,02. 

19) Feststellung ausweislich des Hauptverhandlungsprotokolls. 

20) Einstellungen, Freisprüche: ohne kaufmännischen Beruf N = 50; 3 1  %; mit kaufmän­
nischem Beruf N = 9; 26 %; Chi2 

= 0,42, DF = 1, P = 0,5184, CSV = 0,05. 

21)  Zu den Problemen einer denkbaren Ausschließung des Ermittlungsbeamten von der 
Sitzungswahrnehmung wegen einer Benennung als Zeuge vgl. Kuhlmann, G,J.: 
Reform ohne Reform? - Kritische Anmerkungen zum Referenten-Entwurf eines Ge-
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setzes zur Änderung des Rechts der Staatsanwaltschaft (StAÄG) -, in: DRiZ 1977, 
S. 266-271, S. 270 . Allgemein vgl. schon Blankenburg, E., Sessar, K., Steffen, W.: 
Die Staatsanwaltschaft im Prozeß strafrechtlicher Sozialkontrolle, Berlin 1978 , S. 
257 ff. 

22) Zur Verteidigung im Hauptverfahren vgl. Caspar, G., Zeisel, H.: a.a.O. (FN 16), S. 
35 f. (Der Anteil der Wahlverteidiger wächst mit der Schwere des Falles, ohne 
Verteidiger sind zu 15 % nur die vor den Schöffengerichten Angeklagten. Nach 
richterlicher Einschätzung halle der Wahlverteidiger den Vergleich mit dem Staats­
anwalt besser aus als der Offizialverteidiger). Zum Verteidigerverhalten Franzki, 
a.a.O. (FN 11) (" ••• in Wirtschaftsstrafsachen schon fast so schwierig geworden 
wie früher in Terroristenprozessen ••• "). 

23) Vgl. dazu Hahn, R., Welp, M.: Schöffen, Sachverständige und Zeugen in Wirt­
schaftsstrafverfahren, in: K. Tiedemann (Hrsg. ): Die Verbrechen in der Wirtschaft, 
Karlsruhe 1972, S. 1 27-144; Zirpins, W.: Der Sachverständige in Wirtschaftsstrafsa­
chen, in: BKA (Hrsg.): Wirtschaftsdelikte, Wiesbaden 1957, S. 99 -116. 

23a) Chi 2 = 7, 18 , DF = 1, P = 0 .0074. 

24) Chi 2 = 5,8 4, DF = 1, P = 0 .0157. 

25) Ohne Veräz1derung: Einstellung/Freispruch N = 66; 33 %; Bestrafung N = 138 ; 
68 %; Chi = 3,51, DF = 1, P = 0 .0609 , CSV = O, 13. 

26) Zur Notwendigkeit, während der laufenden Hauptverhandlung Ermittlungen zu 
führen, weil der Angeklagte sich oft erstmalig oder doch erstmalig konkret einlasse 
(und Zeugen plötzlich gänzlich Neues bekundeten) vgl. Sander, H.: Die Verfolgung 
der Wirtschaftskriminalität _aus der Sicht eines Staatsanwaltes bei .einer Schwer­
punktstaatsanwaltschaft des Landes Nordrhein-Westfalen, in: Kriminalistik 24 
(1970 ), S. 39 2-395, S. 39 4; vgl. ferner Biermann, H.-H.: Fragen der Wirtschafts­
kriminalität, in: Kriminalistik 9 (1955), S. 327-331, S. 329 (zur Widerlegbarkeit von 
Schutzbehauptungen). 

27) Vgl. Caspar, G., Zeisel, H.: a.a.O. (FN 16), S. 34; Blankenburg, E. u.a.: a.a.O. (FN 
21 ), insb. S. 138 ff.; Peters, K.: Fehlurteil, in: R. Sieverts, H.J. Schneider (Hrsg.): 
Hwb der Kriminologie. 2. Aufl. Ergänzungsband, Berlin 1979 , S. 259 -272, S; 264. 

28 ) Sanklionsverzichl in diesen Fällen 13 = 50 %; 44 = 44 %; 11 = 11 �; Chi 2 = 29 ,61, 
DF = 2, P = 0 .0000 . 

29 ) Zum Zeugen vgl. Dahs, H.: Bewältigung großer Strafprozesse - um welchen Preis?, 
in: NJW 1974, S. 1538 -1543, S. 1539 ("Der Zeuge ist a natura das schlechteste 
und unzuverlässigste Beweismittel, das unser Strafrecht kennt") • . Vgl. ferner � 
mann, H.-H.: a.a.O. (FN 26), S. 329 ;  Gössweiner, T.: Die Vernehmung in Wirt­
schaftsstrafsachen. Ein Beitrag zur Psychologie des Beschuldigten und zur Technik 
seiner Befragung, in: ArchKrlm 133 (1964), S. 32-47, 89 -106; Peters, K.: Fehlur­
teil, a.a.O. (FN 27), S. 267. 

30 ) Zu Gruppenaussagen (aufgrund Zeugenabsprachen) vgl. Peters, K.: Fehlurteil, a.a. 
O. (FN 27), S. 266. 

31 ) Die entsprechenden Zahlen der Sanklionslosigkeit lauten N = 19 (35 %), N = 1 4  (33 
%), N = 23 (51 %), N = 10 (24 %), N = 2 (5 %). 

32) Vgl. dazu für die klassische Kriminalität schon Blankenburg, E. u.a.: a.a.O. (FN 21 ), 
S. 257 ff.; für das Jugendstrafverfahren Knoll, Ch.: Empirische Untersuchungen zur 
jugendrichterlichen Sanktionsauswahl, Diss. Jur. Heidelberg 1978 , S. 61 ff. 
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33) Sanktionslosigkeit in diesen Fällen_: f = 27 (41 %), N = 1 2  (37,5 %), N = 24 (28 %), 
N = 3 (18 %) und N = 2 (10 %); Chi = 9,73, DF = 4, P = 0 .0453, CSV = 0 ,21. 

34) In den Anklagen, auf die schließlich ein Urteil erging, verteilen sich die Fälle folgen-
dermaßen: eine Tat 24 (13,5 %), Tateinheit 35 (1 9,7 %), Tatmehrheit 11 9 (66,9 %). 

35) Keine Sanktion: 44 = 34,9 % bzw. 48 = 33,3 %. 

36) Vgl. dazu schon oben Kap. 2. 

37) Chi 2 
= 3,03, DF = 1 P = 0 .0818 , CSV = 0 ,  1 2. 

38 ) Sanklionslosigkeit: Keine Angab2 N = 14 (44 %), die übrigen Fälle N = 20 (38 %), N 
= 14 (36 %), N = 16 (31 %); Chi = 9,86, DF = 4, P = 0 .0429, CSV = 0 ,21 .  

39) Die Zahlen für Sanktionslosigkeit lauto/1: N = 6 (43 %), N = 17 (63 %), N = 10 (23 
%), N = 17 (21 %), N = 18 (32 %); Chi = 5,70 , DF = 2, P = 0 .0579, CSV = O, 16. 

40 ) Chi 2 
= 4,44, DF = 1 ,  P = 0 .0351 , CSV = O, 14. 

41 ) Chi 2 
= 5,70 , DF = 2, P = 0.0579, CSV = 0 ,  16. 

42) Bei de�2sonstigen Angeklagten Sanktionen nein 13 = 30 %, Sanktionen ja 30 = 70 
%; Chi = 4,53, DF = 3, P = 0 .2100 , CSV = O, 14. 

43) Chi 2 = 0 ,20 ,  DF = 1 ,  P = 0 .6515, CSV = 0 ,03. 

44) Chi 2 
= 0 ,0 9, DF = 1 ,  P = 0 .  7632, CSV = 0 ,04. 

45) Chi 2 
= 1 ,49, DF = 1 ,  P = 0 .2228 ,  CSV = O, 17. 

46) Chi 2 
= 1 ,  16, DF = 1 ,  P = 0 .2808 , CSV = O, 13. 

47) Chi 2 
= 5, 14, DF = 1 ,  P = 0 .0186, CSV = 0 ,40 . 

48 ) Sanktionsloslgkeit: N = 3 (15 %), N = 22 (55 %); Chi 2 
= 8 ,78, DF = 1 ,  P = 0 .0031 , 

csv = 0 ,38 . 

49) Zum Nachweis der Befunde vgl. bereits Tabellen 4.1 2  und 4.13. 

50 ) Vgl. oben Tabelle 4.18 . 

51 ) Sanktionsloslgkeit: N = 13 (22 %), N = 24 (46 %), N = 31 (30 %); Chi 2 
= 8 ,00 , DF = 

2, P = 0 .0183, csv = o, 1 9. 

52) ferner einem unbekannten Verfahrensausgang und einer Verfahrensbeendigung 
durch Tod des Angeklagten. 

53) Vgl. dazu Bruns, H.-J.: Strafzumessungsrecht, 2. Aufl. Köln u.a. 1 974, S. 46, der 
die Einstellungen aus Opportunitätsgesichtspunkten (Geringfügigkeit, unwesentliche 
Nebendelikte) als besonders gelagerte Fälle der Strafzumessung darstellt. 

54) In �er Schadensklassez°ber 10 .000 bis 50 .000 DM: Einstellungen 6 = 43 %, Frei­
spruche 8 = 57 %; Chi = 5,56, DF = 2, P = 0 .0621 . 

55) Chi 2 
= 3, 18 , DF = 1 ,  P = 0 .0745, CSV = 0 ,21. 

56) Chi 2 
= 3,63, DF = 1 ,  P = 0 .0568 , CSV = 0 ,23. 
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57) Verwiesen sei zunächst auf von Sanlen: Versuch, die Größe der Gesetzwidrigkeiten 
gegen die Person und das Eigentum, und das Strafmaß nach sichern Verhältnissen 
zu bestimmen. Neue Ausgabe, Rostock 1826; sodann auf Medern, R.: Über 
Strafzumessung und Strafmaß. Zur Revision des Strafgesetzbuches, in: Der Ge­
richtssaal 26 ( 1874), S. 590-607; weitere Beiträge zur Diskussion werden im Sach­
zusammenhang erwähnt. 

58) Vgl. Dreher, E.: Rationalere Strafzumessung, in: Pönomelrie, Köln o.J., S. 37-48, 5. 
42 m. w.N.; ferner L ackner, K.: Über neue Entwicklungen in der Strafzumes­
sungslehre und ihre Bedeutung für die richterliche Praxis, Heidelberg/Karlsruhe 
1978 ,  s. 5. 

59) Folgte man Lackner, K.: a.a.O. (FN 58), S. 5 f., so dürfte man (wegen des von ihm 
beklagten Mangels an theoretischer Durchdringung) eigentlich von "Wissenschaft" 
nicht sprechen; auch für Roxin, C.: Strafzumessung im lichte der Strafzwecke, 
in: Pönometrie, a.a.O.(FN 58), 5. 55-72, S. 55 ist die Strafzumessungslehre eine 
noch" in den Anfängen steckende Wissenschaft". - Dreher, E.: a.a.O. (FN 58), 5. 
45 hält es nicht für "verwunderlich", daß sowohl die Theorie der Punktstrafe als 
auch die Spielraumtheorie ungeachtet des mit soviel Scharfsinn geführten Streites 
der Wissenschaft in der Praxis der lnstanzengerichte nur ein Gespensterdasein 
führen. Sie sind nicht "existent". 

60) So Wassermann, R.: Strafjustiz mit menschlichem Antlitz. Zum Richterbild der Straf­
rechtsreform und zur Ausbildung des modernen Strafrichters, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte. B 32/75 vom 9.8. 1 975, S. 3-12, 5. 5. 

6 1 )  So Schünemann, B.: Summum ius = summa iniuria in der Strafzumessung, in: Pö­
nometrie, a.a.O. (FN 58), S. 73-78, 5. 73. - Für das amerikanische Justizsystem 
vgl. Zeisel, H., Diamond, 5.5.: Search for Senlencing Equily: Senlence Review 
in Massachusells and Conneclicut, in: American Bar Foundation Research Journal 
1 977, s. 881-940, s. 883. 

62) Eher in diese Richtung (Rationalität insbesondere als Ziel und Aufgabe) z.B. Dreher, 
E.: a.a.O. (FN 58), 5. 38; Grasnick, W.: Rationalität oder Irrationalität der Strafzu­
messung, in: Pönomelrie; a.a.O. (FN 58), 5. 1-28, 5. 2; Henkel, H.: 0ie "richtige" 
Strafe. Gedanken zur richterlichen Strafzumessung, Tübingen 1 969, S. 4; v. Weber, 
H.: Die richterliche Strafzumessung, Karlsruhe 1 956, 5. 3. 

63) ·1n der Mitte des Spektrums etwa Frisch, W.: Revisionsrechlliche Probleme der Straf­
zumessung, Köln u.a. 1971 ,  S. 1 15; Kaiser, G„ Praxis der Strafzumessung und der 
Sanktionen im Verkehrsrecht, in: Kriminologische Gegenwartsfragen Hell 10, Stutt­
gart 1 972, 5. 92-1 27, 5. 96 f.; Peters, K.: Strafzumessung, in: R. Sieverts und H. J. 
Schneider (Hrsg.): Hwb der Kriminologie, 2. Aufl. Ergänzungsband, Berlin 1977, S. 
132-142, 5. 133, 137, 139; Petersohn, F.: Stellung des Sachverständigen im 
Rahmen der Problematik der Pönometrie, in: Pönometrie, a.a.O. (FN 58), S. 49-54, 
5. 49 f.; Schöch, H.: Strafzumessungspraxis und Verkehrsdelinquenz. Kriminologi-

sche Aspekte der Strafzumessung am Beispiel einer empirischen Untersuchung zur 
Trunkenheit Im Verkehr, Stuttgart 1973. 

64) Vgl. Kaiser, G.: Resozialisierung und Zeitgeist, in: R. Herren u.a. (Hrsg.): Kultur -
Kriminalität - Strafrecht. Festschrift für Thomas Würtenberger, Berlin 1 977, s. 359-
372, s. 372. 

65) Vgl. Sarstedt, W.: Die Revision In Strafsachen, 4. Aufl. Essen 1 962, 5. 261.  

66)  Vgl. von Weber, H.: a.a.O. (FN 62), 5. 4. Würtenberger, T.: Die geistige Situation 
der deutschen Strafrechtswissenschaft, Karlsruhe 1957. 2. Aufl. 1 959. 
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67) Vgl. Horn, E.: Wider die "doppelspurige" Strafhöhenzumessung, in: G. Grünwald u.a. 
(Hrsg.): Festschrift für Friedrich Schallstein, Göttingen 1 975, S. 2 4 1 -254, S. 242,  
254; Jeutter, F.: Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips im Strafverfahren, Diss. 
jur. München 1976, S. 26 f.; Lackner, K.: a.a.O. (FN 58), S. 29; Schöch, H.: 
Grundlage und Wirkungen i:!er Strafe, in: G. Grünwald u.a. (Hrsg.): a.a.O. (FN 67), 
S. 255-273,  S. 262; Schünemann, B.: a.a.O. (FN 6 1 ), S. 75; � H.: Reform des 
Strafverfahrensrechts, in: R. Sieverts und H.J.  Schneider (Hrsg.): Hwb der Krimino­
logie. 2. Aufl. Ergänzungsband,  Berlin 1 977, S. 1 2 1 - 1 32,  S. 1 24.  - Unkla r  ist insbe­
sondere, ob kurzfristige Freiheitsstrafen bei  Wirtschaftsdelinquenten unter Präven­
tionsgesichtspunkten erforderlich oder doch wenigstens sinnvoll s ind; vg l. die Dar­
stellung des Diskussionsstandes bei  Jescheck, H.-H.: Die Geldstrafe a ls Mittel mo­
derner Kriminalpolitik in rechtsvergleichender Sicht, in: R. Herren u.a. (Hrsg.): K ul­
tur - Kriminalität - Strafrecht. Festschrift für Thomas Würtenberger zum 70. Ge­
burtsta g,  Berlin 1 977, S. 257-276, s. 2 6 1  m.w.N. (H.J. Schneider, K. Tiedemann, 
G. Kaiser, P.J. Schick); zur kurzfrist igen Freiheitsstrafe al lgemein siehe Kiwull, H.: 
Kurzfristige Freiheitsstrafe und Geldstrafen vor  und nach der Strafrechtsreform, 
einschließlich der Entziehung der Fahrerlaubnis und des Fahrverbots a ls Mittel der  
Spezialprävention, Diss. jur. Freiburg 1 979. 

68) Zur Sanktionierung be i  den leichteren Wirtschaftsdelikten des Nebenstrafrechts 
Berckhauer, F.H.:  Die Erledigung von Wirtschaftsstraftaten d urch Staatsanwalt­
schaften und Gerichte, in: ZStW 89 ( 1 9 77), S. 1 0 1 5 - 1 045,  S. 1 037 ff.; Kaiser, G.: 
a.a.O. (FN 9� S. 3; ders.: Wirtschaftskriminalität und ihre Bekämpfung, in:  G. Kaiser 
und H. Schöch (Hrsg.): Kriminolog ie. Jugen dstrafrecht. Strafvol lzug, München 
1979, S. 1 2 5- 1 32,  S. 130; ferner Mergen, A.: Intensivere Bekämpfung der Wirt­
schaftskriminalität, in: DRiZ 1 972, S. 2 7 1 -273, S. 272. 

69) Zum Taxenwesen a llgemein vg l. Frisch, W. : a.a.O. (FN 63), S. 1 05 f.;  für Steuer­
delikte vg l. Tiedemann, K. :  Wirtschaftsdelinquenz und  Wirtschaftsstrafrecht in den 
USA und der Bundesrepublik Deutschland,  in:  H. Göppinger und H. Walder (Hrsg.): 
Wirtschaftskriminalität, Stuttgart 1 9 78 ,  S. 7-26, S. 1 1  unter B ezugnahme auf Pres­
semeldungen; vg l. dazu auch Bäckermann, F. und van Helden, W.: Steuerstraftaten 
und Steuerordnungswidrigkeiten mit Verfahrensrecht, Heidelberg/Hamb urg 1 979, S. 
193  f. (Regelstrafrahmen), S. 247 f. ("Strafzumessungsblatt"); ferner  OStA 
Kühneck, StA Hannover, Z entralstelle für Wirtschaftsstra fsachen, laut HAZ v. 20./ 
2 1 .9. 1 980,  S. 1 7 :  Bei  den schweren Steuerdelikten griffen d ie  Gerichte energ isch 
durch ••• Nach der Faustregel könne man pro e ine Mil l ion Mark verkürzter Steuer 
mit eineinhalb Jahren Freiheitsstrafe rechnen. - A us empir ischer Sicht v g l. neue­
stens Meine, H.-G.: Das Strafma ß bei  der Steuerhinterziehung, in: MschrKrim 63 
( 1 980), s. 1 2 9- 1 40. 

"/0) Vgl. dazu eingehend Rolinski„ K.: Die Prä gnanztendenz im Strafurteil, Hamburg 
1969; Peters, K. :  Strafzumessung, a.a.O. (FN 63), S. 135 (auch "Anpassungs­
tendenzen"). 

7 1 )  Vgl. dazu Frisch, W.: a.a.O. (FN 63), S. 1 6 1  f.; zur "Schwereeinschätzung von 
Delikten" vgl. B. Villmows g leichnamige Arbeit, Berlin 1 977. 

72) Vgl. dazu für  den a merikanischen Strafprozeß Tiffany, L.P., Avichai, Y., Peters, 
G. W.: A Statistical Analysis of Sentencing in Federal Courts: Defendants Convicted 
alter Trial,  1967-1 968, in:  Research Contribution of  the American Bar Foundation 
1 975 No  9 ,  S. 369-390, S. 376 ("The crime factor had the greatest impact on 
sentencing"). 
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73) Vgl. dazu Arno!d, A. -M., Matthias, H.: Zur wirksamen Anwendung aer Geldstrafe, 
in: NJ 1979 , S. 123-126, S. 124; Bruns, H.-J.: a.a. O. (FN 53), S. 401 f.; Mikinovic, 
St., Stange!, W.: Strafprozeß und Herrschaft. Eine empirische Untersuchung zur 
Korrektur richterlicher Entscheidungen. Demokratie und Rechtsstaat Bd. 40, Darm­
stadt, Neuwied 1979 , S. 59. 

74) Zur Strafzumessung in den genannten Fällen vgl. Bruns, H.-J. : a.a.O. (FN 53), S. 
463 f. (fortgesetztes Delikt), S. 468 ff. (Tateinheit), S. 470 ff. (Tatmehrheit). 

75) Chi 2 = 6,02 ,  DF = 2 ,  P = 0.0493. 

76) 

77) 

Zur strafschärfenden Wirkung der Vorstrafe vgl. Arnold, A.-M., Matthias, H.: a.a.O. 
(FN 73), S. 125; ferner Tiffany, L.P. u.a.: a.a.O. (FN 72), S. 376-378. 

2 Chi = 24,3, DF = 4, P = 0.0001, CSV = 0,28. 

78) Chi 2 = 6,76, DF = 4, P = 0.1489 , CSV = 0,25. 

79) Chi 2 = 11,62 , DF = 6, P = 0. 710, CSV = 0,33. 

8 0) Chi 2 = 7,42 , DF = 6, P = 0.2838 , CSV = 0,26. 

8 1) Vgl. dazu Frisch, W.: a.a. O. (FN 63), S. 8 ;  Dreher, E.: Rationalere Strafzumessung, 
a.a.o. (58), s. 42 f. 

82) s. Medern, R. : a.a.O. (FN 57), m.w.N. 

83) s. Exner, F. : Studien über die Strafzumessungspraxis der deutschen Gerichte, 
Leipzig 1931; Kaiser, G. : Praxis der Strafzumessung, a.a.O. (FN 63); Schöch, H.: 
Strafzumessungspraxis ... , a.a.O. (FN 63). Vgl. ferner Grasnick, W.: a.a.O. (FN 62), 
S. 1; Schünemann, B. : a.a.O. (FN 61), S. 75; Wagner: Probleme der Bekämpfung 
der Wirtschaftskriminalität aus der Sicht der Staatsanwaltschaft, in: PFA (Hrsg.): 
Probleme der Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität, Hiltrup 1974, S. 29 -43, S. 42 
f. (Gründe für die eher "milde als zu harte Bestrafung" von Wirtschaftsstraftälern: 
Integration In der Gesellschaft, Auftreten in der Hauptverhandlung, Rücksichtnahme 
auf · Unternehmen (Verlust von Arbeitsplätzen), Einstellung der Laienrichter zur 
Wirtschaftskriminalität (Kavaliersdelikt).) 

84) Vgl. z.B. Haag, K. : Rationale Strafzumessung. Ein entscheidungstheoretisches 
Modell der strafrichterlichen Entscheidung, Köln u. a. 1970; in diese Richtung schon 
Medern, R. : a.a. O. (FN 57), S. 594 f. Zur "Mathematisierung" der Strafzumessung 
vgl. neben Haag insbesondere v. Linstow, B. : Berechenbares Strafmaß. Eine neue 
Methode der Strafzumessung am Beispiel wichtiger Verkehrsdelikte, Berlin 1974. 
Daß diese Methode - sieht man einmal vom Einsatz automatischer Datenverarbei­
tung ab, den v. Linstow vorschlägt - so neu nicht ist, zeigt von Santens "Versuch, 
die Größe der Gesetzwidrigkeiten gegen die Person und das Eigentum, und das 
Strafmaß nach sichern Verhältnissen zu bestimmen" (Rostock 1826), der v. Linstow 
aber anscheinend unbekannt war. - Zur Kritik an der "Mathematisierung" vgl. insb. 
Dreher, E. : a. a. O. (FN 63), S. 42 f. 

85) So schon Medern, R. : a. a. O. (FN 57), S. 594 f. 

86) a. a. O., s. 74 f. 

87) a.a.o. 

8 6) a. a. O. 
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89) In den Fällen der Tatmehrheit wurden die sich gesetzlich ergebenden größeren 
Strafrahmen aufgrund hö herer Strafdrohungen berücksichtigt. Es ist deshalb zuläs­
sig, die Fälle der Tateinheit und der Tatmehrheit miteinander zu vergleichen. (Die 
Einführung des Ausschö plungsmaßes verfolgt ausdrücklich den Zweck, eine Ver­
gleichbarkeit herbeizuführen). 

90) Vgl. � P., Lautmann, R.: a.a,O. (FN 16), S. 56; Peters, K.: Strafzumessung, 
a.a.O. (FN 63), S. 137, 

9 1 )  Die unterschiedlichen Strafbanne der Gerichte sind hierbei berücksichtigt. 

92) Versa�ng 3 1  %, N = 18 ;  6 1  %, N = 17;  keine Angabe: Aussetzung nein N = 5, Ja = 
2. Ch1 = 9,67, DF = 2, CSV = 0,32. 

93) Aussetzung nein: US, UM 8 = 35 %; MM 23 = 43 %, OM, OS 9 = 53 %, Chi 2 = 1 ,32, 
DF = 2, P = 0,5 1 72, CSV = 0, 1 2. 

94) Aussetzung nein: kein Verteidiger = 3 (60 %), Pflichtverteidiger N = 4 q 1 %), Wahl-
verteidiger N = 18 (35 %), mehrere Wahlverteidiger N = 15 (60 %), Chi = 5,57, DF 
= 3, P = o, 1343, csv = 0,24. 

95) Zu den Einzelheiten des angewandten multivariaten Verfahrens THAID vgl. schon 
Kap. 4.5. 
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Kapitel 6 

VERFAHRENSDAUER - UNTERSUCHUNGSHAFT - BETRIEBSKRIMINALITÄT 

6. 1 Die Dauer von Wirtschaftsstrafverfahren 

"Die lange Dauer der Strafprozesse erweckt in der Allgemeinheit Unzufriedenheit. Es sind 
vor allem die außergewöhnlichen Verfahren, die die Kritik hervorrufen, wie die NS­
Prozesse, Terroristenprozesse und Wirtschaftsstrafverfahren. Wer aber näheren Einblick 
in die Strafrechtspflege hat, gewinnt die Überzeugung, daß die langsame Verfahrens­
durchführung keineswegs nur die Großprozesse betrifft. Es handelt sich vielmehr um ein 
allgemeines Problem der Strafrechtspflege". Mit dieser Ansicht steht Peters l) keines­
wegs allein. So blockiert nach Zipf 2> die "überlange Dauer vieler Strafverfahren ••• in 
verhängnisvoller Weise die Gesamtleistungsfähigkeit der Strafverfolgungsorgane". Auch 
für Wassermann .3) ist die "mangelnde Effizienz der Justiz ••• in vielfacher Weise eine 
Folge des Modernitätsrückstandes der Justizverwaltung". Rechtsgleichheit, Spezialprä­
vention und Generalprävention erscheinen gleichermaßen als gefährdet 4>. 

Die Notwendigkeit der Verfahrensbeschleunigung wird aber nicht nur in der strafprozes­
sualen Literatur, sondern auch von den politisch Verantwortlichen gesehen. So hat die 
Konferenz der Justizminister und -senatoren 1977 sich mit dieser Fragestellung befaßt: 
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"Die Justizminister und --senatoren sehen es als eine bedeutende rechtspoli­
tische Aufgabe an, die Strafrechtspflege zu beschleunigen. Die Justizminister 
und -senatoren begrüßen es, daß gesetzgeberische Maßnahmen mit dem Ziel 
der Verfahrensbeschleunigung von Bundesregierung, Bundestag und Bundes­
rat vorbereitet oder bereits initiiert worden sind. 
Die Justizminister und -senatoren verkennen nicht, daß es eine ständige Auf­
gabe der Richter, Staatsanwälte und Justizverwaltungen jeweils in ihrem Be­
reich ist, eine Beschleunigung der Verfahren auch dadurch herbeizuführen, 
daß alle Möglichkeiten der Prozeßökonomie, der Rationalisierung und einer 
Verbesserung der Organisation ausgeschöpft werden. Sie halten es für erfor­
derlich, daß in ständigem Gedankenaustausch insbesondere mit Richtern, 
Staatsanwälten und Rechtsanwälten alle Vorschläge geprüft werden, die zur 
weit"eren Verfahrensvereinfachung beitragen können. Die Landesjustizverwal­
tungen treten mit dem Bundesministerium der Justiz in einem schriftlichen 
Meinungsaustausch darüber ein, welche weiteren gesetzlichen Maßnahmen 
angezeigt erscheinen. Die Justizminister und -senatoren beauftragen die 
zuständigen Referenten (Arbeitsgruppe "Strafverfahrensreform"), nach Ab­
schluß dieses Meinungsaustausches Vorschläge zu erarbeiten und der Ju­
stizministerkonferenz zu unterbreiten" 5). 



Das Bundesministerium der Justiz hat zur Erforschung der Gründe für die lange Verfah­
rensdauer insbesondere in Großverfahren "Untersuchungen zur Ermittlung der Ursachen 
für die Dauer bestimmter Verfahrensabschnitte in Strafverfahren der Schwerkriminalität" 

6 )  durchgeführt. In die Untersuchung wurden alle Akten einbezogen, in denen der Bun­
desgerichtshof im Jahre 197 1 über eine Revision entschieden hatte. Zu Recht weist der 
Bericht darauf hin, "daß das Projekt wegen seiner Einengung auf einen bestimmten 
Zeitraum (197 1 )  und auf bestimmtes Aktenmaterial (nur Strafsachen der Schwerkrimina­
lität, in denen der BGH über eine Revision entschieden hat) nicht für die gesamte 
Schwerkriminalität als repräsentativ angesehen werden kann. Hinzu kommt, daß seit 
dem Beginn des Projekts erhebliche Zeil verstrichen ist" 7 >, 

Die Gründe für die lange Verfahrensdauer sind, worauf schon Peters B) hingewiesen hat, 
vielschichtig. Beispielsweise werden in der Literatur genannt: 

"die mit immer mehr subjektiven und unbestimmten Elementen versehenen 
Tatbestände" 9 '; 

- "der weitgespannte Tatbegriff des § 264 StPO i. V.m. dem Verfassungsver­
bot des Art. 103 III GG, jemanden wegen derselben Tat mehrmals zu be­
strafen, (wirke) den bisherigen Bemühungen um Beschleunigung und 
Straffung des Prozeßsloffs entgegen • •• Das Risiko des Weglassens einzel­
ner Tatteile bei ungewisser Prognose über den Ausgang des verbleibenden 
Prozeßstoffs ist so groß, daß es die Tendenz der Staatsanwaltschaften zur 
"Ausermittlung" auch dort begünstigt, wo einzelne aufgeklärte Tatteile 
einer Aburteilung in einer kurzfristigen Hauptverhandlung zugänglich 
wären." 10) 

- " ... die. Gründe für die schleppende Abwicklung gerichtlicher Verfahren 
(liegen) im wesentlichen nicht in Unzulänglichkeiten des Gesetzes, son­
dern in der mangelhaften Ausstattung der Justiz in personeller, sachli­
cher und organisatorischer Hinsicht." 1 1 )  

- "Der Personalbestand der Staatsanwaltschaften und Polizeibehörden, die 
die L ast des Ermittlungsverfahrens zu tragen haben, ist notorisch zu ge­
ring." 12 ) 

- "Auch die technischen Mittel und Methoden eines modernen, auf Be­

schleunigung und Effektivität angelegten, rationalisierten Bürobetriebs hat 
sich die Justiz bis heute nicht zu eigen gemacht."  1J) 

- "Die Schöffengerichte und Strafkammern, insbesondere die Wirtschafts­
strafkammern, sind so überlastet, daß gerade in umfangreichen Verfahren 
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vom Eingang der Anklageschrift bis zum Urteil erster Instanz zumindest 
viele Monate, häufig auch mehrere Jahre vergehen." 14) 

Über die Dauer der Wirtschaftsstrafverfahren vom Beginn der Ermittlungen bis zum Ab­
schluß in erster Instanz liegen repräsentative Befunde bislang nicht vor. Deshalb wurden 
in der Aktenuntersuchung Daten erhoben, die es erlauben, wenigstens einen groben 
Überblick über die Verfahrensdauer zu gewinnen. Zur Erhellung der Gründe für den häu­
fig beklagten schleppenden Verfahrensgang bedürfte es eines methodischen Vorgehens, 
das aber mit einer Aktenanalyse nicht geleistet werden kann. Die folgenden Ausführun­
gen geben deshalb nur einen deskriptiven Überblick über das Problem. 

6. 1 . 1  Die Dauer der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren 

Knapp zwei fünftel der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren konnten innerhalb 
eines halben Jahres erledigt werden. Jeweils ein weiteres knappes fünftel dauerten 
zwischen sechs Monaten bis zu einem Jahr bzw. über ein Jahr bis zu zwei Jahren. Ein 

15) Viertel der Ermittlungsverfahren dauerte länger als zwei Jahre 

Im Hinblick auf den Ausgang des Ermittlungsverfahrens zeigt sich, daß die mit Einstellung 
endenden Ermittlungsverfahren rascher abgewickelt wurden, als die mit Strafbe­
fehlsbeantragu,�g oder Anklage endenden Ermittlungsverfahren. Allerdings sind die Un­
terschiede im unteren Bereich der Verfahrensdauer bis zu sechs Monaten nur sehr ge­
ringfügig: Bei den Einstellungen entfallen auf diesen Teil .36,6 %, bei den Anklagen und 
Strafbefehlsanträgen .39 ,2 %; dagegen sind Verfahrensdauern über zwei Jahre bei Ein­
stellungen des Ermittlungsverfahrens weitaus häufiger (29 ,4 %) als bei den Fällen der 
Anklage ( 18 ,5 %). 

Die Gründe hierfür lassen sich im einzelnen aus den Akten nicht ersehen, immerhin wird 
deutlich, daß es insbesondere Verfahrenseinstellungen nach § 1 70 II StPO sind, die 
einen hohen Anteil (.30,2 %) mit einer Dauer des Ermittlungsverfahrens über zwei Jahre 
ausweisen. Bel Fällen der Geringfügigkeit (§ 15.3 StPO) Ist der Anteil mit einer so langen 
Ermittlungsverfahrensdauer deutlich geringer ( 19 ,2 %). 

Für die Deliktsgruppen der Untersuchung ergeben sich Unterschiede In der Dauer des 
Ermittlungsverfahrens, die In Tabelle 6 . .3 ausgewiesen sind. Besonders langwierig sind 
danach vor allem l:3etrugs- und Untreueverfahren, von denen jeweils knapp über ein, 
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N 
V, ...... 

Tabelle 6. 1 Dauer und Ausgang des Ermittlungsverfahrens 

Dauer de s Ermittlungs- Einstellung Anklage insgesamt 
verfahrens abs .  % abs .  % abs .  % 

bis 1 Monat 25  5 , 3  1 2  4 , 4  3 7  5 , 6  

über 1 Monat 1 4 7  3 1 , 3 94  3 4 , 8  2 4 1  3 2 , 6  

über 6 bis  1 2  Monate 7 7  1 6 , 4 49  1 8 , 1  1 2 6 1 7 ,  1 

über 1 Jahr bis 2 Jahre 8 2  1 7 , 5 6 5  24 , 1  1 4 7 1 9 , 9  

über 2 Jahre 1 38 29 , 4  5 0  1 8 , 5  1 88 2 5 , 4  

insgesamt 4 6 9  1 0 0 , 0  270  1 0 0 , 0  739  1 00 , 0  

Tabelle 6.2 Dauer des Ermittlungsverfahrens und Einstel lungsgründe 

Dauer des Ermittlungs Gründe der Einstellung des Erm.-Verfahrens 
verfahrens § 170 II StPO § 153 St.PO §§ 153b ff StPO 

abs. % abs. % abs. % 

bis 1 M. 16 4 ,7 5 9 , 6  2 8 , 7  
über 1 M bis 6 M. 121 35,2 5 9 , 6  4 17 ,4 
über 6 M bis 12 M. 55 16,O 15 28 ,8 2 8 ,7  
über 1 J. bis 2 J .  48 14 ,O 17 32 ,7  8 34 ,8 
über 2 J. 104 30,2  10 19 , 2  7 30,4 

insgesamt 344 100 52 100 23 100 



Drittel über zwei Jahre dauern. Entsprechend selten sind dann auch Erledigungsdauern 
bis zu einem Monat. Besonders rasch können die bereits von den Finanz, .  und Zollbe­
hörden vorermittellen Steuer- und Zolldelikte von den Staatsanwaltschaften erledigt 
werden: 80 % dieser Verfahren werden innerhalb von sechs Monaten bei den Staatsan­
waltschaften abgeschlossen. Bei den Konkursstrafverfahren dauern nur diejenigen über­
durchschnittlich lange, bei denen Gegenstand des Ermittlungsverfahrens neben den Kon­
kursdelikten auch noch andere strafrechtliche Vorschriften sind; fast jedes zweite dieser 
Verfahren dauerte über zwei Jahre 16) 

Die lange Dauer der Ermittlungsverfahren mag bei einigen Deliktsgruppen auch auf das. 
Verhallen des Beschuldigten 17) im Ermittlungsverfahren zurückzuführen sein. So erge­
ben sich nach Tabelle 6.4 für die Untreueverfahren und die schwierigeren Konkursstraf­
verfahren überdurchschnittlich häufig Verzögerungen durch den Beschuldigten. Auf die 
Täler einfacher Konkursdelikte dagegen fällt der geringste Verzögerungsanleil. 

Eine Verfahrensbeschleunigung könnte durch eine Sacheinlassung des Beschuldigten im 
Ermittlungsverfahren erreicht werden. Allerdings kam es nur bei 60 (= 8 ,  1 %) der Be­
schuldigten innerhalb des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens zu einer Be­
schuldiglenvernehmung. Dieser geringe Anteil entspricht durchaus Erfahrungen von 
Praktikern, die darlegen, daß Beschuldigte von ihren Rechtsanwälten immer wieder den 
Rat erhielten, im Ermittlungsverfahren nicht auszusagen, so daß sich dann in der Haupt­
verhandlung Hinweise auf neue Ermittlungen ergeben, die sich insbesondere bei zuvor 
schon langer Ermittlungsdauer äußerst schwierig gestalteten. Die Folge seien dann meist 
spektakuläre Freisprüche. Die Verzögerung des Ermittlungsverfahrens beginnt häufig 
damit, daß die Beschuldigten grundsätzlich die Aussage verweigern und auf richterliche 
Vernehmung bestehen. Nach Berk 18) macht die Mehrzahl der versierten Täter von die­
sem Recht Gebrauch. Sie wüßten genau, daß die ermittelnden Kriminalbeamten und 
Staatsanwälte mit der Sache vertraut, auf Schutzbehauptungen eingestellt seien und 
über kriminaltak!ische Erfahrungen verfügten. Vom Richter erwarteten sie, daß er die 
Ermittlungszusammenhänge nur aus den Akten kenne und bei der Vielfalt seiner Aufga­
ben nicht über Detailkenntnisse verfügen kann. Hier haben aber inzwischen die Straf­
prozeßreformen einen Riegel vorgeschoben. 

Die Aktenuntersuchung zeigt, daß die Gesländnisbereilschafl des Beschuldigten sich 
positiv auf die Ermittlungsdauer auswirkt (vgl. Tabelle 6.5): Bei den geständnisbereilen 

Beschuldigten entfällt auf eine Verfahrensdauer bis zu sechs Monaten ein Anteil von 43 
%, bei den nicht geständigen Beschuldigten 26 %; umgekehrt dauern bei den ge­
ständnisfreudigen Beschuldigten nur 19 % der Verfahren über 12 Monate, während es bei 
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N 
V, 
vl 

Tabelle 6.3 Dauer des staatsanwaltschaftl ichen�Ermilllungsverfahrens nach Deliklsgruppen 

Deliktsgrunn<> 

Dauer des Ermittlungs- 263 266 K0 K0 u .a .  U\'K:: RVO A0 
verfahrens abs .  % abs. % abs. % abs. % abs. % abs .  % abs. % 

bis 1 l\bnat 1 0 , 5  1 1 ,0 7 7 , 6  2 2 , 5  9 7 , 9  3 4 , 5  14 16 , 5  

üter 1 M bis 6 M 42 20, 7 26 27 , 1  36 39,l  12 15,2  48  42 , 1  23 43 ,3  54 63 ,5  

üter 6 M bis 12  M 25 12 ,3 21 21 ,9 20 21 ,7  1 1  13 ,9  22 19 ,3 17 25 , 4  8 9 ,4 

üter 1 J ·bis 2 J 59 29 , l  15 15 ,6  16  17 ,4  20 25,3  18 15 ,8  15 22 ,4  3 3 , 5  

üte r  2 Jahre 76 37,4 33 34 , 4  1 3  14 ,1  34  43 ,0 17 14 ,9  9 13 , 4  6 7 ,1  

insgesamt 203 100 96 100 92 100 79 100 114 100 67 100 85 100 

Tabelle 6.4 Verzögerung des Verfa hrens durch den Beschuldigten nach Deliklsgruppen 

Deliktsgruppe 

Verzö:Jerung durch den 263 266 K0 K0 u.a.  U\'K:: RVO 
Beschuldigten abs. % abs. % abs . % abs. % abs . % abs. % 

Ja 14 6 , 9  1 6  16 ,7  5 5 ,4  13 16 , 5  10 8 ,8 5 7 , 5  
Nein 189 93 ,1 80 83 ,3  87  94 , 6  66 83 ,5  104 91 ,2  62  92 ,5  

insgesamt 203 100 96 100 92 100 79 100 114 100 67 100 

insgesamt 
abs . % 

37 5 ,0 

241 32 ,7  

124 16 ,8 

146 19 , 8  

188 25 ,5  

736 100 

NJ insges . 

abs .  % abs. % 

6 7 , 1  69 9 , 4 

79 92 ,9  667 90,6 

85 100 736 



den nicht geständigen Beschuldigten 54 % sind. 

Da die Anordnung von Untersuchungshaft in Wirtschaftsstrafverfahren keine große Rolle 
spielt, läßt sich über eine etwaige verfahrensbeschleunlgende Wirkung keine zuver­
lässige Aussage treffen. Immerhin wird deutlich, daß der Anteil der Verfahren mit einer 
Dauer über zwei Jahren bei den Fällen der U-Haft verhältnismäßig niedrig (18 %) gegen­
über den Fällen der Nichtanordnung der U-Haft (30 ,5 %) ist. 

Der im Schrifttum beklagte häufige Dezernentenwechsel in wirtschaftsstrafrechlllchen 
Ermittlungsverfahren 19 >, der eine erhebliche Verzögerung der Abschlüsse der Ermittlun­
gen zur Folge habe, läßt sich anhand des Aktenmaterials recht gut belegen. Je länger 
ein Verfahren anhängig ist, desto mehr Staatsanwälte werden im L auf.e des Verfahrens 
mit ihm befaßt. Dies macht Jeweils neue Einarbeitungen In den Verfahrensstoff notwen­
dig. Einzelheiten ergeben sich aus Tabelle 6.6. 

Die Freiburger Staatsanwaltschafts-Studie enthält leider keine Vergleichszahlen über die 
Dauer staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsverfahren für den Bereich der in Ihr In erster 
L inie berücksichtigten allgemeinen Kriminalität. L ediglich für die nur mit äußerster 
Einschränkung vergleichbare wirtschaftsstrafrechtllche Bagatellkrlm!nalität werden Er­
gebnisse für die Dauer der Anhängigkeit der Verfahren bei der Staatsanwaltschaft mitge­
teilt. Im Durchschnitt werden rund zwei Drittel der Verfahren wegen Verstö ßen gegen das 
L ebensmittelgesetz, das Gaststättengesetz, die Gewerbeordnung und das Maß- und 
Gewichtsgesetz Innerhalb eines Monats von den Staatsanwaltschaften erledigt. Dem 
gehl aber eine unterschiedlich lange Anhängigkeit dieser Verfahren bei den Polizeibe­
hö rden voraus. Erwartungsgemäß werden von den Verfahren wegen Betrugs im Ge­
schäftsverkehr mit einem Schaden über DM 2.000 nur recht wenige · c15 %) innerhalb 
eines Monats von den Staatsanwaltschaften bewältigt. Von diesen Verfahren dauern 35 
% länger als sechs Monate. 

6. 1.2 Die Verfahrensdauer nach Anklageerhebung 

Über die von den deutschen Gerichten erledigten Strafverfahren enthält die Rechtspfle­
gestatistik, Fachserie 10 , Vergleichszahlen. Da bei dieser Statistik Erfassungskriterium die 
Erledigung des Verfahrens durch ein Gericht ist, fehlen naturgemäß Angaben über die 
Dauer der slaatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren. 
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Tabelle 6.5 Dauer des Ermittlungsverfa hrens und Beschuldigtenvernehmung 

Dauer Beschuldigtenvernehmung 

in Monaten (Teil-) kein keine Beschuldig- insgesamt Geständnis Geständnis tenvernehmung 

abs .  % abs .  % abs . % abs .  % 

bis 6 9 4 2 ,  9 1 0  2 5  , 6  254  3 7 ,  4 273 36  , 9> 

über 6 bis 1 2  8 38,  1 8 2 0 ,  5 1 1 0  1 6 ,  2 1 26 1 7 ,  1 

über 1 2  4 1 9 , 0  2 1  5 3 ,  8 3 1 5  4 6  , 4  3 4 0  4 6 ,  0 

insgesamt 2 1  1 00 39 1 00 679  100  739 1 00 

Tabel le 6.6 Zahl der ermittelnden Staatsanwälte und Dauer d es Ermittlungsverfahrens 

Zahl der ermittelnden Staatsanwälte 

Dauer des Ermittlungs- 1 2 nicht erkenn-
verfahrens 3 bar insgesamt 

abs. % abs. % abs, % abs. % abs. % 

bis l ltl'la.t 22 5,4 8 5,1 0 0 7 18,4 37 5,0 
über 1 M bis 6 M  181 44,5 35 22,3 16 11,9 9 23, 7 241 32, 7 
über 6 M bis 12 M 66 16 ,2 28 17,8 28 20,9 2 5,3 124 16 ,8 
über 1 J bis 2 J  41 10,l  60 38,2 38 28,4 7 18,4 146 19,8 
über 2 Jahre 97 23,8 26 16,6 52 38,8 13 34 ,2  188 25,5 

in9Jesamt 407 100 157 100 134 100 38 100 736 100 

Tabelle 6. 7 Dauer des Hauptverfahrens nach Spruchkörpern 

Dauer des Hauptverfahrens in Monaten 

Spruchkörper tiber 3 tiber 6 über 12 
bis 3 bis 6 bis 12  bis 24 tiber 24 insg. 

abs. % abs. % abs, % abs. % abs. % abs, % 

Amtsgericht 62 65,3 25 69,4 29 74,4 7 (77,8) 1 124 68,9 

Strafkammer 33 34, 7 1 1  30,6 10  25,6 2 (22,2) 0 56 3 1 ,  1 

insgesamt 95 100 36 100 39 100 9 (100) 1 180 100 



Nach dieser Statistik werden amtsgerichlliche Verfahren zum allergrößten Teil (im Jahre 
19 76 fast 88 %) innerhalb von sechs Monaten erledigt. Die Strafkammern kommen nur 
auf einen Anteil von 29 %. 

Erstaunlicherweise ergibt sich (vgl. Tabelle 6. 7) für die hier untersuchten mil Urteil been­
digten Wirtschaftsstrafverfahren ein gegenteiliger Befund. Obwohl auf die Verfahren vor 
den Amtsgerichten insgesamt 69 % entfallen, machen die Hauptverfahrensdauern bis zu 
drei Monaten bei den Amtsgerichten nur 65,3 % aus. Dementsprechend hoch ist dann 
auch der Anteil der Verfahren über sechs Monaten. 

Im Hinblick auf die für alle Strafverfahren ermittelte geringe Häufigkeit der Erledigung des 
Verfahrens innerhalb von drei Monaten bei den Strafkammern (7,3 %) entfällt nach dieser 
Untersuchung ein außerordentlich hoher Anteil, nämlich 58 ,9 %, auf eine Dauer bis zu 
drei Monaten. Es ist aber nicht von der Hand zu weisen, daß die Aktenausfälle hier zu 
einer nicht unerheblichen Verzerrung beigetragen haben. 

Entsprechend dem unterschiedlichen Verfahrensstoff vor den Amtsgerichten und den 
Strafkammern ergeben sich unterschiedliche Dauern der Hauptverhandlung 2 0>; werden 
bei den Amtsgerichten die Verfahren zu 71 % an einem Hauptverhandlungstag abge­
wickelt, so sind es bei den Strafkammern nur 22 %, umgekehrt sind Hauptverhandlungs­
dauern über sechs Tagen bei den Amtsgerichten die Ausnahme (knapp 1 %), während 
bei den Strafkammern 37 % zu Buche schlagen. Jedoch läßt sich gegenüber der allge­
meinen Kriminalität auch bei den Amtsgerichten eine leichte Verschiebung hin zu einer 
längeren Verhandlungsdauer feststellen (19 76: 1 Tag = 88 %). Dasselbe gilt auch für die 
Strafkammern, bei denen bei der allgemeinen Kriminalität (19 76) auf eine Verhandlungs­
dauer von nur einem Tag ein Anteil von immerhin 54 % kommt. 

Zwischen der Dauer der Hauptverhandlung und dem Verfahrensausgang läßt sich ein 
Zusammenhang erkennen: Die durch Einstellung oder Freispruch beendeten Hauptver­
fahren wurden zu 88 % Innerhalb von ein oder zwei Hauptverhandlungstagen abgewik­
kell, während die mit Geld- oder Freiheitsstrafe ab.geschlossenen Hauptverfahren nur auf 
einen Anteil von 70 % mit einer Hauptverhandlungsdauer von ein oder zwei Tagen 
kommen. 

Zwischen der Dauer des staalsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens und dem Aus­
gang des Hauptverfahrens besieht, wie Tabelle 6.8 zeigt, kein Zusammenhang. Ein der­
artiger Zusammenhang wäre auch nur dann zu erwarten, wenn die Dauer des staals­
anwaltschaflllchen Ermittlungsverfahrens Intensität und Qualität der Ermittlungen Im Vor-
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verfahren widerspiegelte. Hiervon kann aber nicht ausgegangen werden. Dies zeigt 
Tabelle 6.9 , in der für 521 Ermittlungsverfahren die Dauer der Ermittlungsmaßnahmen der 
Dauer des Ermittlungsverfahrens insgesamt gegenübergestellt werden konnte. Hierbei 
wird deutlich, daß die Zeitan,ieile ohne Ermittlungstätigkeiten mit wachsender Dauer des 

Ermittlungsverfahrens insgesamt ansteigen. Die Diagonale der Übereinstimmung zwischen 
Dauer des Ermittlungsverfahrens und der Dauer der Ermittlungsmaßnahmen läßt ein 

deutliches Absinken der Anteile mit zunehmender Verfahrensdauer erkennen. Dem­
zufolge kann eine besonders lange Verfahrensdauer auch keine besondere Verfahrens­

förderung bedeuten. 

Tabelle 6.8 Dauer des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens und Ausgang 
des Hauptverfahrens 

Ausgang des bis 1 Uber 1 - 6 Uber 6 - 1 2  über 1 2  - 24 über 24 insgesamt 
Hauptverfahrens abs, • abs .  • abs. • abs. • abs .  • abs, • 
Einstellung, 
Abtrennung, 2 (33 , 3 )  2 2  2 7  , 8  1 6  3 4 , 8  1 6  3 3 , 3  1 4  3 2 , 6  70 3 1 ,  5 
Freispruch 

Verurteilung 4 ( 6 6 ,  7 )  57 7 2 ,  2 3 0  6 5 , 2  3 2  6 6 ,  7 29 67,4  1 5 2  68,  5 

insgesamt 6 ( 1 00 )  7 9  1 00 46  1 00 48 1 00 43 1 00 222 1 00 

x2 = 0 . 8 2  d f  "' 4 p . 9352  

Für die Verfahren, in denen es zu einer Hauptverhandlung kam, gibt Tabelle 6. 10 einen 
Überblick über die Dauer des Zwischenverfahrens und des anschließenden Hauptverfah­
� 11 % der Verfahren wurden innerhalb eines Monats, 37 % innerhalb von einem bis 
zu sechs Monaten, 28 % innerhalb von sechs Monaten bis zu zwölf Monaten, 18 % in­
nerhalb von einem Jahr und zwei Jahren und 5 % erst nach zwei Jahren abgeschlossen. 
Gleichwohl läßt sich eine schwach ausgeprägte Beziehung zwischen der � des Zwi-

21) schenverfahrens und des Hauptverfahrens und dem Ausgang des Hauptverfahrens 
erkennen: Die Hauptverfahren enden tendenziell desto eher durch Einstellung, Abtren-­
nung und Freispruch, also sanktionslos, je länger sich das Verfahren hinzieht. Dies mag 

mit einer fortschreitenden Entwertung von Beweismitteln mit zunehmender Verfahrens­
dauer zusammenhängen. 
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Tabelle 6.9 Dauer der Ermittlungsmaßnahmen und Dauer des Ermllllungsverfahrens 

Dauer der Ermittlungsmaßnahmen in Monaten 

Dauer des Ermitt- 1 - 3 über 3 - 6  über 6 - 1 2  übe r  12 - 24 über 24 - 48 über 48 insg. lungsverfahrens 
in Monaten abs. % abs. % abs. % abs. % abs . % abs. % abs . % 

l - 3 61  1 00 , 0  61  1 00 

über 3 - 6  56 72, 7 21 27,3 77 1 00 

über 6 - 1 2  44 47,8 37 40,2 1 1  1 2 , 0  92 1 00 

über 12 - 24 57 44 ,9  36 28 ,3  27  2 1 ,3  7 6 , 5  1 27 1 00 

über 24 - 48 1 5  2 1 ,4 12  1 7 , 1  29 4 1 , 4  8 1 1 ,4 6 8 , 6  70 1 00 

über 49 1 0  1 0 , 6  1 2  12,8  9 9 ,6  9 9 ,6  5 1  54 ,3  3 3 ,2  94 1 00 

insgesamt 243 46,6 1 1 8 22,6  76 14 ,6  24 4 , 6  5 7  1 0 , 9  3 0,6 521  1 00 

Tabelle 6.10 Dauer des Zwischenverfat:lrenL ung_sjes Hauptverfahrens und Ausgang des Hauptverfahren�s 

Ausgang des b is 1 liber 1 - 6 liber 6 - 1 2  ilber 1 2  - 24  liber 24  insgesamt 
Hauptverfah-
rens abs .  % abs . % abs . % abs . % abs . % abs . 

Einstellung , 
Abtrennung,  6 24 , o  23 28 , 0  23 3 7 , 1  1 3  3 1 ,  7 5 4 1 , 7  7 0  3 1 ,  5 
Freispruch 

Verurteilung 1 9  76 , 0  59 72 , 0  39  6 2 , 9  28 68 , 3  7 58 , 3  1 5 2  68 , 5  

insgesamt 25  1 00 8 2  1 00 6 2  1 00 4 1  1 00 1 2  1 00 222  1 0 0  

x'  2 . 58 df 4 p � . 63 0 6  

CIJ "' 
N 



6.1.3 Die Dauer des gesamten Verfahrens 

Einen Überblick über die Dauer des gesamten Verfahrens von der Erö ffnung der Ermitt­
lungen bis zum Erlaß des erstinstanzlichen Urteils enthält die Tabelle 6. 1 1. 

Sieht man einmal von den Fällen des Freispruchs ab, dann fällt auf, daß die Verfahren 
insgesamt desto länger dauern, Je schwerer die schließlich verhängte Sanktion ist: Ent­
fallen für den Strafbefehl auf die Gesamtverfahrensdauer von mehr als zwei Jahren nur 

3,8 %, so sind es bei mit Geldstrafe beendigten Verfahren 24, 1 %, bei mit Freiheitsstrafe 
beendigten Verfahren 41 ,6 % und bei Geldbuße bzw. mit Geldstrafe neben Freiheitsstrafe 

beendigten Verfahren 47, 1 %. 
Insgesamt gesehen läßt sich ebenfalls nur eine sehr leichte Tendenz feststellen, daß 
Verurteilungen bei kürzerer Gesamtverfahrensdauer häufiger sind als bei langer (vgl. Tab. 

6.12 ). 

Interessant ist noch der Vergleich der Gesamtverfahrensdauer für die Amtsgerichte und 
die Landgerichte, einmal im Sinne eines In-Sich-Vergleichs und zum anderen Im Ver­
gleich zu allen Strafsachen, die von den Amtsgerichten und den L andgerichten in erster 
Instanz anhängig waren. 

Während etwa 50 % der bei den Amtsgerichten erledigten Verfahren eine Gesamtverfah­
rensdauer zwischen sechs Monaten und zwei Jahren haben, entfallen diese 50 % bei 
den Strafkammern auf die Gesamtverfahrensdauer von über zwei Jahren. 
Im Vergleicn zu den vor den Amts- und L andgerichten anhängig gewordenen Verfahren 
ergibt sich für die Wirtschaftsstrafverfahren eine sehr deutliche Verschiebung hin zu einer 
längeren Gesamtverfahrensdauer: So dauern bei den Amtsgerichten Wirtschaftsstrafver­
fahren rund sechsmal häufiger länger als ein Jahr bis zwei Jahre, neunmal häufiger über 
zwei Jahre bis drei Jahre und gar 32 mal häufiger über drei Jahre. 

Weniger krass ist zwar das Verhältnis bei den Strafkammern als erster Instanz, doch sind 
dort Verfahrensdauern zwischen mehr als zwei und drei Jahren dreimal näufiger und 
über drei Jahre auch fast dreimal häufiger als bei den Zahlen für sämtliche Verfahren. 

Wäre es mö glich, aus den Gesamtzahlen noch die Zahlen für die Wirtschaftsstrafverfah­
ren herauszuziehen, dann wäre der dargestellte Unterschied noch grö ßer, da die Ge­
samtzahlen Ja durch die in ihnen enthaltenen Wirtschaftsstrafverfahrenszahlen schon 
nach oben beeinflußt werden. 
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Tabelle 6.11 

Dauer des gesam-
ten Verfahrens 

bis 1 Monat 

über 1 bis  6 Mon . 

über 6 bis 12 l-bn. 

über 1 bis 2 Jahre 

über 2 Jahre 

insgesamt 

Dauer des gesam-
ten Verfahrens 

bis 1 Monat 

über 1 bis 6 Mon. 

über 6 bis 12 l-k:ln. 

über 1 bis 2 Jahre 

über· 2 - Jahre 

insgesamt 

Dauer des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens und Verfahrensausgang 

Verfahrensausgang 

Einstellung im Tod des Besch. !Nerf .  nicht Einstellung Abtrennung Einstellung 
Ermittlungsverf. Verf. -Ausg. unb. eröffnet vor Hverh. vor INem. in !Nerh. 
abs . % abs . % abs .  % abs .  % abs . % abs . % 

25 5 , 3  0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

1 47 3 1 , 3  0 0 2 1 5 , 4 0 0 6 ( 1 00 )  7 2 0 , 6  

77 1 6 , 4  0 0 0 0 0 0 0 0 6 1 7 , 6  

82 1 7 , 5  2 ( 1 00 )  3 23 , 1  4 ( S O ,  0 )  0 0 9 2 6 , 5  

1 38 29 , 4  0 0 8 6 1 , 5  4 ( S O ,  0 )  0 0 1 2  3 5 , 3  

469 1 00 2 ( 1 00 )  1 3  1 00 8 ( 1 00 )  6 ( 1 0 0 )  34  100  

Verfahrensausgang 

Abtrennung in Freispruch Strafbefehl Geldstrafe Freiheits-· Freiheits-
Verhandlung strafe und Geldstr. 

abs . % abs . % abs . % abs . % abs . % abs . % 

0 0 0 0 0 0 1 1 ,  7 0 0 0 0 

0 0 0 0 1 3  50 , 0  1 5  25 , 9  5 6 , 5  4 1 3 , 5 

1 ( 1 00 )  7 2 5 , 0  2 7 , 7  1 5  2 5 , 9  1 4  1 8 , 2  3 1 7 , 6  

0 0 1 0  3 5 , 7  1 0  38 , 5  1 3  2 2 , 4  2 6  3 3 , 8  2 1 1 , 8 

0 0 1 1  3 9 , 3  1 3 , 8  1 4  24 , 1  3 2  4 1 , 6  8 4 7 , 1 

1 1 1  ooi ·. 28 1 00 26 1 00 58 1 00 77 1 0 0  1 7  1 00 0 '° 
N 



N 
a, 
1-' 

Tabelle 6. 1 2  

Spruchkörper bis 3 

abs .  % 

Amtsgericht 26 100 

Strafkammer 0 0 

insge samt 26 100 

x2 = 23 , 68; df = 5; p < . 0003 

Dauer des gesamten Verfahrens nach Spruchkörpern 

Dauer de s Ver fahrens in Monaten 

über 3 über 6 über 1 2 über 24 
bis 6 bis 1 2  bis 24 bis 36 

abs . % abs . % abs. % abs . % 

24 88 , 9  42 87, 5 55 70, 5  24 60 ,0  

3 1 1 ,  1 6 1 2 , 5  23 29 , 5  1 6  40 ,0  

27 100 48 1 00 78 1 00 40 100 

über 36 insg . 
abs . % abs . % 

33 66 , 0  204 75 ,8  

1 7  34,0  65 24, 2 

50 1 00 269 100 



6.2 Untersuchungshaft In Wirtschaftsstrafsachen 

Die Untersuchungshaft soll die Anwesenheit des Beschuldigten im Strafverfahren sichern, 
die ordnungsmäßige Tatsachenermittlung durch die Träger der Strafverfolgung gewähr­
leisten sowie die Strafvollstreckung sichern 22>. Inwieweit das gesetzliche · L eitbild tat­
sächlich verwirklicht wird, läßt sich mangels zureichender empirischer Untersuchungen 
23) nur anhand der Daten der Strafvollzugsstatistik erkennen 24>. 

Das Fehlen empirischer Untersuchungen über die Praxis der Untersuchungshaft gilt auch 
und gerade für die Verfolgung von Wirtschaftsstraftaten. Anläßlich vorbereitender Ge­
spräche für die Aktenuntersuchung wurde deshalb von Vertretern des Bundesministe­
riums der Justiz angeregt, die Verhängung von U-Haft bei Wirtschaftsstraftaten rechts­
tatsächlich mi!zuuntersuchen. Demgemäß wurden in den Erhebungsbogen alle aufgrund 
der rechtlichen Regelung der Strafprozeßordnung denkbaren Variablen zur U-Haft auf­
genommen. 

Im laufe der Aktenuntersuchung zeigte sich aber bald, daß eine sinnvolle Analyse dieses 
Bereichs aufgrund einer Zufallsauswahl nicht durchführbar ist. Anders als bei der 
Gesamtkriminalität 25>, wo die Untersuchunghaft im Gesamt des Vollzuges nach wie vor 
eine erhebliche Rolle spielt (knapp ein Drittel aller Gefangenen sind Untersuchungsge­

fangene), betraf in der Aktenuntersuchung die U-Haft allein 39 von 739 Beschuldigten 
(= 5,3 %) 26>. Zu einer verläßlichen Untersuchung der U-Haft müßten sämtliche Fälle 
von mehreren Jahrgängen der Bundesweiten Erfassung total erhoben werden. 

Wie auch schon aufgrund der Strafverfolgungsstatistik und der Freiburger Staatsanwalt­
schaftsstudie zu erwarten war, ergeben sich für die Anordnung von U-Haft deliktsspe­
spezifische Häufigkeiten. Überdurchschnittlich häufig wurde U-Haft angeordnet in 
Fällen der Untreue, der Vorenthaltung von Beitragsteilen nach der RVO und bei 
Konkursdelikten, die im Zusammenhang mit anderen Delikten standen. Niemals 
angeordnet wurde U-Haft bei den einfachen Konkursdelikten (vgl. zum Ganzen Tabelle 
6. 1 3). 

Die unterschiedlich häufige Anordnung der U-Haft bei den verschiedenen Deliktsgruppen 
läßt vermuten, daß dieser Befund bestimmt wird durch die Korrelation von U-Haftanord­
nung und der Bedeutsamkeit des Verfahrens, wie sie sich an der Zahl der Einzelfälle und 
der Schadenshöhe . ablesen läßt. Mil zunehmender Zahl der Einzelfälle wächst die 
Häufigkeit der U-Haft: Bei einem oder zwei Einzelfällen 1 ,9 %, bei drei bis zwanzig Ein­
zelfällen 10 , 1 %, bei mehr als zwanzig Einzelfällen 19 ,4 %. Damit wird schon im Bereich 
des mittleren Verfahrensumfangs 0-20 Einzelfälle) etwa das Doppelte des Durchschnitts 
(5,3 %) erreicht. Ähnliches ergibt sich für die Schadenshöhe: bei Schäden bis zu 100.000 
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Tabelle 6. 1 3  

§ 263 
Anordnung abs. % 

ja 8 3 , 9  
nein 1 95 96 , 1  

insgesamt 203 1 00 

Tabelle 6. 1 4  

Gründe 

Flucht 

Fluchtgef. 

Verdunke-
lungsgef.  

Flucht u.  
Verdunke-
lungsgef. 
§ 230 II StPO 

insgesamt 

% 

Die Anordnung von U-Haft nach Deliktsgruppen 

§ 266 AO KO KO u .a .  uw::; 
abs .  % abs . % abs. % abs. % abs . % 

1 1  1 1 , 5 4 4 , 7  0 0 6 7 , 6  3 2 ,6  

85  88 , 5  81 95 ,3  92  1 00 73 92,4 1 1 1  97,4  

96 1 00 85 1 00 92 1 00 79 1 00 1 1 4  1 00 

Gründe der  Anordnung von U-Haft nac h  Deliktsgruppen 

Deliktsgruppen 

263 266 KO KO u . a .  Uv/G RVO AO 
abs. abs. abs. abs. abs. abs. abs. 

0 1 0 0 0 0 1 

6 5 0 1 3 2 1 

0 0 0 1 0 0 0 

2 3 0 4 0 5 1 

0 2 0 0 0 0 1 

8 11 0 6 3 7 4 

20 ,5  28 ,2  0 15 , 4  7 , 7  17 ,9 10,3 

RVO sonst. insgesamt 

abs . % abs .  % abs . % 

7 1 0 , 4  0 0 39 5 ,3  

60 89 , 6  3 ( 1 00)  700 94,7  

67 100 3 1 00 739 1 00 

insgesarr.t 
abs. % 

2 5 , 1  

18 46 , 2  

1 2 ,6  

15 37,5  

3 7 ,7  

39 100 

100 



DM wird der Durchschnitt noch nicht erreicht, erst bei höheren Schäden lassen sich 

überdurchschnittlich hohe Haftquoten feststellen (über 1 00,000 DM bis 250. 000 DM = 
12 ,3 %, über 250.000 DM bis 1 Mio DM = 22 ,4 %, über 1 Mio DM = 31 ,6 %). 

Die Zahlen dürften wohl auf die staatsanwaltschaftliche und richterliche "Lebens-" 
Erfahrung zurückzuführen sein, daß Flucht- oder Verdunkelungsgefahr mit wachsender 
Schadenshöhe zunehmen. Allerdings sind für die einzelnen Deliktsgruppen die Häufigkei­
ten der verschiedenen U-Haftgründe 2 7) so gering, daß sich systematische Zusammen­
hänge nicht mehr ausmachen lassen (vgl. Tabelle 6.14). 

Da die Gründe der §§ 112 III, 112 a  I Nr. 1 und 2 StPO bei den Wirtschaftsstraftaten keine 
Rolle spielen können, kommt den Gründen Flucht, Fluchtgefahr und Verdunkelungsgefahr 
allein eine Bedeutung zu. Daneben wurde bei drei Beschuldigten Haft nach § 230 II 
StPO, also wegen deren Ausbleibens in der Hauptverhandlung, angeordnet. Hierbei han­
delt es sich zwar nicht um Untersuchungshaft im technischen Sinne, jedoch kommt der 
Vorschrift des § 230 II StPO ebenfalls wie der U-Haft die Funktion zu, die Anwesenheit 
des Beschuldigten im Strafverfahren zu sichern; deshalb Ist hier dieser Grund ebenfalls 
im Zusammenhang mit der U-Haft berücksichtigt worden. 

Im Gesamt der Kriminalität Ist der Grund der Verdunkelungsgefahr (§ 112 II Nr. 3 StPO mit 
rund 5 % Anteil an allen Haftgründen) nur wenig bedeutsam. Bei den hier untersuchten 
Wirtschaftsstrafverfahren fallen dagegen 40 % auf diesen Grund, wobei es freilich zu · 
Überschneidungen zwischen Flucht- und Verdunkelungsgefahr kommt. Tatsächlich bildet 
der Haftgrund der Verdunkelungsgefahr, wie Kerner 28) vermutet hat, bei den "In­
telligenzdelikten" neben Bandendelikten und Straftaten im Bereich der organisierten Kri­
minalität eine wichtige Rolle. 

Im Hinblick auf die verfahrensichernde Funktion der U-Haft ist es ni_cht erstaunlich, daß 
Verheiratete seltener (6,7 %) in U-Haft genommen werden als die Nichtverheirateten (9 ,4 
%), wenn man eine richterliche alltagstheorelische Annahme in der Richtung unterstellen 
darf, wonach verheiratete Beschuldigte in "geordneteren Verhältnissen" leben als 
nlchtverheiratete und deshalb insbesondere die Fluchtgefahr geringer zu veranschlagen 
Ist. 

Im Hinblick auf die soziale Schichtzugehörigkeit der Beschuldigten zeigt sich eine über­
durchschnittlich häufige U-Haflanordnung nur bei Angehörigen oberer sozialer Schich­
ten. Hierbei mögen Gründe einer drohenden Verdunkelung bei Angehörigen der oberen 
Mittelschicht und der Oberschicht eine Rolle spielen, wenn man annimmt, daß diese Be­
schuldigten eher über die Fähigkeit verfügen, auf den Verfahrensgegenstand manipulativ 
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einzuwirken. Zugleich ist aber auch daran zu denken, daß hier die Fluchtgefahr wegen 
höherer Schäden durchschnittlich größer ist: Je höher die soziale Schicht, desto schwer­

wiegender das Delikt, desto größer der Schaden und desto größer auch die Fluchtgefahr, 
auch vor allem dann, wenn, was bei einem hohen Schaden nicht auszuschließen ist, 
Vermögenswerte an einen sicheren Ort beiseite geschafft wurden. 

Aus naheliegenden Gründen ist die Anordnung von U-Haft mit 15,3 % bei den � 
� weitaus häufiger als bei den nichtvorbestraften Tatverdächtigen, von denen nur 

4,9 % in U-Haft gerlommen wurden. (Hat die Staatsanwaltschaft gar keine Vorstrafe er­
mittelt, dann kommt U-Haft nur in 1 ,2 % dieser Fälle vor). 

Bei schwieriger Beweislage aufgrund des Umstandes, daß der Beschuldigte über � 
nehmensverflechtungen Mitinhaber in anderen Unternehmen ist, läßt sich die Anordnung 
von U-Haft überdurchschnittlich häufig feststellen (7,0 %). Hier dürfte insbesondere der 
Haftgrund der Verdunkelungsgefahr eine Rolle spielen, dem zumal im Bereich höher or­
ganisierter Deliktsverwirklichungen eine größere Bedeutung zukommt. 

Es entspricht einer allgemeinen Erfahrung, daß die U-Häftlinge Im Vergleich zu den "Nor­
mal-Abgeurteilten", wie Kerner 29) plastisch darlegt, fast auf allen Ebenen der Sanktio­
nierung ein höheres Risiko tragen, die jeweils einschneidendere von mehreren alternati­
ven Reaktionen zu erleben, der Verfahrensausgang also ungünstiger ist als im Durch­
schnitt der Fälle. 

Wie Tabelle 6.15 zeigt, sind Einstellungen des Verfahrens nach U-Haft vergleichsweise 
selten. Dasselbe gilt für Freisprüche. Strafbefehle werden überhaupt nicht beantragt und 
auf Geldstrafe entfällt ein ebenso geringer Anteil wie auf die Einstellung des Verfahrens. 
Demgegenüber sind Freiheitsstrafen sozusagen die regelmäßige Folge nach U-Haft. Dies 
hängt mit den sowohl von Kerner 3o> als auch von Blankenburg u.a. 31) bereits ge­
nannten Gründen zusam�en. Einmal trifft die Staatsanwaltschaft eine erhöhte Begrün­
dungspflicht: Anstelle des hinreichenden Tatverdachtes muß dringender Tatverdacht 
vorliegen. Es liegt also nahe, daß U-Haft nur dann beantragt wird, wenn eine Verurtei­
lung so gut wie sicher zu erwarten ist. Andererseits kann aber auch nicht ausgeschlos­
sen werden, daß die Anordnung von U-Haft den späteren Verfahrensausgang p räjudi­
ziert. Die Annahme der Freiburger Staatsanwallschaftsuntersuchung, die Justiz gestehe 
einen Irrtum nicht nur ungern ein, sondern riskiere auch Entschädigungsforderungen des 
Verdächtigen, wenn das Verfahren eingestellt wird (unter Hinweis auf §§ 2 und 9 des, 
Gesetzes über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen), erscheint zumindest 
für die Wirtschaftsstrafverfahren als weniger naheliegend. Immerhin werden bei 9 von 39 
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Tabelle 6, 1 5  Anordnung von U-Haft und Verfahrensausgang 

Einstel- Ab-- Straf- Freiheits- Freiheits- Verfahrens-

lung trennung 
Freispruch befehl Geldstrafe strafe und ausgang un- insgesamt 

Anordnung Geldstrafe bekannt 

abs. % abs . % abs . % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % 

ja  9 1 ,  7 - - 1 3 ,6  - - 1 1 ,  7 21 27,3 7 4 1 , 2  - - 39 5,3  

nein 516  98,3 7 ( 1 00) 27 96,4 2;; 100 57 98,3 56 72, 7 1 0  58,8 1 < ( 1 00) 700 94, 7 

insgesamt 525 100 7 100 28 100 26 100 58 100 77 100 17 100 1 100 739 100 

Tabelle 6, 1 6  Dauet der U-H�fl nach Delikls.Q!!.!Q2en 
Deliktsgruppen 

263 266 KO KO u . a .  UWG RVO AO insg . 
Dauer in ltmaten abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % 

bis 1 / 2 1 4 0 1 0 2 2 10  34 , 5  

i.iber 1/2  bis 1 1 1 0 1 1 0 1 5 17,2 

Gber 1 bis 3 0 2 0 1 0 0 0 3 10,3 

Uber 3 bis 12  3 1 0 1 1 2 0 8 27,6 

Uber 1 2  (bis 17) 0 1 0 0 0 2 0 3 10,3  

insgesamt 5 9 0 4 2 6 3 29 100 

Tabelle 6. 1 7  Dauer der U-Haft und Länge der verhängten Freiheitsstrafe 
Länge der verhängten Freiheitsstrafe in Monaten 

Dauer der U-Haft 

in Monaten über 6 bis 1 2  über 1 2  bis 1 8  über 1 8  insg . 

abs .  abs. abs .  abs .  

bis 1 5 1 3 9 

über 1 bis 6 2 0 3 5 

über 6 (bis 1 7 )  1 0 7 8 

insgesamt 8 1 1 3  2 2  

'° '° 
N 



(= 23, 1 %) der Beschuldigten mit U-Haftanordnung die Verfahren eingestellt. 

Wie bei der Kriminalität insgesamt hat die U-Haft, wie bereits in Kapitel 6. 1 ausgeführt, 
auch hier keine verfahrensbeschleunigende Wirkung. 

Die Dauer der U-Haft zeigt deliktsspezifische Unterschiede. Sie Ist, worauf Kerner 32 > 

hinweist, insbesondere für Vermö gensdelikte (mit Ausnahme von Raub und Erpressung) 
überdurchschnittlich kurz. Dies gilt auch für die hier untersuchten Wirtschaftsdelikte. 
Während im Gesamt der Kriminalität auf eine U-Haftdauer bis zu einem Monat 36,4 % 
entfallen, sind dies bei den untersuchten Wirtschaftsstrafverfahren 51 ,7 %. 

freilich dürften sich auch bei einer größeren Grundgesamtheit deutlichere deliktsspezlfi­
sche Unterschiede ergeben. So zeigt sich tendenziell bei Betrug und bei der Vorenthal­
tung von Beitragsteilen nach der RVO ein überdurchschnittlicher Anteil bei der Dauer der 
U-Haft von drei und mehr Monaten. 

Ein Vergleich der Dauer der U-Haft und der Länge der verhängten Freiheitsstrafe läßt 
erkennen, daß die verhängte Freiheitsstrafe immer länger war als die Dauer der U-Haft. 
Insoweit ergeben sich Unterschiede zu den von Kerner 33> mitgeteilten Daten, wonach 
Insgesamt gesehen die U-Haft in 5,5 % der Fälle länger andauerte, als die schließlich 
verhängte Strafe ausmachte. 

6.3 Betriebskriminalität und Wirtschaftskriminalität 

In der Aktenuntersuchung wurde der Begriff der Wirtschaftskriminalität so zugrunde ge­
legt, wie er in der täglichen Arbeit der Staatsanwaltschaften verstanden wird, Wirt­
schaftsdelikte sind diesem Verständnis zufolge alle Straftaten, zu deren Ermittlungen 
besondere Kenntnisse des Wirtschaftslebens erforderlich sind, oder genauer: als erfor­
derlich erscheinen, In dem Material der Untersuchung sind deshalb auch Fälle enthalten, 
In denen nicht nur aus einem Unternehmen heraus wirtschaftsschädigende Handlungen 
vorgenommen wurden, sondern auch solche, In denen Innerhalb eines Unternehmens 
Straftaten zum Nachteil dieses Unternehmens begangen wurden. Diese Delikte kann man 
als Betriebskriminalität, und zwar als solche mit wirtschaftlichem Einschlag, bezeichnen 

34) 

Von den insgesamt 739 Beschuldigten kö nnen 49 Tatverdächllge, also 6,6 %, der Be-
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trlebskrlmlnalltät (im folgenden: BK) zugeordnet werden. Die Befunde zu diesen Fällen 
werden hier nur kursorisch dargestellt. Angesichts der geringen Fallzahlen erscheint eine 
- technisch mögliche - Aufarbeitung sämtlicher Fragestellungen als wenig ergiebig und 
deshalb nicht sinnvoll. 

6.3. 1 Tatmerkmale 

Die 49 Fälle der BK verteilten sich schwerpunktmäßig nur auf die Deliktsgruppen t3etrug 
(N = 10; 20 %) und � (N = 39; 80 %). In der Hauptsache treten als Täter wei­
sungsgebundene (N = 23; 47 %) und selbst weisungsbefugte Angestellte (N = 1 5; 31 %) 
In Erscheinung. Da auch die Schädigung des Unternehmens durch Gesellschafter als t3e­
triebskriminalität verstanden werden kann, kommen insgesamt 7 Gesellschafter (= 14  %) 
als Tatverdächlige vor. Weiterhin wurden zwei Unternehmensvorstände (4 %) festge­
stellt. Bel zwei Tatverdächtigen (4 %) konnte die Stellung im Unternehmen nicht erkannt 
werden. 

Als geschädigte Unternehmen kommen unter dem Gesichtspunkt der Rechtsformen ins­
besondere Einzelfirmen und Offene Handelsgesellschaften vor, bei den Branchen sind es 
Insbesondere das Bauwesen, der Handel und das Versicherungs-, Bank- und Kredit­
gewerbe. 

Die Fälle der Betriebskriminalität zeichnen sich durch einen überdurchschnittlich großen 
Verfahrensumfang aus. Über 50 Einzelfälle machen hier 12 % aus, bei den übrigen Ver­
fahren nur 1 %. Das ist angesichts der Tatsache, daß jeweils nur ein Geschädigter vor­
liegt, erwartungswidrig. Der Befund hängt vielleicht damit zusammen, daß sich die Fälle 
der Betriebskriminalität durch eine überdurchschnittlich lange Deliklsdauer auszeichnen; 
auf eine Dauer von über zwei Jahren entfällt bei der BK ein Anteil von rund 30%, bei der 
Wlrtschaftskrlmlnalität dagegen nur rund 20 %. Im übrigen ist nicht auszuschließen, daß 
die Staatsanwaltschaften in diesen Fällen seltener einen Fortsetzungszusammenhang 
bzw. einen Gesamtvorsatz angenommen haben. 

Gemessen an der Schaderishöhe stechen die BK-Fälle insbesondere im mittleren Bereich 
mit Schäden von DM 2.000 bis 100.000 hervor (62 %), während die übrigen Fälle in die­
ser Schadensklasse weniger stark vertreten sind (38 %). 

Insgesamt gesehen handelt es sich also bei den Fällen der Betriebskriminalität um mittel-
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schwere und unter dem Ermittlungsgesichtspunkt mittelschwierige Verfahren an der 
Obergrenze. Es erscheint deshalb nur folgerichtig, wenn die Verfahren mit 92 % ver­
hältnismäßig häufig von den spezialisierten Staatsanwaltschaften (WK allein 84 %)durch­
geführt werden. Tendenziell ergibt sich auch ein hö herer Ermittlungsanteil der großen 
Staatsanwaltschaften (71 % gegenüber 65 %); die sehr großen Staatsanwaltschaften 
haben einen etwas geringeren Anteil an BK zu erledigen (18 % gegenüber 24 % WK). Für 
einen mittleren Grad der Tatschwere und der Ermittlungsschwierigkeiten spricht auch die 
seltene Hinzuziehung eines (oder mehrerer) Wirtschaftsreferenten, die bei der BK nur 4 
% (bei 2 von 49 Beschuldigten) ausmacht, bei den übrigen Fällen dagegen 7 % (5 1 von 

690 Beschuldigten). 

Die Deliktseigenart der Fälle der BK läßt sich auch am Verfahrensausgang erkennen, 
wobei freilich auch Fragen der Beweislage eine Rolle spielen werden. Von den "Be­
triebskriminellen" erhalten 41 % im gesamten Verfahren eine Sanktion, von den übrigen 
Tatverdächtigen dagegen nur 2 3  %. Im einzelnen gliedert sich der Verfahrensausgang 
folgendermaßen auf (In Klammern: Vergleichszahlen für die Wirtschaftsdelikte): 

- Einstellung des Hauptverfahrens: N = 27; . 55 % (N = 442 ; 64 %); 

- Freisprüche: N = O; O % (N = 28 ; 4 %); 
- sonstige Sanktionslosigkeit im Zwischen- und Hauptverfahren: N = 2 ;  4 % 

(N = 62; 9 %); 
- Strafbefehl: N = 0 ;  0 % (N = 26; 4 %); 

- Geldstrafe: N = 4; 8 % (N = 54; 8 %); 
- Freiheitsstrafe: N = 16; 33 % (N = 78 ; 1 1  %). 

6.3.2 Tatverdächtlgenmerkmale 

Zwischen der BK und der WK ergeben sich tendenziell folgende Unterschiede: 

An den Fällen der BK sind �noch seltener beteiligt (N = 5; 10 %) als an den Ver­
fahren der WK (N = 88 ; 1 3  %). Ausländer sind nur sehr geringfügig häufiger als Tatver­

dächtige festzustellen (N = 5; 1 1  %) als bei der WK (N = 60 ; 9 %). Sieht man einmal von 
den Fällen ab, In denen keine Angabe zum L ebensalter vorlag (BK: N = 4; WK: N = 162), 

so zeigt sich ein geringfügig hö herer Anteil mit 50 bis 59 Jahren schon älterer Tatver­
dächtlger bei der BK (N = 10 ; 22 %) als bei der WK (N = 67; 1 3  %). Hinsichtlich des � 
mllienstandes ergeben sich keine nennenswerten Unterschiede. Unter den "Betriebskri-
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minellen" sind häufiger (N = 5; 13 %) Tatverdächtige mit geringem Ausbildungmiveau als 
bei der WK-Gruppe (N = 28 ; 7 %), wenn man von den Beschuldigten absieht, über die 
zur Ausbildung keine Angaben verfügbar sind. Umgekehrt ist ein hohes Ausbildungs­
niveau bei der BK-Gruppe seltener (N = 3; 8 %) als bei der WK-Gruppe (N = 65; 16 %). 

Erwart ungsgemäß angesichts der Delikte Betrug und Untreue sind die Anteile kaufmän­
nisch Vorgebildeter unter den "Betriebskriminellen" höher (N = 23; 70 %; ohne keine An­
gabe) als bei den WK-Tatverdächligen (N = 177; 57 %; ohne keine Angabe). 

Die beim Verfahrensausgang festgestellte "Benachteiligung" der BK-Tatverdächtigen läßt 
sich im Ermittlungsverfahren erkennen. Die Staatsanwaltschaften scheinen in diesen 
Talverdächtigen eher "gewöhnliche" Kriminelle zu sehen, was sich an dem verhältnis­
mäßig hohen Anteil der Anforderung von Strafregisterauszügen (N = 33; 67 %) zeigt. Bei 
den WK-Fällen beträgt der Anteil nur 57 % (N = 378). 

In den Fällen der klassischen Kriminalität liegen die Anteile der Straflistenanforderung 
nach der Freiburger Staatsanwaltschaftsuntersuchung 35) ähnlich hoch wie in den Fällen 
der Betriebskriminalität dieser Untersuchung (Diebstahl: 87 %, Betrug: 75 %, Unter­
schlagung: 64 % und Notzucht: 64 %). 

Bezogen auf die Fälle der Straflistenanforderung ergeben sich dagegen geringere � 
strafenanteile in der BK-Gruppe (N = 7; 21 %) als in der WK-Gruppe (N = 137; 37 %). Die 
staatsanwaltschaflliche Verdachtsstrategie erweist sich also bei den "Betriebskriminellen" 
eigentlich als falsch. Diese falsche Alltagstheorie zeigt sich auch bei den Delikten des 
Nebenstrafrechts der Freiburger Staatsanwallschaftsuntersuchung. Dort wurden ebenfalls 
desto häufiger Straflisten angefordert, je seltener nachher eine Vorstrafe festzustellen 

36) war • 

Zwar sind die BK-Tatverdächtigen nur gering vorbelastet, erstaunlicherweise dagegen 
tendenziell (die Grundgesamtheit ist nur N = 7!) häufiger einschlägig vorbestraft (N = 5) 
als die WK-Tatverdächtigen (N = 57; 42 %). 
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Kapitel 7 

ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUßFOLGERUNGEN 

7.1 Forschungsinteresse und Forschungsstand 

7.1 .1 Forschungsinteresse 

Die Reform des Wirtschaftsstrafrechts und die organisatorische Anpassung der Justiz an 
die Notwendigkeiten einer effektiveren Verfolgung der Wirtschaftskriminalität beruhen nur 
zu einem kleinen Teil auf rechtstatsächlichen und kriminologischen Forschungen (etwa 
zum Subventionsbetrug). 
Gleichwohl sind in die Reformbemühungen die Erfahrungen zahlreicher Praktiker einge­
gangen - nur geschah dies in eher unsystematischer Weise. Darüberhinaus fehlt eine 
Erfolgskontrolle. Diese kann ohne Anwendung quantitativer Methoden nicht durchgeführt 
werden. Die amtlichen Statistiken sind hierfür ungeeignet, weil sie noch nicht einmal 
Grunddaten für Wirtschaftsstrafverfahren enthalten. Es ist deshalb begrüßenswert, daß 
die Justizverwaltungen des Bundes und der L änder mit der "Bundesweiten Erfassung 
von Wirtschaftsstraftaten nach einheitlichen Gesichtspunkten" ab 1974 eine Son­
dererhebung für die mittlere und schwerere Wirtschaftskriminalität geschaffen haben. 
Diese Erhebung ist - was von Richtern bedauert wird - aber auf die Erfassung der 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren beschränkt. Hierbei ist sie zudem so aus­
gelegt, daß Rückschlüsse auf die Effektivität der Strafverfolgung mangels Einbeziehung 
von Organisationsdaten der Staatsanwaltschaften nur in sehr begrenztem Umfang gezo­
gen werden können. Diesem Mangel wäre aber - wenn die Beteiligten es wünschten -
leicht abzuhelfen. Auch die Ausdehnung auf das Hauptverfahren wäre möglich - trotz 
einiger Schwierigkeiten zumal unter dem Aspekt der langen Verfahrensdauer. 

Diese Ausgangslage ließ es sinnvoll erscheinen, die Sondererhebung der Bundesweiten 
Erfassung durch eine vertiefende und den Ausblick erweiternde Auswertung von Ver­
fahrensakten wenigstens bis zum Urteil 1, Instanz zu ergänzen. 
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Dieser Untersuchungsansatz, der sich an einer begrenzten Gesamtheit von Verfahren 
orientiert , steht im Gegensatz zu dem verbreiteten ätiologischen Ansatz, den mehr die 
Entstehung wirtschaftsdeliktischen Handelns interessiert als dessen Strafverfolgung. Der 
ätiologische Ansatz wendet sich häufiger den Grenzfällen und den Ausnahmen des wirt­

schaftskriminologischen Deliktsspeklrums zu. Er ist deshalb unter wirtschaftsstrafrechtli­
chen, rechlsdogmatischen und rechtstheorelischen Gesichtspunkten besonders bedeut­
sam und verdienstvoll. 

Der hier verfolgte prozeßorientierte Ansatz bemüht sicn, das Alltägliche und Normale der 
Strafverfolgung wiederzugeben und dadurch einen empirischen, d. h. rechtstatsächlichen 
und kriminologischen Beitrag zur Klärung der Frage zu leisten, ob und wie Gerechtigkeit 
in der Praxis verwirklicht wird. Der mit der Untersuchung beabsichtigte Überblick über 
einen wichtigen Teilbereich der Strafjustiz versieht sich als ein Teil notwendiger Erfolgs­
kontrolle, der die juristische Praxis und Praktikabilität der Wirtschaftsstrafverfahren auf 
der Grundlage tatsächlich häufig vorkommender Delikte - also unter Beiseilelassung von 
Randmaterien - darstellt. 

7. 1.2 Bisheriger Erkenntnisstand 

In einer vorangegangenen Untersuchung auf der Grundlage der Bundesweiten Erfassung 
wurde den Auswirkungen der Konzentration von Wirtschaftsstrafverfahren und der Spe­
zialisierung von Staatsanwaltschaften nachgegangen. Mil der Schaffung von Schwer­
punklstaatsanwal!schaflen ergibt sich eine weitgehende Konzentration von Wirtschafts­
strafverfahren bei Behörden, die zu deren Durchführung in besonderem Maße speziali­
siert sind. Dies führt bei den Schwerpunktstaatsanwallschaften zu einem beträchtlichen 
Fallaufkommen rechtlich und tatsächlich schwieriger Verfahren. Der hohe Geschäftsanfall 
zwingt - auch wenn dies von Praktikern vereinzelt bestritten wird - zu besonderen 
Erledigungsstrateglen: Die Schwerpunktstaatsanwaltschaften stellen minder schwerwie­
gend erscheinende Verfahren in höherem Maße ein als die nichlspezialisierten Staats­
anwaltschaften, so daß sie im Ergebnis auf eine niedrigere Anklagequote kommen. Aller­
dings ist für dieses Erg·ebnis auch die Art des Fallaufkommens mitverantwortlich. Schon 
das materielle Strafrecht stellt unterschiedlich hohe Anforderungen an den Nachweis der 
Verwirklichung verschiedener Straftatbestände. Insbesondere konkrelisierungsbedürfllge 

Tatbestandsmerkmale führen - wie gezeigt werden kann - zu überdurchschnittlich 
hohen Einstellungsquoten. Es sind aber nun gerade Jene Delikte bei den Schwerpunkl­
staatsanwaltschaflen überdurchschnittlich häufig, deren Nachweis die Verwirklichung 
solcher normativer Tatbestandsmerkmale erfordert. 
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Materielles Strafrecht, Fallaufkommen und Organisation der Justizbehörden bestimmen 
also zu einem Gutteil das Ergebnis der Strafverfolgung. 

7.2 Aktenuntersuchung: Methodik, Aktenauswahl1 Stichprobenkontrolle und Reprä­
sentativität der Untersuchung 

Die Auswertung von Akten ist eine brauchbare Methode, den Gang von Strafverfahren 
zu untersuchen. Sie unterliegt zwar gewissen Einschränkungen; Akten stellen aber eine 
eigene Wirklichkeit dar, die selbst verfahrensrelevant ist. 

Aus dem Gesamtspektrum der Bundesweiten Erfassung von Wirtschaftsstraftaten wurden 
sechs Deliktsgruppen für die Untersuchung ausgewählt: Betrug, Untreue, strafbare Wer­
bung, Konkursdelikte, Vorenthaltung von Beitragsteilen nach der RVO sowie Steuer- und 
Zolldelikte. Hiermit wird ein wichtiger Teil der Wirtschaftskriminalität abgedeckt. Für jede 
Deliktsgruppe sollten 80 Akten untersucht werden. infolge von Aktenausfällen aus 
verschiedenen Gründen konnten nur 407 Verfahrensakten mit 739 Beschuldigten ausge­
wertet werden. Die geschichtete Stichprobe gibt bei Berücksichtigung verschiedener 
Variablen (Zahl der Beschuldigten, Zahl der Einzelfälle, Zahl der Geschädigten, Höhe des 
Gesamtschadens und des angeklagten Schadens und Verfahrensausgang) ein relativ gu­
tes Abbild der Ausgangsdaten der Bundesweiten Erfassung ab, das freilich deliktsspezi­
fisch beeinflußt ist. 

Um die Bedeutsamkeit der 73 Aktenausfälle abschätzen zu können, wurden die Daten 
der Aktenanalyse mit den Daten der Bundesweiten Erfassung für dieselben 407 Verfah­
ren verglichen. Im Ergebnis liefert die Bundesweite Erfassung Im Hinblick auf prozeßpro­
duzierte Daten wie die Zahl der Beschuldigten, der Angeklagten und der Einzelfälle mit 
Ausnahme der Verfahrensdauer ein zuverlässiges Abbild der "Aktenwirklichkeit". Demge­
genüber werden vorprozessuale Daten wie die Zahl der Geschädigten und die Höhe des 
Schadens überschätzt, also nur näherungsweise richtig erfaßt. 

Bei Berücksichtigung dieser Umstände ergibt sich infolge der Aktenausfälle eine geringe 
Überrepräsentierung leichterer Verfahren. Das hat vor allem Bedeutung für das Haupt­
verfahren bei Wirtschaftsstrafsachen, so daß insbesondere die Daten für dieses Verfah­
rensstadium entsprechend vorsichtig zu interpretieren sind. 
Dies gilt in verstärktem Maße für eine Verallgemeinerung der Befunde der Aktenuntersu­
chung für die gesamte Wirtschaflskrimlnalität: Die Untersuchung deckt nur einen kleinen, 
wenn auch wohl den bedeutsameren Teil der registrierten Wirtschaftskriminalität ab. 

276 



7. 3 Wirtschaftskriminalität: Taten, Tatverdächlige und Geschädigte 

7. 3. 1  Wirtschaftsstraftaten 

Der Zuschnitt der Aktenuntersuchung auf sechs ausgewählte Deliklsgruppen verringert 
von vornherein das an sich außerordentlich breite Spektrum der Wirtschaftskriminalität. 
Trotz dieser Beschränkung ergibt sich noch eine sehr weil gefächerte Deliktsstruktur, 
zumal im Bereich des Betrugstatbestandes, bei dem zahlreiche kriminalistisch unter­
scheidbare Erscheinungsformen festgestellt werden konnten. 

Die wirlschaftsstrafrechtliche Bedeutsamkeit der einzelnen Deliktsgruppen ist sowohl 
unter Schadensgesichtspunkten als auch unter dem Aspekt ·des Umfangs der Tat sehr 
unterschiedlich. Bei einer durchschnittlichen Belastung je Beschuldigten mit knapp 6 
Einzelfällen bilden die Untreue (mit 16 Einzelfällen) und die reinen Konkursdelikte, die in 
keinem tatmehrheillichen Zusammenhang mit anderen Straftaten stehen (mit 1 ,5 
Einzelfäilen) die äußeren Schranken. Ähnliches gilt für die Schäden in den einzelnen De­
liktsgruppen, wobei allerdings sehr breite Streuungen zu berücksichtigen sind. So er­
geben sich bei den Mittelwerten Schäden je Beschuldigten zwischen 63.000 DM (Betrug) 
und 550.000 DM (strafbare Werbung) und bei den Medianwerten zwischen rund 8.000 

DM (Betrug) und 62.000 DM (Konkursdelikte in Tatmehrheit mit anderen Straftaten). Die­
se Zahlen belegen die grundsätzlichen Unterschiede der Wirtschaftskriminalität zur soge­
nannten klassischen Kriminalität, bei der vergleichbare Dimensionen nicht den Durch­
schnittsfall bilden, sondern zur Ausnahme gehören. 

7.3.2 Tatverdächtige 

Mil einer Aktenanalyse lassen sich Persönlichkeitsmerkmale Tatverdächliger nicht er­
mitteln. Eine solche Methodik erlaubt nur, bestimmte äußere Merkmale festzustellen. 

Danach sind bei den Tatverdächtigen Frauen unterrepräsentiert und Ausländer leicht 
überrepräsentiert. Entsprechend den Zugangschancen zu Wirtschaftsdelikten sind jünge­
re Beschuldigte seltener vertreten. Die weitaus größte Zahl der Beschuldigten hat einen 
guten bis sehr guten Ausbildungsstand aufzuweisen. Erwartungsgemäß hoch ist der An­
teil der Selbständigen unter den Tatverdächtigen. Entsprechend der breiten Deliktsstruk-
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tur finden sich Angehörige aller Sozialschichten unter den Tatverdächtigen. Es ergeben 

sich hierbei aber deutliche deliktsspezifische Schwerpunkte, die mit den Deliktszugangs­
chancen zusammenhängen: So sind Betrug und Steuerdelikte bei der Unterschicht und 
der unteren Mittelschicht überdurchschnittlich häufig, während Konkursdelikte, Vorent­

haltungen von Beitragsteilen nach der RVO sowie strafbare Werbung als Unternehmerde­
likte in der oberen Mittelschicht und Oberschicht überdurchschnittlich häufig auftreten. 

Übereinstimmungen mit dem gängigen Bild des "Kriminellen" ergeben sich - vor allem bei 
Betrachtung der Vorstrafensitualion - in Teilbereichen des Betrugs, der Vorenthaltung 
von Beitragsteilen und insbesondere bei den Konkursdelikten in Tatmehrheit mit anderen 
Straftaten. 

7.3.3 Geschädigte 

Bei den Geschädigten lassen sich drei Gruppen unterscheiden: Kollektivopfer (Steuerde­
likte, Vorenthaltungen von Beitragsteilen), Individualopfer, die nicht als Unternehmer im 
Wirtschaftsleben beteiligt sind (Betrug und strafbare Werbung) und Unternehmen (Betrug, 
Untreue, strafbare Werbung und Konkursdelikte). 
Bel den Individualopfern Ist eine gewisse Übereinstimmung mit den Tatverdächtigen un­
verkennbar, was äußere Merkmale wie Alter, Bildungsstand und Schichtzugehörigkeit 
anbelangt. 

7.4 Das staalsanwallschaftllche Ermittlungsverfahren in Wirtschaftsstrafsachen 

Ausgewertet wurden die Akten von 407 Strafverfahren, in denen 739 Personen der Be­
gehung von Wirlschaflsdellklen beschuldigt worden waren. Untersuch! wurden in diesem 
Auswertungsschritt: die Verfahrensinitiierung, die Durchführung der . Ermittlungsverfahren 
und deren Ausgang in Abhängigkeit von Merkmalen der Tal, der Tatverdächtigen, der 
Geschädigten sowie der Infrastruktur der Strafverfolgung (Strafrecht und Verfolgungsbe­
hörden). 
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7.4 . 1  Die Verfa hrensinitiierung 

Im Gegensatz zur klassischen Kriminalität werden bei den Wirtschaftsdelikten die Verfah­

ren gegen einen großen Teil der Beschuldigten (44 %) von Amts wegen in Gang  gesetzt. 

Es lassen sich demzufolge zwei nahezu g leich bedeutsame Stile sozialer Kontrolle fest­

stellen; Verfa hrensinitiierungen von Amts wegen überwiegen deutlich bei den Steuer­

und Zollstraftaten, den Beitragsvorenthaltungen nach der R VO, aber a uch b ei den Kon­

kursdelikten jeweils mit einem Anteil von 72 %. Umgekehrt spielt das Anzeigeverhalten 

Privater eine dominierende Rolle bei  Betrug, Untreue und strafbarer Werbung. Mil Aus­

nahme der Konkursdelikte spiegeln die Kontrollstile die hauptsächlich geschützten 

Rechtsgüter wider: Nur dort, wo staatliche oder öffentliche Belange durch deliklisches 

Handeln berührt werden, ergreifen staatliche Organe verstärkt die Initiative. Im übrigen 

wird die (strafrechtliche) Kontrolle wirtschaftlichen Fehlverhaltens in erster Linie den Ge­

schädigten oder privaten Sachwaltern, a lso dem freien Spiel der Kräfte a uf dem Markl 

überlassen. Dies zeigt sich sehr deutlich bei der strafbaren Werb ung. Eine Ausnahme 

bilden freil ich die Konkursdelikte, bei denen sich die staatliche Regelung des Ausschlus­

ses insolventer Unternehmen vom Wirtschaftsverkehr durch  die Konkursordnung und die 

routinemäßige Überprüfung auf strafrechlsrelevante Verstöße der Gemeinschuldner er­

gänzen. 

7. 4.2 Durchführung und Ausgang der Ermitt lungsverfahren 

Die Verfahren der schwereren Wirtschaftskriminalität werden zu 90 % von großen und 

sehr großen Staatsanwaltschaften erledigt. Diese s ind grundsätzlich auch personell und 

organisatorisch auf  d ie Verfolgung dieser Delikte spezialisiert. Demzufolge ermitteln 

Schwerpunklstaatsanwallschaflen bei  84 % der untersuchten Straftaten. Die durch­

schnittl iche Anklagequote von .36,5 % wird bei  den großen Staatsanwaltschaften nicht 

erreicht (.3.3 %), von den sehr großen knapp (.37 %) und von den kleinen und mittleren 

Staatsanwaltschaften ·deutlich überboten (69 % bzw. 5 7  o/ol; die Schwerpunktstaatsan­

waltschaften bleiben knapp unter dem Durchschnitt (.34,5 %), während die nichlspezia­

lisierten Staatsanwaltschaften auf e inen beträchtlich höheren Anteil kommen (47 %).  Die 

Gründe hierfür l iegen einmal in der unterschiedlichen Deliktsstruklur der Behörden, die 

allein schon verschiedene Anklageq uoten erwarten läßt. Zum anderen ergeben sich die 

Unterschiede - w iederum im Zusammenhang mit der unterschiedlichen Deliklsstruklur -

aus differenzierten Erledigungspolitiken der verschiedenen Behörden, wobei nicht zuletzt 

Fragen des Geschäftsanfalls und die sich daraus als notwendig erweisende Gewichtung 
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der Verfahren nach Verfolgungswürdigkeit eine besondere Bedeutung erlangen. 

Die Art der Initiierung der Ermittlungsverfahren führt zu jeweils verschieden hohen An­
klagequoten. Diese werden zumindest bei den Delikten der Abgabenordnung und den 
Konkursstraftaten in erster Linie durch die organisatorisch vorgegebenen Kontrollstile 
bestimmt. Die von der Finanzverwaltung vorselektierten Steuer- und Zolldelikte werden 
zu 76 % angeklagt. Bei den Konkursdelikten hängt die Anklagequote zunächst davon 
ab, ob die Routineuntersuchungen sogleich als Ermittlungsverfahren (Js-Register) oder 
als Vorermittlungsverfahren (AR-Register) geführt werden. Die Durchführung von Vor­
ermittlungsverfahren verkürzt zwar das Aufkommen an konkursstrafrechtlichen Ermitt­
lungsverfahren, erhöht aber die Anklagequote, weil nur Verfahren mit einer hinreichen­
den Verdachtsschwere das Js-Stadium erreichen. 

Abgesehen von diesen organisatorischen Bedingungen ergeben sich deliktsspezifische 
Unterschiede in den Anklagehöhen, die ihrerseits wieder je nach Art der Verfahrensini­
tiierung variieren. 

Unter dem Gesichtspunkt der ersten Ermittlungen durch Polizei oder Staatsanwaltschaft 
ergeben sich keine nennenswerten Unterschiede in der A,nklagequote (anders dagegen 
in der Verurteilungsquote). 

Polizei und Staatsanwaltschaft teilen sich in fast der Hälfte der Fälle (47 %) die Ermitt­
lungsarbeit. In Jeweils rund einem Viertel fällt der Ermittlungsschwerpunkt auf Polizei­
bzw. Finanzbehörden (28 %) und Staatsanwaltschaft (24 %). Über dem Durchschnitt (43 
%) liegt die Anklagequote nur in den Fällen, in denen sich Polizei und Staatsanwaltschaft 
gemeinsam um die Aufklärung bemühen, insbesondere dann, wenn die Verfahren von der 
Staatsanwaltschaft ihren Ausgang nehmen und die Polizei durch Ermittlungsersuchen 
eingebunden wird (50 % Anklagen). Es ergänzen sich hier anscheinend in idealer Weise 
die technische Ermittlungskapazität der Polizei und die richtige juristische Einordnung 
du,rch die Staatsanwaltschaft. Besonders gering sind die Anklagequoten bei alleiniger 
Ermittlungstätigkeit der Staatsanwaltschaften, hier werden fast vier Fünftel aller Fälle 
eingestellt (wohl nicht zuletzt deshalb, weil weitere Ermittlungen aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht notwendig erscheinen; im übrigen entfallen auf solche 
Fallgeslaltungen Insgesamt nur 4 %). 

Unter den staatsanwaltschaflllchen Ermittlungshandlungen sind häufig Beschlagnahmen, 
Durchsuchungen, Durchsicht von Papieren, seltener sind insbesondere die Vernehmung 
des Geschä_digten und des Beschuldigten (hier wird sich gegenüber der Zeit vor 1975 
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inzwischen durch die Stärkung der Stellung der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsver­
fahren ein anderes Bild bieten) sowie der Antrag auf richterliche Vernehmung des Be­

schuldigten. 

Mit steigender Zahl staatsanwaltschafllicher Ermittlungshandlungen ergibt sich eine 
deutliche Erhö hung der Anklagequoten: Wo der Verfahrensgegenstand umfangreich ist, 
gibt es nicht nur Anlaß zu vielfältigen Ermittlungen, sondern auch ein gewichtigeres Be­
weismaterial. Weniger banal erscheint der Befund, daß von den Staatsanwaltschaften 
veranlaßte polizeiliche Ermittlungen wiederum dann besonders hohe Anklagequoten zei­
tigen, wenn die Verfahren von den Staatsanwaltschaften begonnen wurden (es sich also 
um Ermittlungsersuchen handelt). Werden die ersten Ermittlungen von der Polizei durch­

geführt und diese erst im Wege der Rückverfügung wieder mit der Ermittlung betraut, er­
gibt sich eine geringere Anklagequote. 

Entgegen dem Eindruck, den die Reformdiskussion im Schrifttum Anfang der 70 er Jahre 
erweckt hat, wurden (jedenfalls bis 19 74) nur selten Wirtschaftsreferenten und Buchprü­
fer bei den Staatsanwaltschaften in die Ermittlungsverfahren eingeschaltet. Dies mag 
sich inzwischen dank Personalaufstockung geändert haben. Sachverständige wurden 
noch seltener zugezogen. 

Die Anklagequoten steigen mit der Zahl der die Ermittlungen durchführenden Staatsan­
wälte. Dieser Befund bedarf aber der Differenzierung danach, ob es sich hierbei um ku­
mulative Sachbearbeitung handelt oder um eine zeitliche Abfolge, also einen Dezernen­
tenwechsel (der insbesondere auch Nachteile mit sich bringt). Mit Sicherheit kann nur 
festgestellt werden, daß die Abgabe von einer Staatsanwaltschaft an eine andere nicht 
anklagefö rderlich ist: Hier beträgt die Anklagequote nur 24 %. Dagegen hat die Verfah­
rensabgabe von einer Polizeibehörde an eine andere bei einer durchschnittlichen An­
klagequote von 4.3 % keine negative Auswirkung auf den Verfahrensausgang. 

Für den Verfahrensausgang sind insbesondere Tatmerkmale bedeutsam. Es ergeben sich 
breit streuende Unterschiede für die jeweiligen Deliktsgruppen und bei diesen wiederum 
für einzelne Deliktsformen, wobei die bereits erwähnten Kontrollstrategien auch ein Rolle 

spielen. Nicht zu trennen sind hiervon auch Merkmale der Tatschwere, wie sie in der 
Zahl der Einzelfälle und der Schadenshöhe zum Ausdruck kommen. Die Anklagequoten 
werden also durch Verfolgungswürdigkeit, aber auch Verfolgungsfähigkeit aufgrund un­
terschiedlicher Beweislagen beeinflußt. 

Weniger bedeutsam sind Merkmale der Tatverdächtigen. Diese kö nnen z. T. mit Tatmerk-
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malen korrelieren. So ergibt sich für Beschuldigte mit niedrigem (Aus-)Bildungsnlveau 

eine überdurchschnittlich hohe Anklagequote, die nicht nur mit geringer "Handlungskom­
petenz" im Verfahren, sondern auch mit einer solchen während der Tatbegehung Im Zu­

sammenhang stehen dürfte: Schlicht ausgeführte Delikte bereiten naturgemäß weniger 
Beweisprobleme als raffinierte und weniger offenkundige Tatgestattungen. 
Die Vorbestrafung der Tatverdächtigen erweist sich - auch in dieser Untersuchung - als 
eine Art Beweisindiz, das mit einer hö heren Anklagequote (65 %) In Verbindung steht -
die nicht vorbestraften Beschuldigten kommen nur auf 54 %. Art und Häufigkeit der 
Vorstrafe spielen in diesem Zusammenhang aber keine Rolle. Verdachtsverstärkend wirkt 
hinwleder . die Durchführung eines weiteren Ermittlungsverfahrens gegen denselben 
Beschuldigten. 

Merkmale der Geschädigten sind insofern bedeutsam, als sie den Umfang des Verfah­

rensgegenstandes bestimmen und so die Beweissituation beeinflussen. Dasselbe gilt für 
die Art des Kontaktes zwischen Täter und Opfer und die hieraus resultierenden Be­

weismittel (höchste Anklagequote bei Urkundenbeweis). 

7.4. 3 Die Verteidigung in Wirtschaftsstrafsachen 

Ein recht großer Teil der Beschuldigten (61 %) bedient sich nicht des Beistandes eines 
Verteidigers. In diesen Fällen beträgt die Anklagequote durchschnittlich nur 19 %. Die 
verteidigten Beschuldigten kommen demgegenüber auf 65 %. Das sagt aber nichts über 
die Einflußmöglichkeiten der Verteidigung im Ermittlungsverfahren au�. Vielmehr sind es 
gerade jene Beschuldigten mit einem umfangreichen Verfahrensgegenstand, die einen 
(oder mehrere) Verteidiger hinzuziehen. In diesen Fällen der überdurchschnittlichen 
Schwere des Tatvorwurfs und des überdurchschnittlichen Gewichts der Verdachtsgründe 
ist aber die Anklagewahrscheinlichkeit ohnehin hoch. 

7.4.4 Einstellungen des Ermittlungsverfahrens 

Bei den Einstellungen der Verfahren im gesamten Umfang sind naturgemäß solche nach 
§§ 170 II, 205 StPO besonders häufig (8 3 %}. Einstellungen wegen Geringfügigkeit (§ 153 
StPO} belaufen sich auf 1 1  %. Zur Praxis der Einstellung gegen Auflage (§ 153a StPO) 
trägt die Untersuchung wegen des Abschlusses der Ermittlungsverfahren im Jahre 19 74 
nichts bei. 
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Bel den Teileinstellungen gewinnen die Gründe der Geringfügigkeit und Nebensächlich­
keit (§§ 153 ff. , 154 ff. StPO) sowohl unter dem Quantifizierungsgesichtspunkt der Zahl 

der Beschuldigten (Anteil 47 %) als auch unter dem der Einzelfälle (Anteil 49 %) mehr an 

Bedeutung. 

Insgesamt gelingt den Staatsanwaltschaften durch ihre Einstellungspraxis eine Konzen­
tration der Verfahrensgegenstände auf komplexe, besonders anklagewürdig und ankla­
gefähig erscheinende Sachverhalte: Tatmehrheitliche, also komplexe Sachverhallsge­
staltungen machen in den Einstellungsfällen 41 % aus, in den Fällen der Anklage dage­
gen 66 %. 

Entgegen einer verbreiteten Meinung beruhen bei.den Einstellungen nach § 170 II StPO 
in den Fällen mit problematischer Beweislage die Schwierigkeiten zu rund zwei Dritteln 
schon auf einem Mangel im objektiven Tatbestand und nur zu ein.em Drittel auf einem 
Mangel im subjektiven Tatbestand. Daß den Erfordernissen des subjektiven Tatbestandes 
nur eine sekundäre Bedeutung zukommt, ergibt sich auch schon aus der Analyse der 
gesetzlichen Tatbestandsfassungen und Ihren Anklagehäufigkeiten. 

Bei den Totaleinstellungen ergeben sich für die Gründe der §§ 170 II und 153 StPO un­
terschiedliche Beziehungen zu Merkmalen der Tat, der Tatverdächtigen, der Geschädig­
ten und des Verfahrens selbst. 

7.4.5 Mullivariate Analyse zum Ausgang der Ermittlungsverfahren 

Eine mehrdimensionale Analyse, die jene, aufgrund der Einzeluntersuchungen als wichtig 
erscheinenden Merkmale gleichzeitig berücksichtigt, gibt in erster Linie Aufschluß über 
die Wertigkeit dieser Merkmale. Davon abgesehen vereinfacht und verkürzt eine solche 
Analyse im übrigen die Vielfalt des staatsanwallschaftlichen Entscheidungshandelns. Des­
halb sollte der sich hieraus ergebende Befund nicht überbewertet werden. 

Festgehalten werden kann immerhin, daß die Bedeutung talbezogener Merkmale (Dellkt, 
Zahl der Einzelfälle, Schadenshöhe, Rechtsform und Branche des Unternehmens, aus 
dem heraus die Tat begangen wird) und der Merkmale der Opfer (Zahl und Art, Verfah­
rensinitiative) derjenigen der Tatverdächtigen überwiegen. Daß Tatverdächtigenmerkma­
le (z. B. Geschlecht, Nationalität, Alter, Ausbildung, Stellung im Unternehmen, Schicht­
zugehörigkeit, Vorstrafe, weiteres Ermittlungsverfahren) nicht im Vordergrund staatsan-
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waltschafllichen Interesses stehen, lassen schon die wenigen unmittelbaren Kontakte 
zwischen Staatsanwalt und Beschuldigtem, Insbesondere bei Beschuldigtenvernehmun­
gen, vermuten. Der Staatsanwalt begründet seine Entscheidung In erster Linie sachge­
bunden auf der Grundlage des ihm erkennbaren Tatsachenstoffes. 

7.5 Das gerichtliche Hauptverfahren in Wirtschaftsstrafsachen 

Die Aktenanalyse fo lgt dem Gang des Hauptverfahrens bis zum erstinstanzlichen Urteil. 
In den Fällen der Rechtsmitteleinlegung wurde der weitere Verfahrensgang nicht verfolgt 
(bzw. nur insoweit berücksichtigt, als er bei Abschluß der Auswertung ersichtlich war). 

Bel 46 Beschuldigten haben die Staatsanwaltschaften Strafbefehle, bei 224 Beschuldig­
ten die Eröffnung des Hauptverfahrens beantragt. infolge Einsprüchen gegen Strafbe­
fehlsanträge und Rücknahmen solcher Einsprüche hatten die Gerichte bei 246 Beschul­
digten über die Eröffnung des Hauptverfahrens zu entscheiden. 

7.5 . 1  Das Zwischenverfahren 

Die Gerichte haben nur bei 4 Beschuldigten die Hauptverfahren nicht eröffnet, auf Ein­
stellungen entfallen in diesem Verfahrensstadium 9 Fälle, bei weiteren 6 8eschuldigten 
kam es zur Abtrennung des Verfahrens. Mehr als zwei Drittel der Verfahren wurden vor 
dem Einzelrichter und dem Schöffengericht, der Rest v or der Strafkammer (davon etwa 
drei Fünftel vor der Wirlscha!lsstrafkammer) eröffnet. 

7.5.2 Hauptverfahren und Hauptverhandlung 

Die große Mehrheit der Wirtschaftsstrafverfahren, zumal die schwereren Fälle, werden 
von Gerichten mit Laienbeteiligung erledigt. Der Einfluß der Laien auf den Ausgang des 
Verfahrens läßt sich anhand des Materials kaum abschätzen. Bei Mitwirkung kaufmän­
nisch vorgebildeter Laien ergib! sich eine tendenziell größere Strafenquote gegenüber 
nicht derart qualifizierten Laien. 
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Die Sitzungsvertretung im Termin wird nur zu zwei Dritteln von den die Ermittlung leiten­
den Dezernenten der Staatsanwaltschaft wahrgenommen. Auf die Bestrafungsquote übt 
dieser Umstand keinen Einfluß aus. 
Im Hauptverfahren haben erst recht insbesondere die Angeklagten mit umfangreichem 

Tatvorwurf einen Verteidiger. In diesen Fäl len ist die Strafquote recht hoch (73 % gegen­
über 60 % bei den unverteidigten Angeklagten). 
Sachverständige werden nur selten hinzugezogen. 

In der Hauptverhandlung wurde Nachtragsanklage nur bei 6 Angeklagten erhoben. Häu­
figer (N = 18) ist die Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes. 
Die Einlassung des Angeklagten beeinflußt den Ausgang des Verfahrens. Bei Aussage­
verweigerung wird nur die Hälfte der Angeklagten verurteilt, bei Geständnis aber 89 %. 
Der Verfahrensausgang hängt anscheinend auch mit der Zahl der vernommenen Zeugen 
zusammen (die ihrerseits mit dem Umfang des Verfahrensgegenstandes korreliert); am 
höchsten ist die Bestrafungsquote bei über 10 Zeugen (95 %), 

Die Übereinstimmung zwischen den Anträgen der Staatsanwaltschaft und dem Urteil 1. 
Instanz ist größer als die zwischen den Anträgen der Verteidigung und dem Urteil. Bei den 
Anträgen der Staatsanwaltschaft ergeben sich Abweichungen der Gerichte regelmäßig in 
die mildere Richtung. 

Die Quote der Sanktionierung beträgt im Hauptverfahren 69,4 %. Abweichungen nach 
oben und unten ergeben sich für Merkmale der Straftat, der Angeklagten, der Geschä­
digten und des Verfahrens selbst. 

Die im Ermittlungsverfahren beobachteten großen Unterschiede im Verfahrensausgang für 
die einzelnen Deliktsgruppen und Deliktsformen sind im Hauptverfahren nicht mehr in 
dem Maße festzustellen. Immerhin gibt es noch Schwankungen zwischen 49 % (Betrug) 
und 81 % (Steuer- und Zolldelikte). Eine Beziehung zwischen staatsanwaltschaftlicher 
Vorselektion und der Verurteilungsquote läßt sich nicht erkennen. Vielmehr ergibt sich ein 
Ansteigen der Sanktionshäufigkeit mit zunehmendem Verfahrensumfang (insbesondere 
Zahl der Einzelfälle, weniger deutlich bei der Schadenshöhe). Im Gegensatz zur Praxis 
der Staatsanwaltschaften, in erster Linie besonders schwerwiegende Formen der Wirt­
schaftskriminalität zur Anklage zu bringen (was sich am hohen Anteil tatmehrheitlicher 

Fallgestaltungen bei den Anklagen zeigt), kehren die Gerichte tendenziell den Konzen­
trationsvorgang um. Die Gerichte vereinfachen die Urteilsgegenstände durch (Teil-) Ein­
stellungen und (Teil-)Freisprüche derart, daß auf tatmehrheitliche Deliklsformen in den 
Fällen der Verurteilung nur noch ein Anteil von 54 % kommt. Dies liegt nur knapp über 
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dem Werl zu Beginn der slaalsanwallschaftlichen Ermittlungsverfahren (50 %), der von 
den Staatsanwaltschaften mit Abschluß der Ermittlungsverfahren deutlich differenziert 

wird für die Fälle der Einstellung (41 %) und der Anklage (66 %). Die Frage, ob diese -
den Bemühungen der Staatsanwaltschaften zuwider laufende - Tendenz der Strafge­
richte mit der vermutlich mangelhaften Spezialisierung zusammenhängt, muß offenblei­
ben, zumal der Anteil der Wirtschaftsstrafkammern an den Verfahrenserledigungen im 
Untersuchungsmaterial sehr gering ist (nur rund ein fünftel aller Angeklagten). Trotz 
dieser Tendtmzen zur Verfahrensvereinfachung durch die Gerichte werden unter dem 
Schadensgesichtspunkt die Verfahrensgegenstände überdurchschnittlich "ausgewertet". 
78 % der angeklagten Schäden sind Gegenstand der Verurteilungen, obwohl insgesamt 
nur zwei von drei Angeklagten verurteilt werden. 

Merkmale der Angeklagten und der Geschädigten, so wie sie sich in den Verfahrensakten 
niederschlagen, nehmen im Hauptverfahren keinen deutlichen Einfluß auf dessen Aus­
gang. 

Uriler Verfahrensgesichtspunkten erscheint es bemerkenswert, daß (bei fast gleicher An­
klagequote) die von den Staatsanwaltschaften zuerst ermittelten Sachverhalte nur in der 
Hälfte zu Verurteilung führen, während bei den zuerst' polizeilich ermittelten Sachverhal­
ten drei Viertel (76 %) zu einer Verurteilung führen. Vielleicht orientieren sich Polizei und . . 
Staatsanwaltschaft unterschiedlich an den Erfordernissen des Hauptverfahrens: Während 
die Polizei vermutlich das Schwergewicht auf die Sammlung umfangreicher _konkreter 
Beweismittel legt, bemühen sich die Staatsanwaltschaften wohl mehr um eine sorgfältige 
juristisch-dogmatische Einordnung des Verfahrensgegenstandes, wobei die große Verfah­
renslast bei den Staatsanwaltschaften zu einer Beschränkung des Ermittlungsaufwandes 
zwingen wird. Unter den polizeilich zuerst ermittelten Verfahrensstoffen haben die 
Staatsanwaltschaften im Wege der Einstellung die nicht verfolgungsfähigen und nicht 
verfolgungswürdigen ausgeschieden, so daß der Rest besonders "erfolgsträchlig" im 
Sinne hoher Verurtellungsquoten ist. Der hohe Verurteilungsanteil ist also Ergebnis des 
Zusammenwirkens von Polizei und Staatsanwaltschaft. Daß sich eine solche Zusam­
menarbeit bewährt, zeigt auch die mit 70 % hohe Verurteilungsquote im Fall einer in et­
wa gleichen Aufteilung der Ermittlungstätigkeit zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft 
- während die von letzterer allein ermittelten Verfahren mit 54 % die niedrigste Verurtei­
lungsquote zeigen; hier dürfte ebenfalls die bereits dargelegte Hypothese zutreffen. 

Fälle der Nichtverurteilung sind im Hauptverfahren nicht selten. Hierbei überwiegen die 
(Tolal-)Einstellungen die Freisprüche. Besonders häufig wird bei den Einstellungen von 
den Gerichten Geringfügigkeit angenommen. Das trifft (aus naheliegenden Gründen) ins-
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besondere für die Einzelrichter- und Sc:1öffensachen zu. Bei einer Reihe von Fällen der 
Einstellung kann von einer Sanktionsloslgkeil deswegen nicht gesprochen werden, weil 
Verfahren nur gegen Auflagen nach § 15.3a StPO eingestellt werden. Allerdings bewegen 
sich die Geldbußen nur zwischen 500 DM und 9.000 DM. 
Im übrigen ergeben sich einige Differenzierungen im Hinblick auf Merkmale der Tat, der 
Angeklagten, der Geschädigten und des vorausgegangenen Verfahrens. 

Organisationsdaten über die Gerichte standen für die Auswertung nicht zur Verfügung. 
Deshalb können zur Bedeutung organisatorischer Vorkehrungen, insbesondere zum Aus­
maß der Spezialisierung, auf den Ausgang des Hauptverfahrens keine Schlüsse gezogen 
werden. Es ist nur möglich, den "Erfolg" der Staatsanwaltschaften bis zum Urteil 1. In­
stanz nach Spezialisierung und Behördengröße zu verfolgen. Im Hinblick auf die Spezia­
lisierung der Staatsanwaltschaften ergeben sich nur sehr geringfügige Unterschiede in 
der Sanktionlerungsquote: Von allen Angeklagten der Schwerpunktstaatsanwallschaflen 
werden 69 % verurteilt, von den Angeklagten der nichlspezialisierten Behörden 65 %. 
Bezogen auf das gesamte Verfahren (vom Beginn der Ermittlungen bis zum Urteil 1 .  In­
stanz) ergeben sich folgende Anteile: 2.3 % bei den Schwerpunklstaalsanwallschaflen, 
.3.3 % bei den übrigen Slaatsanwallschaflen. Demgegenüber zeigen sich bei den Staats­
anwaltschaften deutlichere Unterschiede in den Verurleilungsquolen der Angeklagten, 
die zwar für kleine und mittlere (59 %) und große (6 1 %) Staatsanwaltschaften fast 
gleich sind, bei den sehr großen Anklagebehörden mit 84 % weil über dem Durchschnitt 
(66 %) liegen. Auch die �anktionierungsquote liegt - trotz unterschiedlicher 
Einstellungspolitik im Ermittlungsverfahren - bei den sehr großen Staatsanwaltschaften 
mit .30 % Verurteilungen deutlich über dem Durchschnitt (von 24 %). Nur die kleinen und 
mittleren Staatsanwaltschaften übertreffen mit .35 % Verurteilungen die sehr großen 
Staatsanwaltschaften - freilich auch bei einer anderen Ausgangsposition, da deren Fälle 
im Durchschnitt rechtlich und tatsächlich einfacher liegen. 

7.5 • .3 Strafzumessung und Strafaussetzung zur Bewährung 

Knapp die Hälfte der Verurteilten erhielten Geldstrafen, bei den anderen Verurteilten 
wurden die Freiheitsstrafen zu etwas mehr a ls drei Fünftein zur Bewährung ausgesetzt. 

Die Strafzumessung wird durch die Regelungen des Strafgesetzbuches in erheblichem 
Umfang vorgezeichnet. Dies gilt sowohl für Strafarten als auch Strafrahmen, wobei letz­
tere zudem Je nach Verfahrensumfang (Tatmehrheit!) variieren. Gleichwohl bleibt den 
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Richtern bei der Strafzumessung ein erheblicher Spielraum, der freilich In der Praxis nicht 

voll genutzt wird. Bestätigt werden durch diese Untersuchung sogenannte richterliche 
"Prägnanztendenzen", d.h. die bevorzugte Anwendung bestimmter, Insbesondere 
"runder" Strafmaße. ferner bestätigt sich die alte Erfahrung, daß die Gerichte sich bei 
der Strafzumessung im Durchschnitt der Fälle an der unieren Grenze der Strafandrohung 
orientieren. Um diesem Gesichtspunkt systematischer nachzugehen, wurden die ver­

hängten Strafen In ein abstrahierendes System der Strafrahmenausschöpfung 'übertragen, 
das Vergleiche auch bei unterschiedlichen Strafrahmen erlaubt. Dies isi angesichts der 
Differenzierlheil der einzelnen Verfahrensgegenstände und der sich daraus ergebenden 
unterschiedlichen Strafandrohungen und Strafrahmen notwendig, um dellklsübergrelfen­
de Vergleiche ziehen zu können. 

Zunächst zeigt sich, daß die Gerichte sich bei der Sanktionierung nichtlatmehrhelllicher 
Sachverhallsgestaltungen - wie bereits bekannt - nicht am arithmetischen Mittel aus 
Unter- und Obergrenze des Straf� orientieren. Vielmehr liegt sowohl im Falle der 
Geld- als auch der Freiheilsstrafenverhängung das arithmetische Mittel der verhängten 
� In der Nähe des geometrischen Mittels aus Unter- und Obergrenze des Strafrah­
mens. 
In den Fällen tatmehrheitllcher Sachverhalte kommt es zwar erwartungsgemäß zu einer 
Verschiebung hin zur härteren Strafart Freiheitsstrafe, nicht dagegen zu einer höheren 
Strafrahmenausschöpfung (hier ändert sich der Strafrahmen zwar nach oben, was bei 
der Orientierung der Gerichte am geometrischen Mittel aber nicht effektiv durchschlägt). 
Eine Erhöhung der Strafrahmenausschöpfung tritt allerdings mit Zunahme der Schadens­
höhe ein. 
Mil zunehmender Fallzahl ändert sich zunächst die sachliche Zusländig�elt der Gerichte. 
Es wäre zu erwarten, daß mit diesem Umstand eine Erhöhung der Strafrahmenausschöp­
fung vom Einzelrichter hin zur Wirtschaftsstrafkammer einherginge. Diese Annahme trifft 

aber nicht zu. Anscheinend bilden sich bei den unterschiedlich spezialisierten Gerichten 
verschiedene Maßstäbe der Strafbedürftigkeit, die sich vermutlich am Durchschnitt der 
jeweils anhängigen Fälle ausrichten. 

Unabhängig von der (aussagekräftlgeren) Strafrahmenausschöpfung ergeben sich zwi­

schen der Strafzumessung und einzelnen Merkmalen der Tal und der Verurteilten Zu­
sammenhänge. Hervorhebung verdient hier die erwartungsgemäße deutliche Strafver­
schärfung mit zunehmender Schadenshöhe, also Tatschwere. 

Dasselbe trifft für die Strafaussetzung zur Bewährung zu. Strafaussetzungen sind bei 
Schäden über einer Viertelmillion DM deutlich seltener als bei weniger schwerwiegenden 

Fällen. Auch bei den Deliklsgruppen ergeben sich nicht unerhebliche Unterschiede, Un-
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ter den Verurteiltenmerkmalen verdienen vor allem Erwähnung die Schichtzugehörigkeit 

und die Vorbelastung. Strafaussetzungen werden desto seltener gewährt, Je höher die 

soziale Schichtzugehörigkeit ist (was wohl auf die Tatschwere als intervenierende Vari­
able mit zurückzuführen sein wird). Vorbestrafte erhalten ihre Freiheitsstrafen erwar­
tungsgemäß seltener (46 %) zur Bewährung ausgesetzt als Nichtvorbestrafte (69 %). 

7.5.4 Rechtsmittelverfahren 

Die Aktenuntersuchung ergibt nur unsystematische Befunde zur Rechtsmitteleinlegung 
und dem Ausgang des Rechtsmittelverfahrens, weil der Eintritt der Rechtskraft aus zeitli­
chen Gründen bei während der Auswertung noch anhängigen Verfahren nicht ausgewer­
tet werden konnte. 

Rechtsmittel werden gegen rund zwei Fünftel der Entscheidungen eingelegt, wobei Be­
rufungen überwiegen. Der "Erfolg" des Rechtsmittels ist - soweit überhaupt schon er­
kennbar - je nach Rechtsmittelführer unterschiedlich. Die Staatsanwaltschaften errei­
chen seltener ihr Ziel als die Verurteilten, die fast in der Hälfte der Fälle eine Besserstel­
lung erlangen. 

7.5.5 Multivariate Analyse 

Die Befunde der mehrdimensionalen Analyse zum Hauptverfahren sind sowohl unter dem 
Gesichtspunkt seines Ausgangs als auch (insbesondere) der Strafart mit großer Zurück­
haltung zu interpretieren. Neben den allgemeinen Einwänden gewinnt der Umstand be­
sondere Bedeutung, daß mit fortschreitendem Verfahrensgang sich das den Fragestellun­
gen zugrunde gelegte Datenmaterial immer mehr verringert. 

Trotz dieser Einschränkung verdient Hervorhebung, daß sich gegenüber den Ermittlungs­
verfahren unter dem Gesichtspunkt des Verfahrensausgangs ein Zuwachs der Bedeut­
samkeit von Tatvariablen gegenüber Tätermerkmalen ergibt. Dieser Trend verstärkt 
sich bei der Fragestellung Straf� (Freiheitsstrafe/Geldstrafe) noch. Tätervarlablen 
spielen in diesem Zusammenhang so gut wie keine Rolle mehr. Ob dies auch für die 
Straf� zutrifft, konnte mehrdimensional nicht geprüft werden. 
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7.6 Verfahrensdauer, Untersuchungshaft, Betriebskriminalität 

7.6.1 Verfahrensdauer 

Eine Untersuchung, die sich des methodischen Ansatzes der Auswertung von Verfah­
rensakten bedient, und die die Verfahrensdauer nicht zum Hauptgegenstand der Analyse 
hat, läßt nur beschreibende Befunde erwarten; die Bestimmungsgründe für diese Be­
funde können so nicht aufgedeckt werden. Diese Einschränkung ist hervorzuheben, weil 
die Aktenuntersuchung zur Verfahrensdauer nur bislang schon Bekanntes bestätigt und 
zahlenmäßig belegt. 

Wirtschaftsstrafverfahren dauern über alle Verfahrensstadien hinweg überdurchschnittlich 
lange. Im Ermittlungsverfahren ergibt sich eine deutliche Diskrepanz zwischen der 
Verfahrensdauer und der tatsächlichen Dauer von Ermittlungshandlungen. Die Dauer der 
Ermittlungsverfahren hängt ab vom Verfahrensgegenstand und vom Verhalten des Be­
schuldigten, was von Einfluß auf die Beweislage ist. L ange Verfahrensdauer und Dezer­
nenlenwechsel stehen In einer zweiseitigen Wechselbeziehung. 

Mil zunehmender Hauptverfahrensdauer ergibt sich tendenziell über eine fortschreitende 
Entwertung der Beweismittel ein größerer Anteil der Sanktionsloslgkeit. Andererseits 
zeigt sich bei der Gesamtverfahrensdauer, also vom Beginn der Ermittlungen bis zum 
erstinstanzlichen Urteil, eine deu!llche Beziehung zwischen Umfang des Verfahrensge� 
genstandes, Dauer des gesamten Verfahrens und Härte der Sanktion: Je schwerwiegen­
der die abzuurteilende Tat Ist, desto härter ist die Sanktion, desto länger dauert aber 
auch das gesamte Verfahren. 

7.6.2 Untersuchungshaft In Wirtschaftsstrafsachen 

Die rechtstalsächllche Aufarbeitung der Untersuchungshaft in Wirtschaftsstrafsachen ist 
mit einer Zufallsauswahl eines Jahrganges der Bundesweiten Erfassung nicht zu be­
werkstelligen, weil U-Haft In diesen Verfahren Im Vergleich zur klassischen Kriminalität 
weitaus seltener angeordnet wird. 

Unter dieser Einschränkung sind die folgenden Befunde zu sehen: 
Es ergeben sich delikls- und damit schwerespezifische Häufigkeiten der Anordnung von 
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U-Haft. In Wirtschaftsstrafsachen sind die Haftgründe Verdunkelungs- und Fluchtgefahr 
besonders bedeutsam; sie werden zudem häufig kumulativ den Haftbefehlen zugrunde 
gelegt. Zwischen U-Haflanordnung und (erwartetem) Verfahrensausgang besieht eine 

Wechselbeziehung, der sich insbesondere schon aus der besonderen Verdachtsschwere 
ergibt, die für die U-Haft gesetzlich vorausgesetzt wird. 
Die Dauer der U-Haft ist wie bei den Vermögensdelikten der klassischen Kriminalität 
auch unterdurchschnittlich kurz. Die U-Haft hat keine verfahrensbeschleunigende Wir­
kung. Im Gegensatz zur klassischen Kriminalität ergeben sich keine größeren U-Haft­

dauern als die Strafmaße schließlich verhängter Freiheitsstrafen ausmachen. 

7.6.3 Betriebskriminalität und Wirtschaftskriminalität 

Ein kleiner Teil der von den Staatsanwaltschaften als Wirtschaftsstraftaten verfolgten 
Delikte betrifft größere Bereicherungshandlungen der Angehörigen von Unternehmen 
gegen dieses Unternehmen selbst. Diese Straftaten werden sonst als Betriebskriminalität 
begriffen. Ihr wirtschaftlicher Einschlag rechtfertigt jedoch die Einbeziehung in die Straf­
verfolgung der Wirtschaftskriminalität. 

Gleichwohl ergeben sich zwischen Wirtschaftskriminalität im eigentlichen Sinne und wirt­
schaftlicher Betriebskriminalität deutliche Unterschiede: 

Bei der Betriebskriminalität handelt es sich nur um Betrug und Untreue. Als Tatverdäch­
tige treten weisungsgebundene und weisungsbefugte Angestellte, Vorstände und (Mil-) 
Gesellschafter in Erscheinung; im Durchschnitt ist aber das Ausbildungsniveau der vor­
wiegend kaufmännisch qualifizierten Tatverdächtigen niedriger als bei der Wirtschafts­
kriminalität im eigentlichen Sinne. 
Im Hinblick auf Verfahrensdurchführung, Verfahrensausgang und Sanklionshöhe werden 
"Betriebskriminelle" eher wie Täler der klassischen Kriminalität, also härter, behandelt. 
Dies erklärt sich nicht ohne weiteres aus den Straftaten: Zwar ist die Deliklsdauer hier 
überdurchschnittlich lang, auch sind die Verfahrensgegenstände überdurchschnittlich 
groß, allerdings nur unter dem Gesichtspunkt der Zahl der Einzelfä lle (die juristisch mani­
pulierbar ist: Fortsetzungszusammenhang), nicht dagegen unter dem Gesichtspunkt der 
Schadenshöhe, die sich im mittleren Bereich bewegt. 
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7. 7 Ertrag der Untersuchung 

Die Aktenuntersuchung liefert erstmals für die Wirtschaftskriminalität ein Bild der Straf­
verfolgung von der Verfahrensinitiierung über die Erledigung durch die Staatsanwalt­
schaft hinaus hin zur erstinstanzlichen Entscheidung der Gerichte. Sie macht den Um­
fang der Selektion deutlich und legt einige Merkmale dar, die mit der Erledigung auf den 
verschiedenen Verfahrensniveaus in Verbindung stehen: Insofern macht die Aktenunter­
suchung den Mangel statistischer Information insbesondere für das Hauptverfahren (Ver­
urleilungshäufigkeil, Strafzumessung, Strafvollstreckung) wett. 
Die Aktenuntersuchung läßt auch erkennen, mit welchen Taten die Staatsanwaltschaften 
und Gerichte sich in ihrer Praxis auseinanderzusetzen haben. 

Weiterhin ergeben sich Informationen zu den Tatverdächtigen und den Geschädigten. In 
der Praxis der deutschen Justiz kann keine Rede davon sein, daß als "Wirtschaftskrimi­
nelle" nur Angehörige höherer sozialer Schichten strafverfolgt werden. Das Deliktsspek­
trum ist so breit, daß auch Angehörige niedrigerer Sozialschichten (begrenzte) Zugangs­
chancen zu Vermögensdelikten mit wirtschaftlichem Einschlag haben. Soweit sich über­
haupt schichtspezifische Erledigungen der Staatsanwaltschaften und Gerichte ergeben, 
beruhen diese nicht auf der willkürlichen Verwertung schichtspezifischer Merkmale der 
Tatverdächtigen und Angeklagten, sondern gerade in deren (beschränkten) Möglichkei.­
ten zur Tatbegehung. Die "Ungleichheit" liegt also nicht in der Verfolgung, sondern eher 
in der "Ungerechtigkeit" der unterschiedlichen Zugangschancen zu Vermögenserwerb 
durch Einsatz illegaler Mittel. 
Zugleich zeigt sich, daß als Wirtschaftskriminalität � Verhallen verfolgt wird, das sei­
nen Ausgangspunkt in unkluger wirtschaftlicher Tätigkeit genommen hat und von den 
überforderten Tatverdächtigen mit illegalen Mitteln kompensiert wird. Dies betrifft, wie 
die unmittelbare Anschauung der Akten zeigt, insbesondere die einfachen Konkursdelik­
te und Teile der Steuerkriminalität. Diese unmittelbare Erfahrung wird durch verschiedene 
Merkmale der Untersuchung wie Verfahrensumfang, Schadenshöhe und Vorstrafensitua­
lion bestätigt. Demgegenüber sind Fälle gezielter wirtschaftskrimineller Praktiken In den 
übrigen Deliktsgruppen (Betrug, Untreue, strafbare Werbung, z. T. auch Vorenthaltung 
von Beitragsteilen, den schwereren Konkursstraftaten sowie Steuer- und Zolldelikten) 
die Regel. 

Innerhalb der Entscheidungsvorgänge des Strafverfahrens sind es insbesondere Merkmale 
der Tal, die über Einstellung und Anklage, Verurteilung und Freispruch oder Einstellung, 
Freiheitsstrafe oder Geldstrafe, Strafaussetzung oder Vollstreckung den Ausschlag ge­
ben. Auf nahezu allen Entscheidungsstufen ist das Gewicht der häufig komplexen Ver-
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fahrensstoffe so bedeutsam, daß andere Gesichtspunkte in ihrer Bedeutung zurück­
treten. Dies erscheint bei wirtschaftlichen Vorgängen, die wenig anschaulich und "hand­

greif lich" sind, auch plausibel. Demzufolge sind es mehr die Akten und Beweismittel 
(Urkunden- und Zeugenbeweis) als die dahinterstehenden realen Personen, die für die 

Entscheidung interessant sind. 

In begrenztem Umfang läßt die Gesamtschau aus Aktenuntersuchung und Bundesweiter 
Erfassung Schlüsse zur Effektivität der Strafverfolgung bei Wirtschaftsdelikten, insbeson­
dere zur Organisationsreform innerhalb der Justiz, zu. 

Als Pilotstudie erschöpft sich die Untersuchung weitgehend in einer differenzierenden 
Deskription, an der es freilich bisher gefehlt hat. Für weitere Forschungsvorhaben und 
die dafür notwendige Hypothesenbildung gibt sie darüberhinaus weitergehende Anhalts­
punkte. 

7.8 Schlußfolgerungen aus den Ergebnissen 

7.8.1 Ausbau der 1ustizinternen Erfolgskontrolle 

Die "Bundesweite Erfassung von Wirtschaftsstraftaten nach einheitlichen Gesichtspunk­
ten" sollte im Sinne einer verbesserten Erfolgskontrolle ausgebaut werden. Dazu sind -
von Detailfragen abgesehen - fo lgende Veränderungen angezeigt: 

Die Bundesweite Erfassung sollte �!lli:.b.!:!, gehandhabt werden, um eine Vergleich­
barkeit zu gewährleisten. Alternative oder z.T. kumulative Ansatzpunkte hierfür können 
sein 

- ein abschließender Deliktskatalog, der an die Stelle regional unterschiedlicher 
oder vom Geschaftsanfal l  mitbestimmter Definitionspraktiken träte, 

- die Bezugnahme auf unternehmerisches (auch scheinunternehmerisches) Handeln 
der Tatverdächtigen bzw. das Handeln für ein (auch Schein-)Unternehmen, 

- die Zugrundelegung eines Mindestschadens, 

- !l!.s!2!. dagegen die Zuständigkeit bestimmter Gerichte für den Fall der Anklage, 
weil hier wieder kaum nachvollziehbare pragmatische Erwägungen zum Tragen 
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kommen, also � Beschränkung auf Schöffengerichts- und/oder Strafkam­
mersachen. 

Die Bundesweite Erfassung muß auch tatsächlich bundesweit gehandhabt werden. � 

\/erfahren, die die festgelegten oder noch festzulegenden Merkmale erfüllen, müssen ge­
meldet werden. 

Es sind Variablen einzubeziehen, die Rückschlüsse auf die Effektivität des Einsatzes per­
soneller und sächlicher Mittel sowie deren Organisation erlauben. Ohne diese Erweite­
rung erschöpft sich die Bundesweite Erfassung weitgehend in einer Registrierung und 
Deskription der Verfahren nach Art, Umfang und Erledigung, ohne die Bestimmungsgrün­
de für die Verfahrenserledigungen umfassend darzulegen. 

Die Bundesweite Erfassung sollte auf das gerichtliche Hauptverfahren ausgedehnt wer­

den, weil der Ausgang des staatsanwaltschalllichen Ermittlungsverfahrens für viele Fälle 
nur ein Zwischenstadium markiert. Diese Ausdehnung sollte aber organisatorisch insoweit 
von der bisherigen Erhebung getrennt werden, als der Ausgang der Ermittlungsverfahren 
wie bisher jährlich zu dokumentieren ist und der Ausgang des Hauptverfahrens nach Ein­
tritt der Rechtskraft oder anderweitiger abschließender gerichtlicher Sachentscheidung 
nachzutragen wäre. Es ist freilich zu befürchten, daß die lange Dauer einer großen 
Anzahl von Verfahren die Auswertung unübersichtlich werden läßt. 

7.8 .2 Vertiefung rechtstatsächlicher und kriminologischer Forschung 

Reformen sollten nach dem hier vertretenen Verständnis empirisch geleitet sein. Das 
macht den gezielten Einsatz verschiedener Erhebungs- und Forschungstechniken not­
wendig. Hiermit kann schon bei der Frage angesetzt werden, welche Aspekte der Ver­
folgung von Wirtschaftsdelikten tatsächlich reformbedürftig sind - eine Entscheidung, die 
nicht allein politisch zu begründen ist. Fragen des materiellen Rechts, des Verfah­
rensrechts und der Verfahrensorganisation sind durchaus der empirischen Erhellung zu­
gänglich und bedürftig. 

Bis heute ist beispielsweise die lange Verfahrensdauer nicht ausreichend untersucht, ins­
besondere ist nicht am Orte des Geschehens festgestellt worden, wo zeitliche Einspa­
rungen ohne weiteren Aufwand möglich sind und wo Einsparungen mit nur geringem zu­
sätzlichem, letztendlich aber kostengünstigerem Aufwand - vor allem durch Einsatz mo-
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derner Bürotechniken - erreicht werden könnten. 

Es bedarf ferner der Erprobung und Überprüfung modernerer Methoden der Zusammen­
arbeit zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft auch auf dem Sektor der Wirtschaftskri­
minalität. Nach den vorliegenden Befunden dürfte sich eine möglichst frühzeitige Ab­
stimmung mit der Staatsanwaltschaft im Falle des ersten Zugriffs durch die Polizei emp­
fehlen, um im Hinblick auf den weiteren Verfahrensgang unnötigen Ermittlungsaufwand 
zu vermeiden. Umgekehrt dürfte bei erstem Zugriff der Staatsanwaltschaften eine recht­

zeitige Einschaltung der Polizei für konkrete Ermittlungen angesichts der Personalsitua­
tion der Staatsanwaltschaften und ihrer sächlichen Ausstattung verfahrensför?erlich sein. 
Wie bei den Massendelikten der klassischen Kriminalität, die allerdings weitgehend rou­
tinemäßig von der Polizei abgewickelt werden, ist ein Nebeneinanderherarbeiten zwi­
schen Polizei und Staatsanwaltschaften zu vermeiden, weil ein solcher Leerlauf Ermitt­
lungskapazitäten unnötigerweise bindet. 

Ätiologische Analysen der die Begehung von Wirtschaftsdelikten begünstigenden Fakto­
ren sind in breiterem Maß als bisher zu initiieren und zu fördern. Hierfür ist ein multidiszi­
plinärer Ansatz erforderlich, weil nicht nur wirtschaflskriminalistische und -strafrechtliche 
Besonderheiten zu berücksichtigen sind. Vielmehr gilt es, stärker als bisher wirtschaftli­
che, wirlschaftsrechtliche und wirtschaftspolitische Vorbedingungen und Auswirkungen 
strafrechtlicher Sozialkontrolle zu beachten, wie dies bislang vor allem bei den Reform­
überlegungen zur Subventionsdelinquenz der Fall war. 

Die strafrechtliche Sozialkontrolle der Wirtschaftsdelinguenz darf nicht isoliert gesehen 
werden von den Möglichkeiten, die das bürgerliche Recht, das Handels- und Wirt­
schaftsrecht bieten. Es erscheint zweifelhaft, ob hier eine optimale Abstimmung schon 
gefunden worden ist. Die Korrektur wirtschaftlicher Mißbräuche mit den repressiven Mit­
teln des Strafrechts, die den Eintritt einer Fehlentwicklung im wirtschaftlichen Mikrobe­
reich individueller Straftäter voraussetzt, muß ergänzt werden durch präventive Maß­
� Im Vorfeld strafrechtlich relevanten wirtschaftlichen Handelns. Dies setzt andere 

Kontrollstrategien im überindividuellen wirtschaftlichen Makrobereich voraus, also etwa 
die Übertragung präventiver Kontrollmaßnahmen im Bereich wirtschaftlicher Bagatellde­
linquenz (z.B. Einhaltung des Preisauszeichnungsrechts, der Maß- und Gewichtsvor­

schriften) auf den Sektor der sozialschädlicheren Formen der Wirtschaftskriminalität. In 
einer freien und sozialen Marktwirtschaft ist dies freilich eine eminent politische Angele­
genheit, weil die pluralen Interessengruppen darüber streiten, wo wirtschaftliche Freiheit 
ihre sozialen Grenzen findet. Die jüngste Reform des GmbH-Rechts bietet hierfür ein 
anschauliches Beispiel. 
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7.8 .3 Organisatorische Konseguenzen in der Justiz 

Die sehr großen Staatsanwaltschaften, also Behörden mit über 100 Dezernaten, errei­
chen in den von ihnen ermittelten Fällen hohe Gesamtsanktionsquoten, obwohl sie tat­
sächlich und rechtlich mit überdurchschnittlich schwierigen Verfahrensstoffen zu tun 
haben. Für die Schwerpunktstaatsanwaltschaflen trifft dieser Befund in ihrer Gesamtheit 
Jedoch nicht zu. Das wirft die Frage auf, ob deren Einrichtung eine die Strafverfolgung 
insgesamt effektivierende Maßnahme war. Eine (zutreffende) Antwort hierauf wird man 
nur finden können, wenn man die Ausgangslage differenziert. Die Verfolgung von Wirt­
schaftsdelikten wird nicht schon dadurch wirksamer, daß kleine und mittlere Staatsan­
waltschaften in den Status von Schwerpunktstaatsanwaltschaften erhoben werden. Das 
mag zwar für die Verfolgung bestimmter Delikte von regionaler Wichtigkeit sein, leistet 
aber keinen Beitrag zur Lösung des Gesamtproblems. Anscheinend wird die Verfolgung 
um so effektiver, Je größer die (über die bloße Benennung hinausreichende) personelle 
Spezialisierung ist. Dies ist aber nur bei einer ausreichenden Personalkapazität der Fall, 
also in Behörden, in denen Spezialwissen mangels entsprechender Verfahrensgegenstän­
de nicht brach liegt, sondern tagtäglich an Erfahrungen geschult wird. Dies ist kein Plä­
doyer für die Abschaffung kleinerer und mittlerer Schwerpunktstaatsanwaltschaften. Al­
lein deren Bezeichnung signalisiert die besondere Aufmerksamkeit der Behörde für die 
Kontrolle wirtschaftsdevianten Verhaltens und mag so � eine psychologische Wirkung 
haben. Nur ist sicherzustellen, daß ohne Austragung von Kompetenzkonflikten Jedes 
Verfahren in kürzester Zeit den Staatsanwalt findet, der für seine Durchführung einer­
seits ausreichend spezialisiert, andererseits aber nicht überqualifiziert ist. Fraglich ist in 
diesem Zusammenhang aber, ob der zuerst mit der Sache befaßte Staatsanwalt immer 
erkennt, ob er ausreichend für den Fall gerüstet ist. Die Entscheidung· dieses Problems ist 
durch einen Straftatenkatalog, der Zuständigkeiten festschreibt, nicht unbedingt ge­
währleistet. Die Befunde der Bundesweiten Erfassung rechtfertigen nämlich die Annah­
me, daß die kleinen und mittleren Staatsanwaltschaften aufgrund ihrer geringeren Spe­
zialisierung und Erfahrung einen weniger weitreichenden Überblick über die Möglichkei­
ten der strafrechtlichen Wertung der an sie herangetragenen Stoffe haben als ihre Kolle­
gen bei den größeren Staatsanwaltschaften. 

Zugleich ist aber sicherzustellen, daß aus der Sicht der sehr großen Staatsanwaltschaf­

ten mit ihrem überdurchschnittlichen Geschäftsanfall weniger verfolgungswürdig erschei­
nende Delikte dennoch verfolgt werden. Dies setzt voraus, daß die Spezialisierung nicht 
total ist, sondern noch Dezernate übrigbleiben, die sich der weniger bedeutsamen Fälle 
annehmen. Dies erscheint unter dem Gesichtspunkt der Gleichheit und Gerechtigkeit 
besonders vordringlich, weil das Publikum kein Verständnis dafür haben kann, daß bei 
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Ladendiebstählen mit Schäden von Im Durchschnitt 25 DM Anklagen erhoben werden, 
während bei Wirtschaftsdelikten Einstellungen noch bei Schäden von 1 0.000 DM und da­

rüber wegen Geringfügigkeit verfügt werden. 

7.8.4 Gesetzgeberische Konsequenzen 

Der Gesetzgeber sollte stärker als bisher beim Auffinden von Regel_ungslücken repräsen­
tative Ergebnisse liefernde sozialwissenschaftliche Methodik mit dem Sammeln juristi­
scher und justitieller Primärerfahrung verbinden. Die Strafverfolgung insgesamt wird nicht 
sehr viel effektiver, wenn Juristischer Scharfsinn, Geldmittel und Zeit schwerpunktmäßig 
für die Regelung von Sachverhalten aufgewendet werden, die· in der Praxis anscheinend 
ein Schattendasein führen, während breite Problemfelder nicht die nö tige 
Aufmerksamkeit erhalten. Politisch hat ein solches Vorgehen zwar Signalwirkung; wie 
groß die tatsächliche Wirksamkeit ist, bleibt Jedoch umstritten. Darüberhinaus wird sogar 
die Rechtsstaatlichkeit der Jüngsten Reformen im Ersten Gesetz zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität bestritten, weil der Stil der Gesetzgebung Rechtssicherheit und . 
Rechtsgleichheit nicht genüge. Gerade im Hinblick auf den Bestimmtheitsgrundsatz ist 
Kritik an einer Gesetzgebungstechnik angebracht, die sich weitgehend ausfüllungsbe­
dürftlger Merkmale bei der tatbestandllchen Deliktsumschreibung bedient. Diese erweisen 
sich In der Praxis der Justiz als nicht ausreichend griffig und damit für die Durchführung 
von Strafverfahren weniger praktikabel. Ob sich hieraus ein Nebeneffekt für die 
(Wirtschafts-)Verwaltung ergibt, die womö glich eine "freiwillige" Kooperation potentieller 
Delinquenten mit dem (stumpfen?) Damoklesschwert der Strafverfolgung erreichen kann, 
bedürfte empirischer Abklärung. Vermutlich ist aber für die Gesamtheit der Wirtschafts­
kriminalität dieser Gesichtspunkt wenig bedeutsam, weil der Verwallung Im Kernbereich 
der Wirtschaftskriminalität ohnehin wenig Eingriffshandhaben zur Verfügung stehen, ein 
Drohen mit Strafverfolgung bei Nichtkooperation also gar nicht mö glich wäre. 
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SUMMARY 

1. Aims of lhe Study 

In Germany, lhere are no extensive representative criminological studies on lhe crimi­
nal proseculion of while-collar crimes. Previous studies mostly proceeded from a con­
cepl of economic criminology different from lhe basis of lhis study. The main concern 

in the present study is not to uncover weaknesses in lhe proseculion of very concrete 
white- collar crimes and their causes, bul rather to integrale the actual practice of 
proseculing of econo�ic crirnes into the total system of penal social control. Both ap­
proaches are legilimate and important even lhough they pursue different aims. The 

more eliologically oriented approach aims towards the goal of improving the prosecu­
!ion and penal legislation concerning certain economic crimes which, in the practice of 
public prosecution offices and courts, cause difficullies in terms of facts (e:vidence) as 
weil as in terrns of law (boundary between legality and illegality of an act). Such 
studies which deal with exceplional and boundary cases are parlicularly significant 
and worlhwhile under the perspeclive of economic penal law, legal doclrine and legal 
theory. 

System-oriented approaches - as the one followed here - are in a wider sense also 
important for legal lheory because lhey try lo examine empirically the realizalion of 
juslice. However, their value lies more in lhe fact !hat lhey endeavored to illustrate 
the routines or normalily of penal proseculion. System-oriented approaches are also 
an instrument of legal policy for lhe control of decisions related to criminal policy. Re­
presentalive studies are able lo present conclusive evidence as to where quantitative 
problems in prosecution exisl, and whether lhey really do exist. In thls way, such stu­
dies carry over criminal policy decisions as to how and where penal proseculion can 
be improved. From lhis poinl of view, il seems queslionable whether proseculion suf­
fers more frorn lhe facl !hat some extreme, bul very infrequent cases do not lead to 
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prosecution because of legal gaps, or from differences in proseculion, deµending on 
organizalional or legal condilions which raise doubts as lo equality before lhe law. This 
study analyzes six selected, frequent offense groups by way of lhe records of crlminal 
procedure, as weil as lhe resulls of while-collar crime proceedings, from the polnt of 
entry inlo the public proseculor's office up to lhe courl 's judgement. 

2. Seleclion of Dossiers and Comparison of lhe Sample wilh the 
Universe of Cases 

2. 1 Seleclion of Files on Criminal Cases 

Access lo regislered serious economic criminalily is possible only by way of lhe "Fe­
deral Register of Business Crimes" ("Bundesweite Erfassung von 'Nirlschaftsstraflaten 
nach einheitlichen Gesichtspunkten"). II is not always possible lo draw samples from 
the regislers of proseculion offices since economlc offenses are not regularly no!ed as 
such in the registers. From lhe offense groups conlained wilhin lhe Federal Register, 
the six most frequenlly occurring groups were chosen for dossier analysis. They were: 
fraud, breach of lrust, bankruplcy offenses, illegal adverlising praclices, lax evasion, 
evasion of customs duties, and non-paymenl of national insurance. For each offense 
group, 80 flies were to be analyzed from lhe 1974 Federal Register (stratified sample). 
In lhe event !hat an offense group conlained more lhan 80 files, lhe files to be 

studied were selected randomly. By means of the known prosecutorial file numbers the 
proseculion oftices from which dossiers were to be requested for analysis were 
delermined. 

2 .2 The Entry of Penal Proceeding Dossiers 

Of !he 480 files which were requesled, a total of 407 were analyzed. Therefore, 15.2 
% were eliminated. The main reason for !he elimination of files was !hat the cases had 
still not been closed. Anolher large part of the files was still needed by legal aulhorilies 
in connection with other proceedings. 
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2.3 Comparison of Data Between the File Analysis and the Federal 
Register, 1 974 

In order to ascertain the representatlveness of the stratified sample for the total mate­
rial of the Federal Register, several parameters are available. As far as results are 
concerned the Federal Register offers a reliable representation of the "file reality" of 
process-produced data such as the number of suspects, accused, and individual cases 

involved - with the exception of length of proceedings. In contrast, the pre-process 
data such as the number of persons affected by the crimes and the amount of damage 
are recorded only approximately. This circumstance can be explained by the fact !hat 
the precise values of these data are not of procedural significance and, therefore, are 
not preclsely investigated. 

2.4 Comparison Between the Data of the Stratified Sample and the 
Files not Analyzed 

The availability of only 85 % of all requested files resulted in a slight over-representa­
tion of minor cases. Since this bias is of some importance, especially in the field of 
court proceedings, the data must be interpreted carefully. 

3. Overall View of Case Proceedings 

A compressed summary of the selection procedures during the criminal proceedings 
from economic crimes is shown in diagram 1. 

In the 407 analyzed cases, investigations were conducted against 739 suspected par­
ties. Of these, 469 (= 63.6 %) investigative proceedings were terminated by the public 
prosecutor's office by indictment. In the upper part of the diagram, the procedural 
course of the "summary fine" (Strafbefehl) proceedings are presented. A total of 26 
(3.5 %) of the original summary fines motions became legally binding. Pretrial proceed­
lngs were requested against 246 accused (33.3 %). Main proceedings against 226 ac­
cused persons (30.6 %) were actually opened. Trials were carried out against 222 de­
fendants (30.0 %). In the cases of 40 indictments (5.4 %), proceedings were separated 
or terminated during trial, so !hat finally only 180 sentences (24.4 %) were passed. 
Twenty-eight of the accused (3.8 %) were acqui!ted; the rest of them had to pay 
fines (58 convictlons = 7.8 %) or were sentenced to imprisonment (77 = 10.4 %) or to 
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tmprisonment coupled with fines (17 = 2 .3 %). In total, therefore, only a quarter ol the 
originally accused were convicted by the courts. Since only 40 of lhe 94 persons 
sentenced to lmprisonment (42.6 %) did not receive probalion, a sentence to imprison­
ment was carried out for only 1 in 20 suspects (5.4 %). II one relates the 40 executed 
prison terms to the total number of sentences (180 main lrials + 26 legally binding sum­
mary fines = 206), the rate of executed prison terms - approx. 19 % - is lar above the 
result for all offenses. In general, the criminal juslice system stalislics show the im­

prisonment- rate to be about 7 to 8 %. 

4. Offenses 

With the exceplion of fraud, the individual sections of lhe criminal code describe lhe 
offenses in sufficient detail for criminological purposes. Therefore, it is only necessary 
in the case of lraud to differentiale in greater delail between individual types of ollen­
ses. 

From a legal point of view, fraud is a sort ol residual category which is also shown by 
lhe fact !hat fraud was investigated in connection with 42 8 suspects. However, lhere 
happen to be multiple invesligalions for various lorms of fraud involving one and the 
same accused person. Therefore, il would not be correct to state !hat .about lhree­
filths of the accused could be connected to lraud. The following groups of fraud are 
llsted according to the frequency of occurrence: monetary fraud (145 accused), goods 
and service fraud (66), credit fraud (79), fraud with publlc works (31), goods credil and 

service credit fraud (29),real estate and construction fraud (24), and other forms of 
fraud (3). As Individual olfenses the following forms of fraud are particularly frequent: 

service fraud (65 accused), lraudulent compelition and sales fraud by conlinuing edu­
cation companies (57), fraudulent obtaining of credil (29), fraud with public works in 
the civllian sector (2 8), deferred payment fraud (27), fraudulent obtaining of money 
and other valuables to the disadvantage ol individuals (22); other Individual offenses 
were committed by less than 20 accused persons. 

Compared with the number of Individual offenses committed by the accused (lor con­
venience slmply called individual cases), fraud with 740 individual cases in no way 
heads the list of the investigated olfense groups. A total ol 1.541 individual cases fall 
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wilhin the breach ol trust category, 624 individual cases within the illegal adverlising 

praclises category, 62 1 individual cases within lhe bankruptcy combined wilh other 
punishable acts category, 338 individual cases wilhin !he lax evasion and evasion of 

customs duties category, 2 14 individual cases belong to the offense group of non-pay­
menl ol social insurance conlributions, and 140 individual cases of plain bankruptcy 
(without other additional criminal acts) occurred. 

The signilicance ol cases within !he individual offense groups can also be evaluated 
by the amount of damage. However, the damages were spread relalively unequally as 
is shown by the wide gap between !he mean values and median values for lhe 
individual ollense groups. Less signilicant in view of damages were those lraud cases 
which involved illegal advertising praclices (wilh an above-average group ol "oulliers" 
within !he class ol total damages comprising more than one million DM), as weil as lax 
evasion and evasion ol customs duties. Non-payment ol insurance contribulions ligure 
in the medium �ange ol damages, while breach ol trust and bankruptcy oflenses are in 
the upper range. 

5. Suspects and Viclims ol White-coilar Crimes 

5. 1 The Suspects 

Female suspects were more strongly underrepresenled in white-coilar crimes (aboul 1.3 
%) than is the case with total criminalily (aboul 18 %). Foreigners were slighlly 

over-represented (9.4 %) in comparison to lheir proporlion wilhin the populalion (1974: 
6.7 %). 

In regard lo social classes, there is a slighl bias especiaily towards the upper-middle 
class. The lower lrequency of members of lhe lower class within lhe sample was to be 
expec!ed since !he Federal Register usuaily includes corporation-related criminality. 
Only as far as fraud al)d breach of trust are concerned were members ol the lower 
class represented above-average. Tax evasion seems to be the typical offense ol lhe 
lower-middle class. On the other hand breach of trust was a more typical offense of 
lhe middle-middle class, but especially ol lhe upper class. Plain bankruptcy offenses, 
as weil as !he withholding of premiums, were to be lound in lhe upper- middle class. 
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Corresponding to lhe social class membership ol the accused, lheir educatlonal stand­
ard is average to above-average (wilh ollense-specilic dillerences). Legal and eco­
nomic advisory occupalions were over-represenled parlicularly among persons sus­
pecled ol breach ol trusl - which is to be expected. 

For most ollenses the lrequency ol requests lor inlormation on previous convlctlons by 
lhe public prosecutor's ollice was related to the actual frequency ol prevlous 
convictions among lhis group of suspects. Delinquents of fraud and t>reach of trust 
who had also committed other ollenses had an above-average number of prevlous 
convictions. Those suspects wilhin lhe ollense groups ol breach ol trust, lax eva­
sion, and bankruptcy ollenses togelher wilh olher oflenses stood out as multiple 
ollenders. Special attenlion is to be given to the dillerence in lhe number ol prevlous 
convictions between ollenders of plain bankruptcy and those bankruptcy ollenders 
who simultarieously commilted olher crimes. In the first group are ollenders who could 
not cope with economic risks in an appropriate way, while the second group consists 
more ol ollenders who intentionally made use ol bankruptcy lor their criminal ends. 

Another invesligalory proceeding was pending besides the investigaled case for 
approximalely 20 % ol lhe suspects. Aboul four-lillhs ol  these proceedlngs concerned 
a comparable ollense. Civil proceedings were conducted agalnst one-sevenlh ol the 
accused, This proceeding had a material connection to the current proceedlngs ol the 
public proseculor's ollice. Those persons who had been harmed by breach ol trusl or 
serious bankruptcy attempted lo reclaim lhe damages lhey had sullered through lhe 
means ol civll law more lhan did those persons who had been harmed by other 
ollenses. 

5.2 The Victims 

In only about one ol every eleven cases inlormation on the victims could not be 
ascertained. In cases ol fraud ol lrust, and lax evasion usually only one vlctlm was 
presenl - in cases ol lax evasion lhe state obvlously is the only vicllm. On lhe other 
hand, more lhan one victim per case were recorded more lrequenlly than average In 
connection wilh bankruptcy ollenses and cases of non-payment of national lnsurance 
conlributions. 
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Offense-specific dillerences were present for the type of colleclive victims. For lax 
evasion olfenses, the state was naturally the only victim. Communities were damaged 
more than average by fraud, corporalions under public law by bankruptcy offenses 
together wlth other offenses, as well as by withholding of social insurance premiums, 
and competltlve corporalions by illegal advertising practlces - as expected. 

Individual vlclims who themselves are not actlve partlcipants in the buslness world, 
were affecled by the different offenses In varylng frequencles. Only In the case of 
fraud victlmlzalion of an Individual vlctlm ls more frequent. Cases of breach of trust 
and Illegal advertlsing stood out due to the high rates of viclimized lndividuals. 

The thlrd largest group of vlctlms conslsted of harmed corporalions. Individual employ­
ers were harmed more frequently than average by fraud, breach of trust, and Illegal 
advertlsing. On the olher hand numerous corporations were viclimlzed more lhan 
average by bankruptcy olfenses. 

5.3 Offender-vlclim Relalionship 

Between suspects and viclims of whlte-collar crimes a certain parallelism is recogniz­
able. Thls concerns lhe characterislics of sex, age, and educational standard. 

Personal contacts and relalionships belween the suspect and viclim took different 
forms in the various offenses; they naturally dld not lnclude lax evasion and non­
payment of national lnsurance premlums whlch only damage the state and other 
collectlve vlctlms. Otherwlse, personal contacts belween lhe offender and vlctlm 
occurred more frequently in conneclion wllh fraud and breach of trust. The manner of 

contact between the offender and victlm was not important for the Initiation and the 
outcome of later proceedings. 

6. Initiation of Proceedings 

In classical crimlnallty, one can assume !hat approximately 90 % of the olfenses 
processed are reported by the public to the criminal justice agencles. In economic 
crlme, this is not the case, even though there are offense-speciflc differences. 
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Sllghlly rnore than half of a ll suspects were denounced by private persons (53 %). The 

rernainlng proceedings were aclivated partially by  the a uthorilies and partially by 

lnterest groups. 

Most frequenlly bankruptcy offenses were lnvesligaled upon official initiative when 

bankruptcy judges, when opening bankruptcy proceedings, roulinely checked lo see 

whelher there were indicalions for crirninal acts. About 63 % of lhe bankruptcy cases, 

therefore, were opened alter the judge who handles bankruP.lcY cases, forwarded the 

inforrnalion to the prosecution. The sarne was true for lax evasion and evasion of cus­

torns duties of which 66 % were inilialed by the finance and c ustorns authori­

ties.Concerning wilhholding of prerniurns, the initiative for proseculion originaled in lhe 

rnajorily of cases (about 60 %) wi!h soclal  security representatives. The opening of 

proceedings of the initiative of private parties was rather high for fraud (74 %), breach 

ol trust (73 %), and illegal advertising praclices (79 %). The police and lhe public 

prosecutor's inlliated only 12 % of the proceedings (police, 8 %; public prosecutor's 

ollice, 4 %). The pollce opened an above-average prop�rtion of cases of breach of 

trust, wilhholding of prerniurns (in !his case probably because of special a clions airned 

against dishonest cornpanies), and for rnore serious bankruptcy cases. II is significant 

that a substantlal part of lax evaslon and evasion of custorns dulies cases (27.5 .%) 

were lnltialed on a private basis. The whole material conlains 95 (= 13  %) (anonyrnous) 

hints t o  public prosecution a uthori!ies. 

7. lnvesligalive Proceedings by the Public Prosecutor's Office 

01 a total of 739 suspects, charges or surnrnary fines were filed a gainst only 270 

persons. Therelore, lhe rate ol  disrnissals arnounled to 63.5 %. 

7.1 lndictrnenls 

The individual oflenses of the sludy showed dilferences in lhe lrequency of  indict­

rnents. Thls depends on whether one analyzes the olfense groups as a whole or  rather 

the nurnber ol  individual cases wi!hin the olfense group. ·rhe hlghest rates of 

lndlctrnents are observed lor the tax and custorns olfenses (pre-selected by  linance 

and custorns adrnlnistration), lo l lowed by breach of trust and wi!hholding ol  social in-
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surance premiums, fraud, bankruplcy olfenses, and, finally, illegal adverlising prac­
lices. 

The more individual offenses a suspect had commilled, lhe more conclusive was lhe 
evidence against him and lhe indiclment rate was also higher. The amount of damage 
was similarly related to lhe oulcome of invesligalive proceedings. The duralion of lhe 
offense could also be seen as an indicalion for the evidence silualion. The indictment 
rate for offenses which lasted only up to half a year, was only half as !arge as for of­
fenses which lasled longer. 

Women, who are only moderately represented in general criminalily as well as !hat of 
lhe sludy, also showed lhe tendency lo be less frequenlly indicled lhan suspecled 
males. Foreigners or stateless persons were indicted less frequenlly than Germans. · 
Here the special evidence silualion played a role in lhe offenses of suspected for­
eigners. 

The educalional level of suspected persons had a considerable slgnificance for the · 
oulcome of the invesligalive proceedings. Suspects wilh a disconlinued education 
were indicled lwice as often as suspects wilh university educalion. Suspects wilh 
compleled occupalional training or wilh completed secondary schooling look lhe 
middle posilion in regard lo indiclment rales. Regarding the position of the suspecl in 
lhe corporalion, there was a preferenlial trealmenl for bolh lower-level employees and 
self-employed suspecls. The criminological experience !hat a previous convlction is of 
special significance for lhe oulcome of the public prosecutor's lnvesligative 
proceedings w�s confirmed. In cases of previous convictions, the indlctment rate came 
to aboul 65 %; however, when a previous conviclion was absent, this rate amounted 
to only 54 %. II lhe accused was involved in a further proceeding, then indlclment 
was, as expecled, hlgher lhan olherwise. 

There was no definite relalionshlp belween the outcome of invesligalive proceedings 
and lhe number of viclims. A definite relalionship exisled belween lhe number of 
viclimized corporate lhird parties and the oulcome of invesligalive proceedings: the 
more corporalions were atfected, so much high er was the indiclment rate. 

lnterestlng relalionships were present between the form of contact of lhe suspect with 

308 



the viclim and the outcome of the investigative proceedings. This seemed to be con­
nected primarily to the evidence siluation of the case. 01 minor evidenliary value were 

telephone calls (the indictment rate amounted to only about 18 % for this type of 

contact situation). Especially fruitful were contacts In wriling which naturally by way 
of documentary evidence can be introduced into the process (here the indictment rate 
amounted to 41 %). 

The value of defense counsel to the suspect in the investigalive proceedlngs is hard to 
prove. Suspects who were assis!ed by defense counsel were more ollen indicted than 
accused persons who were wilhout defense counsel. The reason for this is the fact 
!hat usually those accused persons who were heavily incriminated protected 
themselves through the support of legal counsel.Since the number of individual cases 
and the total amount of damage correlated posilively wilh the lndictment rate, the 
results were in lhe expected direction. 

7.2 Case Dismissals 

In view of the Federal Register, il has been stated correctly !hat the numbers given for 
dismissals because of insufficient evidence are not necessarily valid. The Register ·  
records both cases in which - for legal reasons - no criminal act was committed, and 
those cases in which the evidence on objective guilt (actus reus) or subjecttve guilt 
(mens rea) view was not sufflcient for an indictment. 

Because of lhe file anatysis, it can now be stated !hat in dismissals occurring because 
of the absence of "sufficient reason to initiale an indictment" (§ 170 II StPO) the fol­
lowing reasons for dismissal apply: 88 suspects because of no offense (2 3.5 %), evl­
dentiary difficulty regarding actus reus for 19 7 accused (52. 7 %), and evidentiary 
problems regarding mens rea for 89 accused (2 3.8 %). At the same time the study 
made clear !hat, mainly, the difficulties regarding actus reus resulted in dlsmissats 
because of evidentiary problems. In regard to the number of individual cases - objec­

tive evidentiary problems (with 61 %) also outweighed the subJective evidentiary 
problems (with 39 %). 

In dismissals because of lnsignificance (§ 153 StPO), which occurred in 53 cases and 

amounted to a total of 81 individual offenses, il was recorded why the public prosecu-
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tor's olflces considered the guilt as minor and stated why il negaled the public interesl 
In proseculion. The public prosecutor's office, lhen, suggesled !hat lhe guill was mlnor 
when lhe "degree of violalion" was minor (50.6 o/o of lhe Individual cases), or because 
of the behavior of the accused aller the act, especially reparalion of damage (18.5 %), 
as weil as because of the way the act was commitled and the effects of the act (18.5 
o/o). In comparison lhe reasoning concerning lack of public inlerest was less differenli­

aled - lhis reason was given in 77.8 o/o of lhe individual cases: the time elapsed since 
lhe commission of lhe act played a role in 12.3 % of the individual cases; and views of 
general delerrence ("defense of law and order") are menlioned in 4.9 o/o of individual 
cases. The dismissal alter fulfillment of proseculorial orders as provided by § I53a StPO 
was applied in the case of only one suspect. 

The remaining possibililies for dismissal of lhe German criminal law procedure were 
applied regarding 64 suspects; in the foreground were dismissals according to § 154 
StPO whlch included a partial waiver of penal prosecution when more lhan one of­
fense ha·d been commitled ( 44 accused). 

Olher flndlngs also reflect quile weil lhe inadequale evidenliary silualion when con­
sidered in regard to the already menlioned dismissal ground of § 170 Abs. 2 StPO, 
Dismissals according to lhis rule are particularly frequent when only a single offense is 
the subject of the proceedings, when the amount of damage is not stated, and when 
the duralion of lhe offense amounts to only one month • 

. The dismissals because of insignificance according to § 153 StPO can also be analyzed 
regardlng the number of individual cases and the amount of damage. Cases were 
dlsmissed because of insignificance more than average when 1 to 10 individual cases 
were present. Dismissals in 1 1  to 20 individual cases occurred far above-average; 
dismlssals because of a minor offence did only occur when there were 20 individual 
cases. Above average were dismissals because of insignificance in cases wilh da­
mages up to 20 ,000 DM. However, 7 cases with damages of from 20 ,000 to 100 ,000 
DM were dismissed for lhis reason, and 8 limes for damages of more than 100 ,000 DM. 
Thls signifies !hat the public prosecutor 's office percelves high· damages because of 
white-collar crimes as rouline and, lherefore, the measure of mlnor guilt shifls. Wilh 
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the average amount of damages tolaling several hundred thousand DM, lhis is under­
standable and to be expected. The proseculor of economic crimes is dealing wllh quile 
normal dismlssals except !hat lhe figures are much higher. 

Dismissals because of lnsufflclent evidence for suspecled females were above-aver­
age; they occurred very rarely for foreigners. A special qualilicalion ol lhe suspecl 
leads to a hlgher dismlssal rate because ol insullicient evidence. Manager and sell­
employed suspecls received dismissals because ol insuflicient evidence relalively more 
ollen lhan suspecled lower-level employees. As was lo be expecled, lhe absence o l  
previous conviclions in  cases of  dismissals because of insuflicient evidence was 
especially high; in cases which were not suited lor proseculion, no further necessary 
ascerlainments of facts were attempted. In cases, however, in which criminal records 
were requested, previous conviclions played a role al least for lhose cases which 
were dismissed because of insulficient evidence. On lhe olher hand, previous convic­
lions were of no significance for dismissals because of lrivialily. 

II the accused commilled lurlher similar oflenses during lhe proceedings, whlch ap­
plied lo one out of 10 persons, lhen dismissals because of insuflicient evldence were 
relatively rare. The same also applies lo lhe silualion in which investigalions were 
carried out in a proceeding olher lhan lhe one under study. In lhis respect, prevailing 
suspicl.on seemed to be somewhat strengthened on the part ol the invesligaling prose­
cutors. 

Taking into consideratlon the evidence situalion on lhe viclim, il appears !hat dis­
missals because of insufficient evidence were above average, as expected, in cases 
wilh an indeterminate number of viclims or for only one viclim. Dismissals because of 
lnsuflicient evidence are also less frequent in cases wilh writlen contact between the 
suspect and the vicllm. 

Dismissals because of lnsufliclent evidence were remarkably high when lhe public 
proseculor's ollice invesligated alone. Dismissals were particularly rare when lhe 
police and lhe prosecutor's ollice conducled investigalions togelher on an equal basis. 
On lhe other hand, dismissals because ol insignilicance were rare il the prosecutorial 
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offices led the lnvestigations on their own. This is partlcularly true In the more serlous 
cases in which the prosecutorlal offlces led the invesligallons alone. 

7.3 Primary lnvesligalive Authority and Outcome of Proceedings 

In contrast to the legal concept presented by the code of crlminal procedure, lnvesti­
galions are usually conducted by the police and not by the prosecutor's office -
except for the more serious crimes of criminality. The more serious cases include 
while-collar crlmes. A shift of the investigalive activilies from the police to the prose­
cutor 's office are obvlous; in only 28.1 % of the cases was the emphasis of the lnves­
liga!ion clearly with the police (as far as lax olfenses were concerned the emphasis 
lay on the flnance authori!ies), in 47.4 % of the cases the police and public prose­
cutor 's offices shared the work, while in 24.5 % of the cases emphasis lay wlthln the 
prosecutor's office. Naturally, olfense-specilic dillerences are found here. The public 
prosecutor mainly investigated In cases of fraud and bankruptcy alone. The police, on 
the other hand, had heavier investigatorial responsibilities in cases of breach of trust 
and illegal advertising practices. As expecled, investigative emphasis lay with the 
finance aulhorilies in cases of lax evasion and evasion of customs duties (about 72 % 
of these cases). 

Consideration of the outcome of the proceedings and the emphasis of lnvestigatlons 
reveals some surprising facts. Cases In whlch invesligatlonal emphasls rested wlth lhe 
public proseculor show the smallest lndiclment rate (25.4 % as opposed lo an average 
of 36.5 %). Average lndiclment frequencies point to lhose cases whlch malnly were 

invesligaled by lhe police or finance authorilies (35.6 % as opposed to 36.5 %). 

lndictmenl frequency ls greatest when lhe police and lhe proseculor's offlce share lhe 
inves!iga!ive responsibili!ies equally. However, !wo klnds of cases must be difleren­
liated. Cases, which orlglnaled wilh the police and in which the public prosecutor's 
ollice laler called for further invesligations by lhe police, have an above-average 
indiclmenl rate (29 .3 %). On the olher hand, should lhe lnvesligalive proceedlng have 
begun wilhin lhe public proseculor's office and II asked lhe police to lnvesligate fur-
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!her, then the indiclment rate reached lhe highest value wilh 49.6 %. lt ls likely !hat 
the technical investigative capacily of the police is paired wilh the proper legal classi­

ficalion to the case in an Ideal way. 

When considered altogelher, lhere exists a relalionship between the total number of 
invesligalional measures and lhe lndictment frequency. The indiclment rate remained 
below lhe average for only one or two invesligalional measures, but rose for three or  
four measures to 42. I  %, and rose for live or more to 56.8 %. 

8. � 

Alter lhe opening of the main proceedings, there were trials against 222 indicted 
persons. There was a separation of proceedings wilhin lhe lrial for one indicled per­
son; the case was dismissed for 39 lndicted persons. 

Decisions were made by: lhe single judge of lhe lower Court regarding 10 defendants, 
lhe courl of lay assessors regarding 129 delendants, and lhe criminal division of the 
District Court regarding 69 defendants. 

8.1 Convictions 

01 the 222 defendants, against whom a main trial had been conducted, 152 (= 68.5 %) 

received a sentence. II is clear from this average !hat the results for the Individual 
oflense groups deviate from one another significantly, but not as much as in the 
proseculorial invesligalive proceedings. The sanctioning rate is smallest in cases of 
fraud, simple bankruptcy oflenses, and illegal advertising practices. lt ls frequently 
above-average in cases of breach of lrust, lax evasion, and the non- payment of 
national insurance contribulions, as weil as in bankruptcy oflenses in which olher 
oflenses were commilted simultaneously. 

The extent of the cases measured by the number of slngle cases ls related to lhe 
conviclion rate which increases from 56 % for one single case lo 9 0  % for more than 
2 0  single cases. 
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The recognized conneclion between the amount ol damage and the rate ol sanc­
tlonlng may be lurther observed in main proceedings: conviclions are slightly above 
average when inlormation ab out the amount ol damage is given (missing inlormation in 
regard to the damage, however, are very rare at this stage). Also the conviclion rate 
has the tendency to increase with increasing damage. 

Also conlirmed were the results in regard to the olfense duration and the outcome ol 
the proceedings. Far below average were conviclions In which the olfense being tried 
had lasted only up to one month. They were above average when the olfense had 
lasted lrom one month to two years; a lurther increase, on the other hand, cannot be 
seen lor an ollense duration ol more than two years - in this case, the evidence 
situation may rather reverse itsell. 

The slight prelerential treatment of women which exists already in lhe invesligative 
proceeding continued in the main proceedings (sanctioning rate for men: 70.8 %, 
women: 51.9 %). Furthermore, the preferential trealment wi!hin the investigative pro­
ceedlngs ol accused persons who possess a business education occurred again within 
the main proceedings. 

lf the previous convictions of the accused received a greater signilicance in the 
prosecutorial lnvestigative proceedings, then this characteristic no longer played a role 
in the court proceedings. A differentiation in the situation of previous convictions 
showed some further connections. The conviction rate rose slightly when the number 
ol registered previous convictions rose. The kind ol previous convictions is connecled 
with the outcome ol the main proceedings: delendants who were previously sentenced 
to lmprisonment were convicted more ollen than those who had only been fined. 
Whether the prevlous conviclion was lor a similar olfense generally played no role. The 
number of pertinent previous convictions was once again connecled to the outcome to 
the main proceedings. 

II the characteristics ol the vlctim proved signilicant for the outcome ol prosecutorial 
lnvestlgative proceedings, then such characteristics received no further significance in 
the main proceedings. Only the number of individual viclims not engaged in economic 
enterprlses proved to be more significant under the studied relationshlp. 
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Some connections between the type of primary invesligative authority and the out­
come of the main proceedings were revealed. Cases which were investigated primarily 
by the public prosecutor's office as weil as those which were legally the most dilficult, 
showed the lowest sanclioning rate of 54 %. The cases which were primarily investi­
gated by the police or by lax and custom authorilies showed a very high sanction rate 
of 78 % In the main proceedings. However, one has to consider !hat of these cases 
about one third fall within the lax and custom offenses which had been pre- selected 
twice by the lax and customs authorities and the public prosecutor's office. When this 
outcome situation is considered, the sanctionir:g rate of 70 % for sltuatlons whlch were 
invesligated equally by the public prosecutor and police in the investigative 
proceedings indicates how successful a balanced cooperation betweer;i the police and 
public prosecutor's office was during the investigalive proc·eedings. 

Otherwise, there existed a connection between the outcome of the main proceedings 
and the investigative activlty w·hich had been previously developed by the prosecu­
tor's office. With the exception of prosecutorial applications for submission of files by 
courts, the sanctioning rate grew sharply due to the judicial measures applied for 
through the public prosecutor's office. Possibly the strictness of this measure corre­
lates with the evidence secured by il. This proved to be correct by the court sanc­
lioning rates which show the lollowing order: examination of witnesses by lhe judge 
(53 %), interrogalion of suspects by the judge (61 %), search (70 %), confiscation (71 
%) , and warrant of arrest (94 %). With the warrant of arrest, however, one must. not 
exclude the possibility !hat the high sanctioning rate is not only based on the possibi"e 
attainment of evidence but also on the fact !hat warrants of arrest are 0nly applied for 
In cases which appear to be especially promising. 

Some interesting facts turned up In regard to the relationship between the outcome of 
the main proceedlngs and the number of witnesses examined during the main trial. The 
sanctioning rate amounted to 67 % for one examined witness, it decreased for 2 to 3 
witnesses to 49 %, and rose for 4 to 10 wilnesses to 76 %; it reaches its peak for more 
than 10 wltnesses at 9 5  %. However, this result may overlap wilh the general extent 
of the case due to the fact !hat when lhe latter increase, thJ) sanctioning rate also 
rises. 

A very significant means of evldence was the confession of lhe accused. When the 
accused did not confess, then a conviction resulted in only 58 % of the cases; the 
conviction rate rose lo 84 % when accompanied by a partial confession and even to 
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93 % by a full confession. 

8.2 Motions by the Public Prosecutor's Office and the Defense and the Sentence 

There exisls a great deal of accordance between the molions of lhe public proseculor 
and lhe decision of the court. The court followed the peli!ions of the public prosecutor 

in the case of 178 of the 222 accused persons (= 80 %). Only 3 accused persons (= 1.4 
%) received a more unfavorable decision than had been applied for by lhe public 
prosecutor's office. 

In the 152 cases in which the public prosecutor's office had moved for conviction and 
in which a conviclion resulted, a high degree of accordance between the motions of 
the public pr�secution office and the sentence of the first instance (N = 101 = 66.4 %) 

was revealed. Differences between lhe motion of the proseculion and the sentence 
usually are in favour of the accused (41  cases = 27.0 %; greater severily, on lhe other 
hand, only in 10 cases = 6.6 %). 

Especially high is the accordance in lhe area of fines. Here lhe courts in 52 of 53 ca­
ses (= 98 %) followed lhe molions of the public proseculor's office. Concerning prison 
terms wilh probalion, a high degree of accordance could be ascertained ( 17 of 19 

cases = 8 9  %). 

As could be expec!Etd, lhe accordance belween the molions of the accused, in other 
words, his defense counsel, and the sentence was less. The degree of accordance is 
sometimes difficull to ascertain because ollen no molion or no definite motion is 
moved for on the side of the accused (this was the case for 60 defendants). The de­
cision whether lhe accused was to be senlenced revealed an exceptionally high 
accordance when the absence of motions was not regarded (80 out of 154 cases = 

52 .0 %). In regard to lhe sentence, the degree of accordance was more limited. 

8 .3 The Award of Punishment in White-collar Crime Proceedings 

The framework of the award of punishment is deflned by lhe individual consliluent 
facls of the penal code and other penal laws. In several sections of the criminal code 
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the court has no choice between a fine and imprisonment. When the possibility to 
chose does exist - as is the rule - the extent of proceedings is decisive for the choice 
of sanctioning style. Convicted persons who were sanclioned wilh imprisonment are 
responsible on the average for 10.4 individual cases while those persons who were 
sanctioned with fines had commilted only 1.6 individual cases. Under legal aspects as 
weil, the cases of those who were sanclioned with imprisonment are more complex 
than the cases of those who were sanclioned with fines. For imprisonment cases, 

there are, on the average, 2.18 different seclions of the criminal code ciled in the 
sentence; however, for cases of fines, there are only 1.60 different seclions. 

In addition to the legislators' evaluation of seriousness, which finds ils expression in 
the lower and upper limits of the sentence, and the seriousness of the case as mea­
sured by the number of individual cases as weil as the legal complexity, damage 
amounts also play a role for the cho\ce of sanclion. The form of sanclion tends to 
lncrease with rising damage. 

Consldering the extent to which the judges approach the lower. (0 %) or upper ( 100 %) 

limits of the legally prescribed sentence, it can be noticed !hat the courts, in ac­
cordance with previous criminologii:al lindings, prefer to stay at the lower limit. When 
the court had a choice between a fine or imprisonment, the court imposed fines in the 
order of 13 % of the legally prescribed sentence. In the case of imprisonment, the 
average sentence amounted to 28 .5 % of the legally prescribed sentence. On the 
other hand, when the court was legally bound to impose imprisonment, it stayed even 
closer to the lower limit possible (9 .3 %). 

In the case of prison terms the extent to which the sentence exhausts its legal limits 

neilher with the number of individual cases nor with lhe number of case facls which 
were the basis for conviclion. The same applies lo fines for lhe number of case facts, 
but not for the number of Individual cases where with an increasing number of cases, 
the average exhaustion of legal limits rose. 

Regarding characteristics of convicled persons, it appears !hat when the sanction is 
chosen, the more highly educated convicted persons were favoured by being given 
shorter prison terms. 
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There exists no relalionship belween a previous conviclion and the conviclion ilsell, 
bul a previous conviclion was ol some significance regarding the penal measure. While 

45 % ol lhose persons who had not been previously convicled received fines, the 
same was true for only 16 % ol lhose who had been previously convicled (ol the 15 
accused persons in whose cases an ascerlainment ol previous conviclions was 
dispensed wilh, 80 % received fines). II previous conviclions are pertinent, then the 
rate of imprisonment is higher than in the opposile case. Fines are still imposed lor one 
and !wo pertinent previous conviclions while only imprisonment is imposed in cases 
wilh lhree and more relevant previous conviclions. In regard to the frequency of 
previous conviclions, a decrease in the rate of lines can be eslablished with increasing 
frequency ol previous conviclions. In the case ol more lhan 6 previous conviclions, no 
fines at all were imposed. The highest penalty of previous conviclion was connected 
to the penalty in the present proceeding. Those accused persons who were lined 
before, received a line again in 36 % ol the cases, while persons who were sentenced 
to imprisonment wilh probation received fines in only 17 % of the cases. Accused per­
sons who were previously sentenced to imprisonment wilhout probation never again 
received lhe lesser penalty, namely, a fine. 

8.4 Probalion 

For the granling ol probation, the scope ol the case seems to be important. Probalion 
ls less lrequently granted as the number of individual olfenses increased per convict. 
In regard to lhe amount of damage, similar observations may be made. For damages ol  
up to 250 ,000 DM, the rate of probations amounled lo 70 %, while for damages above 
250 ,000 DM il dropped about to 39 %. 

The number ol previous conviclions proved to be important. II the convicled was pre­
viously convicled, the probation rate came to only 46 %, while when previous convic­
lions were absent, il rose to 69 %. Convicled persons whose previous convlctions 
were based on white-collar crimes received probation more frequenlly than accused 
persons whose so-called · classical criminalily was the subjecl ol the previous convic­
lion. These findings could strenglhen the hypothesis which states !hat while-collar 
crime is looked upon as a "gentlemen's crime" more ollen than those offenses whlch 
cannot be classified as white-collar crime. 
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A certain criminal abslinence, which is revealed by the time between lhe last con­
viclion and lhe present court proceedings, is also signilicant lor granling ol probalion. 
II lhe year ol lhe last conviclions were between 1972 and 1974, lhen only 25 % of 
those who had been given sentences ol imprisonmenl were placed on probalion; when 
the last convicllons were between 1969 and 1971, the rate rose lo 33 %; when all of the 
previous conviclions were belore 1969 ,  all persons were pul on probalion. 

The highest penalty in a previous conviclion is also related to lhe imposition of pro­
balion also: previously convicled persons wilh lines oblained probation in lhree-quar­

ters of the cases, bul only 30 % of delendents who were previously sentenced to 
lmprlsonment wilh probalion, and those previously sentenced to imprisonment without 
probation in only 20 % of the cases. 

9 ,  Appeal Procedures 

The results ol lhe lile analysis in regard lo appeal procedures are only a kind of se­
condary resull which cannol claim lo be representalive since, a somewhal signllicant 
number ol liles were not included in the study due to the lacl !hat the cases were not 
yet closed. 

A total of 86 cases of appeal could be ascertained, 01 these 55 were closed, This was 
more lhan average in cases where lhe sentence of the lirst instance was a fine, and 
lhe subjecl matter of the case was neither especially serious nor extensive, Sixly 
appeals {= 69 .8 %) were applied lor by convicted persons; in 8 cases {= 9 ,3 %) lhe 
public proseculor's office applted lor an appeal simultaneously, whereas lhe public 
proseculor "s office applied lor an appeal alone in lhe rest of the 18 cases (20 ,9 %). 
Appeals applied for by the prosecutor's olfice were frequent when the accused was 
acqullted, To the contrary, an appeal by the accused was frequent il he was sen­
tenced to imprisonment, 

Forty-nine percent ol the appeals were petilions, 43 % revislons, and only 7 (8 %) ol 
the appeals were not classilied, 

Appeals were filed more than average against acquiltals and fines. Revisions, on the 
other hand, were applied for In cases of sentence of imprisonment. 
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Because ol the low number ol cases, the "success" ol the appeals can only be ascer­
tained In tendency. The publlc prosecutor's ollice as the Initiator ol the appeal "lm­
proved" its positlon in 3 out ol I I cases. The accused "improved" his posilion In 18 out 
ol 36 cases and did not diminish it in the remaining 18 cases. In connection to the 
liling lor an appeal by the public prosecutor's olflce as weil as by the convicted per­
sons, the accused was never worse oll, better oll in one case, and In 6 cases his po­
sition was unchanged. 

10. Summary ol the Results 

The study ol the liles illustrates - while simultaneously taking into consideratlon the 
lindings ol the studies ol the organizalion ol the public prosecutor's olflce - the extent 
and reasons lor the selection procedures within white-collar crime legal proceedings. 

Only a quarter ol all accused persons are punished - even though to different extents. 
On an individual level, there are olfense-specilic as weil as olfender-specilic diller­
ences; rules ol penal law themselves also have an elfect on the organization of penal 
proseculion. Various types of control In connectlon with the iniliating and processing of 
cases are already responsible for their resulls. The assumption of a social class­
specilic criminalization cannot be verified in proceedings against white-collar crimi­
nals, even though because of the wide range of offenses, members of all social clas­
ses are distributed quite evenly among the suspects. The popular thes[s according to 
which economic crimes are commilted primarily by the upper social classes, cannot be 
verilied lor the practice of German criminal Juslice. II one would - contrary to practice 
- restrict the concept ol white-collar criminality and limll lt to especially socially dan­
gerous behavior, a clear tendency towards higher social classes would result. In con­
sequence, the sanctioning rate would increase. The sanctioning program ol the police, 
the public prosecutor's ollice, and the court usually proceeds according to factually 
substantiated criteria, as on the one side given by the legislator and whose realizalion 

is allowed by formal procedure. lndictment and conviction rates mainly rellect the evi­
dence situation which results lrom the actual form of the case: the number ol indivi­
dual ollenses, the amount ol damage, the number of victims (and therelore posslble 
witnesses), the kind of contact between the suspect and victim, the duratlon ol the 
criminal act - all of which are signilicant lor sanctloning. Ollender-speciflc character­
istics must be dilferenliated • Characteristics such as the educational level of the sus­
pects have an elfect on the prosecutlon: lurthermore, the "discriminatlon" against less 
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educaled persons or againsl manual workers can be lactually explained, The com­
mission ol the act is ollen so simple !hat indiclmenl seems more likely lhan dismissal. 
Whal appears lo be more problemalic, on lhe olher hand, is lhe ollender-specilic 
characterislic ol the ascerlainment ol possible previous conviclions. Previously con­
vicled persons in all stages of lhe proceedings are worse oll lhan persons not pre­
viously convicled. The proseculor also considers !hat a previous conviclion is an 
indicalor lor the evidence silualion - such as when lhe accused commils lurther 
olfenses during invesligalive proceedings or lurlher investigations are made againsl 
him in a different conlext - lacts which appear to be unproblematic. 

Senlencing is legally pre-programmed by lhe prescribed sanclions bul lhe courl has, 
lirsl, the choice belween alternative penallies (fine/ imprisonment), and secondly, a 
wide lalilude to decide on lhe severily ol lhe punishment. In choosing the kind ol 
sanclion, acl-specilic faclors (damage etc.) carry a larger weighl lhan laclors relaling 
to the accused. In delermining lhe severily ol lhe penally, however, lhe courls are 
more likely lo locus on offender-specilic facts. As a rule, they stay wilhin the lower 
quarter of the lega,lly prescribed sentence. 

The ollen supposed preterenlial treatment ol while-collar criminals, as opposed lo of­
tenders of tradi!ional criminalily, does not exisl so much under quantitative points ol 
view. In bolh silualions, lhe public proseculor dismisses mosl cases anyway. In bolh 
cases, the proporlion ol execuled prison lerms is very minor. The poinl ol contenlion 
lies much more in lhe case of ollense-specilic selllement praclices; lor example, in 
lhe dilference belween a sentence lor shoplilling ol a given damage and lhe case 
wilh lhe same damage being dismissed because of insignilicance lor commerclal lraud. 
This has lo do wilh lhe trequenlly presented allhough not examined social-psychologi­
cal evalualion ol while-collar crimlnalily and wilh lhe well-meant specializalion ol lhe 

proseculorial organizalions. The everyday occupalion wilh criminal acts whose aver­
age amount ol damages lies belween a hall lo a lull million DM inevilably displaces lhe 
measures lor insignilicance and lherefore for punishabilily. The concentralion ol whi!e­
collar criminalily on specialized proseculorial aulhorilies also has a consequence. Be­
hind lhe legal reasons for dismissals, lhe real reason for dismissal ollen hides lhe dell­
cient prosecutorial capacily. Allhough lhey cannot be proved, similar assumplions can 
be supposed for lhe overburdened economic crime divisions. I I  lhese courts had a 
greater capacity, or il lhere were more of lhem, then lhe court of asslzes wilh I1s more 

limiled jurisdiclion would not be lefl wilh lhe responsibilily for sanclioning the largest 
part ol serious white-collar criminalily. 
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